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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröffne die 18. Sitzung des Wiener Gemeinderats. 

Entschuldigt für diese Sitzung sind Herr GR Mag Gudenus, Herr GR Hatzl bis 12 Uhr, Frau GRin Jerusalem, Herr GR Mag Kowarik und Frau GRin Martina Ludwig. 

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 00252-2007/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Heidemarie Cammerlander gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Im ORF Magazin "Am Schauplatz" vom 16. Jänner 2007 haben Sie davon gesprochen, dass eine Kommission eingerichtet wurde, die sich mit den Problemen der Spielsucht in Wien beschäftigt. Welche Personen sind in dieser Kommission mit welcher Zielsetzung tätig?) 
Ich ersuche um Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Das angesprochene Problem der Spielsucht wird zur Zeit von einer Expertengruppe überprüft und für eine politische Entscheidung vorbereitet. Unter vielem anderen wurden auch vom Wiener Drogenkoordinator Gespräche mit dem Therapiezentrum AS für Glücksspielabhängige und Angehörige Österreichs, Arbeitskreis Pathologisches Glücksspiel, aufgenommen, um sohin auch Vertreter der Betroffenen in diese Vorbereitungsarbeiten bereits einzubeziehen.

Darüber hinaus sind die betroffenen Geschäftsgruppen dabei, entsprechende Vorschläge zur Verbesserung der Situation im Bereich des Glücksspiels zu erstellen, einschließlich auch Vorschläge für eine Änderung des entsprechenden Gesetzes. Man beschäftigt sich sowohl mit den Themen von strengerer Vorgangsweise bei Konzessionierungen durch vermehrte Prüfung vor Ort, um die so genannte Überflutung zu vermeiden, als auch mit verschärften Kontrollmaßnahmen, zum Beispiel mit Schwerpunktaktionen, durch die zuständige Behörde und die Polizei, um dem Vorwurf der Manipulation nachzugehen. 

Derartige Überprüfungen durch die MA 36 finden selbstverständlich auch jetzt schon in verstärktem Ausmaß statt. Wie mir berichtet wurde, fanden in den Jahren 2006 und 2007 stichprobenartige Überprüfungen der Formalvoraussetzungen nach dem Wiener Veranstaltungsgesetz in 530 Fällen statt. Dabei kam es in weiterer Folge zur Versiegelung von insgesamt 62 Apparaten. In diesem Zeitraum erfolgten weitere 53 stichprobenartige Überprüfungen der gesetzlich vorgesehenen Höchsteinsatzgrenze von 0,50 EUR durch gerichtlich beeidete Sachverständige. 

Die laufenden Gespräche und Überprüfungen werden zu einem Ergebnis führen, das selbstverständlich dann auch einer politischen Gruppe vorgelegt wird, wozu ich einmal mehr auch den Landtag einlade, hier zu entsprechenden allfällig notwendigen Novellierungen des Veranstaltungsgesetzes zu kommen. 

Um es relativ einfach zu sagen: Diese Expertengruppe hat die Aufgabe, von der Sache her gesehen diese Arbeit, die hier, in Folge gesehen, zu leisten ist, vorzubereiten. Ich denke, dass binnen zwei Monaten diese Arbeit auch abgeschlossen werden kann und dass die Expertengruppe noch so eingesetzt werden kann, dass wir, so denke ich, spätestens im Herbst eine beschlussfähige Vorlage im Wiener Landtag haben werden - respektive Maßnahmen im Gemeinderat; ich will ja die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe nicht vorwegnehmen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: 1. Zusatzfrage, Frau GRin Cammerlander. 

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Bürgermeister. - Wenn das bis zum Herbst abgeschlossen sein soll, ist es möglich, dass wir auch zwischendurch über die Ergebnisse dieser Gruppe erfahren können? Das heißt, Zwischenergebnisse wie: Wer sitzt überhaupt aller drinnen? Sind das der Drogenkoordinator und die Spielsuchtgesellschaft, die eingeladen wurde? - Mich würde das schon interessieren, wer da mitarbeitet. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich würde vorschlagen: Lassen wir diese Arbeitsgruppe jetzt einmal arbeiten! Ich habe ja etwas getan, was ich ganz selten tue, nämlich in einer Fragestunde vom Rednerpult aus Fristsetzungen vorgenommen. Das passiert normalerweise ohnehin nicht, und Sie dürfen davon ausgehen, dass ich meinen Grund habe, warum ich das hier tue. Lassen wir sie jetzt in Ruhe arbeiten, und wenn die Ergebnisse vorliegen, dann werden wir das auch ordentlich politisch bearbeiten können. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Kenesei gestellt. (Ruf bei der ÖVP: Keine Zusatzfrage!) - Keine Zusatzfrage. 

Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Jung. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es wundert mich nicht, dass die ÖVP keine Zusatzfrage stellt. 

Herr Bürgermeister, Sie haben in dieser Sendung „Am Schauplatz" davon gesprochen, dass eine Kommission eingerichtet wird - wir hören jetzt, es ist eine Arbeitsgruppe. Aufgrund dieser Aussage haben wir gehofft, dass auch die Parteien in diese Arbeit mit einbezogen werden. Wir sehen nun: Das ist in dem Sinn nicht der Fall. 

Jetzt geht meine Frage nach der Konkretisierung des Auftrags für diese Arbeitsgruppe: Wollen Sie sich dem oberösterreichischen Antrag beziehungsweise der Einladung, die ja an die Bundesländer ergangen ist, anschließen, dass man das Glücksspiel gänzlich verbieten will - es gibt ja jetzt auch von der ÖVP-Kärnten Bestrebungen in diese Richtung, wie ich einem Pressedienst vorgestern entnehmen konnte -, oder wollen Sie lediglich eine Einschränkung in diesem Bereich? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich weiß, die Akustik ist ein bisschen schlecht – ich habe vorher auch kaum die Frage verstanden. Daher ist das wahrscheinlich auch der Grund, warum wir uns jetzt plötzlich hier missverstehen. Denn ich habe keineswegs gesagt, dass die Politiker hier ausgeschlossen werden sollen - ich kann mir auch schwer eine Gesetzesnovellierung ohne Politiker, also ohne Landtag vorstellen. Das wird sehr schwierig, nicht wahr? 

Aber diese Expertengruppe hat den Auftrag, die Situation zu durchleuchten und Vorschläge zu erarbeiten, was es hier zu verändern gilt, von den einfachen Tagesabläufen, also Kontrollverstärkungen, so wie sie im Übrigen zur Zeit ja auch schon stattfinden, wesentlich verstärkter als im Vorjahr - wir haben alleine in den bisherigen zwei Monaten in etwa so viel wie das letzte halbe Jahr 2006 an Kontrollmaßnahmen auch durchgesetzt, also wesentlich verstärkt, was auch zum Auffinden von wesentlich mehr illegalen Glücksspielautomaten geführt hat. Das ist alles außer jedem Zweifel, und ich berichte das auch hier wahrheitsgemäß, aber es geht darum, wirklich ein ganzes Paket zu schnüren. Selbstverständlich ist da diese Option aus Oberösterreich auch eine, die geprüft werden soll und die man sich dazu auch entsprechend anschauen soll. Und ich habe deswegen - ich wiederhole mich auch hier - Fristen gesetzt, damit dies, nach dieser sachlichen Vorbereitung durch die Experten, möglichst bald auch einer politischen Diskussion zugeführt werden kann. Denn ich habe keine Lust, diese Diskussion zu vertrödeln - das ist gar keine Frage. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die letzte Zusatzfrage kommt von Frau GRin Cammerlander. Ich bitte darum. 

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! Es war vor einigen Wochen ein Suchtsymposium des Anton-Proksch-Instituts. Da war der ärztliche Leiter der einzigen Spielsuchtklinik Österreichs, Prof Scholz, anwesend. Er macht sich sehr große Sorgen, und es ist auch wirklich erschütternd, denn Österreich wird tatsächlich überflutet mit Automaten!

Können Sie sich eine Überlegung dahin gehend vorstellen, dass man sagt, es gibt eine gewisse Grenze - um wegzugehen von einem gänzlichen Verbot -, es dürfen nicht mehr als soundso viele Spielautomaten aufgestellt werden, der Bevölkerungsanzahl entsprechend oder wie auch immer, dass man da ein Landesgesetz zusammenbringt? Denn ich glaube, dass man mit den Kontrollen gar nicht mehr nachkommen kann, wenn es diese Überschwemmung gibt, und vor allem hat die Spielsucht bereits die Suchtkranken von illegalisierten Drogen weit überholt, und es sind zum Großteil Jugendliche. Und ich sehe kaum eine Möglichkeit, bei dieser explodierenden Menge der Spielautomaten, die aufgestellt werden, alle diese Kontrollen auch wirklich durchzuführen. 

Also wäre es möglich, ein Landesgesetz zu schaffen, wonach in Wien nur soundso viele Automaten aufgestellt werden dürfen, die man dann auch tatsächlich auf Manipulation, auf Jugendschutz und alle diese problematischen Dinge hin kontrollieren kann? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Was ich Ihnen gerne zusage, ist, dass der Drogenkoordinator auch Gespräche mit Experten, auch mit den von Ihnen zitierten, führen wird, um zu einem vernünftigen Ergebnis zu kommen. Woran wir mit Sicherheit gebunden sind, ist EU-Recht. Und mir klingt da ein bisschen diese Forderung von Ihnen nach der Begrenzung der Taxikonzessionen im Ohr, die auch immer wieder gewünscht wird und die natürlich gemäß dem EU-Recht nicht möglich ist. 

Aber wie dem auch immer sei, es soll dies keine Ausrede dazu sein. Wir werden das uns in einem Bundesland Mögliche tun, um hier zu einer entsprechenden vernünftigen Lösung zu kommen. Wir werden uns, wenn es notwendig ist, auch an die Bundesregierung respektive an das Parlament wenden, um zu entsprechenden Initiativen zu kommen, falls hier nationales Recht verändert werden muss. - Sie können also sicher sein, dass wir uns da sehr bemühen, das Ganze im Rahmen zu halten und diese Überflutung zu vermeiden. 

Eine Frage des Verbots wird sicherlich auch vor dem Hintergrund zu sehen sein, dass wir ja beispielsweise in dem ganzen Themenfeld Schuldnerberatung auch mit entsprechenden Fakten konfrontiert werden – und deswegen wird es wahrscheinlich auch nicht zu einem Verbot von Kreditvergaben kommen können. Und die Frage der Restriktionen dabei ist natürlich auch wieder eine, wo man sehr vorsichtig sein muss, denn mir reicht Basel II, wenn es um die Frage geht, was es an Restriktionen bei Kreditvergaben gibt, die dann schon wieder wirtschaftsschädlich wirken. 

Ich will damit nur ein bisschen andeuten, dass auch dieses Themenfeld nicht ganz so einfach ist, wie man es gelegentlich auf den ersten Blick vermeint. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister.

Die 2. Anfrage (FSP - 00941-2007/0001 - KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und ist auch an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Wie rechtfertigen Sie die Intervention in Form einer Weisung samt Androhung von Disziplinarmaßnahmen an die Leiterin der Penzinger Außenstelle der städtischen Bücherei, im Rahmen einer Lesung neben dem Vortragenden Henryk Broder unbedingt auch eine[n] Vertreter[in] der Muslime an der Veranstaltung teilnehmen zu lassen, obwohl die Veranstaltung als Lesung und nicht als Podiumsdiskussion konzipiert war?) 
Herr Bürgermeister, ich bitte um die Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Da auch in dem aufliegenden Verzeichnis der Fragestellungen das „Sie" groß geschrieben ist, fühle ich mich auch persönlich angesprochen. Und da darf ich Ihnen mitteilen, dass ich mich für nichts zu rechtfertigen habe, denn ich habe dazu keine Weisungen erteilt, keine Anordnungen getroffen, keine Interventionen gemacht; auch mein Büro nicht, auch die Frau Vizebürgermeister nicht, auch ihr Büro nicht. Also liegt aus meiner Sicht heraus kein Rechtfertigungsgrund vor. 

Ich habe aber in Vorbereitung dieser Beantwortung, wiewohl ich nicht die Absicht habe, mich mit allen 4 260 Veranstaltungen, die in städtischen Büchereien stattfinden, im Detail zu beschäftigen, das in dem gegenständlichen Fall sehr wohl gemacht und habe auch den Bericht von Herrn Karl Pfeifer dazu gelesen, den ich seit mehr als 35 Jahren kenne und mit dem ich auch viele, viele mehr oder weniger fruchtbare Diskussionen geführt habe. Und da stelle ich fest, dass Veranstaltungen, die von einer Nebenstelle oder einer zusätzlichen Stelle in der Bücherei durchgeführt werden, natürlich auch in der Verantwortung des Einladenden liegen, und dieser kann natürlich dort letztendlich zu Diskussionen einladen, wen er will. So gesehen halte ich Interventionen, um auf ein Podium zu kommen, für extrem überflüssig. Das verhehle ich nicht. Im gegenständlichen Fall darf man es, kehrum, aber auch als völlige Normalität empfinden, wenn jemand aus einem Buch liest und sich dann Publikum zu Wort meldet. Und wenn Herr Pfeifer meint, hier seien abstruse Wortmeldungen gemacht worden und Co-Referate gehalten worden – nun, das kennen wir alle wahrscheinlich ebenso aus Hunderten und Tausenden Veranstaltungen, dass es immer wieder zu Wortmeldungen kommt, die man als abstrus bezeichnen könnte, oder was immer sonst.

Ich halte hier also fest, dass sich das für mich völlig im Rahmen einer Normalität einer Veranstaltung befunden hat, dass es keinerlei politische Interventionen gegeben hat und ich daher nicht weiß, wofür ich mich rechtfertigen sollte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn GR Dr Wolf. - Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Bürgermeister. - Die Wahrnehmung der Anwesenden war so, dass massiv interveniert wurde, um einen Vertreter der Initiative muslimischer ÖsterreicherInnen auf das Podium zu entsenden.

Die Frage daher: Wenn es - ich habe keine andere Antwort erwartet - keine Intervention im Sinne einer Weisung gegeben hat, wie stehen Sie prinzipiell zu dem Begehren, dass bei einer Lesung ein Vertreter der Initiative muslimischer ÖsterreicherInnen auf dem Podium Platz nehmen soll, um Ausgewogenheit zu signalisieren, wie argumentiert wurde?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich wiederhole mich, ich sage Ihnen genau dasselbe wie vorher: Wenn jemand jemanden einlädt zu einer Lesung aus einem Buch, und sei es ein von mir jetzt nicht zu wertendes Buch - denn das wäre ja, ehrlich gesagt, die viel interessantere Diskussion, die man eigentlich zu führen hätte, als die Frage zu stellen: Steht ein zweiter Sessel auf dem Podium oder nicht? -, dann obliegt dies ausschließlich der Verantwortung des Einladenden. Ich sehe, persönlich gesehen, überhaupt keinen und nirgends einen Automatismus, wenn ich einen Autor einlade, dass ich automatisch, wegen Ausgewogenheit, auch jemanden einladen muss, eine Gegenposition dazu zu vertreten. Ich meine, es ist ja auch Handke eingeladen worden, über seine Position zu Milošević zu reden, ohne dass irgendjemand eingeladen wurde, gleichfalls am Podium zu sitzen und hier eine Gegenposition zu vertreten - was ich ja für extrem diskussionswürdig halten würde, dass man da eine Gegenposition dazu einnimmt. 

Also ich halte von diesen Dingen gar nichts. - Aber dass es eine Diskussion auch mit dem Publikum und äußerst kontrovers gibt, halte ich für demokratische Normalität.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 2. Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Stefan. - Bitte schön.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Wir haben ja immer wieder den Eindruck, dass die Muslime mittlerweile eine Sonderstellung in dieser Stadt haben und daher besonders vorsichtig behandelt werden. Wenn Sie jetzt sagen, es hat hier keine Intervention gegeben, nehmen wir das natürlich zur Kenntnis. Aber ich muss trotzdem fragen, ob Sie nicht befürchten, dass ein derartiges Verhalten, wenn es stattgefunden hätte - und zumindest den Anschein hat es, dass hier aus irgendeiner Richtung Einfluss genommen wurde -, sehr wohl dazu führt, dass ein derartiger vorauseilender Gehorsam radikalen Muslimen Vorschub leistet und dem radikalen Islamismus daher den Weg bereitet.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Doktor! Das ist eine bemerkenswerte Frage. Man baut sozusagen einen Popanz auf, von dem man ja ohnehin schon selbst weiß und sagt, den gibt es gar nicht, aber fragt dennoch: Wie richten Sie Ihr Verhalten danach aus? oder: Beurteilen Sie so etwas nicht als Appeasement - würde Broder sagen - oder als vorauseilenden Gehorsam - sagen Sie -, oder wie immer auch sonst?

Ich sage Ihnen ganz offen und ehrlich: So etwas gibt es nicht! Für mich ist das alles gleich! Es gibt keinen vorauseilenden Gehorsam, gegenüber niemandem - weder den Muslimen noch der jüdischen Gemeinde noch irgendwelchen anderen Gästen, die zu uns kommen, noch irgendwelchen, die hier leben; egal, wie immer. Ich habe da dieselbe Haltung, die ich bei anderen Gelegenheiten auch vertreten habe, auch in einer Diskussion mit einem Vertreter Ihrer Partei: Mir ist es völlig egal, welche Hautfarbe ein Drogendealer hat - ein Drogendealer ist ein Drogendealer, wurscht, was, und der hat keinerlei Vorteile zu genießen, sondern die volle Strenge des Gesetzes auszufassen!

Und daher bitte ich Sie, davon Abstand zu nehmen, sich hier irgendwelche Gespinste dazu vorzustellen und mich dann zu fragen, was ich vom vorauseilenden Gehorsam halte. - Um es einfach zu beantworten: Gar nichts! Und ich bin auch nicht bekannt dafür, vorauseilenden Gehorsam auszuüben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau GRin Vassilakou. Ich bitte darum.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sie haben selbst gesagt, dass in städtischen Büchereien Hunderte von Veranstaltungen stattfinden. Die städtischen Büchereien sind allerdings Teil des Wiener Magistrats, deshalb meine Frage: Gibt es Richtlinien hinsichtlich der Einladungspolitik von städtischen Büchereien? Gibt es vielleicht Empfehlungen für die Art und Weise, wie solche Veranstaltungen abzuhalten sind, wann es vielleicht gescheiter ist, etwas als Lesung abhalten zu lassen, wann als Podiumsdiskussion? Oder kann wirklich, so, wie Sie es vorhin gesagt haben, jeder machen, was er oder sie will?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Nein, es gibt keine Richtlinien. Aber ebenso: Nein, es kann nicht jeder eine Veranstaltung in einer städtischen Bücherei abhalten, sondern natürlich obliegt das dem jeweils Verantwortlichen, im gegenständlichen Fall der Leitung einer derartigen Nebenstelle der Bibliothek, für eine solche Veranstaltung zu sorgen, aber auch die Verantwortung dafür zu übernehmen. Das ist selbstverständlich. Wenn ein Leiter einer solchen Nebenstelle beispielsweise jemanden einladen würde, der etwa aus „Mein Kampf" vorliest, eine Lesung hält, dann würde er erhebliche Probleme bekommen, und ich würde meinen, auch zu Recht. Aber ansonsten gibt es keinerlei Richtlinien dafür. 

Jeder wird natürlich schauen - und deswegen verstehe ich das auch -, dass man mit einem so polemischen Werk, wie es das gegenständliche von Broder ist, auch eine entsprechende Veranstaltung machen kann. Ich habe auch gar nichts dagegen, und es ist ja durch die Demokratie gewährleistet, dass dort natürlich auch Leute hinkommen, die nicht die Auffassung von Broder teilen, wie beispielsweise honorige Leute, die Österreichische Hochschülerschaft beispielsweise und andere, und dort halt auch ihre Diskussionsbeiträge dazu liefern. Das befindet sich für mich alles in einer demokratischen Normalität, und ich sehe eigentlich nicht den geringsten Grund für irgendeine Aufregung. 

Es wäre ja, sage ich auch ganz offen, schon sehr viel interessanter, sich auch ein bisschen Gedanken über die Frage zu machen: Warum diese Aufregung? Warum diese Aufregung über dieses Buch, das ja immerhin schon vor geraumer Zeit erschienen ist, und zwar auch in einer gewissen zeitlichen Nähe zur Haltung Deutschlands und Frankreichs beispielsweise zum Irak-Krieg? Und da sollte man dann schon ein bisschen darüber nachdenken, welche Zusammenhänge auch da bestehen. Das wäre wahrscheinlich nicht ganz uninteressant.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister.

Die letzte Zusatzfrage zu dieser Frage kommt von Herrn GR Dr Wolf. Ich bitte darum.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Es wäre ja ganz interessant, Ihre Nebenbemerkung aufzugreifen und Ihre Position zu dem Buch von Broder: „Hurra, wir kapitulieren!" zu erfragen. Aber da das nicht Gegenstand der Vollziehung ist, werde ich diese Frage wohl nicht stellen. 

Ich will allerdings Folgendes nachfragen: Ihre Position der Freiheit der Diskussion ist nachvollziehbar. Sorgen Sie auch in Ihrer Fraktion, in der Sozialdemokratischen Fraktion dafür, dass alle Mitglieder dieser Fraktion es genauso sehen wie Sie, oder gibt es hier Interessensvertreter, die einen anderen Weg gehen, nämlich den der Intervention?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zunächst zu Ihrer konkreten Frage dazu: Ich bin ganz sicher, dass alle Mitglieder meiner Fraktion meine Position zur Freiheit der Diskussion vollinhaltlich teilen - das ist überhaupt keine Frage. Aber dass es Interessensvertreter jedweder Art gibt, die, sagen wir, für ihre Position ein gewisses Lobbying betreiben, die versuchen, natürlich auch bei Veranstaltungen ihre Positionen zu publizieren, veröffentlichen zu können - ob nun mündlich oder schriftlich, sei einmal dahingestellt -, das, denke ich, ist etwas, das fraktionsübergreifend zu beobachten ist. Und ich denke, dass es wahrscheinlich auch in unserer Gesellschaft etwas ist, was auch zu einer demokratischen Normalität zählt. Man muss ja diesen Interventionen nicht nachgeben - das ist ja dann die Kehrseite davon.

Die Vorbemerkung, die Sie gemacht haben, ist etwas, wo ich mir manchmal denke, unsere Geschäftsordnung ist schon ein bisschen hemmend. Wir führen hier eine Diskussion über eigentlich eine völlige Nebensächlichkeit, nämlich: Ist interveniert worden, dass bei einer Lesung ein zweiter Sessel auf dem Podium steht, oder nicht - ein Thema von erlesener Belanglosigkeit, im Grunde genommen. Wir führen eine Diskussion über die Frage: Ist es notwendig, wenn eine Veranstaltung mit der Lesung zu einem Buch stattfindet - ich sage jetzt nicht „provokativ" dazu -, dass zwangsläufig dort jemand eingeladen werden muss, um die Gegenposition zu vertreten?, also sozusagen die Freiheit der Diskussion - ein sehr viel ernsteres Thema. 

Das ernsteste Thema von allen wäre aber zweifelsohne, sich mit dem Buch von Broder zu beschäftigen, beziehungsweise mit vielen anderen, die zu dem Thema ja auch erschienen sind. Das ist etwas, was uns die Geschäftsordnung hier nicht erlaubt, aber in der Gesellschaft wird diese Diskussion trotzdem stattfinden – und jetzt sage ich dazu: Zu einem Buch, das nach Eigendefinition eine Polemik darstellt.

Und wenn man das Buch gelesen hat, was ich zweifelsohne ja auch getan habe - ich habe mir diese Mühe gemacht -, verschließt sich das ja auch nicht, dass es auch ein sehr polemisches Buch ist, das natürlich zwangsläufig entsprechende gesellschaftliche Diskussionen auslöst, nicht nur in Deutschland, obwohl es dort ja schon vor geraumer Zeit erschienen ist und in verschiedenster Form auch rezensiert wurde, äußerst kontrovers rezensiert wurde, sondern nunmehr auch in Österreich. Aber ich denke, dass es ja kein Zufall ist, dass ein ehemaliger „Spiegel"-Korrespondent dieses Buch zum damaligen Zeitpunkt veröffentlicht hat. Auch darüber wäre zu diskutieren. 

Aber ich gehe ja auch davon aus, dass auch Ihnen nicht alle Passagen gefallen, die darin enthalten sind, wenn er etwa ganz oben auf Seite 9 schreibt, eigentlich hätte er aufgrund seiner Biographie ein Terrorist werden müssen; nachdem er es aber irgendwie nicht geschafft hat, ist er Journalist geworden. - Ich glaube, dass so etwas Sie wahrscheinlich in besonderem Ausmaß schmerzt, wenn solche Thesen in dem Buch vertreten werden, und es charakterisiert vielleicht auch ein bisschen seinen Zugang dazu. - Hätte er noch mehr an innerer Distanziertheit und vielleicht auch Humor hineingebracht, dann hätte mir das Buch vielleicht wirklich gefallen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung dieser Frage. 

Der Fragesteller der 3. Anfrage ist, so sehe ich, nicht im Saal anwesend, daher kommen wir zur 4. Anfrage (FSP - 00949-2007/0001 - KFP/GM). Diese wurde von Herrn GR Anton Mahdalik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Ein muslimischer Arzt im Donauspital hat die Einrichtung eines eigenen Gebetsraumes für Muslime im SMZ-Ost gefordert und ist mit den sinnvollen und den Grundsätzen der Gleichbehandlung und der Sparsamkeit entsprechenden Plänen der Spitalsverwaltung zur Realisierung eines multikonfessionellen Andachtsraumes nicht einverstanden. Sind Sie als Gesundheitsstadträtin dafür, dass alle Religionen im Donauspital in dieser Sache gleich behandelt werden oder soll für die Muslime eine Zusatzkosten verursachende Einzellösung gefunden werden?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin nicht der Meinung, dass Einzellösungen getroffen werden sollen, sondern ich bin der Meinung, dass es sinnvoll ist, gemeinsame Andachtsräume für alle Religionsgemeinschaften, so das gewünscht ist und so das auch räumlich möglich ist, einzurichten oder zu führen, so wie das ja in vielen Spitälern schon der Fall ist. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die 1. Zusatzfrage kommt von Herrn GR Mahdalik. Ich bitte darum.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Dann sind wir hier einer Meinung, und es wurde auch gestern in der Sitzung der Donaustädter Bezirksvertretung ein dementsprechender dahin gehender Antrag der Freiheitlichen einstimmig beschlossen, dass im SMZ-Ost ein Mehrzweckraum errichtet werden soll, der erstens kostensparend und zweitens dialogfördernd ist. 

Unter diesen Gesichtspunkten möchte ich Sie fragen, ob Sie dafür sind, dass bei der Planung für das neue Spital in Floridsdorf auch eingeplant wird, einen Mehrzweckraum in dieser Art und Weise zu errichten, oder ob hier eigene Lösungen für verschiedene Konfessionen angedacht sind.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich bin auch hier der Meinung, dass es sinnvoll ist, unter Einbeziehung aller Religionsgemeinschaften einen gemeinsamen Raum zu machen, so das im Raumprogramm vorgesehen ist. Ich glaube, dass das sinnvoll ist. 

Wichtig erscheint mir nur, bei Ihrer Anfrage festzustellen, dass das kein Arzt des Donauspitals ist, sondern ein praktischer Arzt im 22. Bezirk, also kein Mitarbeiter der Stadt Wien, der das hier einfordert, wie Sie ja suggerieren. 

Wichtig erscheint mir auch, dass es eben um das Miteinander geht und dass es daher auch bei der Lösung um das Miteinander geht und dass ich genau dieselbe Antwort geben würde, wenn es sich um die Forderung nach einer buddhistischen oder sonstigen Einrichtung handeln würde. Und ich habe die Hoffnung, dass Sie mich das dann auch fragen würden, und nicht nur deshalb, weil hier ein einzelner Arzt - kein Mitarbeiter oder keine Mitarbeiterin der Stadt Wien - das für die Muslime fordert. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Korun gestellt. Ich bitte darum.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Können Sie uns sagen, in wie vielen Wiener Spitälern es derzeit multikonfessionelle Gebetsräume gibt? Und: Sind im Jahr 2007 weitere oder andere multikonfessionelle Gebetsräume für Wiener Spitäler geplant?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es gibt derzeit in fünf Spitälern multikonfessionelle Andachtsräume. Es sind derzeit keine geplant. Das kommt immer sozusagen auf die Frage der baulichen Möglichkeiten an. Ich bin jedenfalls dafür, dass wir bei etwaigen Neu- oder Zubauten multikonfessionelle Räume einrichten und nicht Räume, die bestimmten Religionsgemeinschaften gewidmet sind. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ekici gestellt. Ich bitte darum.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Frau Kollegin Korun hat eigentlich meine Frage schon vorweggenommen. Darf ich vermerken, dass es sinnvoll wäre, in allen Spitälern in Wien so einen multikonfessionellen Andachtsraum, Gebetsraum einzurichten und das schon sozusagen in der Planung zu berücksichtigen, weil der Wunsch sicher verstärkt werden wird.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! Ich glaube auch, dass das grundsätzlich sinnvoll ist. Im Sinne des seriösen Umgangs mit Wünschen und Anfragen muss ich aber sagen, dass es natürlich auf die Möglichkeit der Räumlichkeiten ankommt und dass ich jetzt keine zusätzlichen oder neuen multikonfessionellen Andachtsräume hier zusage oder auch in Aussicht stelle, wenn es räumlich in verschiedenen Bereichen nicht möglich ist. Wenn es möglich ist, wenn es gewünscht ist, denke ich, soll man unter Einbeziehung möglichst aller Religionsgemeinschaften darüber sprechen. Aber wir werden jetzt sicher kein Anbauprogramm für multikonfessionelle Andachtsräume machen. Das würde ich nicht für den effizienten Einsatz von Mitteln aus Steuergeld halten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. - Die 4. Zusatzfrage stellt Frau GRin Matzka-Dojder. - Ich bitte darum.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin! Aus Ihrer Beantwortung erkenne ich, dass Sie sich zu einer kultursensiblen Betreuung und Pflege in den Krankenhäusern des Wiener Krankenanstaltenverbundes und überhaupt bekennen. 

Meine Zusatzfrage ist: Wie ist im Krankenanstaltenverbund diese multikonfessionelle Betreuung der Patientinnen und Patienten, also mit den verschiedenen Bekenntnisgemeinschaften, generell geregelt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin! 

Es ist in den Wiener Krankenhäusern grundsätzlich so, dass bei den Aufnahmegesprächen mit den Patientinnen und Patienten die Patientinnen und Patienten befragt werden, ob sie Wünsche nach Betreuung im religiösen Bereich haben. Wenn sie das nicht wünschen und uns auch nicht ihre Religionszugehörigkeit sagen wollen, dann müssen sie das selbstverständlich nicht, aber wenn sie das wünschen, gehen wir hier auf alle Wünsche ein. Das betrifft selbstverständlich alle gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften. Und im Pflegegespräch und auch in der ärztlichen Betreuung ergibt sich dann sozusagen in einem sehr intimen Gespräch, weil das eine sehr private Sache ist, welche Auswirkungen das eben auch zum Beispiel auf die Frage der Verköstigung und andere Bereiche hat. 

Wichtig ist mir nur, dass selbstverständlich die Patientinnen und Patienten das nur angeben, wenn sie das angeben wollen, und dass niemand von uns aufgefordert wird, sein Religionsbekenntnis anzugeben, wenn er das nicht möchte. Das beruht selbstverständlich auf Freiwilligkeit.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung. - Der Fragesteller hat auf die 2. Zusatzfrage verzichtet.

Daher kommen wir zur 5. Anfrage (FSP - 00942-2007/0001 - KGR/GM). Diese wurde von Herrn GR Dipl-Ing Margulies gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Nach einem Gemeinderatsbeschluss vom 6. November 1998 wurde der Krankenhausstandort Maria-Theresien-Schlössel [MTS] aufgelöst und ins Otto-Wagner-Spital übersiedelt, wobei für die erforderliche Generalinstandsetzung 31,32 Millionen EUR genehmigt wurden. Zwei Jahre später berichtete die Rathauskorrespondenz von Übersiedlungs- und Renovierungskosten von 24,8 Millionen EUR, was eine Einsparung von 6,5 Millionen EUR gegenüber dem ursprünglichen Beschluss bedeutet. Im Schreiben [GED-21/96/BGD] vom 29. Jänner 2004 von GD-KAV Eugen Hauke an den damaligen Leiter der MA 15A Peter Hacker ersucht Generaldirektor Hauke um Überweisung des Verkaufserlöses des MTS "als Abgeltung der bereits getätigten Betriebsausstattung" für die Übersiedlung des MTS in Höhe von 6,9 Millionen EUR. Weshalb wurde der seit 6. November 1998 bestehende Ausgabenrahmen für die 
Übersiedlung des MTS ins Otto-Wagner-Spital nicht zur Gänze ausgenutzt, sondern auf das Stiftungsvermögen der Rothschildstiftung zurückgegriffen?) 

Ich bitte um die Beantwortung. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Einmal mehr freue ich mich, dass Sie mir mit Ihrer Anfrage die Möglichkeit zu Richtigstellungen von von Ihnen schon mehrere Male in den Medien kolportierten Behauptungen geben. 

Ich darf daran erinnern, dass der Gemeinderat mit Beschluss vom 6. November 1998 beziehungsweise vom 29. September 2000 genehmigte Ausgabenrahmen in der Höhe von 31,32 Millionen EUR für die Generalinstandsetzung der Pavillons im Otto-Wagner-Spital für die Behandlung und Betreuung neurologischer Patientinnen und Patienten aus dem abgesiedelten Maria-Theresien-Schlössel beschlossen hat. Dieser Wert stellt einen Bruttowert, das heißt, inklusive der Mehrwertsteuer, dar. 

Im Zuge der Unternehmenswerdung des Wiener Krankenanstaltenverbundes mit Wirkung vom 1. Jänner 2002 wurde das Rechnungswesen des KAV im Sinne der handelsrechtlichen Erfordernisse auf Nettowerte eingerichtet. Das im November 2002 in der Rathauskorrespondenz angeführte Investitionsvolumen für die oben genannten Objekte stellt somit einen Nettowert zu diesem Stichtag dar. Der von Ihnen in der Anfrage genannte Differenzbetrag basiert daher auf einem Vergleich einer Bruttosumme mit einer Nettozwischensumme. 

Zu Ihrem Vorwurf der unrechtmäßigen Verwendung von Stammvermögen einer Stiftung ist mir folgende Klarstellung wichtig: Laut Stiftsbrief der Nathaniel Freiherr von Rothschild'schen Stiftung für Nervenkranke vom 4. Februar 1900 sind aus den jährlichen Zinserträgen des damaligen Stammkapitals Anstalten für Nervenkranke zu errichten und zu erhalten. Aus den Erträgnissen des Stammkapitals, ab 1905 jährlich zirka 800 000 Kronen, wurden die Krankenhäuser Rosenhügel 1910 bis 1912 und Maria-Theresien-Schlössel 1912 bis 1914 errichtet und betrieben. 

Das Stammkapital ist durch die entschädigungslose nationalsozialistische Enteignung verloren gegangen. Bei der Wiedererrichtung der Stiftung und dem unveränderten Wiederinkraftsetzen des Stiftsbriefs mit Beschluss der Wiener Landesregierung vom 24. Juli 1956 bestand das Stiftungsvermögen nur mehr aus den beiden Krankenanstalten samt dazugehörigen Liegenschaften. 

Anlässlich der Wiederinkraftsetzung des Stiftsbriefs wurde keine Umwidmung der Liegenschaften in das Stammvermögen vorgenommen. Eine solche Umwidmung ist bis heute nicht erfolgt. Die Liegenschaften waren daher ab ihrem Erwerb durch die Stiftung bis heute sonstiges Stiftungsvermögen und kein Stammvermögen.

Nach der Übersiedlung des Krankenhauses Maria-Theresien-Schlössel in das Sozialmedizinische Zentrum Baumgartner Höhe standen die Gebäude der ehemaligen Krankenanstalt leer. Ein Nachnutzer für den Weiterbetrieb des Krankenhauses im Sinne des Stiftungszwecks konnte nicht gefunden werden. Die Liegenschaft Wien 19, Hofzeile 18 bis 20 wurde von der Stiftung samt den darauf befindlichen Objekten an die Stadt Wien zu einem Kaufpreis von 6,68590074 EUR verkauft. 

Eine Erfüllung des Stiftungszwecks laut Stiftsbrief kann in heutiger Zeit nur mehr teilweise in Form eines Zuschusses zu den Errichtungs- und/oder Betriebskosten an Dritte, die die Nachfolgekrankenanstalten errichtet haben und betreiben, erfolgen. Zu diesem Zweck konnte der Verkaufserlös zur Gänze als Zuschuss der Nachfolgekrankenanstalt Otto-Wagner-Spital zur Verfügung gestellt werden. Dies entsprach dem Stiftungszweck. 

Die zweckmäßige Verwendung der Mittel aus der Rothschild-Stiftung wurde der Stiftungsverwaltung vom KAV durch Übermittlung der entsprechenden Konzepte, Pläne und Rechnungen nachgewiesen. Im Übrigen war die Zustimmung des außerordentlich erfahrenen, pflegschaftsgerichtlich als Kurator der begünstigten Patientinnen und Patienten der Rothschild'schen Stiftung bestellten Rechtsanwalts, Herrn Dr Michael Graff, gegeben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Zusatzfrage, Herr GR Dipl-Ing Margulies, bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Ich würde mich ja freuen, wenn Sie dann der Aktuellen Stunde beiwohnen würden, denn es ist natürlich jetzt nicht die Möglichkeit zur inhaltlichen Auseinandersetzung gegeben. Eine Bemerkung nur vorweg: Auch 1998, als der Beschluss gefasst wurde, war schon das GSBG in Kraft. Selbstverständlich war auch zum damaligen Zeitpunkt davon auszugehen, dass von der Mehrwertsteuer de facto 90 Prozent im Sinne der Vorsteuer wieder abgezogen werden können und refundiert werden, wie es auch beim Krankenanstaltenverbund der Fall ist. Das heißt, der Verweis auf die unterschiedliche Brutto- und Nettobudgetierung ist insofern unrichtig zur Aufklärung der Differenz. 

Ein zweiter Punkt, der mich offenkundig jetzt ein bisschen stutzig gemacht hat, ist, dass Sie jetzt ganz offen zugeben: Die Wiener Landesregierung beschäftigt sich mit Sachen, die sie nichts angehen. Denn wenn das Maria-Theresien-Schlössel nicht Stiftungsstammvermögen ist, dann braucht es ja keinen Beschluss der Landesregierung als Stiftungsbehörde, dann hätte es keines pflegschaftsrechtlichen Beschlusses im Sinne einer Aufforderung als Stellungnahme bedurft, dann hätten Sie ganz einfach gesagt: Stiftung, mach!

Nichtsdestoweniger: Ich gehe davon aus, dass bis zum Beschluss am 11.11.2002 - vielleicht hat sich tatsächlich die Rechtslage oder die Rechtsinterpretation nachher geändert - sowohl die Landesregierung als Stiftungsbehörde als auch die Stiftungsverwalter der Ansicht waren, es handle sich um Stammvermögen.

Ganz konkret an Sie daher die Frage: Haben Sie vor diesem Zeitpunkt, wo alle noch davon ausgegangen sind, es wäre Stammvermögen, für sich persönlich eigentlich schon den Entschluss ernsthaft ins Auge gefasst, den Erlös aus dem Verkauf des Maria-Theresien-Schlössels tatsächlich direkt dem Krankenanstaltenverbund weiterzuleiten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich weiß nicht, was Ihre persönliche Frage dazu soll. Ich habe keine persönliche Beziehung dazu, sondern: Was meine Verantwortung dabei ist, ist, dafür zu sorgen, dass Beschlüsse, die in der Wiener Landesregierung - ob jetzt aus Ihrer Sicht korrekt oder nicht korrekt, sei dahingestellt – in diesem Zusammenhang gefasst wurden, auch ordnungsgemäß gefasst werden. Und daher kann ich die persönliche Fragestellung, die da formuliert wurde, in keiner wie auch immer gearteten Weise nachvollziehen. 

Für mich war in diesem Zusammenhang entscheidend, dass eine durchaus wertvolle Liegenschaft nicht ungenutzt stehen bleibt, dass ich Ruinen in diesem Bereich so wenig brauchen kann wie auch in anderen Bereichen, dass es letztendlich einen Lösungsvorschlag dafür gegeben hat und dieser Vorschlag auch die Zustimmung des Kurators gefunden hat, der es ja, wie wir wissen, wirklich nicht notwendig hat, uns hier irgendeinen Gefallen zu tun. - Das war für mich das Wesentliche dabei, und daher ist dieser Beschluss aus meiner Sicht auch korrekt. 

Aber es tut mir, ehrlich gesagt, ein bisschen leid, denn ich hätte mir eigentlich erwartet, dass Sie Ihre Bemerkung, die Sie in einer entsprechenden Aussendung öffentlich gemacht haben, nämlich: Enteignung jüdischer Stiftung - zum zweiten Mal wird enteignet!, zurücknehmen, denn das sage ich schon auch in aller Offenheit: Die nationalsozialistische Enteignung des Stammvermögens der Rothschild-Stiftung zu vergleichen mit der Vorgangsweise in einem demokratischen Rechtsstaat, wo Sie, wenn hier irgendetwas falsch gewesen wäre, vier Jahre Zeit gehabt hätten, eine entsprechende Verständigung der Staatsanwaltschaft vorzunehmen, das, kann ich nur sagen, halte ich wirklich für kühn. Und da sage ich jetzt bewusst: Auch als Sozialdemokrat habe ich das nicht notwendig, mir das gefallen zu lassen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich erwarte mir hier also eine Richtigstellung von Ihnen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Ing Mag Dworak. Ich bitte darum.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Bekanntlich gehört ja auch das Neurologische Krankenhaus am Rosenhügel zu der Stiftung – es ist ja auch der größere Anteil in der Stiftung. Ich habe eine Kopie eines Briefes der StRin Brauner, der damaligen Gesundheitsstadträtin, in Händen, die zu einem Nutzungskonzept Stellung nimmt, wobei sie in diesem Brief von „Nachnutzung" spricht. 

Für mich bedeutet „Nachnutzung", dass es die ursprüngliche Nutzung nicht mehr geben soll. Bedeutet das, dass das Areal am Rosenhügel verkauft werden soll?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Mir persönlich sind zur Stunde derartige Pläne nicht bekannt. Aber das ist auch wieder eine Frage dessen, was man sich anschauen muss im Zuge, generell gesehen, der ja von allen, insbesondere auch von der vorherigen und von der jetzigen Bundesregierung gewünschten Kosteneffizienz bei den Spitälern. Aber mir ist zur Stunde nichts bekannt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 2. Zusatzfrage von Herrn GR Dipl-Ing Margulies.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Der Zusammenhang mit dem Nationalsozialismus wurde von Ihrer Kollegin Klicka hergestellt. Ich habe von einer Enteignung gesprochen, und wenn Sie in der Aktuellen Stunde zuhören, werde ich auch herausarbeiten, weshalb ich davon spreche. 

Aber eine Vorbemerkung vielleicht: Eine Enteignung ist es dann, wenn man entgegen einem bestehenden Rechtsstand versucht, schon mit der Absicht, alle rechtlichen Fragen so umzuinterpretieren, dass man in Wirklichkeit dann auch noch unter Ausschluss der Öffentlichkeit das Geld einfach jemandem anderen überweisen kann. 

Die Rothschild-Stiftung ist eine Stiftung in der Verwaltung der Stadt Wien. Das Geld wird durch die Stadt Wien verwaltet, ist aber getrennt zu handhaben. Und wenn es in Wirklichkeit unrechtmäßig ausgegeben ist, dann ist das so, wie wenn ich jemandem Geld borge und sage: Pass auf das Geld auf!, und er gibt es aus. - Das ist einfach nicht in Ordnung. Und wenn es sich um eine Größenordnung handelt wie bei der Rothschild-Stiftung, dann ist das eine Enteignung.

Ich komme zurück zu meiner Frage - und das ist ganz wesentlich! -, wo Sie sie nicht beantworten wollten, weil es natürlich nicht um die ganz persönliche Einschätzung gegangen ist, sondern um die Einschätzung des Bürgermeisters und Politikers Michael Häupl. 

Zu einem Zeitpunkt, wo Stiftungsverwaltung und im Übrigen auch der Stiftungskurator, das Pflegschaftsgericht, die Stadt Wien selbst in ihrem Ansuchen beim Pflegschaftsgericht und dann die Stiftungsbehörde davon ausgehen, dass es Stammvermögen ist, kann man doch prinzipiell nicht davon ausgehen, dass man das Geld einfach durchschleusen kann! Daher konkret die Frage: Haben Sie schon vor dem Jahr 2002 die Absicht gehabt, den Erlös aus der Krankenanstalt Maria-Theresien-Schlössel - zu einem Zeitpunkt, wo alle davon ausgegangen sind, dass es sich um Stammvermögen handelt - direkt an den Krankenanstaltenverbund weiterzuleiten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst noch einmal: Ich glaube nicht, dass man Frau GRin Klicka da in dieser Form hereinziehen kann, denn der Titel heißt ganz eindeutig: „Die zweite Enteignung ...", und damit haben Sie diesen Zusammenhang hergestellt zwischen der nationalsozialistischen Enteignung und dieser Vorgangsweise, die vom Jahre 1998 beginnend in diesem Zusammenhang gewählt wurde - und nicht Frau GRin Klicka! Diese Ausrede lasse ich hier politisch gesehen auch überhaupt nicht gelten, und ich bitte um Verständnis, dass ich bei solchen Vergleichen besondere Sensibilitäten habe, und wenn sie ausgerechnet von Ihnen kommen, dass ich dann in doppelter Hinsicht Sensibilitäten entwickle. Ich halte das für eine Niederträchtigkeit, um das relativ eindeutig zu sagen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Was die Wiederholung Ihrer Fragestellung betrifft, so kann ich mich nur genauso wiederholen mit dem, was ich vorhin gesagt habe. Es geht nicht darum: Wenn Sie der Auffassung sind, dass es sich hier - was Sie hier zwar nicht gesagt haben, aber unterstellt haben - um eine Veruntreuung handelt, dann steht Ihnen der Weg zur Staatsanwaltschaft ja entsprechend offen. Ich frage mich nur, warum Sie es fünf Jahre lang nicht getan haben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister.

Wir kommen zur 6. Anfrage (FSP - 00940-2007/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Alfred Hoch gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Wien wird zu Lasten der Nahversorgung und letztlich auch zu Lasten der Arbeitsplätze mit überdimensionierten Einkaufszentren auf der grünen Wiese zugepflastert. Nun soll als Morgengabe für einen großen Konzern in Rothneusiedl ein Mega-EKZ mit mindestens 60 000 m² Verkaufsfläche entstehen – dies, obwohl das Projekt auch magistratsintern heftig umstritten ist. Wie rechtfertigen Sie dieses geplante Mega-EKZ vor dem Hintergrund der komplett fehlenden Verkehrsinfrastruktur und der von vielen Seiten massiv geäußerten Kritik?) 

Bitte um Beantwortung, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ein nächstes Thema, das vermutlich heute auch noch in entsprechender Ausführlichkeit diskutiert wird, weshalb ich jetzt versuchen will, mich mit einer möglichst knappen Antwort hier einzustellen.

Rothneusiedl ist eines der im Stadtentwicklungsplan STEP 05 ausgewiesenen 13 Zielgebiete, im Übrigen auch im Strategieplan entsprechend verankert.

Der Bereich Rothneusiedl wurde als Entwicklungsoption ausgewählt, weil er auf Grund der Nähe zu hochrangiger Infrastruktur Ansätze und Möglichkeiten für eine Entwicklung bietet. Das Zielgebiet umfasst ein zirka 105 ha großes landwirtschaftlich genutztes Gebiet zwischen ÖBB-Pottendorfer Linie, Rosiwalgasse, Himberger Straße, Stadtgrenze beziehungsweise S1. 

Bereits im STEP 94 wurde dieser Bereich als potenzielles Stadterweiterungsgebiet erkannt und ausgewiesen. Wichtige infrastrukturelle Maßnahmen wurden inzwischen fertig gestellt beziehungsweise sind in Bau oder in Planung. Nennen möchte ich hier stellvertretend die S1, die Pottendorfer Linie, das Güterverteilzentrum Inzersdorf Metzgerwerke, die U1-Verlängerung. 

Durch den Ausbau der Straßen- und Schieneninfrastruktur ist jedenfalls eine bedeutende Entwicklungsdynamik zu erwarten. Allerdings machen die breit gestreuten Grundbesitzverhältnisse - Stadt Wien, ÖBB, Stiftung und Private - für eine zielführende Planung grundstücksrechtliche Maßnahmen notwendig. Daraus ergeben sich folgende Entwicklungsziele, Strategien und Maßnahmen:

Als Ergebnis einer Studie wurde bereits die Errichtung eines Businessparks mit Schwerpunkt betriebliche Nutzung im Zusammenhang mit dem Güterverteilzentrum der ÖBB empfohlen. Durch die Entstehung eines stadtteilbestimmenden Parks, mindestens 10 ha, soll eine attraktive Adresse für Ansiedlungen aus der Technologiebranche geschaffen werden. Auch Sportanlagen für publikumsträchtige Sportarten werden als sinnvoll erachtet. Die Errichtung eines Einkaufszentrums/Fachmarktzentrums wird als vertretbar angesehen. 

Zur Umsetzung dieser raumplanerischen Zielsetzung ist vorerst der Aufbau einer Organisationsstruktur notwendig. Dieser wurde mit dem Zielgebietsmanagement bereits eingeleitet und im Rahmen der Stadtentwicklungskommission präsentiert. 

Seit November 2006 wird unter der Federführung der MA 18 an der koordinierten Entwicklung des Zielgebiets Rothneusiedl gearbeitet. Dabei wird das Ziel verfolgt, aufbauend auf einem abgestimmten Leitbild und einem Strukturkonzept noch im Jahre 2007 einen Masterplan zu entwickeln, der die Grundlage für weitere rechtliche Verfahren - SUP, UVP, Flächenwidmung und so weiter - bilden soll. Die notwendige Strategische Umweltprüfung - SUP - ist jedenfalls vor der Flächenwidmung durchzuführen. 

Es wird festgehalten, dass derzeit kein konkreter Antrag auf die Errichtung eines Einkaufszentrums vorliegt. Die konkrete Größenordnung eines Einkaufszentrums wäre erst im Zuge des Flächenwidmungsverfahrens zu bewerten, wobei ich hinzufüge: Es liegt zur Zeit überhaupt kein entsprechendes planerisches Projekt vor, das zu bewerten wäre. Deswegen handelt es sich auch nicht um einen Kaufvertrag, sondern um einen Optionenvertrag.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage stellt der Anfragesteller, Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung.

Im Optionenvertrag steht sehr wohl drinnen, dass die Möglichkeit besteht, ein riesiges Einkaufszentrum zu bauen. Die MA 18 hat sich bei Sitzungen gegen ein solches in diesem Zielgebiet ausgesprochen.

Jetzt wollte ich Sie in diese Richtung fragen: Dieses EKZ dürfte wahrscheinlich der Preis sein, damit die Wiener Austria wirtschaftlich überleben kann; sportlich werden wir es dann noch sehen. - Wie wird Ihre Argumentation sein, sollte dieses EKZ gebaut werden? Da ist die Größe egal, ob 100 000 oder 160 000 m²: Wie ist Ihre Argumentation gegenüber den Geschäftsleuten der betroffenen Einkaufsstraßen Simmeringer Hauptstraße, Meidlinger Hauptstraße und Favoritenstraße bezüglich des Umstands, dass Sie beziehungsweise die Stadt Wien dieses Einkaufszentrum forcieren? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal: Kehren wir einmal, bevor wir da wieder die Quadratmeter zu zählen anfangen, von denen heute ja keiner weiß, ob sie nun in der Tat so realisiert werden oder auch nicht, zum Prinzip zurück, was letztendlich der Zweck dieses Optionenvertrags ist. 

Wenn man sich - und Sie kennen die Gegend natürlich als ortsansässiger Gemeinderat, wenn ich das so sagen kann, noch viel besser als ich - die Gegend anschaut, dann kann man natürlich erkennen, dass dieses Gebiet zwischen der Südbahn mit all den von mir aufgezählten Imponderabilien, dem geplanten Ausbau der U1 - von der wir auch wissen, dass dies im Vorhaben längst auch dort drinnen enthalten ist und wir nur auf Grund dessen, dass wir die Entscheidung getroffen haben, die Wiener Messe neu zu gestalten, eine andere Reihung des Ausbaus der U-Bahnen vorgenommen haben -, der real existierenden S1, also der Autobahn im Süden von Wien, und dem heutigen realen Stadtrand als ein Entwicklungsgebiet, ein Developing-Gebiet für die Wirtschaft von exorbitanter Wichtigkeit ist. 

Es kann nicht sein - ich sage das in aller Offenheit -, dass auf niederösterreichischer Seite Betriebsansiedlungen erfolgen und auf Wiener Seite auf Fahnenparzellen die Bauern ihre Äcker bewirtschaften. Das, glaube ich, ist nicht wirklich ein wirtschaftsfreundliches und sinnvolles Unternehmen. 

Und das ist der Grund, warum ich - völlig unabhängig von meinem violetten Herzen, das hat mit dem überhaupt nichts zu tun - durchaus dieses Projekt befürworte, weil es sich zu einer Art Motor, natürlich auch dafür, entwickeln kann.

Wir haben heute eine Unzahl von Bewerbern, die am Südrand der Stadt eine Betriebsansiedlung machen wollen, Anker beispielsweise und andere. Das ist eine hochinteressante Geschichte. Ja, selbstverständlich wird es darunter auch Handelsbetriebe geben, so wie es sie in der Stadt auch immer gibt - ob es diese Größe sein muss, weiß ich nicht; ich kenne vorläufig auch keinerlei Berechnungen dazu. Und das ist ein Weg, den ich grundsätzlich für vernünftig halte. 

Ich meine, natürlich kann man mit der Austria auf dem Platz, auf dem sie zur Zeit steht, eine ganze Menge spötteln. Ich hoffe, dass sich das am Sonntag fundamental ändert und vielleicht dann nicht mehr so gespöttelt werden kann. Gegen die Tiroler haben wir uns halt leider in den letzten zehn Minuten das Gespöttel wieder eingehandelt - was mich schmerzt, das gebe ich zu. Aber das ändert nichts an der Tatsache, dass das nur eine völlige Randdiskussion ist. 

Die wirkliche Diskussion ist: Lassen wir uns diese Chance einer Entwicklung, die im Interesse auch der Wiener Wirtschaft ist, entgehen oder nicht? Das ist die wirkliche Frage. Und ich sage: Wir lassen sie uns nicht entgehen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Madejski gestellt. Ich bitte darum.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister, wir haben ja heute noch ausreichend Gelegenheit, zu diesem Thema zu sprechen. Und wie Sie wohl wissen - das muss ich schon eingangs erwähnen -, haben wir als FPÖ seit ungefähr 20 Jahren dieses Gebiet immer als Entwicklungsgebiet gesehen. Wir haben sogar als erste Fraktion zwei Varianten der U1-Verlängerung schon damals vorgestellt - noch unser Alt-Obmann Rainer Pawkowicz. Und daher sind wir froh, und das geht auch aus allen unseren Pressemeldungen hervor, dass hier raschest - es ist ohnedies schon sehr spät - gehandelt wird. 

Wenn hier in der Anfrage steht: „Morgengabe", dann ist eine andere Morgengabe auf Grund des Optionsvertrages - falls er überhaupt eingehalten wird und unterschrieben wird; das wissen wir nicht - selbstverständlich ja auch eine Sportstätte. So muss man das ja auch einmal betrachten! 

Daher meine Frage - das wäre wichtig für Wien -: Wenn diese Sportstätte seitens des Optionsnehmers, der dann den Kaufvertrag wahrscheinlich oder vielleicht unterschreiben wird, gebaut werden sollte, werden Sie sich dafür verwenden und einsetzen, dass das nicht nur ein reines Fußballstadion wird, sondern eine Multifunktionsarena, wie auf Schalke, zum Beispiel, wo man zwar jetzt ein bisschen mehr investieren muss, wo man aber dann Konzerte abhalten kann, andere Sportarten betreiben kann, wo das Stadion gedeckt werden kann und, und, und? Wenn man schon etwas Neues baut: Würden Sie sich dazu bereit erklären oder ist es auch in Ihrer Intention, dass Wien eine Multifunktionsarena in Rothneusiedl erhält? - Das wäre nämlich der Tupfen auf dem i in der Sportstadt Wien.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal halte ich fest und bestätige ich: Es ist in der Tat eine Kontinuität Ihrer Diskussion und Ihrer Diskussionsbeiträge über geraume Zeit hinweg festzustellen. Und es freut mich, dass man diese Linie nicht aus irgendwelchen vordergründigen opportunistischen Gründen verlassen hat. Wenn hier implizit angemerkt wurde, dass es reichlich spät ist, so sage ich da auch: Dem stimme ich durchaus auch zu. Denn hier hat zweifelsohne die ecoplus in Niederösterreich wesentlich forcierter darauf geschaut, dass das eintritt, was natürlich unter solchen infrastrukturellen Rahmenbedingungen auch eintreten muss, nämlich die entsprechende Verwertung im Hinblick auf Betriebsansiedelungen. 

Ich halte das im Übrigen ja auch für gut, dass Betriebsansiedelungen entsprechend optimal sowohl durch öffentlichen Verkehr als auch durch den Individualverkehr erschlossen sind, und dafür wird ja auch gesorgt beziehungsweise ist bereits gesorgt worden. - Also hier stimmen wir mit Sicherheit überein. 

Was die Frage eines Multifunktionsstadions betrifft, so ist diese für mich außer Zweifel, denn ich glaube, dass sich eine derartige Einrichtung - das trifft ja auch etwa für das Wiener Stadion zu - in erster Linie dann gut rechnen wird, wenn sie auch entsprechend multifunktional ist und insbesondere auch für Konzerte genutzt werden wird. 

Es wird uns nicht ersparen - das sage ich schon auch dazu -, die in Planung oder in Überlegung - sagen wir es korrekterweise einmal so - befindliche Multifunktionshalle zu errichten, denn die brauchen wir in erster Linie für das Kongresswesen und gar nicht einmal so sehr für den Sport. Denn die Multifunktionshalle wird zu etwa 25 Prozent durch Sport und Sportveranstaltungen genutzt werden und zu 75 Prozent durch den wirklich boomenden Konferenztourismus in Wien, füge ich hinzu - vielen sei Dank. Also um das auch klarzustellen: Das ist nicht ein Entweder-oder sondern ein Sowohl-als-auch. 

Und ich sehe überhaupt nicht ein, dass, wenn jemand kommt und sagt: Ich möchte ein Stadion, ein Fußballstadion bauen!, auch in etwa am Stadtrand, wie das in München der Fall ist, mit wesentlich besserer öffentlicher Verkehrsanbindung etwa, als das in München der Fall ist, das dann bezeichnet wird als eine Morgengabe für irgendeinen internationalen Großkapitalisten. Also, das kann ich wirklich nicht nachvollziehen. Es ist eher umgekehrt: dass wir eine Morgengabe bekommen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Die nächste Frage wird von Herrn GR Mag Chorherr gestellt. - Bitte schön.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! Es wäre jetzt reizvoll, über die Qualitäten verschiedener Morgengaben zu diskutieren. Da sind wir geschmacklich offensichtlich weit auseinander! 

Konkret zu diesem Projekt: Es ist ja nicht so - und da bitte ich, sich ein Zitat von Ihnen in Erinnerung zu rufen, das ich im Kopf habe -, dass Wahlkämpfe geballte Unvernunft sind. Lassen wir das jetzt einmal weg und unterschätzen wir nicht gegenseitig die Intelligenzen! Es ist ja nicht so, dass da jetzt jemand mit der Schatulle kommt und sagt, er hat irgendwie zu viel Geld und möchte ein Stadion bauen, sondern es ist schon unstrittig, dass dieses Stadion aus einem großen Einkaufszentrum finanziert werden muss. Ein Stadion ohne Einkaufszentrum gibt es dort nicht! 

Und jetzt spare ich mir die Argumente, die wir ohnehin dann ausführlich bringen. Weil es - worin ich Ihnen recht gebe - stadtentwicklerisch durchaus interessant ist, sowohl ein Stadion als auch eine andere Investition in der Stadt zu haben, frage ich Sie jetzt bewusst als Austria-Fan: Warum verhindern Sie ein Stadion zu einem Zeitpunkt 2011, indem Sie auf einen Standort beharren – Rothneusiedl -, der, wie ich dann in meiner Argumentation darlegen werde, niemals - auf Grund rechtlicher Bedingungen niemals! - 2011, 2012 oder 2013 fertig sein kann? Das ist unmöglich. - Vielleicht sind Sie ein verkappter Rapid-Fan - was ich nicht glauben kann -, denn das ist ja geradezu perfide, was Sie da treiben! (Heiterkeit.)

Dort, an diesem Standort, wird es - aus rechtlichen, aus raumplanerischen, aus allen Überlegungen – zu diesem Zeitpunkt weder ein großes Einkaufszentrum noch ein Stadion geben können! Warum weisen Sie, in Ihrer bürgermeisterlichen Möglichkeit - um das nicht feudal auszudrücken -, in Ihrer bürgermeisterlichen Kompetenz nicht an, Standorte zu finden, wo die Verkehrserschließung schon da ist und wo die Rahmenbedingungen besser sind? 

Also meine konkrete Frage: Sehen Sie Alternativen zu dem Stadion-Verunmöglichungs-Standort Rothneusiedl, um sehr wohl zu diesem Stadion zu kommen, vielleicht in der Tat, wenn die Austria 100-Jahr-Jubiläum feiert - ich glaube, das ist 2012 -, wo das Stadion vorher fertig sein soll? Das wäre durchaus reizvoll. Werden Sie das tun, oder beharren Sie auf der Verhinderung eines neuen Stadions, indem Sie es auf Rothneusiedl konzentrieren? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, die GRÜNEN haben es heute mit den Beleidigungen für mich. Das war die zweitgrößte Beleidigung, die ich heute hinnehmen musste, nämlich als verkappter Rapid-Anhänger dargestellt zu werden. (Heiterkeit.) Ich verhehle nicht: Sie schmerzt mich weniger als die vorherige. Das soll auch außer Zweifel sein. 

Aber, mit Verlaub gesagt, es ist die Feststellung ja richtig, dass wir da sehr weit auseinander liegen. Ich sehe das so nicht. Ich kann mich zwar nicht erinnern, dass ich jemals gesagt hätte, das muss 2011 fertig sein, das ist unerlässlich und unabdingbar, sondern es wird natürlich seinen rechtlichen Weg gehen, das ist völlig außer Zweifel. Aber ich sehe zur Stunde nicht wirklich eine Alternative. Natürlich hat man sich seinerzeit auch überlegt, wo es sonst gebaut werden könnte. Darunter waren Vorstellungen wie etwa, am Flugfeld Aspern das Stadion zu bauen. Es hat auch andere Vorschläge gegeben, die leider an dem Problem gelitten haben, dass man keine Trainingsplätze dazu machen könnte, und ein Stadion ohne Trainingsplätze scheint mir nicht besonders ... (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) - Auch der Kuratoriumsvorsitzende der Austria ist des Lesens mächtig und schaut, dass er vor allem auch hinkriegt, dass die Akademie endlich einen neuen und Austria-nahen Standort bekommt. Und daher werden wir das natürlich in dem Zusammenhang auch entsprechend lösen - einschließlich auch der entsprechenden Sportplätze. Um noch einmal darauf hinzuweisen: Es baut nicht die Austria dieses Stadion. Aber sie zahlt dafür und wird dies selbstverständlich im entsprechenden Einvernehmen tun. Und ich sage euch heute schon, dass die Akademie, die im Übrigen auch die MAGNA zahlt, natürlich entsprechend Austria-nahe angesiedelt werden kann.

Aber ich verstehe es schon: Du bist ein Austria-Anhänger, daher geht es in Ordnung, dass du dich entsprechend ereiferst. Dass du aber von wegen Austria-Feindlichkeit dieser Maßnahme ausgerechnet einmal mit Herrn Chorherr übereinstimmst, verwundert mich schon leicht! Darüber sollten wir uns einmal psychologisch unterhalten! Wieso kommst du zu einer solchen Diskussion mit einer grünen Krawatte? Das enttarnt und disqualifiziert dich für diese Diskussion! Hättest du eine ordentliche violette Krawatte, dann wäre das eine Rede dazu gewesen! Aber so ist das schlimm! 

Von den verschiedenen Alternativen für die Errichtung ist dieser Ort gewählt worden. Zwei Alternativen, nämlich das Horr-Stadion und das Hanappi-Stadion, sind ausgelassen worden. Das Horr-Stadion wurde im Hinblick auf die Verkehrsanbindung als suboptimal angesehen, was im Übrigen ja auch für das Hanappi-Stadion gelten würde, aber dorthin führt zumindest der öffentliche Verkehr, weshalb es entsprechend reizvoll wäre.

Ich sage hier noch einmal: Die Stadiondiskussion steht für mich gar nicht so primär in Vordergrund, und meine Funktion als Kuratoriumsvorsitzender der Austria ist nur schwerlich als eine Vollziehungsfunktion der Verwaltung der Stadt Wien zu betrachten. Ich fühle mich aber sehr wohl dafür verantwortlich, dass wir für den Südrand von Wien die entsprechenden Chancen wahrnehmen! Dieses Gebiet ist von zentraler Entwicklungsbedeutung für die Stadt, zumal jeder, der heute auch niederösterreichische Zeitungen liest, weiß, welche Vorhaben Niederösterreich auf der Südseite der S1 hat. Ich gehe davon aus, dass das in allernächster Zeit – hoffentlich! – ein konkretes Projekt werden wird, jedenfalls aber früher als viele andere, und dass wir das als Trägerprojekt dafür entwickeln können, dass wir in der Tat in einem vernünftigen Zeithorizont rechtskonform das Development des Südrands von Wien vornehmen. Warum man gegen dieses Vorhaben sein soll oder sein kann, ist für mich nicht nachvollziehbar! Das sage ich auch ganz offen.

Die Diskussionen, die wir etwa auch mit den Geschäftsleuten an der Favoritenstraße zu führen haben, ähneln jenen, die wir auch anderwärtig schon geführt haben. Ich erinnere an den 2. Bezirk, wo es solche Diskussionen gegeben hat, und an eine Reihe weiterer derartiger Probleme, für die wir im Einvernehmen mit der Wirtschaftskammer Lösungen gefunden haben, und ich denke, diese Lösungen stellen sich heute als gut heraus. Ich bin daher überzeugt, dass wir das auch für diesen Bereich schaffen können! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. Die letzte Zusatzfrage dieser Fragestunde wird Herr GR Hoch stellen. – Ich bitte darum. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Wir sind nicht gegen die Entwicklung dieses Gebietes, wir sind nur gegen die jetzige Vorgangsweise.

Ich komme da gleich noch einmal auf den Optionenvertrag zu sprechen: Ich meine, es ist sehr unüblich, dass in einem Optionenvertrag bereits fixe Grundstückspreise enthalten sind. – Daher meine Frage: Wären Sie bereit, dem Gemeinderat all ihre Vereinbarungen mit Frank Stronach beziehungsweise der MAGNA in Bezug auf die Entwicklung des Gebietes Rothneusiedl offen zu legen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es gibt keine Vereinbarungen außer diesem Optionenvertrag, und daher ist auch nichts offen zu legen, denn ich kann nicht etwas offen legen, was es nicht gibt. Im Optionenvertrag ist alles enthalten. Ich verweise auch darauf, dass es eine Valorisierungsbestimmung für diese Grundstückspreise gibt. Ob es klug gewesen ist, diese Bestimmungen gleich direkt hinein zu schreiben oder nicht, ist eine andere Frage; das will ich jetzt dahingestellt sein lassen. Aber selbst mit der Valorisierung ändert sich nichts an der Tatsache, dass wir damit eine Entwicklung einleiten, die uns in die richtige Richtung, nämlich in Richtung Development dieses Gebietes führt, und das in der unverbindlichsten Form, die es gibt, nämlich mit einem Optionenvertrag.

Jetzt werden wir uns ansehen, welche Projekte in der Tat, nicht zuletzt auch von der Firma MAGNA, dazu vorgelegt werden. Das ist der zentrale Punkt, das halte ich für das Wichtigste. Denn ich bin überzeugt davon, dass wir bei all diesen Diskussionen, auf welche von Herrn GR Madejski nicht zu Unrecht hingewiesen wurde, wahrscheinlich erst dann draufkommen würden, dass wir ein Development vornehmen müssen, wenn die Niederösterreicher bereits ihre Betriebshallen dort stehen haben. Und genau das will ich nicht! Ich will mich eher jetzt Vorwürfen aussetzen, wie Sie sie hier gerade erhoben haben, als mir in zehn Jahren anhören zu müssen, dass wir eine wesentliche Chance für die Wiener Wirtschaft versäumt hätten, denn das würde mir wehtun! 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der Fragen. Die Fragestunde ist damit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit folgendem Thema verlangt: „Die Rothschildstiftung und der jüdische Friedhof Währing – der nachlässige Umgang mit dem jüdischen Erbe.“

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Dipl-Ing Margulies, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, das seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte schön. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich bleibe dabei: Es handelt sich um eine Enteignung der Rothschildstiftung. (GR Heinz Hufnagl: Das gehört aber nicht zur Aktuellen Stunde!) Das gehört wohl eindeutig dazu! (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Zur Sache!) 

Zwei Bezugspunkte ergeben sich noch zur Fragestunde.

Erstens: Im Wirtschaftsplan und im Jahresabschluss des Krankenanstaltenverbundes sind Bruttobeträge ausgewiesen, und gleichzeitig wird die GSBG-Beihilfe tatsächlich als Einnahme dargestellt. Wenn sich jetzt im Nachhinein herausstellt, dass Frau Pittermann damals wahrscheinlich als Einzige in der Geschichte von einem Nettobetrag von 24,8 Millionen gesprochen hat, dann muss man sagen: Das entspricht brutto ob der GSBG-Beihilfe 25,2 Millionen EUR, es fehlen also immer noch knappe 6 Millionen EUR! – So viel zur Richtigkeit der Darstellung des Herrn Bürgermeisters!

Zweite Feststellung: Warum haben wir die Sache nicht vor vier beziehungsweise fünf Jahren der Staatsanwaltschaft übergeben? – Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Im Gegensatz zu Ihnen liegen für mich nicht alle Aktenstücke offen und ich kann nicht jederzeit Einsicht nehmen! Es ist tatsächlich so, dass ich betreffend Rothschildstiftung erst vor zwei Monaten informiert wurde! Und ich wollte tatsächlich der Gemeinde Wien und auch Ihnen die Möglichkeit geben zu sagen: Ja, wir haben Blödsinn gemacht, wir geben das Geld wieder zurück!

Sie aber bestehen darauf, dass Sie rechtmäßig gehandelt haben, und insofern halte ich es für bedauerlich, dass Sie in der Fragestunde nicht einmal imstande waren, auf eine einfache Frage zu antworten, nämlich auf die Frage: Haben Sie schon im Jahr 2001 die Entscheidung getroffen, dass der Erlös aus dem Verkauf der Rothschildstiftung an den Krankenanstaltenverbund geht? – Ich halte das für bedauerlich, denn wenn sich herausstellte, dass diese Entscheidung von Ihnen schon ein Jahr vorher getroffen wurde, dann würde das in Wirklichkeit bestätigen, dass lang andauernd geplant war, den Erlös direkt weiterzuleiten, obwohl dafür keine Rechtsgrundlage vorhanden ist.

Nun komme ich zu dem Punkt, warum keine Rechtsgrundlage vorhanden ist: Es gibt eine umfangreiche Chronologie, beginnend mit Papieren aus dem Jahr 1996 betreffend die erste Amtsbesprechung. Weiter geht es 1997, als die MA 62 das als Stammvermögen bezeichnet hat. 1998 hält die MA 62 noch einmal ausdrücklich fest, dass es sich bei der gegenständlichen Liegenschaft um Stammvermögen handelt. 1998 sagt auch der damalige Generaldirektor-Stellvertreter Kaspar, dass der Kaufpreis als Teil des Stammvermögens anzulegen wäre und die Erträgnisse dem Krankenanstaltenverbund zugute kommen sollen. Im Jahr 2000 spricht Generaldirektor Hauke selbst davon, dass nur die Erträgnisse dem Krankenanstaltenverbund zugute kommen sollen.

Aber anscheinend heiligt der Zweck die Mittel, und anderen ist das ganz egal: Basierend auf einem Ersuchen der Stiftungsverwaltung kommt es zu einem Beschluss des Pflegschaftsgerichtes. Das Pflegschaftsgericht stimmt zu, dass der Erlös aus dem Verkauf des Maria-Theresien-Schlössels dem Stammvermögen zufällt und die Erträgnisse daraus dem Maria-Theresien-Schlössel neu zugute kommen. Auf Basis dessen fällt die Stiftungsbehörde eine Entscheidung. Und obwohl bis zum Verkauf eindeutig klargestellt ist, dass es sich um Stammvermögen der Rothschildstiftung handelt, wird schon bei der Bezahlung des Verkaufspreises versucht, das Geld direkt an den Krankenanstaltenverbund weiterzuleiten. (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist ein Vorwurf der Veruntreuung! Das ist ungeheuerlich!)

Herr Bürgermeister! Diese Zustände sind ungeheuerlich! Die Stadt Wien bedient sich einfach an fremdem Vermögen, und ich glaube allen Ernstes, dass das nicht in Ordnung ist! (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Warum ergehen bei der Bezahlung des Maria-Theresien‑Schlössels an die Rothschildstiftung sieben unterschiedliche Verkaufsorder beziehungsweise Order, auf welches Konto überwiesen werden muss? Warum werden gleichsam fast im Minutentakt neue Order gegeben, bis diese Versuche am 7.3. tatsächlich eingestellt werden? 

Herr Bürgermeister! Sie verlassen jetzt den Sitzungssaal, aber Sie haben mich de facto quasi aufgefordert, eine Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft zu richten. Und das werde ich auch tun! Vielleicht kann die Staatsanwaltschaft tatsächlich die Rechtslage klären! An der politischen Inkompatibilität, mit der Sie agiert haben, ändert das aber überhaupt nichts!

Sie weigern sich in der Fragestunde, Antworten auf ganz klare Fragen zu geben, etwa auf die Frage: Wann hat der Herr Bürgermeister das entschieden? – Der Bürgermeister weigert sich, wie gesagt, darauf eine Antwort zu geben. Jetzt könnte man glauben, 2001 ist noch gar nichts geschehen. Wahrscheinlich hat der Herr Bürgermeister aber schon im Jahr 2001 entschieden, dass das Geld einfach an den Krankenanstaltenverbund durchgereicht wird. Und die Stiftungsbehörde ist tatsächlich wegen nichts tätig geworden, denn es handelt sich ja nicht um Stammvermögen. Die Landesregierung beschäftigt sich mit nichts! Sie beschäftigt ihre Beamten mit nichts! (GR Kurt Wagner: Das ist eine Frechheit sondergleichen!) So ist es aber! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ungeheuerlich!)
Wenn es Stammvermögen ist … (GR Christian Oxonitsch: Bei uns gibt es ein Minderheitenrecht! Ihr könnt es gern in Anspruch nehmen!) Kollege Oxonitsch! Ich mache Ihnen einen Vorschlag: Ich bringe heute einen ganz normalen Antrag auf Kontrollamtsprüfung ein! Nutzen Sie die Möglichkeit, stimmen Sie zu und zeigen Sie, dass ich hier jetzt lauter Unsinn rede! Nutzen Sie diese Möglichkeit! (Zwischenruf von GR Kurt Wagner. – Weitere Zwischenrufe von der SPÖ.)
Das heißt: Obwohl all das durch eine Vielzahl von Dokumenten dargelegt ist, zeigen Sie schon jetzt kein Interesse an der Kontrolle. Ich nehme das zur Kenntnis. 

Wie ist es dann aber mit dem Vermögen der Rothschildstiftung weitergegangen? (Zwischenruf von GR Kurt Wagner.) Nein, Kollege Wagner! Ich habe gesagt: Nutzen Sie die Gelegenheit aufzuzeigen, dass ich Unrecht habe! – Übrigens: Bislang haben sich die Vorwürfe, die ich hier erhoben habe, immer noch als richtig herausgestellt! (GR Kurt Wagner: Sie ziehen Vergleiche mit nationalsozialistischen Methoden!)
Kollege Wagner! Regen Sie sich ein bisschen ab! Wenn Sie unbedingt einen Bezug zum Nationalsozialismus herstellen wollen, dann ist das Ihre Sache! Eine Enteignung bleibt es trotzdem. Es handelt sich um die Enteignung einer jüdischen Stiftung! Das ist es! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ungeheuerlich! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das ist es, und wir werden es nachweisen!

Der Zusammenhang, den Sie darstellen, existiert in Ihrem Kopf, weil Sie glauben, dass es die einzige Verteidigungsstrategie der Stadt Wien ist, selbst Vorwürfe zu machen! Das ist ungeheuerlich! Setzen Sie sich lieber mit den Inhalten auseinander! 

Es ist bedauerlich, dass die Stadt Wien mit ihrem jüdischen Erbe so umgeht, dass sie einer Stiftung 6,5 Millionen EUR einfach entzieht! Das ist empörend! Das gehört untersucht, und das gehört abgestellt. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Eine ganz konkrete Frage hätte ich in diesem Zusammenhang an Sie: Für Sie war immer alles klar. Warum ist denn dann im Jahr 2002 der Verkaufserlös tatsächlich nicht an den KAV geflossen? Warum nicht im Jahr 2003? Warum fand das nicht im Jahr 2004 statt, sondern erst im Jahr 2005, und zwar für Ausgaben, die schon im Jahr 2002 beziehungsweise Anfang 2003 getätigt wurden? Warum denn? Weil alles so klar war? – Im Lichte dessen sind unsere Fragen wohl verständlich!

Warum war es notwendig, dass die Stiftungsverwaltung von der MA 12 zur MA 15A und von der MA 15A zur MA 15 wandert und dass der ehemalige Verantwortliche der Stiftungsverwaltung und der ehemalige Abteilungsleiter der MA 12 erst einmal in Pension gehen? Warum hat sich selbst Peter Hacker von der MA 15A nicht darüber getraut, sondern wurde das Geld erst überwiesen, als es zur MA 15 gekommen ist? Warum ist es möglich, dass in einer Behörde, die über Jahre hinweg Bescheide basierend darauf ausstellt, dass es sich um Stammvermögen handelt, plötzlich ohne einen einzigen Bescheid festgestellt wird, dass es gar kein Stammvermögen ist? Man hat diesbezüglich nicht einmal einen Rechtsakt gesetzt, und daher der Vorwurf der Enteignung! Man wartet so lange, bis Menschen, die damit zu tun haben und das Stiftungsvermögen wirklich geschützt haben, in Pension gehen, interpretiert die langjährig gültige Rechtsordnung um und finanziert mit den Mitteln nicht einmal zusätzliche Errichtungs- und Ausstattungskosten, sondern substituiert vom Gemeinderat beschlossenes Geld!

Dieser Umgang mit jüdischen Stiftungen ist empörend, und ich erwarte mir seitens der Sozialdemokratie und seitens des Bürgermeisters, der letztlich dafür verantwortlich ist, eine Entschuldigung! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur ein Mal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Lasar gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem sich die Republik Österreich 2001 im Washingtoner Abkommen verpflichtet hatte, Unterstützung für die Erhaltung und Restaurierung jüdischer Friedhöfe zu leisten, wurden bis heute keine Schritte zur Erhaltung des Friedhofes gesetzt, weder in Währing noch sonst wo. (GRin Mag Sonja Kato: Das stimmt nicht!)
Nach der Ankündigung des Wiener Restitutionsbeauftragten Dr Scholz, dass man auf dem Währinger Friedhof eine parkähnliche Situation schaffen wird – wobei ich persönlich Ihnen sagen möchte, dass man meines Erachtens aus einem Friedhof keinen Park machen sollte –, ist bis heute auf diesem Gelände nichts geschehen, außer dass vielleicht ein paar morsche Bäume gefällt wurden. Ende Februar 2006 hat der damalige Finanzstadtrat Sepp Rieder eine Stiftungslösung vorgeschlagen, an der sich Bund, Stadt und private Geldgeber beteiligen sollten.

Meines Erachtens das einzig Richtige hat Herr Bgm Häupl getan: Er hat nämlich den Bund entsprechend aufgefordert, und wie ich jetzt auch diesem Beschlussantrag entnehmen kann, ist das das einzig Richtige, denn nach dem Washingtoner Abkommen ist der Bund dazu verpflichtet, für diese Friedhöfe aufzukommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Da haben Sie das Washingtoner Abkommen nicht verstanden!) Die Bundesländer hätten hier höchstens einen freiwilligen Beitrag leisten sollen, aber bis heute ist diesbezüglich auch nichts geschehen!

Noch etwas möchte ich hier anmerken und Herrn StR Pokorny in Erinnerung rufen: Ich habe das Projekt „Steine der Erinnerung“ abgelehnt, und zwar mit gutem Grund, wie sich heute erwiesen hat. – Ich möchte jetzt aus der Aussendung des Herrn StR Pokorny einiges zitieren:

„Kulturstadtrat Dr Andreas Mailath-Pokorny begrüßte die von der Stadt Wien unterstützte Initiative, die Erinnerung an die Menschen aufleben zu lassen, die im Bezirk gelebt haben. Die ‚Steine der Erinnerung’ seien eine nachträgliche Verbeugung vor den Opfern des Holocausts. Das Projekt ‚Steine der Erinnerung’ sei eine besonders würdige Form des Gedenkens und eine nachträgliche Verbeugung vor den Opfern des Nationalsozialismus, betonte Mailath-Pokorny.“

Herr Stadtrat! Ich hoffe, er ist hier im Raum! Haben Sie Ihre „Steine der Erinnerung" in der letzten Zeit einmal gesehen? – Sie sind voll Hundekot! (Mag Sonja Kato: Das liegt aber nicht an uns!) Das liegt aber auf der Straße, liebe Dame! Diese Steine, die Sie bewilligt haben, liegen mitten auf der Straße und sind heute mit Hundekot, Dreck, Vogelmist und Kaugummi bedeckt! Das ist Ihre Erinnerung an Millionen Holocaust-Opfer? – Dazu sage ich: Nein danke! Ich verzichte gerne auf solche Erinnerungen! Und das sage nicht nur ich Ihnen hier in diesem Haus, sondern das sagen etwa auch andere Juden auf der Straße!

Ich sage Ihnen noch einmal: Räumen Sie diese Steine weg! Sie sind eine Schande für die Wiener Stadt! Investieren Sie das Geld lieber in den Währinger Friedhof! Ich sage Ihnen heute laut und deutlich: Es ist absolut niederschmetternd und niederträchtig, wenn dort Steine auf dem Boden liegen und man sich noch gedenkend vor dem Hundedreck verbeugen muss! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GRin Mag Sonja Kato.) Sie haben ja keine Ahnung davon!

Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen nur sagen: So wie der Währinger Friedhof heute aussieht, meine Damen und Herren, kann und darf es nicht bleiben! Das ist – wie ich Ihnen noch einmal sagen möchte – der Stadt Wien als Kulturstadt in keiner Weise würdig! – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der jüdische Friedhof Währing ist ein kulturhistorisches Denkmal. Der Friedhof ist Zeugnis für die Geschichte der jüdischen Bevölkerung Wiens des 19. Jahrhunderts. Er wurde 1784 gegründet und bestand bis 1880. Seither ist er eine Kulturschande für Wien. Man muss nicht auf den jüdischen Glauben zurückgreifen, in dem Gräber einen Ort des Lebens und der Friedhof einen Ort der Ewigkeit darstellen und die Unversehrtheit jeder Grabstelle und der immerwährende Bestand des Friedhofs wesentliche Werte sind, um die Geschichte dieses jüdischen Friedhofs als grauenhaft zu empfinden. Er wurde von den Nazis geschändet, Leichen wurden exhumiert und Gräber aufgelöst, und es wurde ein Löschteich angelegt. Und dass nach dem Krieg dort ein Gemeindebau errichtet wurde, der außerdem nach Arthur Schnitzler benannt wurde, ist entweder zynisch oder zeugt von mangelnder Geschichtskenntnis. (Beifall bei der ÖVP.) 

Seit Jahrzehnten verfällt dieser Friedhof, und ein Kompetenzstreit zwischen Wien und dem Bund nach dem Motto „Der böse Bund ist schuld!“ führt dazu, dass dieser Friedhof weiter verfällt. Nach dem Washingtoner Abkommen 2001 ist die Zuständigkeit nicht eindeutig. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Kennen Sie den Text?) Die Republik ist verhalten, hier einzutreten, und ich glaube, Herr Stadtrat, wir sind einer Meinung, dass das Bundesland Wien Teil der Republik Österreich ist! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber es soll mir recht sein, wenn Sie den Bund in Gestalt des Bundeskanzlers, der nämlich ressortzuständig ist, oder auch in der Gestalt der Präsidentin des Nationalrats, Frau Mag Prammer, auffordern, hier endlich zu handeln. Es ist notwendig, dass diese Kulturschande für Wien endlich beseitigt wird! Ich gehe davon aus … (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es ist so viel geschehen, wie in den letzten fünf Jahren notwendig war!) Das ist richtig! Das wäre aber seit 1945 notwendig gewesen. In 30 Jahren hätten sozialdemokratische Bundeskanzler diese Schande beseitigen können! Auch das ist richtig!

Es geht jedenfalls darum, dass endlich gehandelt wird, um diesen unwürdigen Zustand zu beenden. Ich gehe davon aus, dass der Antrag, den wir aus Formalgründen zu einem anderen Tagesordnungspunkt einbringen werden, endlich dazu führt, dass der jüdische Friedhof Währing wieder in einen Zustand gebracht wird, der dieser Stadt würdig ist. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet hat sich Frau GRin Klicka. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Allein schon dieser Untertitel, nämlich „der nachlässige Umgang mit dem jüdischen Erbe“, stellt eine ungeheure Provokation dar! Mir fehlen wirklich die Worte. Wenn Sie mir vorwerfen, dass ich jetzt sage, dass Sie die Stadt Wien durch das Wort „weiße Enteignung“ durch den Krankenanstaltenverbund sozusagen auf die Reihe der Nationalsozialisten stellen, dann muss ich Ihnen im Hinblick auf die geschichtliche Entwicklung sagen: Die erste Enteignung hat tatsächlich unter dem nationalsozialistischen Regime stattgefunden. Und Sie stellen die Stadt Wien jetzt mit Ihrer ungeheuerlichen Aussage auf dieselbe Stufe! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist eine unfassbare Frechheit, dass Sie dieses Wort wieder verwenden und darauf beharren. Es ist keine Gleichsetzung mit diesem kriegerischen Regime und der Geschichte des Nationalsozialismus möglich! Das ist so ungeheuerlich, dass mir dazu die Worte fehlen!

Wir haben heute auf der Tagesordnung des Gemeinderates auch den siebenten Bericht des amtsführenden Stadtrates über die Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen. Auch in diesem Bericht zeigt sich, wie hervorragend sorgsam die Stadt Wien mit dem Erbe des in der NS-Zeit enteigneten Besitzes von Kunst- und Kulturgegenständen umgeht. Es wird in jeder Weise verantwortungsvoll und sorgsam vorgegangen.

Die hervorragende Zusammenarbeit mit der jüdischen Gemeinschaft zeigt sich auch in zahlreichen Unterstützungen und Hilfestellungen, welche die Stadt Wien leistet. Wir haben erst vor Kurzem im Zusammenhang mit der Restitution des Hakoah-Sportplatzes Vereinbarungen abschließen können, ebenso für die neue Zwi Perez Chajes-Schule im 2. Bezirk, die in der Simon-Wiesenthal-Gasse, welche früher Ichmanngasse geheißen hat, errichtet wird. Genauso stellen wir sehr große Mittel, nämlich über 11,6 Millionen EUR, für die Verlegung des Maimonides-Zentrums vom 19. Bezirk auf das Hakoah-Gelände im 2. Bezirk zur Verfügung.

Wir sind auch sehr stolz, dass wir für den Verein ESRA eine große Unterstützung durch den Fonds Soziales Wien zur Verfügung stellen können. Es ist dies jener Verein, der die Initiative ergreift, um den Menschen, die das unmenschliche Regime überlebt haben und aus der Zeit des Nationalsozialismus mit großen psychischen Problemen behaftet sind, Hilfe und Unterstützung im psychosozialen und sozialtherapeutischen Bereich zur Verfügung zu stellen.

Es ist schon richtig, dass die Stiftung, wie vorhin schon gesagt wurde, während des NS-Regimes enteignet wurde. Im Jahr 1947 hat jedoch der letzte männliche Vertreter dieses Zweigs der Familie auch seinen Besitz wieder an die Republik Österreich übergeben. Während der beiden Weltkriege und im Zuge dieser Enteignung ist allerdings das Stammkapital verloren gegangen. Bei der Wiederherstellung der Stiftung im Jahr 1956 wurde das Stiftungsvermögen, nämlich die Liegenschaften und Baulichkeiten, der Stadt Wien, dem Stiftungszweck entsprechend, zur Weiterführung übertragen. Anlässlich dieses Wiederinkrafttretens des Stiftbriefes erfolgte jedoch keine Umwidmung der Liegenschaften in Stammvermögen, und eine Umwidmung des Stammvermögens hat auch bis heute nicht stattgefunden.

Der Antrag der GRÜNEN, von dem Sie jetzt vor wenigen Minuten gesprochen haben, wurde erst heute um 10.17 Uhr eingebracht. Wir werden den Antrag noch lesen. Ich habe jetzt noch keine Kenntnis davon. Etwas kann ich aber jetzt schon sagen: Die Stadt Wien hat nichts zu verbergen. Wir gehen korrekt mit Stiftungsgeldern und -gütern um, und wir werden diesem Antrag auch zustimmen, weil wir eben aufklären wollen, nichts zu verbergen haben und uns unserer Verantwortung in diesem Sinne auch sehr bewusst sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es ist schon irgendwie faszinierend, mit welcher Entrüstung die sozialistische Mehrheitsfraktion all das von sich weist! Mir fällt dabei nur ein, dass es, bevor die schwarz-blaue Regierung sich ernsthaft mit der Restitution auseinandergesetzt hat, in dieser Stadt keinen von den Verantwortungsträgern gestört hat, dass zum Beispiel viele persönliche Gegenstände von Johann Strauss im Museum waren und nicht bei den Nachkommen, denen sie eigentlich zustehen. Damit konnte man einfach leben. Schauen wir uns doch die Restitutionsberichte an, was da jetzt alles zurückgegeben wird! 50 oder 60 Jahre war das aber einem jeden egal!

Wenn wir jetzt über den jüdischen Friedhof Währing sprechen, dann müssen wir auch eine entsprechende Unterscheidung treffen. Es gab fünf Friedhöfe, die Josef II aus hygienischen Gründen über den Linienwall hinaussetzen ließ. Davon gibt es laut den Unterlagen eigentlich nur mehr einen, weil der jüdische Friedhof gar nicht dazugezählt wird. Es gab einmal auch einen Währinger Friedhof, der seit 1920 ein Park ist, nämlich der Währinger Park.

In Wirklichkeit geht es jetzt um zwei Friedhöfe, nämlich einerseits um den St Marxer Friedhof, der als ein Kulturdenkmal sondergleichen gelobt wird. Es gibt unzählige Internetseiten, etwa auch von Wien Online, auf denen beschrieben wird, wie schön es dort ist, wie viel Flieder dort blüht und welche wichtigen Leute dort liegen. – Es ist wirklich sehr schön dort, das ist unbestritten. Und als kulturell denkendem Menschen tut es mir in der Seele weh, wenn man solche alten Kulturdenkmäler einfach verfallen lässt oder sich nicht darum kümmert! 

Schauen wir uns jetzt zum Vergleich den jüdischen Friedhof Währing an. Dieser ist auch ein Biedermeier-Friedhof, wobei die Bezeichnung nicht ganz stimmt, weil er schon 1784 gegründet wurde. Aber auch dieser Friedhof wird seit ungefähr 125 Jahren nicht mehr benutzt. Es ist dies also ein historischer Platz, und zwar nicht bloß ein historischer Platz der Juden, sondern ein historischer Platz Wiens. Irgendwie kann ich daher nicht recht nachvollziehen, wieso man sich da so auf Kompetenzen kapriziert wie der Herr Stadtrat und sagt, dass das eigentlich den Bund betrifft!

Wir stimmen jedenfalls all dem zu. Ich rede dazu dann noch einmal bei der Postnummer 37. Soll der Bund das zahlen! Auch das ist mir recht! Wenn aber einerseits 40 oder 50 Millionen EUR für die Renovierung des Ronacher ausgegeben werden, was unserer Meinung nach hinaus geschmissenes Geld war, dann aber andererseits gesagt wird: Mich geht das, was mit den Friedhöfen geschieht, nichts an!, dann kann ich das nicht nachvollziehen.

Und wenn man sich schon auf die Kompetenzen des Bundes ausredet, dann möchte ich auch daran erinnern, dass zwar ein Teil des Friedhofs in der NS-Zeit als Löschwasserbecken verwendet und ein Großteil zerstört wurde, dass aber nach dem Krieg von der Stadt Wien, also von den Sozialisten in Wien, ausverhandelt wurde, dass der Friedhof bestehen bleibt, und zwar unter der Bedingung, dass ihnen der zerstörte Teil abgetreten wird. Diesen haben sie dann flugs von Grünland in Bauland umgewandelt und sich daran sozusagen ohne jeden Generier bereichert. Kollege Wolf hat völlig recht: Es ist fast süffisant, den Gemeindebau, der dort entstanden ist, dann Arthur-Schnitzler-Hof zu nennen!

Wenn man aber schon ein gutes Geschäft mit den Gründen des jüdischen Friedhofs gemacht hat, dann kann man auch ein bisschen etwas hergeben, damit er saniert wird. Ich glaube, dass das nicht nur eine Sanierung für die Juden Wiens, sondern für die Bevölkerung Wiens insgesamt wäre! Für mich ist das ein Kulturdenkmal Wiens, und Wien trägt dafür eindeutig Verantwortung. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Schreuder. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Seitdem vor zirka einem Jahr in der „Neuen Zürcher Zeitung“ ein Artikel über den jüdischen Friedhof in Währing erschienen ist, kämpfe ich ziemlich lautstark und immer wieder für die Erhaltung und Sanierung dieses Friedhofs und für die Begehbarkeit dieses Friedhofs. – Ich hätte das von der Priorität der Notwendigkeiten eigentlich in umgekehrter Reihenfolge sagen sollen. 

Man muss sich wirklich schämen. Es ist eine Schande, dass sich am Gürtel, also mitten in der Stadt, ein Friedhof befindet, der einzigartig in Mitteleuropa ist und sich dennoch in einem solchen Zustand befindet! Ich zeige Ihnen jetzt ein paar Fotos, denn Bilder sagen bekanntlich oft mehr als tausend Worte: Das ist der Friedhof nach dem Orkan Kyrill. Da ist ein halber Baum umgefallen, und er ist auf die älteste Gräbergruppe gefallen, die es auf diesem Friedhof gibt. Ich zeige Ihnen jetzt ein anderes Bild davon, und hier noch eines.

Das ist in Mitteleuropa wirklich einzigartig: Aus dem osmanischen Reich sind sehr viele Jüdinnen und Juden nach Wien gezogen, weil es ein Abkommen zwischen dem Habsburgerreich und dem osmanischen Reich gab. Wien ist der einzige Ort in Mitteleuropa mit sephardischen Gräbergruppen. Diese sehen derzeit, wie Sie auf diesem Foto sehen, so aus: Auch hier ist ein halber Baum darauf gefallen. In diesem bemerkenswerten Zustand – wie ich unter Anführungszeichen sagen möchte – befindet sich dieser Friedhof!

Schauen Sie sich auch diese Fotos an! Es ist auch ein riesiges Problem, dass lauter kleine Bäumchen nachwachsen. Diese Bäume vermehren sich unglaublich schnell, und dieser Fall ist eines der seltenen Male, in dem die GRÜNEN für einen Baumschnitt sind beziehungsweise dafür eintreten, dass die Bäume dort insofern gepflegt werden, dass sie nichts mehr weiter zerstören können.

Ich freue mich, dass wir es in diesem Zusammenhang schaffen, heute einen gemeinsamen Antrag mit der ÖVP und der SPÖ einzubringen, der zumindest einen ersten Schritt darstellt, der uns sehr wichtig ist, damit keine weiteren Zerstörungen über die Bühne gehen. Nichtsdestotrotz ist das nur ein erster Schritt, denn zusätzlich ist es auf jeden Fall notwendig, dieses Areal zu öffnen und für die Wienerinnen und Wiener zugänglich zu machen. Der Friedhof soll aber nicht nur für die Wienerinnen und Wiener geöffnet werden, denn zusätzlich kann man auch ein touristisches Argument einbringen. So sind etwa in Prag und Budapest die alten Friedhöfe eine große Attraktion! Im Hinblick darauf müsste Wien auch ein Interesse daran haben, dass die Menschen sich den Friedhof anschauen können, zumal er wirklich einzigartig ist.

Damit es keine falschen Interpretationen hinsichtlich dieser Aktuellen Stunde gibt, ist es mir auch wichtig zu erwähnen, dass mit dem Aufgreifen dieser Thematik kein Antisemitismusvorwurf an die SPÖ gerichtet wird. Wir erheben nur den Vorwurf, dass unsensibel mit dieser Materie umgegangen wurde. Es ist unsensibel, dass man es so weit kommen lässt, dass ein Friedhof so ausschaut!

Apropos Washingtoner Abkommen: In diesem steht, dass sich die Republik Österreich verpflichtet, zur Finanzierung von jüdischen Friedhöfen beizutragen, ob bekannt oder unbekannt. – Ich schließe mich der Meinung der ÖVP an, dass sich die Republik Österreich aus Bund, Ländern und Gemeinden zusammensetzt, und ich meine, die Idee des früheren Stadtrats Rieder war sehr vernünftig. In Deutschland funktioniert das seit den 50er Jahren. In Deutschland gibt es nämlich einen Fonds, in welchen die verschiedenen Gebietskörperschaften einzahlen, und daraus wird die Renovierung aller jüdischen Friedhöfe finanziert. Das ist ein langfristiges Projekt, und das funktioniert dort sehr gut. Warum ist das hier nicht möglich? – Ich verstehe das nicht! Der ehemalige Stadtrat Rieder hat eine wirklich sehr vernünftige Lösung vorgeschlagen, der Bürgermeister hat aber dann gesagt: Das will ich nicht! Der Bund soll das zahlen!

Ich meine, hiebei handelt es sich um mangelnde Sensibilität und um einen nachlässigen Umgang mit dem kulturhistorischen Erbe der Stadt Wien, für welches die Stadt Wien auch die Verantwortung zu übernehmen hat. Dazu rufe ich Sie geradezu auf! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner ist Herr GR Ing Mag Dworak gemeldet. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Leider ist die Gesundheitsstadträtin nicht in unserer Mitte. Mein Thema, das ich auch mit meiner Zusatzanfrage an den Herrn Bürgermeister aufgegriffen habe, betrifft die Nathaniel Freiherr von Rothschild‑Stiftung mit dem größeren Areal des Neurologischen Krankenhauses am Rosenhügel. 

Wir haben von der damaligen Stadträtin Brauner eine Antwort betreffend die Nutzung beziehungsweise Nachnutzung auf Antrag des Bezirks bekommen, wonach die rechtlichen, städtebaulichen und wirtschaftlichen Möglichkeiten einer Nachnutzung des Standortes Rosenhügel derzeit geprüft werden. Ich meine, dass die Stiftung diesfalls sehr wohl wieder enteignet worden wäre.

Das Areal befindet sich zwar im Besitz der Stiftung, wird jedoch von der Stadt Wien verwaltet. Und der Zustand der Objekte auf dem Areal des Neurologischen Krankenhauses ist erschreckend! Der Pavillon C, in dem die bekannten Kinderabteilungen von Prof Rett untergebracht sind, ist in einem unheimlich schlechten Bauzustand. Daher soll die Kinderneurologie ins Wilhelminenspital abgesiedelt werden, und auch die Kinderpsychiatrie soll verlegt werden. Auch das Personalwohnheim, das sich ebenfalls auf dem Areal befindet, ist in einem erbärmlichen Zustand. Wenn man im Bezirk nachfragt, wird von einer „Nachnutzung“ des Areals gesprochen.

Übrigens wurden vom Areal dieses Neurologischen Krankenhauses auch drei Objekte abgetrennt, nämlich das Pensionistenwohnheim „Am Rosenberg“, das Rehabilitationskrankenhaus der Sozialversicherung der gewerblichen Wirtschaft und der Hundeabrichteplatz eines Vereins, der auch auf diesem Areal liegt. – In Anbetracht dessen fragt man sich natürlich, wo die Erlöse für die Verkäufe der Grundstücke oder zumindest die Pachterlöse für den Hundeabrichteplatz geblieben sind! 

Die Stiftung, die im Zusammenhang mit den Liegenschaften auf dem Rosenhügel und dem Maria-Theresien-Schlössel über hinreichendes Vermögen verfügte –ursprünglich waren es über 20 Millionen Kronen –, wäre bei ihrer Wiederherstellung nach dem NS-Regime nicht nur hinsichtlich ihrer Bezeichnung und Zweckbestimmung, sondern auch hinsichtlich ihrer Organisation in möglichster Annäherung an den erfüllbaren Stifterwillen wiederherzustellen gewesen. Die Stiftungsbehörde hätte somit auch ein zwölfgliedriges Kuratorium einsetzen müssen. Der ursprüngliche Stiftungsbrief sah lediglich das Vorschlagsrecht eines der zwölf Kuratoren durch den Wiener Bürgermeister vor, nun steht die Stiftung aber zur Gänze unter der Kontrolle der Wiener Stadtregierung.

Die Erfüllung des Stifterwillens und die zweckentsprechende Verwendung des Stiftungsvermögens sollten aus dem Verantwortungsbewusstsein der Kuratoren heraus gewährleistet sein. Was aber geschah bei der Wiederherstellung der Stiftung? – Die hinsichtlich der Kuratoriumsmitglieder vorschlagsberechtigten Erben des Stifters wurden nicht ausgeforscht, beziehungsweise wurde auch kein Kurator für die Erben bestimmt. Dazu fehlte jeglicher Wille. Zweitens wurde das Vorschlagsrecht des Landeshauptmanns von Niederösterreich 
überhaupt ignoriert. Und drittes wurde erst auf Grund einer Klage der Hietzinger Bezirksvorsteherin Elfi Bischof am 3. Juli 1981 wenigstens ein Kurator, nämlich Dr Michael Graff, eingesetzt, der die Interessen der Stiftungsbegünstigten und der Pflegebefohlenen wahren sollte.

Schon damals wollte die Stadt Wien das Areal des Neurologischen Krankenhauses verwerten. Heute befinden wir uns wieder in einer ähnlichen Situation: Der KAV braucht Geld!

Ich möchte es nur bei diesem letzten Satz belassen: Im Stiftungsbrief steht, dass das Stiftungskapital für immerwährende Zeiten intakt zu bleiben hat. – Das war mitnichten der Fall, wie wir heute schon einige Male erfahren haben! 

Daher muss man sich wirklich fragen, wie die Stadt Wien mit dem jüdischen Erbe, nämlich der Nathaniel Freiherr von Rothschild‑Stiftung, umgeht. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als nächster Redner ist Herr GR Dr Troch am Wort. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Währinger jüdische Friedhof ist für uns natürlich ein Thema. Ich kann aber nicht umhin, auch auf das Washingtoner Abkommen zu verweisen, denn dieses ist immerhin die wichtigste diesbezügliche Vereinbarung.

Darin wird eindeutig erklärt – Zitat: „Österreich wird zusätzliche Unterstützung für die Restaurierung bekannter und unbekannter jüdischer Friedhöfe in Österreich leisten.“ Das wurde von niemand anderem als der österreichischen Bundesregierung verhandelt und am 17. Jänner 2001 unterzeichnet.

Was ist seit damals geschehen? Ich weiß nicht, ob GR Wolf mit der Bundesregierung Kontakt aufgenommen hat, um entsprechende Maßnahmen einzufordern. Der Bund hat aber jedenfalls in diesen langen Jahren bis jetzt weggeschaut. Nicht weggeschaut hat hingegen die Stadt Wien, die einerseits immerhin einmal eine Vermessung des jüdischen Friedhofs Währing finanziert hat und auch das Stadtgartenamt ist dort im Einsatz.

Übrigens sind die Fotos von Kollegen Schreuder nicht mehr aktuell. Sie stammen vom Dezember, und die Bäume sind inzwischen im Wesentlichen schon entfernt. Bei der letzten Führung am Sonntag befand sich alles in einem wesentlich besseren Zustand. 

Heute werden Summen für die Sanierung von 10 bis 14 Millionen EUR genannt. Diesen Betrag kann Wien einfach nicht aufbringen! Es ist eine politische Sichtweise, entsprechend der Verfassung Österreichs politische Aufgaben zu teilen, und der Bund hat hier eindeutig Verantwortung! Ich warne Wiener Politiker davor, alles aus unserem Budget zu finanzieren, ohne entsprechend unserer bundesstaatlichen Verfassung die dafür Zuständigen zur Mitverantwortung zu ziehen! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich kann aber von einer Initiative der neuen Nationalratspräsidentin Prammer berichten, die jetzt als Vorsitzende des Kuratoriums des Nationalfonds der Republik Österreich eine Arbeitsgruppe mit den Gemeinden und Ländern einrichten will, um in diesem Bereich endlich das Notwendige in Bewegung zu bringen. 

Was mir überhaupt nicht gefällt und was ich zurückweisen muss, ist dieser meiner Meinung nach freche und ahnungslose Untertitel für die Aktuelle Stunde, der vom „nachlässigen Umgang Wiens mit dem jüdischen Erbe“ spricht. – Ich möchte nur daran erinnern, dass wir in Wien aktive Erinnerungsarbeit betreiben, die konkret bewusstseinserzeugend, aufklärend und auch mahnend vor sich geht. An den Schulden wird Geschichte in diversen Projekten lebendig vermittelt, ebenso an den Volkshochschulen und in Museen und Publikationen. Ich möchte in diesem Zusammenhang auch auf die „Wiener Vorlesungen“ und die Unterstützung zahlreicher Forschungsprojekte verweisen.

Etwas, was Wien tatsächlich höchst vorbildlich in Angriff genommen hat, ist die Restitution jüdischen Eigentums. Das wird heute im Restitutionsbericht noch Thema sein. Die Vorgangsweise Wiens wird auch international immer wieder sehr positiv und als beispielgebend erwähnt. 

Für uns in Wien ist der Umgang mit dem jüdischen Erbe nicht bloß historisierend oder musealisierend. Für uns ist entscheidend, dass Wien aktiv und umfassend jüdisches Leben in dieser Stadt mit seinen Traditionen und seiner Geschichte und damit auch die Wiedererrichtung und Weiterentwicklung der jüdischen Gemeinde in Wien unterstützt. Das heißt, uns geht es – wie etwa in der Frage des Währinger jüdischen Friedhofes – nicht nur um Erhalt und Restaurierung, sondern es geht uns in Wien auch um die Sichtbarmachung jüdischen Lebens und jüdischer Tradition, und zwar nicht nur an der Peripherie, sondern im Zentrum, etwa durch die Gedenkstätte am Judenplatz oder durch das jüdische Museum.

In diesem Sinn erfolgt die Sichtbarmachung auch in einem Bereich, wo jüdische Geschichte eine herausragende Rolle gespielt hat, nämlich im 2. Bezirk. Daher hat Wien auch große Finanzaufwendungen eingesetzt, um den Hakoah-Platz zu restituieren. Damit wollte man nicht bloß eine Ersatzleistung irgendwo an der Peripherie erbringen, sondern man wollte diesen Platz symbolisch wieder an die jüdische Gemeinde zurückgeben. Das war ein großer Finanzaufwand, dieser war uns aber sehr viel wert! (Beifall bei der SPÖ.)
Für uns ist das eine Leitlinie der Stadtregierung seit Bgm Zilk, und auch Bgm Häupl und Dutzende Politiker dieser Stadt haben sich massiv dafür eingesetzt, dass auf diesem Gebiet etwas geschieht. Ich möchte jetzt etwa an StR Heinz Nittel erinnern, der sein Leben durch sein massives Engagement für die jüdische Gemeinde gefährdet und aufs Spiel gesetzt hat und letztlich tatsächlich einem Mordanschlag zum Opfer gefallen ist. 

Wien ist stolz auf seine jüdische Tradition. Diese ist Teil unserer Geschichte und soll auch weiterhin Teil unseres städtischen Lebens bleiben. Wir sind stolz auf die Amalgamierung von Städtl, Kultur und Metropole Wien. Daran werden wir weiter arbeiten. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: 12 vom Klub der Wiener Freiheitlichen, 9 vom Grünen Klub im Rathaus und 17 des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien.

Von den GRen Henriette Frank und Mag Dietbert Kowarik wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung betreffend die „Wienerberg-City“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl an Gemeinderäten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Von den GRen Dr Matthias Tschirf, Dkfm Dr Fritz Aichinger und Mag Barbara Feldmann wurde eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend „Schließung der Landstraßer Markthalle – Anschlag auf die Nahversorgung und das Kleinunternehmertum“ gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl an Gemeinderäten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der zweiten Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 7 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 14 bis 18, 20, 22 und 23, 28 bis 32, 34, 41 und 42, 45 und 46, 48 bis 51, 54 und 55, 57 und 58, 63, 68, 69, 71 und 72 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben.

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre diese daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 70 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 70, 37, 38, 39, 40, 43, 44, 47, 52, 53, 24, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 19, 21, 56, 59, 60, 61, 62, 64, 65, 66, 67, 73, 25, 26, 33, 35, 36 und 27. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl eines Dienstnehmervertreters in die Gemeinderätliche Personalkommission, die Wahl eines Mitglieds in den Vorstand der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien und die Wahl einer Schriftführerin.

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgenommenen Wahlen durch Erheben der Hand vorzunehmen. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. –Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Wir können daher per Handzeichen abstimmen. 

Herr GR Ing Christian Meidlinger ist als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat Frau SRin Mag Astrid Seitinger vor. Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely ist als Mitglied aus dem Vorstand der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien ausgeschieden. Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates schlägt Frau GRin Gabriele Mörk als Mitglied im Vorstand der KFA vor. Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Auch dies ist einstimmig.

Herr GR Mag Bernhard Dworak hat seine Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien lautet auf Frau GRin Monika Riha. Wer dafür ist, dass Kollegin Riha Schriftführerin wird, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Auch das ist einstimmig.

Jetzt gelangt die Postnummer 70 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Einräumung einer Option für den Verkauf von Grundstücken im 10. Bezirk, KatG Rothneusiedl und Oberlaa-Land.

40 Minuten Redezeit stehen dem Erstredner und 20 Minuten dem Zweitredner zur Verfügung. 

Ich bitte den Berichterstatter, Kollegen Niedermühlbichler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Als Erster zum Wort gemeldet ist Kollege GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Stadträtinnen und Stadträte, die anwesend sind! 

Es ist sehr gut, dass dieses Thema „Entwicklungsachse neues Stadtgebiet Rothneusiedl“ heute zu unserem Hauptthema gemacht wurde, denn somit haben jede Fraktion und jeder Redner einmal die Möglichkeit, aus ihrer beziehungsweise seiner Sicht die Entwicklung dieser Dinge darzulegen. Außerdem hat dann auch die Bevölkerung die Möglichkeit, sich darüber ein Bild zu machen, wer für Wien und wer gegen Wien ist. 

Das Projekt Rothneusiedl gibt es schon relativ lange, und die Vorgangsweise bei diesem Projekt war, höflich ausgedrückt, nicht immer sehr glücklich, bis es schließlich zu diesem Optionsvertrag kam und hoffentlich irgendwann in den nächsten zwei bis drei Jahren endlich auch zum Baubeginn kommen wird.

Die Vorgangsweise zwischen den beteiligten Personen, die da agiert haben, war nicht transparent. Erinnern Sie sich! Es hat jahrelange Diskussionen zwischen Herrn Bgm Dr Häupl, Herrn StR Schicker und Herrn Stronach am Rande gegeben. Letzterer ist natürlich immer im Hintergrund gestanden. Der Herr Bürgermeister hat bei allen Anfragen seit Jahren immer davon gesprochen, wie unheimlich wichtig es ist, dass dort die U-Bahn hinkommt. Ich stimme ihm zu. Herr StR Schicker als zuständiger Stadtrat hat immer von der Linie 67 gesprochen, die ausreicht, um die paar Leute in das Stadion zu befördern. Und Stronach im Hintergrund hat immer ein bisschen mit an den Fäden gezogen oder zumindest versucht, diesen Eindruck zu erwecken.

Endgültig ist jetzt aber – und darüber bin ich froh – eine Prioritätensetzung für die Verlängerung der U1 nach Rothneusiedl durch die Stadtregierung und durch jene, die das zu vertreten haben, erfolgt. Die Verlängerung kommt jetzt, und noch dazu ist jetzt relativ sicher, dass wir in Zukunft auch über andere U-Bahn-Verlängerungen reden werden, weil die große Koalition nun die 50 zu 50-Regelung sogar in ihrem Koalitionsabkommen hat. Der Herr Finanzminister wird sich mit dem Herrn Verkehrsminister zusammensetzen, und wie ich höre, ist die 50 zu 50-Lösung, die ja nur durch Finanzminister Grasser im letzten halben Jahr torpediert wurde, bereits unterschriftsreif, weshalb es eigentlich nichts mehr gegen den Baubeginn einzuwenden gibt. Das Geld ist offensichtlich gesichert.

Die gesamte, jetzt kurz beschriebene Entwicklung hat alle teilnehmenden Personen, insbesondere Politiker und Investoren, aber auch die dort Lebenden, die Grundstückseigentümer und Gewerbetreibenden relativ verunsichert, und zwar vor allem hinsichtlich der Preisgestaltung des dortigen Bodens. Die Vorgangsweise der roten Stadtregierung war ja in Wirklichkeit eine Aufforderung zur Bodenspekulation: Wenn man nämlich sehr lange über ein Thema redet und jeder etwas anderes erzählt, alle aber trotzdem wissen, dass das Ganze wahrscheinlich irgendwann kommt, dann werden Grundbesitzer natürlich versuchen, das Beste aus ihrem Grund und Boden für sich herauszuholen. 

Es ist unbestritten, dass dieses Gebiet, dieser Entwicklungsstadtteil Rothneusiedl einer der ganz wenigen ist, der fast jeden Tag in den Medien genannt wurde, im Radio, im Fernsehen, in den Zeitungen, in den Bezirksparlamenten, aber auch hier in den Ausschüssen. Und eines frage ich mich jetzt schon: Alle Leute wussten, dass dort etwas passiert, aber wo sind all die Investoren geblieben, die gesagt haben: „Ui, das interessiert mich, dort möchte ich einsteigen, dort baue ich ein Stadion, dort werde ich Gewerbebetriebe bauen, dort werde ich Sozialeinrichtungen, Wohnungen, und, und, und, und bauen." Wo sind die Investoren geblieben? Schlussendlich - und es ist wurscht, wie man zum Stronach steht, man kann ihn mögen, man kann ihn nicht mögen, man kann ihn ablehnen, das ist in dieser Sache vollkommen bedeutungslos – aber hat es nur einen Interessenten und nie einen anderen als ihn gegeben, der sich hier gemeldet hat? Und daher komme ich jetzt zum Optionsvertrag. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist ein Blödsinn!) Das ist kein Blödsinn, Herr Kollege, das stimmt so. Wenn Sie etwas anderes haben, dann hätten Sie es eh ja schon lange in den Zeitungen veröffentlicht. Vielleicht hätten Sie sich mit einer Investorengruppe beteiligt? Ich weiß es nicht, das kann durchaus sein. Nur glaube ich nicht, dass das hier so gewesen wäre. 

Nun kommen wir zum Optionsvertrag. Bei großen Stadtteilplanungen ist das sinnvoll. Es ist nicht immer sinnvoll, aber gerade bei großen Stadtteilneuplanungen ist diese Vorgangsweise sicher sinnvoll, und das werden Ihnen in der Immobilienbranche auch die meisten sagen. Ob es der Kollege Neuhuber sagen wird oder nicht, das weiß ich nicht, aber ich habe auch genug Freunde in der Immobilienbranche und jeder wird Ihnen sagen: Bei Großprojekten ist diese Vorgangsweise - die Wahl mittels eines Optionsvertrags - eine sinnvolle, denn entscheidend ist, was in einem Optionsvertrag drinsteht. Diese Vorgangsweise wäre oder ist eine richtige gewesen, denn ohne solche Optionsverträge wären zum Beispiel in Meidling die KDAG-Gründe - dieser neuer Stadtteil - in der Form, wie sie jetzt sind, nie entstanden, denn es entsteht immer die Gefahr, wenn man das umgekehrt macht - ohne Optionen, ohne einen Interessenten, dort waren es Genossenschaften -, dass Parzellierung Raum greift. Und es ist nicht Sinn einer Stadtplanung, dass, wenn ich einen Flächenwidmungsplan habe, dann der eine das kaufen will, ein anderer das kaufen will, ein dritter drei Sachen kaufen will und Parzellierung entsteht. Das ist nicht der Sinn der Stadtplanung. Daher sind wir der Meinung, dass der Optionsvertrag selbstverständlich sachlich richtig war.

Aber sehr ärgerlich in dieser Angelegenheit, meine Damen und Herren, Herr Stadtrat und Herr Bürgermeister, der jetzt nicht da ist, war für die Opposition das atemberaubende Tempo der Vorlage dieses Optionsvertrags, den sich im Vorhinein wirklich niemand exakt durchschauen konnte. Es war eigentlich sehr eigenartig, warum man das dann so rasch gemacht hat. Man hat jetzt Jahre gewartet. Es wäre schön gewesen, hier vorab die Opposition zu informieren. Das sagt aber nichts darüber aus, wie ich schon einmal gesagt habe, dass die sachliche Richtigkeit gegeben war. 

Das Eigenartige an diesem Optionsvertrag ist allerdings - und das ist vollkommen unüblich -, dass er unentgeltlich ist. Das versteht an und für sich überhaupt niemand und das haben wir auch in der Öffentlichkeit so ausgedrückt. Das verstehen wir nicht. Das muss uns bitte irgendeiner der Genossen erklären, warum dieser Optionsvertrag unentgeltlich ist. Normalerweise ist immer ein Optionsentgelt verlangt, das, wenn die Option gezogen wird, vom Kaufpreis wieder abgezogen wird. Das ist in der Branche ein übliches Verfahren. Warum das hier nicht so ist – also auf diese Erklärung bin ich gespannt und ich bin schon neugierig, wie die hier ausfällt. 

Meine Damen und Herren, entscheidend für mich in dieser Angelegenheit ist auch, wer hier die Planungen und die Entwicklung vorbereitet. Es ist hier der seltene Fall eingetreten, dass sich Baudirektor und Stadtrat darauf geeinigt haben, damit nicht die Magistratsabteilung 21 zu betrauen, sondern die Stadtplanung der Magistratsabteilung 18. Das hat sicherlich Schwierigkeiten und interne Probleme gegeben, weil das natürlich auch jede Abteilung gerne gemacht hätte, insbesondere die Magistratsabteilung 21, die dafür zuständig wäre. Die kommen aber eh noch zu ihrer Arbeit. 

Es ist aber für mich schon durchaus auch ein Garant, die Magistratsabeilung 18 mit ihren Leuten, dass die diese Stadtteilplanung vornimmt. Das ist ja das, auf das sich die ÖVP und die GRÜNEN immer berufen: Die Magistratsabteilung 18 hat da irgendwelche Studien, lehnt alles ab. Genau das ist das! Diese Verhinderer- und Raunzerkoalition von Grün und ÖVP, das ist nicht mehr auszuhalten in diesem Hause! Sie machen der Gesamtopposition insgesamt einen Bärendienst, weil Sie dieses Image einer Opposition rein auf Totalopposition hinuntermachen! (Heiterkeit bei der ÖVP und den GRÜNEN.) Das ist Ihre Angelegenheit. Wir haben keine ... (Große Heiterkeit bei ÖVP und GRÜNEN.) Wir werden immer sachlich dort zustimmen, wo wir der Ansicht sind, dass es für Wien gut ist. Aber diese zwei Verhinderer da leisten der Stadt einen Bärendienst, weil ... (Weitere große Heiterkeit bei der ÖVP.) Sie haben ja gar keine Ahnung, was Sie dort überhaupt machen wollen! Wo haben Sie denn erklärt, was Sie für Rothneusiedl machen wollen? Wollen Sie dort noch mit den Furchen herumrennen? Wollen Sie Gras dort machen? Wollen Sie mit Schafen mähen oder irgendwas sonst? Was wollen Sie machen, wenn Niederösterreich an der Stadtgrenze ein Einkaufszentrum nach dem anderen hinbauen wird? Da wird Wien ganz blöd schauen, wenn wir dort nicht von uns aus, nämlich von der Stadt aus, forciert Stadtplanung betreiben! Es ist eh schon fast zu spät, meine Damen und Herren! (Aufregung bei den GRen Dr Matthias Tschirf und GR Alfred Hoch.) 

Und Sie, Herr Kollege Hoch, Sie agieren genauso wie Ihre Kollegen da, die neue Achse. Sie argumentieren mit Unwahrheiten und Halbwahrheiten. Sie haben heute schon wieder gesagt, und das ist ärgerlich, Sie haben heute da irgendwas von 160 000 m² erzählt. Bitte, woher haben Sie die Zahl 160 000? Die steht überhaupt nirgends! Dann haben Sie wieder 60 000 m² gesagt. Dann haben die GRÜNEN 120 000 m² gesagt. Ja, der Herr Stronach kann sich wünschen, was er will. Er wird das - und da werden wir sicherlich nicht mitspielen – nicht bekommen, denn wir sind der Meinung, 45 000 m², die auch im Optionsvertrag drinnen stehen, sind für ein Einkaufszentrum genug. Und genau das ist eine Forderung und nichts anderes steht in dem Optionsvertrag drinnen, meine Damen und Herren! Lesen Sie ihn! Agieren Sie nicht mit Halb- und Unwahrheiten, wie Sie das auch schon bei Steinhof gemacht haben und wie Sie das in den letzten Monaten überall machen! 

Ich schaue mir ja nur an, wie lange Sie das hier in diesem Haus aushalten, ununterbrochen gegen die Sozialisten zu agieren. Das schau ich mir an! Sie sind nämlich auf Bundesebene in Koalition! Haben Sie das vergessen? Oder sind Sie noch immer nur auf Totalopposition? Wo sind Sie eigentlich? Was lesen Sie eigentlich? (Aufregung bei den GRen Dr Matthias Tschirf und Alfred Hoch.) Was überhaupt machen Sie für Rothneusiedl? Wo sind Ihre Konzepte? Der Herr Hoch ist der Verhinderer! Die ÖVP ist gegen alle neuen Projekte, die es gibt! Wir sind gegen viele, aber nicht gegen alle. Heute haben wir noch einige mehr: Wir haben heute noch den Wienerberg und es wird die Markthalle kommen. 

Die GRÜNEN sind noch immer und vermehrt gegen die Umfahrung, und, und, und. Wenn man das betrachtet, dann sind diese Fraktionen die Verhinderer, sind wirklich die Raunzerkoalition und, meine Damen und Herren, dem schließen wir uns nicht an. Wir sind eine sachliche Opposition. (Heiterkeit bei ÖVP und GRÜNEN.) Wir werden nicht alles ablehnen und wir werden auch nicht allem zustimmen! 

Der Herr Kollege Hoch lacht hier vorne! Ja, ich kann mich nur erinnern, Herr Kollege, wenn es um Subventionen geht, um Ihre eigenen Vereine beim Wiener Stadtfest, da stimmen Sie freudigst zu! Wenn es bei den GRÜNEN um Vereine geht, wo sie mit der SPÖ zusammengehen, da stimmen sie freudigst zu. Wann haben wir da zugestimmt? Wir haben überhaupt nie zugestimmt und wenn, dann war es sachlich begründet! (Aufregung bei GR Alfred Hoch.) 

Die GRÜNEN sind ja bereits so weit in Totalopposition, dass der Kollege Maresch im Verkehrsausschuss schon Radwege ablehnt! Der lehnt ja schon Radwege ab und zwar in der Felberstraße! Die sind ja sogar gegen die Sanierung der Felberstraße (Heiterkeit bei GR Mag Rüdiger Maresch.), weil dort Radwege sind und weil die Felberstraße angeblich um zwei Meter zu schmal ist. Herr Kollege, das ist ein Oppositionsstil! Machen Sie ihn weiter! Agieren Sie weiter in diese Richtung! Die Bevölkerung wird schon wissen, was sie von Ihren Argumenten zu halten hat. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das glaube ich auch! – Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, die Bedingungen im Optionsvertrag. Ich glaube, viele haben den gar nicht gelesen, das war von Anfang an schlecht. Noch einmal: Man kann zum Herrn Stronach und zur Austria und zu allem stehen wie man will, ablehnen oder zustimmen. In diesem Vertrag, so wie er hier ist, ist das, was uns gestört hat, der Zeitfaktor, weil er nicht vorgelegt wurde und uns nicht frühzeitig gegeben wurde. Das zweite ist, weil er unentgeltlich ist. Das ist unverständlich. Aber der Optionsvertrag gilt ja nur, und Sie können darüber lachen und lächeln, aber da drinnen steht einmal - und ein Vertrag ist immerhin ein Vertrag und da geht es um sehr viel Geld -, dass gewisse Sachen rechtlich ja erst erfüllt werden müssen, bevor der ganze Optionsvertrag geltend wird und dann ist noch immer nicht gesagt, ob er es annimmt oder zieht oder nicht. Das ist ja noch immer nicht gesagt.

1. Bedingung: Es müssen Flächenwidmungs- und Teilungspläne gemacht werden und fix und fertig sein: Norden - Wohnungen, Süden - Stadion.

2. Bedingung: Die Firma MAGNA oder der Optionsnehmer muss die noch nicht gekauften oder noch nicht im Eigentum der Stadt Wien stehenden Streifenflächen von zwei Grundeigentümern im Großen und Ganzen selbst kaufen. Das ist an sich auch etwas, was ich ihm ein bissel gönne, weil er in der Vergangenheit hier im Hintergrund ja auch immer ein bisschen mitgespielt hat. Das muss er sich jetzt selbst kaufen. Es muss eine Strategische Umweltprüfung geben, na selbstverständlich. Es muss eine UVP geben, eine abgeschlossene und es müssen die Flächen für Straßen und Verkehrsflächen von der zuständigen Dienststelle des Magistrats der Stadt Wien sichergestellt werden. 

Meine Damen und Herren! Das sind Auflagen, die ja noch Jahre dauern werden, alleine, wenn ich an die Strategische Umweltprüfung, an die UVP denke. Das ist ja gar keine Frage, das wird noch Jahre dauern.

Und jetzt kommen wir wieder zu dem, was ich immer gesagt habe und was wir Freiheitliche immer gesagt haben: Man hätte bereits vor vielen Jahren mit einer sinnvollen Planung beginnen können, jetzt ist es fast zu spät. Was uns Freiheitliche bei diesem Projekt ganz wichtig ist, ist etwas, das ganz unabhängig von diesem Projekt ist: Es muss die A24 auf jeden Fall für Favoriten - das ist der Lückenschluss zwischen S1 und Tangente - gebaut werden, egal, ob das Projekt fertiggestellt wird, angefangen wird oder nicht. Die A24 ist ein entscheidender Straßenzug zur Entlastung der Nebenstraßen in Favoriten, ist eine der wichtigen ... (Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Sie sind überhaupt gegen Straßen. Sie wollen ja überhaupt keine Straßen mehr und von Ihrer Vorbildorganisation „Global 2000" lese ich heute, die wollen in Wien ab sofort überhaupt nicht einmal mehr eine Straße, nicht einmal mehr ein Pflaster! (Weitere große Aufregung bei GR Mag Rüdiger Maresch.) Ja, Sie kommen eh zum Wort. Erzählen Sie uns dann Ihre Verkehrspolitik. Machen Sie das. 

Die A24 ist für Favoriten entscheidend, S1, Tangente. Das war immer unsere Forderung und das ist auch eine Forderung von uns, die wir an die Wiener Stadtregierung, an den Herrn Bürgermeister stellen. Das ist hier für Favoriten sehr wichtig. Entscheidend wird die U1-Verlängerung sein: Wo positioniere ich sie ganz genau? Es könnte ein Umdenken stattfinden. Es wäre sinnvoll - auch das habe ich im Ausschuss schon eingebracht und auch in einer Presseaussendung, was auch der Öffentlichkeit kundgetan wurde -, die U1 so zu positionieren, dass in Zukunft mittel- oder langfristig durchaus auch eine Anbindung zur Schnellbahn und Pottendorfer Linie Richtung Wiener Neustadt technisch möglich wäre. Das finde ich wegen der Pendler wichtig. Und wenn man vom neuen Projekt „Thermenregion Oberlaa" weiß - wenn man das jetzt so bezeichnet -, dann wird es auch wichtig sein, wo die U1 endet, um den so geplanten Shuttledienst oder die geplante Führung Richtung der neuen Therme Oberlaa zu garantieren, um hier für alle Anreisenden mit öffentlichen Verkehrsmitteln - und das sind in Oberlaa sehr, sehr viele - optimale Bedingungen zu schaffen.

Wichtig ist - und das ist auch ein Punkt, warum wir für dieses Projekt sind -, dass Wien auf diesem Gebiet endlich etwas unternimmt, denn es ist vielleicht nicht allen bekannt, aber die ecoplus in Niederösterreich hat hier an der Landesgrenze sukzessive Grundstücke aufgekauft, um sie weiterzugeben. Und wer die niederösterreichischen Politiker kennt, weiß - entschuldigen Sie hier den harten Ausdruck -, der scheißt sich um nichts. Die bauen bei der Shopping City ein Hochhaus mit 160 m. Na, glauben Sie denn, dass die sich beeinflussen lassen, dass wir dort eine Grünfläche haben, vielleicht auch einen Acker oder ein paar Felder? Genau deswegen bauen sie nämlich dort, werden sie dort oder würden sie dort ihre Einkaufszentren oder was anderes bauen. 

Und da muss ich Ihnen eines sagen: Die Angst vor den Einkaufszentren, ich höre immer ununterbrochen „die Angst“. Da gibt es jetzt rot-grüne Projekte für die Nahversorgung. Die Kollegin Vassilakou hat das heute auch, glaube ich, in einem Interview in der „Presse", wenn ich mich jetzt nicht täusche, gesagt. Bitte, meine Damen und Herren, „die Nahversorgung“ - das höre ich ununterbrochen. Ich höre das bei Kammerwahlen ununterbrochen von ÖVP-Funktionären, Wirtschaftsbundfunktionären, aber geschehen ist überhaupt nichts. Die Nahversorgung ... (Aufregung bei der ÖVP.) Die Frau Jank gibt heute in der Früh ein Interview im Radio und bei „Heute", wo sie sagt, den meisten Geschäftsstraßen - seit 15 Jahren gibt es diesen Verein „Einkauf" - geht es blendend und gut. Gleichzeitig gibt sie der „Presse" ein Interview, wo sie sagt: Na ja, sehr viele Straßen haben schon Probleme. Und dann hat sie die Wallensteinstraße, die Klosterneuburger Straße aufgezählt und ich will jetzt nicht alle aufzählen, die es da gibt. Also was stimmt denn jetzt? Sind fast alle gut, obwohl in den letzten 15 Jahren unter Mitwirkung Ihrer schwarzen Kammer so viele Einkaufszentren und Großflächen in Wien errichtet wurden? Da haben Sie sich nicht um die Nahversorgung g’schert! Jetzt, weil es politisch opportun ist, kümmern Sie sich um die Kleinen! Das ist in Wien wahrscheinlich zu spät. Da muss man neue Konzepte machen, weil den Nahversorgungsgreißler, der in Ihrem Hirn herumspukt, den gibt es ja gar nicht mehr! Wie wollen Sie denn den überzeugen? Dass er vielleicht wieder eine Greißlerei aufmacht? Das sind ja alles veraltete Konzepte, Herr Kollege Hoch und meine Kollegen von der ÖVP und vom Wirtschaftsbund! Hier muss man neue Ideen einbringen. Ich bin gespannt auf das rot-grüne Projekt, was ich jetzt lese, was da herauskommt. Ich bin allerdings auch hier der Meinung, es wird nicht das Papier wert sein, auf dem es geschrieben steht. 

Wir haben selbstverständlich unsere Vorstellungen auch der Wiener Stadtregierung mitgeteilt. Wenn man mit uns hier dieses Projekt in den nächsten Jahren weiter durchziehen soll, wenn wir hinter diesem Projekt, was wir auch wollen, stehen, wird es einige Bedingungen geben müssen und die werde ich hier noch einmal präzisieren, obwohl sie ja schon bekannt sind. Aber es ist immer wieder wichtig, sonst wirft man uns ja vor: Na, die haben keine Ahnung, die wollen das nur aus irgendwelchen Gründen so. So ist es nicht.

Strategische Umweltprüfung habe ich schon gesagt. Masterplan unbedingt, Flächenwidmungs-, Bebauungsplan, eine UVP. Das Sportstadion unbedingt als multifunktionelle Arena. Es hat mich sehr gefreut, dass der Herr Bürgermeister heute in der Anfrage in der Fragestunde sich dieser Idee bereits durchaus angenommen hat. Also warum denn nicht? Vielleicht kann er mit seinem Freund Stronach reden, dass man hier so wie auch bei Schalke eine wirklich modernste multifunktionelle Arena bauen kann. U1-Verlängerung mit Stadionbau. Bitte, meine Damen und Herren, Sie sitzen in der Regierung, Sie haben den Finanzminister, Sie haben den Verkehrsminister. Schauen Sie, dass die U1 relativ rasch synchron mit dem Stadionausbau gemacht wird. Die A24-Verbindung, das habe ich jetzt schon angedeutet, ist auf jeden Fall ein Fixum bei unseren Forderungen. Maximal 45 000 m² Bruttogeschoßfläche für das EKZ. Detaillierte Arbeitsplatz-, Wohnstätten- und Grünraumvorgaben seitens der Planer, die hier dann auch vollzogen werden müssen und eine Einbindung der Opposition und der Bevölkerung dort ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit.

Wenn das von der Stadtregierung eingehalten wird, was wir uns hier auch vorstellen, dann kann man mit uns in Zukunft rechnen und wir sind guten Mutes, dass Rothneusiedl endlich was wird. Es ist fast schon fünf vor zwölf! Aber wir sollten nicht Niederösterreich die wirtschaftliche Komponente überlassen, sondern die sollten wir uns hier in Wien behalten! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Wohnbaustadtrat! 

Irgendwo habe ich auch den Herrn Planungsstadtrat gesehen, der hier eigentlich neben dem Bürgermeister zentral gefragt ist. Nur einen kurzen Nebensatz zum ... (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker steht hinter den Sitzreihen.) Na, er ist eh da! Ich begrüße ihn, denn es betrifft ihn auch, ja? 

Einen kleinen Nebensatz nur zum Herrn Madejski: Irgendwie sind Sie schon arm: Einmal sind Sie für ein Projekt und dann ausgerechnet für eines, das sicher nichts wird. Also das ... (Heiterkeit bei ÖVP und GRÜNEN. – Beifall bei den GRÜNEN.) Aber das ist irgendwie die konstruktive, visionäre, nur auf Sachpolitik bezogene FPÖ, das war schon angesagt, ja? (Heiterkeit bei GR Alfred Hoch.)

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier versuchen herauszuarbeiten, warum mich zwei Unterlagen der letzten Wochen - einerseits der heute zu beschließende Optionsvertrag und andererseits ein dankenswerterweise der Öffentlichkeit zugegangenes Protokoll der MA 18 - sehr optimistisch stimmen. Optimistisch dahin gehend und ich gehe hier jede Wette ein, dass in dem Zeitraum, den legitimerweise die Austria, um einmal die Sache vom Stadion aufzuziehen, möchte, nämlich zum 100. Geburtstag der Austria ein internationales Stadion zu haben, es einen einzigen Standort in Wien gibt, wo das unmöglich ist und die Stadt Wien mit irgendeiner Zielstrebigkeit ausgerechnet Rothneusiedl vorschlägt, wo, außer wir schaffen den Rechtsstaat ab, was ich weder hoffe noch glaube, es undenkbar ist, dass bis 2011, 2012 ein Stadion und ein Einkaufszentrum errichtet werden. So und jetzt versuchen wir das in seiner Komplexität ein bisschen aufzudröseln.

Was will MAGNA? Und ich zitiere dafür ein Protokoll, das ohnehin schon durch die Medien gegangen ist, im Bereich der MA 18, das richtigerweise auch der Öffentlichkeit zugänglich sein sollte, weil MAGNA hier nichts vorzuwerfen ist. MAGNA legt seine Interessen auf den Tisch und möchte Folgendes machen; ich fasse es noch einmal für jene zusammen, die das vielleicht nicht so genau verfolgt haben: 

Da ist nicht jemand mit der großen Schatulle, der der Austria ein Stadion schenkt. Es ist ganz eindeutig: Man nehme ein ausreichend großes Einkaufszentrum und glaube, damit genügend Geld zu verdienen, um nebenbei ein Stadion mitfinanzieren zu können. Also alle, die glauben, es gibt nur ein Stadion - das gibt es nicht. Es wird auch kein kleineres Einkaufszentrum geben, weil mit quasi einem erweiterten Greißlereibetrieb sich ein Stadion, das internationale Qualität haben soll nach Überlegung von MAGNA, nicht finanzieren lässt. Ich zitiere nur aus diesem Protokoll, weil es MAGNA klar auf den Tisch legt. Sie wollen ein Stadion mit 30 000 Parkplätzen und mindestens 60 000 m² mit dem Ziel der Erweiterung auf 120 000 m². Für die, die Schwierigkeiten mit größeren Zahlen haben, damit sie einmal eine Vorstellung haben: Eines der lukrativsten Einkaufszentren und das größte Einkaufszentrum Wiens, das Donauzentrum, hat 58 000 m². Allein die Favoritenstraße hat weniger Quadratmeter als das Einkaufszentrum. 

Darum bin ich sehr froh, dass es bei der MA 18 liegt, die richtigerweise einen Gutachter beauftragt hat und sich einmal gefragt hat: Was bedeutet denn das für die Favoritenstraße? Was bedeutet denn das für den Nahbereich? Und diese Erkenntnisse sind verheerend! Das ist verheerend! Also da habe ich durchaus mehr als Vertrauen in die Beamten der Stadt. Wenn ich nur ein paar Dinge daraus zitieren darf, was hier gesagt wird. 

Die wesentlichen Aussagen: Im Untersuchungsgebiet gibt es bereits heute einen Überhang an Nettoverkaufsflächen von 80 000 m². Also es gibt jetzt schon mehr als das zu viel, als was hingebaut werden darf. Fazit des von der Stadt Wien beauftragten Gutachters: Es gibt keinen Bedarf für ein EKZ der untersuchten Größenordnung in Rothneusiedl! Ein Ekazent dieser Größenordnung würde das Zentrengefüge nachhaltig verändern und die bestehenden Zentren deutlich schwächen. Also das bilden nicht wir uns ein, sondern das sagt ein Gutachter für die MA 18, die ja daraus auch eine kritische Stellungnahme ableitet. 

Die Synergien zwischen Stadion und EKZ, die in der amerikanischen Kultur eine völlig andere sind, sind in Wien eher gering einzustufen. Selbst ein kleineres würde die bestehenden Geschäftsstraßen im Nahbereich schwächen. Richtigerweise wird auf die Illusion hingewiesen – und Größenwahn und große Visionen liegen oft nah beieinander -, dass man ausgerechnet auf der grünen Wiese in Rothneusiedl der eingefahrenen Shopping City Süd Konkurrenz machen will. Auch da wird darauf hingewiesen, wie es geht.

Also fassen wir einmal zusammen: Das, was das Geld bringen soll, das Einkaufszentrum, ist verheerend für die Nahversorgung der Stadt. Jetzt sage ich das aus einer sozialen Sicht. Wir sind eine alternde Stadt. Das ist kein Problem, das ist eine Tatsache. Es ist eine Errungenschaft der europäischen Stadt, dass du dort, wo du wohnst, im Nahbereich auch fußläufig einkaufen kannst. Ich kenne viele Städte der Welt, ich komme gerade aus einer, wo das nicht möglich ist. Die Frage ist nur, ob wir das wollen, und das sage ich jetzt seriös auch zum Herrn Madejski: Wollen wir so leben, dass du für alles, was du besorgen und einkaufen musst, ins Auto steigen musst? Viele Städte der Welt sind so organisiert. Was heißt das für eine alternde Stadt, wo ein Großteil der Menschen oder ein großer Teil über kein Auto verfügt? Wir ruinieren mit diesen großen Einkaufseinrichtungen permanent die Nahversorgung! Das ist kein Spleen weder von den GRÜNEN noch von Bürgerinitiativen oder der Kammer, das ist eine Tatsache, denn auch das geht aus diesem Gutachten hervor: Die Kaufkraft in Wien ist begrenzt. Sie wächst nur zurückhaltend. Insofern kannibalisieren diese riesigen Einkaufszentren das bestehende Stadtgefüge. Das steht dahinter und das ist einmal einer der Hauptgründe, warum diese Einkaufszentren auf der grünen Wiese nicht funktionieren. 

Ein Weiteres ist, wo ich den Herrn Bürgermeister 
überhaupt nicht verstehe: Ja, für dieses Gebiet, diesen Acker, wird jetzt von uns kein Antrag kommen, es unter Naturschutz zu stellen, sondern das ist sehr wohl in der Tat ein interessantes Wirtschaftsentwicklungsgebiet. Ist aber das Einzige, was der Stadt Wien zum Thema Wirtschaftsentwicklung einfallt, ein Rieseneinkaufszentrum? Da gibt es ein bissel was anderes auch dazwischen. Da gibt es Gewerbebetriebe und Industriebetriebe, die es oft schwer haben, in Wien Grundstücke zu finden. Das ist ja der Punkt! Und da könnte und müsste man sehr wohl darüber diskutieren, wie man dieses Gebiet gewerblich und industriell, vielleicht in einem interessanten Mix, erschließen kann, weil die ja zum Glück nicht mehr wie im 19. Jahrhundert stinken, und wie das durchaus positiv geht. Das sage ich auch Richtung StR Schicker. Im Bereich vom Flugfeld Aspern wird auch ein Masterplan gemacht. Da geht es auch um eine Entwicklung von Wohnen und Industrie und Gewerbe. Da gibt es durchaus einen guten Weg. So geht es sicher nicht, dass man zuerst ein Einkaufszentrum hinbaut.

Jetzt kommen wir zum nächsten Punkt. Gerade wenn man ein großes Einkaufszentrum will, muss man ja irgendwie hinkommen. Also ich gehe einmal davon aus, dass Frank Stronach derzeit, wenn ich das den Zeitungen richtig entnehme, wegen einer Übernahme von Chrysler verhandelt. Also hat er möglicherweise andere Sorgen als ausgerechnet Rothneusiedl. Ich glaube auch, dass MAGNA nicht davon ausgeht, dass die Leute nach Rothneusiedl mit dem Fahrrad fahren. Also braucht man eine entsprechende Verkehrsinfrastruktur und das, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie, sagen Sie einmal den Anrainern dort, was da gewünscht wird, richtigerweise! Gewünscht wird - Interessen von MAGNA, Referat dort - eine Parkplatzgröße mit rund 9 000 Stellplätzen. Das steht in dem Papier drinnen. Nur die fliegen ja nicht hin und die kommen auch nicht shuttlemäßig mit der Straßenbahn, sondern sie müssen über Straßen kommen. Insofern hat das Büro Rosinak neben dem für die Nahversorgung – ist als verheerend abzulehnen - ein zweites Gutachten gemacht, und zwar: Wie ist das mit dem Verkehr? Genauso verheerend! Bitte lesen Sie sich durch, was hier gesagt wird! Also gesagt wird einmal, jetzt kommt man einmal überhaupt nicht hin. Es müssen entsprechend riesige Investitionen im öffentlichen Verkehr - Stichwort U-Bahn, kostet ein paar hundert Millionen Euro, die bis heute nicht gesichert sind und wo bis heute nicht klar ist, ob die finanziert sind – gemacht werden und nebenbei muss man halt noch ein paar Straßen bauen, so wie es der Herr Madejski in seinen Visionen sieht. Wir haben auf Bundesebene im Straßenbereich ja wirklich zu wenige Projekte! Der Faymann weiß gar nicht, was er tun soll und sagt, hallo Bundesländer, sagt mir Straßenprojekte, ich hab zuviel Geld! Wollt ihr nicht noch ein paar? Na, Gott sei Dank, es gibt ja die A24, die in der Tat eine ganz hohe Priorität bei der ASFINAG hat und die sicher bis zum Jahr 2011 in Betrieb ist! Da bin ich ganz sicher! Das wird morgen gemacht! Herr Madejski, gehen Sie zum Faymann und erklären Sie ihm, Sie hätten da noch eine Straße für ihn, gehen Sie auf einen Kaffee und bald werden Sie glücklich sein! (Heiterkeit bei GR Alfred Hoch.) 

Tatsache ist, dass wir wie alle Menschen, die nur ungefähr Zeitung lesen können, wissen, dass das ASFINAG-Budget aus allen Nähten platzt. Selbst der als extrem hoch in der Priorität eingestufte Lobautunnel ist nicht einmal annähernd finanzierbar, geschweige denn diese Verbindungsspange, die aber laut Gutachten notwendig ist, um jene Projektgröße zu erzielen, die MAGNA braucht, um ein Stadion mitfinanzieren zu können. 

So, also verkehrsmäßig weder eine Zufahrt von der S1 noch ein jahrelanger Prozess - Umweltverträglichkeitsprüfung, Planung, et cetera, A24 -, geschweige denn eine Finanzierung von irgendwas, geschweige denn eine Finanzierung der U-Bahn. Das steht alles in den Sternen und das wird vielleicht 2015 und folgende möglich sein, aber nicht in jenem Zeitraum, den sich MAGNA vorstellt. 

Das ist nämlich eine interessante Detailinformation, die ich mir genau angeschaut habe: Bis wann wünscht MAGNA die Option und was steht jetzt im Vertrag? (GR Alfred Hoch: 2015! 2015! – GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: 2015!) Da stehen zwei Zahlen drinnen. Lesen Sie auch genau den Brief: MAGNA wünscht die Option. Sie will es nämlich geschwind bauen und das sage ich jetzt ohne irgendeine Süffisanz: Das hat auch klarerweise mit dem zu tun, in welchem Zeitraum Frank Stronach für sich selbst auch ein Stadion möchte. Das ist der Wunsch und in dem Brief von MAGNA steht 2011 drinnen! Das interessiert sie nämlich, sie will das nämlich schnell machen. Was steht im Optionsvertrag für ein Datum? 2015! Also im Grunde weiß die Stadt ohnehin oder jene, die das hier gemacht haben, dass das alles wahnsinnig lang dauern wird. Also 2015, heißt es, wird der Optionsvertrag schlagend. Da aber beginnt man dann dort erst. Das ist jenseits aller Zeithorizonte. 

So, ich komme zum nächsten Thema, zum Rechtsstaat, ob da ein paar Dinge vergessen werden. Sie können sich vielleicht erinnern, wie lange bei der S1 die UVP, die 3 und 1 geheißen hat, gedauert hat, um eine Flächenwidmung, vorweg eine Strategische Umweltprüfung, dann eine Umweltprüfung und eine Raumverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Und wenn es ein Projekt in Wien gibt, das in den derzeitigen Vorlagen bei jeder Umweltverträglichkeitsprüfung durchfällt - und seien Sie gewiss, wir werden Mittel wissen, dass nur die besten Juristen daran arbeiten -, dann ist es dieses Projekt, das nur verkehrserhöhend im Sinne des Autoverkehrs ist. Das ist mit den Raumverträglichkeits- und Umweltverträglichkeitsprüfungen absolut unverträglich. Auch das wird von der MA 18 in diesem Protokoll angesprochen, dass das, so wie es jetzt liegt, weder raumverträglich noch umweltverträglich ist. Hier zu einer Redimensionierung zu kommen und die Verfahren abzuwickeln, da reden wir allein über einen Verfahrenslauf von mindestens drei bis fünf Jahren. So lange dauert das nämlich. 

Und mit Interesse habe ich auch in dem Brief gelesen - das ist ja kein Geheimpapier -, den der zuständige Beamte Dipl-Ing Karl Glotter geschrieben hat und den soll man sich auch im Detail anschauen:

Als erster Satz einmal zur Untergrenze dessen, was Frank Stronach möchte, 60 000: Die Größe des EKZ ist wesentlich überdimensioniert. Das muss einmal redimensioniert werden. Interessant finde ich ja, dass er darauf hinweist: Wenn man dort schon entwickeln muss – auch Wohnungen, et cetera, und das steht ja überhaupt in den Sternen, wann dort die ersten Wohnungen gebaut werden und das hat ja wieder mit der U-Bahn zu tun, weil man ja eine U-Bahn nicht nur zu einem Stadion hinführt -, dann muss dort ein Gesamtprojekt vorliegen, das sicher nicht bis 2011 passieren wird, mit der Argumentation Wohnungen müssen deswegen gleichzeitig miterrichtet werden, weil das Einzugsgebiet der U1 möglichst viele EinwohnerInnen umfassen sollte, um eine ausreichende Auslastung der U-Bahn zu gewährleisten. Da ist kein rasendes Argument für eine hohe Priorität der U1-Verlängerung, dass man sagt: Da müssen wir aber noch was hinliefern und hinbauen, damit sich dann eine U-Bahn rechnet! Das zeigt nur, dass das entsprechend keine Priorität hat. Der Zeithorizont ist jenseits. 

Jetzt komme ich schon auch zur Frage: Wem nützen hohe Investitionen der Stadt? Fassen wir nur einmal die Kleinigkeiten der Preise zusammen, nur einmal so über den Daumen, denn es wird dann eh teurer: Spange A24, eine große Autobahn: 200, 300 Millionen Euro, U-Bahn-Verlängerung auf einen Acker: Noch einmal ein Betrag, damit dann ein Gebiet aufgewertet wird, auf dem ein großes Einkaufszentrum passiert. 

Ich fasse aus unserer Sicht zusammen: Ja, ein Angebot ist von jemandem wie der MAGNA interessant, die interessiert daran ist, ein Stadion und andere Einrichtungen zu errichten. Aber ich kann jetzt nur zum Nachdenken appellieren: Entweder ihr wollt das Stadion verhindern, dann beharrt weiter auf Rothneusiedl oder man will das in einem Zeitraum, dann gibt es bestehende Stadien, andere Standorte - ich nenne jetzt bewusst keine, um nicht einen Standort zu ruinieren -, und dann bitte rasch suchen! Herr Planungsstadtrat, machen Sie Vorschläge entlang der geplanten U2-Trasse und entlang der U1-Trasse. Da gibt es viele Standorte, wo es möglich wäre, das umzusetzen. Hier werden wir als GRÜNE alles in die Waagschale werfen und die Menschen davon informieren. Hören Sie sich einmal in den Sektionen des 10. Bezirks über die Begeisterung der Menschen um, dass sie das bekommen und lesen Sie auch bitte ... (Aufregung bei GR Volkmar Harwanegg.) 

Die Bezirksvertretung des 10. Bezirks - das muss ich schon auch nachreichen - hat ja dort eine spannende Erklärung abgegeben. Haben Sie das gelesen? (GR Volkmar Harwanegg: Ja und?) Die Bezirksvertretung begrüßt das Projekt und wünscht sich ... Ich lese Ihnen vor, was Ihre Bezirksvertretung sagt: „Aus Sicht der Bezirksvertretung muss das Projekt gründlich überarbeitet werden, vor allem, was die zu erwartende Verkehrsbelastungen betrifft.“ Na wow! Also so geht es einmal nicht. Und zweitens muss auch überarbeitet werden, was die Auswirkungen auf die Geschäfte in Favoriten betrifft. De facto heißt das, die Bezirksvorstehung hat sich dort gegen ein Projekt ausgesprochen, das ein sehr großes Einkaufszentrum vorsieht. 

Generell und zum Stadion habe ich geglaubt, vielleicht schüre ich jetzt einen Konflikt zwischen der Frau Bezirksvorsteherin und dem Herrn Bürgermeister, weil der Herr Bürgermeister total für ein Stadion dort ist. Was sagt die Bezirksvertretung in der offiziellen Erklärung? Ich lese den Satz vor: „Generell sollte die Notwendigkeit eines neuen Sportstadions für Wien hinterfragt werden.“ Also was jetzt? (GR Volkmar Harwanegg: Na und?) Was jetzt? Ich weiß es nicht. Also na net „Na und?“. Offensichtlich weiß auch die Bezirksvertretung, dass das kein Projekt ist, das so rasch geht!

Etwas anderes: Ein Vertreter des Wirtschaftsförderungsfonds weist darauf hin, dass die finanziellen Belastungen für die öffentliche Hand, die dieses Projekt tragen muss, dargestellt werden müssen, denn Kosten und Nutzen des Einkaufszentrums und der Stadt Wien müssen gegenübergestellt werden. Also so was Verheerendes, meine Damen und Herren (GR Volkmar Harwanegg: Was ist denn da verheerend?), habe ich schon lange nicht gelesen. Das macht mich deswegen ... (GR Volkmar Harwanegg: Was ist da verheerend?) Was ist verheerend? Also wenn Sie nicht einmal das kapieren, dann zweifle ich an Ihrer Qualifikation, hier zu sitzen, Entschuldigung. Was wollen Sie denn noch alles hören? (GR Volkmar Harwanegg: Was ist da verheerend, wenn ich hinterfrage?) Verkehrsbelastung viel zu groß, Auswirkungen auf die Nahversorgung absolut kritisch und verheerend! Lesen Sie diese Dinge und seien wir uns gewiss: So kann das in diesem Zeitraum niemals errichtet werden. 

Insofern habe ich ja abschließend folgendes Gefühl: Bürgermeister und Stronach sagen, da muss etwas passieren. Und es passiert was. Es wird ein Optionsvertrag vorgelegt, der so viele „Wenn und Aber" und „Wenn und Dann" und „Werden wir schon sehen" und „Müssen wir vorlegen" hat plus den entsprechenden Beilagen, die zu allem, was bisher von MAGNA gekommen ist, eigentlich Nein sagen, dass ich mehr als optimistisch bin, dass das dort nie gebaut wird und gerne jede Wette unterstützen werden. Was ist der Wunsch? Ein Einkaufszentrum 2011, 2012? Dass dort ein Einkaufszentrum in der Größenordnung eines Stadions entsteht? Ich wette mit Ihnen: Nie wird das dort sein, außer wir schaffen den Rechtsstaat ab! Das wird nicht passieren. 

Wir werden dranbleiben. Wir werden die Bevölkerung entsprechend informieren und motivieren, ihre Möglichkeiten der Einflussnahme geltend zu machen. Wir werden die Informationen an die Öffentlichkeit bringen und das als ein zentrales Projekt der Wiener GRÜNEN und vieler anderer in diesem Bereich vorantreiben, dass es zu einer vernünftigen Wirtschaftsentwicklung, aber nicht zu einem verheerenden Projekt kommt!

Deswegen lehnen wir diesen Vertrag auch ab. – Danke schön.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Redner ist Herr GR Dr Tschirf gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich tu mir ehrlich gestanden schon bei der Anrede schwer, weil ich hier eigentlich zwei begrüßen wollte, die hier sitzen sollten: Einerseits den Herrn Bürgermeister, der dieses Projekt im Alleingang offensichtlich diskutiert und erarbeitet oder was immer hat, andererseits den Herrn Stronach, der hier oben sitzen sollte. Beide sitzen nicht hier. Hier sitzen Gemeinderäte der SPÖ, die mit Unterstützung der FPÖ abnicken und zustimmen müssen.

Das ist leider ein Sittenbild dieses Projekts Rothneusiedl und nicht das Verständnis von Demokratie und weiterer Planungspolitik, wie wir es uns als Wiener Volkspartei vorstellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir sind nicht gegen die Entwicklung des Gebiets Rothneusiedl, aber wir sind gegen Grundstücksspekulationen, wir sind gegen planerische Fehlentwicklungen und deshalb sagen wir zu dem vorgelegten Projekt ganz klar Nein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es war bemerkenswert, wie der Herr Bürgermeister – er ist ja leider nicht mehr da – heute in der Früh das Ganze heruntergespielt und davon gesprochen hat, dass das alles noch nicht entschieden ist. Nur, wenn man es liest, dann schaut es anders aus. Da ist eigentlich schon von klaren Preisen die Rede. Vor allem aber, wenn man es sich genau ansieht, dann ist die Situation eine solche, dass hier offensichtlich MAGNA geschickt verhandelt hat und die Stadt nicht. Und es ist auch nicht ganz verständlich, aber vielleicht weiß es der Herr Madejski, der ja seit Längerem als Pressesprecher des Herrn Planungsstadtrats tätig ist, mittlerweile aber als Pressesprecher der gesamten SPÖ, die zwei sind schon so eng miteinander, dass man in dem Fall fast die beiden Namen verwechseln würde. Das ist kein gutes Zeichen für die SPÖ. (GR Dr Herbert Madejski: Bist du traurig?) Ich muss eines sagen (Heiterkeit bei der FPÖ und der ÖVP.), ich möchte gar nicht wissen, aus welchen Gründen die FPÖ mitgeht, weil ich nicht bei allem wissen muss, was so die Begründung ist. Reden wir lieber nicht darüber. Reden wir lieber über die Probleme dieser Stadt und nicht über die einer Partei wie der FPÖ, die sich offensichtlich nur als Büttel der SPÖ in diesem Hause versteht. (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei GR Dr Herbert Madejski.)
Das, was mir aufgefallen ist, ist, dass da die Rede war - und da bin ich gleich wieder beim Kollegen Madejski -, dass es keine anderen Bewerber gegeben hat. Ich frage mich nur, da gibt es etwas, was eigentlich auch in dieser Stadt selbstverständlich sein sollte, und das heißt Ausschreibung. Ausschreibung heißt, dass man schaut, ob es verschiedene Anbieter gibt. Nur, das hat nicht stattgefunden. Ich gebe es ja zu, dass es nicht der Planungskultur der Wiener SPÖ entspricht, Ausschreibungen vorzunehmen und noch weniger der FPÖ. Aber das wäre eigentlich für dieses Projekt und diese Größenordnung angebracht gewesen, vor allem auch deshalb, weil es hier um wesentliche Fragen der Entwicklung dieser Stadt geht, um die Nahversorgung, um Verkehrsfragen. 

Wir haben heute in diesem Haus noch ein zweites Mal das Thema Nahversorgung im Zusammenhang mit dem Landstraßer Markt. Hier im Fall Rothneusiedl - und da kann ich nahtlos an das anschließen, was mein Vorredner gesagt hat - müssen erst aufwendige, teure Verkehrsanbindungen geschaffen werden: Autobahnzubringer, U-Bahnen, Milliarden-Projekte. An anderen Punkten in dieser Stadt gibt es diese Nahversorgung, gibt es die Verkehrsanbindung – ich sage etwa Landstraßer Markt –, ich sage aber auch viele Straßenzüge, viele Nahverkehrsbereiche, viele Einkaufsstraßen und dort geschieht nichts. Im Bereich Landstraßer Markt ist es sogar so, dass man ein seit 150 Jahren gut eingeführtes Nahversorgungsgebiet einfach zusperrt. Das ist die Realität, wie man im Jahr 2007 in dieser Stadt mit der Nahversorgung, mit der Wirtschaft und mit den Konsumenten umgeht. 

Das, was wir hier feststellen, ist: Offensichtlich soll hier ein riesiges Einkaufszentrum auf der grünen Wiese entstehen. Die Begründung des Herrn Bürgermeisters, dass das eine Konkurrenz mit Niederösterreich ist, ist nicht verständlich. Sollte man offensichtlich eine Entwicklung, die man woanders nicht positiv entwickelt, noch durch eine weitere weitaus negativere Entwicklung verstärken? Ist das das Verständnis von Raumplanungspolitik der Wiener Stadtverwaltung? Soll tatsächlich eine zweite Shopping City Süd auf Kosten der Nahversorgung entstehen?

Wir können ja nachlesen, dass das auch magistratsintern höchst umstritten ist. Da ist in einem magistratsinternen Sitzungsprotokoll der Zielgebietskommission die Rede davon, dass im Untersuchungsgebiet schon heute ein Überhang von Verkehrsflächen, von Verkaufsflächen - ich rede schon von Verkehrsflächen, weil das ja das Problem ist, was hier geschaffen wird - im Ausmaß von 80 000 m² besteht. Synergien mit dem Stadion sind als eher gering einzustufen, heißt es dort weiter. Die Umsatzeinbußen für den Zentralbereich Favoriten würden bis zu 35 Prozent ausmachen. Ich verstehe nicht, warum gerade eine Partei wie die SPÖ, die ja in Favoriten immer eines ihrer Kerngebiete gesehen hat, es so schlecht mit diesen Bereichen des Bezirks meint.

Oder: Verkehrsbelastungen durch ein Fußballspiel müssten zwangsläufig in Kauf genommen werden, und, und, und. 

Festzustellen ist, die Grundstückspreise sind zu günstig, die Optionspreise für die Grundstücke mit 350 EUR pro Quadratmeter für das Einkaufszentrum sind deutlich zu niedrig, das heißt, nicht zu Gunsten der Stadt, sondern lediglich zu Gunsten des Herrn Stronach. 

Man sieht in dieser Stadt, dort, wo es ein paar kleine Händler gibt wie bei der Landstraßer Markthalle, sperrt man zu, dort, wo es einen Großen gibt, mit dem sich der Herr Bürgermeister arrangiert, ist alles möglich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dazu sagen wir klipp und klar Nein. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist vieles unklar. Wir haben neun Jahre Unsicherheit vor uns. Es ist eine Husch-Pfusch-Planung. Es sind viele Fragen offen. Dieses offensichtliche MAGNA-Häupl-Stronach-SPÖ-FPÖ-Projekt erfordert am heutigen Tag aus unserer Sicht Fragen.

Ich darf sie vorbringen. Es ist so, dass ich sie in 33 Fragen vorbringen werde. Ich werde sie dem Herrn Stadtrat übergeben, dass er sie dem Herrn Bürgermeister zur Beantwortung gibt. Ich kann sie Ihnen nicht vorenthalten. Ich fange mit der 1. Frage an:

1. Warum wurden der Opposition nie Pläne für das Projekt vorgelegt und jegliche Auskünfte vorenthalten?

2. Warum haben sämtliche Verhandlungen fast zur Gänze unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattgefunden? Das ist ja das, was wir auch hier feststellen. Ich glaube, Sie haben auch alle keine Ahnung von dem, was der Herr Bürgermeister mit dem Herrn Stronach besprochen hat.

3. Die Anrainer und Grundeigentümer wurden in keinster Weise in das Projekt mit einbezogen. Ist da etwas zu verschleiern? (GR Christian Oxonitsch: 33 sind es?) 33 sind es. Ich kann sie Ihnen nicht ersparen, weil so viel notwendig ist. (GR Christian Oxonitsch: Das ist mehr als vom Cap!) Offensichtlich sieht sich die Wiener SPÖ in der Folge des Lhptm Kery, wenn ich die 3 Fragen in 33 umsetzen sollte. (Beifall bei der ÖVP.)
4. Sie scheinen mit der violetten Brille zu verhandeln und Frank Stronach dabei zu unterstützen, sich ein Denkmal zu setzen. Warum wurde von vornherein nur er für das Projekt Rothneusiedl herangezogen? Der Herr Planungsstadtrat wüsste vielleicht, wie man Ausschreibungen macht. Das wäre nicht uninteressant gewesen.

5. Alle Experten sind sich einig, dass das geplante Einkaufszentrum beim Stadion den Kaufkraftabfluss in die Shopping City Süd nicht verhindern kann. Was sagen Sie dazu?

6. Favoritner und Meidlinger Betriebe, vor allem kleinere Geschäftsstraßen, werden massiv unter dem großen Shopping‑Tempel leiden. Ist Ihnen das egal? Auch eine Frage an die SPÖ an sich.

7. Die Verhandlungen scheinen allein von Stronach's Gönnerlaune abzuhängen. Wer das Geld hat, bestimmt die Regeln, so das Credo der Stadtregierung. Warum lässt sich die Stadt zur Bittstellerin Frank Stronach's degradieren? Warum wohl?

8. Warum bekommt Frank Stronach ein Vorkaufsrecht bis 2015 zugesichert? (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist eine Option, kein Vorkaufsrecht!) Sie können das alles beantworten. Sie werden wahrscheinlich das selber nicht alles wissen, was der wirkliche Grund dahinter ist.

9. Mit der U1-Verlängerung ist vor 2015 nicht zu rechnen. Wird das zum Normalzustand in der Stadtplanung, Projekte ohne vorherige Infrastrukturmaßnahmen zu bauen? Da gibt es seit Kurzem ein Buch, das darstellt, dass das dieser Stadt auch in anderen Bereichen nicht gut getan hat. 

12. Kleine Rechenaufgabe: Wie viele Busse braucht es, um 31 000 Menschen nach Rothneusiedl zu bringen? Weiters: Wie haben Sie den Wert der Grundstücke in Rothneusiedl festgesetzt? Entsprechen die Preise, die Stronach bezahlt, den sonst üblichen Marktpreisen?

13. Ein Drittel der Fläche in Rothneusiedl ist in Privatbesitz. Warum werden die privaten Grundeigentümer in das Projekt nicht miteinbezogen?

14. Haben Sie noch vor, mit den privaten Grundeigentümern in Kontakt zu treten und Lösungen zu verhandeln?

15. Wieso ist das Gutachten eines Immobilienmaklers Grundlage für die Flächenwidmung? Schaut das nicht eigentlich anders aus? Ist das nicht in einer anderen Reihenfolge? Sollte man vielleicht auch mehrere Gutachten heranziehen? Oder ist da die Stadt überfordert?

16. Auf welchen Berechnungen basiert das Vorhaben, das Stadion für 31 000 Menschen zu bauen? Wie oft wird diese Kapazität benötigt, wie oft das Stadion leer stehen?

17. Bei der Projektpräsentation wurde verkündet, das Stadion nicht nur für Fußballspiele, sondern auch für andere Zwecke zu nützen. An welche Veranstaltungen genau ist hier überhaupt gedacht?

18. Gibt es konkrete Pläne oder Verhandlungen zur weitergehenden Nutzung des Stadions?

19. Haben Sie Gespräche mit den vielen Einzel- und Kleinunternehmern, die durch das Einkaufszentrum zusperren müssen, auch in anderen Teilen von Wien gesucht? 

20. Wie erklären Sie den Familien und Mitarbeitern den Bau des Einkaufzentrums? 

21. Wurden die Folgekosten des Projekts berechnet? Was werden Infrastruktur und Verkehrsanbindung die Wienerinnen und Wiener kosten? 

22. Die SPÖ-Niederösterreich hat auf diverse Schwierigkeiten, die der Bau eines Einkaufszentrums mit sich bringt, hingewiesen. Gibt es da gar keine Kommunikation zwischen Wien und den niederösterreichischen Genossen? 

23. Mit welchen Einbußen in der Lebensqualität haben die Menschen in der Region Rothneusiedl zu rechnen? Wie erklären Sie Ihnen das? 

24. Wird es einmal ein Bauprojekt in Wien geben, bei dem parallel zur Bauplanung auch die Verkehrssituation berücksichtigt wird? Das wäre auch ein Anliegen an den Planungsstadtrat. 

25. Was sagt Umweltstadträtin Sima zu den 54 000 zusätzlichen Kfz-Fahrten, die ein 120 000 m² Einkaufszentrum Berechnungen zufolge verursacht? 

26. Wurden Alternativen zum überdimensionierten Einkaufszentrum angedacht? 

27. Schon bei Beginn der Planung Rothneusiedl wurde beschlossen, dass es einen Masterplan geben soll. Wann genau wird dieser überhaupt kommen?

28. Wird es eine Umweltverträglichkeitsprüfung für dieses Projekt geben? 

29. Wie können Sie den Vorwurf der Freunderlwirtschaft und Packelei hier widerlegen? 

30. Hätten die Verhandlungen mit Stronach eventuell anders ausgesehen, wenn manche Mitglieder der Wiener Stadtregierung nicht im Kuratorium der Wiener Austria säßen? 

31. Kennen Sie die Erfolgsgeschichte von „Magna Racino“? Wer das gesehen hat - ich möchte nicht weiter darauf eingehen. 

32. Warum verweigern Sie sich jeder Diskussion, sei es mit der Opposition, mit der Bevölkerung oder mit den Favoritnerinnen und Favoritnern? Ist das die Gesprächskultur, die Sie führen? 

33. Ist das Chaos rund um Rothneusiedl als eine Einmalaktion zu betrachten oder symptomatisch dafür wie „Rot neu siedelt“? 

Herr Stadtrat, ich gebe Ihnen das mit. Ich erwarte mir, dass der Herr Bürgermeister oder Sie uns eine Antwort geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn Sie jetzt sagen, man sollte hier nicht Fragen vorlesen, dann könnte das bei einer normalen parlamentarischen Kultur zutreffen. Nur, all das ist nicht vorher geregelt worden. Hier gab es davor keine Erklärung des Bürgermeisters über das, was er mit Herrn Stronach besprochen hat, was er bemauschelt hat. Der Einzige, der offensichtlich ein bissel mehr weiß, ist der Herr Madejski. Jedenfalls ist es aber so, dass es um ein Projekt geht, das die Wienerinnen und Wiener massiv betrifft, das die Wiener Wirtschaft betrifft, das die Nahversorgung betrifft, das letztlich auch die Frage betrifft, ob ein Teil europäischer Kultur, nämlich die Märkte, die Nahversorgung, bestehen soll oder ob man einfach hier eine zweite Shopping City Süd schafft. 

Das ist ein ernstes Thema und es ist bestürzend, dass hier mit Drüberfahren, mit Nichtinformation, mit Täuschen und Tarnen vorgegangen wird und dass das alles an dem Gremium, das die Entscheidungen treffen sollte, am Wiener Gemeinderat vorbeigeschwindelt wird und hier der Versuch unternommen wird, etwas zu tun, was nicht zu Gunsten der Wienerinnen und Wiener, nicht zu Gunsten der Nahversorgung und nicht zu Gunsten der Wirtschaft ist und nicht mit der Wirtschaftskammer, nicht mit den Betroffenen und nicht mit der Opposition besprochen wird! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diesem Geschäftsstück können wir nur eines entgegenrufen: Nein! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Werte Stadträte! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Wir haben ja vor Kurzem die Oscar-Verleihung gehabt und wenn es einen Oscar für unseriöse und unsachliche Reden gäbe, dann hätte ihn der Klubobmann Tschirf heute gewonnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Im Vergleich dazu war ja der Kollege Chorherr noch mit einem Minimum an Sachlichkeit ausgestattet, während der Kollege Madejski hier einen durchaus seriösen (Heiterkeit bei der ÖVP.) Beitrag geliefert hat. 

Eines weise ich schon zurück, wenn man davon ausgehen kann, das rund zwei Drittel dieses Hauses voraussichtlich - man weiß es ja nie hundertprozentig - diesem Akt mit bestem Wissen und Gewissen zustimmen werden, dann weise ich im Interesse aller dieser eindeutig zurück, dass hier irgendetwas abgenickt wird. Das ist eine Unterstellung, die haltlos ist und von uns zurückgewiesen wird. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ja ja, die SPÖ!) Das muss einmal deutlich gesagt werden. 

Ich möchte aber im Sinne einer seriösen, sachlichen und zielführenden Debatte schwerpunktmäßig über das sprechen, was tatsächlich auf der Tagesordnung steht und das ist der Optionsvertrag, eine Kaufoption zwischen der Stadt Wien und MAGNA International Services Europe GmbH für Flächen in Rothneusiedl. Es ist so, dass wir heute noch nicht primär über Flächenwidmungen reden - darüber wird noch viel gesprochen werden -, dass wir auch noch nicht über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Detail reden, nicht über den Masterplan, der erst entwickelt wird und auch nicht über die Strategische Umweltprüfung im Detail, sondern heute steht hier der Optionsvertrag zwischen den beiden Vertragspartnern auf der Tagesordnung und darüber sollten wir schon auch sprechen. 

Zugrunde liegt dem Ganzen natürlich ein sehr ambitioniertes Projekt, das für die Betreiber, aber besonders auch für die Stadt Wien große Chancen bietet. Es ist ja wirklich eine Tatsache, dass das seit 1994 ein Entwicklungsgebiet und im STEP 05 ein ausgewiesenes Zielgebiet ist. Endlich gibt es die konkrete Möglichkeit, dass sich in diesem Gebiet wirklich etwas entwickelt. Darum geht es. Es ist ja wirklich schade und ich weiß schon, dass in der ÖVP die Landwirtschaft eine große Rolle spielt, aber dass wirklich in der Stadt auch Stadtgebiete und derart wertvolles Gebiet nur landwirtschaftlich genützt wird (Aufregung bei GR Dr Matthias Tschirf und StRin Mag Cortolezis-Schlager.) und die großen Chancen nicht genützt werden, das wäre wirklich schade. Diese Chance, dass sich hier etwas entwickelt, dürfen wir nicht vorbeigehen lassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber natürlich soll es eine, muss es eine rechtskonforme Vorgangsweise geben und hier ist der Optionsvertrag die unverbindlichste, aber sehr geeignete Form. In der Präambel des Optionsvertrags steht auch drinnen: „Da die geplante Umsetzung des Projektes neben der genannten Flächenwidmung noch eine Vielzahl von rechtlichen Schritten erfordert, steht die erfolgreiche Realisierungsmöglichkeit noch nicht endgültig fest. Die Optionsnehmerin strebt daher als Sicherstellung, damit die im Eigentum der Stadt Wien stehenden und für das Projekt erforderlichen Liegenschaften von ihr erworben werden können, eine langfristige Option der Flächen an.“ Teilweise hat es der Kollege Madejski schon aufgezählt und nur bei Vorliegen aller aufgezählten und angeführten Bedingungen kann diese Option wirklich ausgeübt werden. Sie hätten ihn sich vielleicht einmal anschauen sollen, diesen Optionsvertrag, bevor sie ihn in fundamentalistischer Art und Weise einfach ablehnen. 

Hier steht eindeutig: Es ist das Vorliegen eines behördlich genehmigten Teilungsplans erforderlich. Es ist dann natürlich der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan erforderlich. Es ist weiters eine Bestätigung der Straßenbauabteilung dafür notwendig, dass die Anbindung an die erforderlichen Verkehrsflächen sichergestellt ist. Es ist weiters erforderlich, dass die noch nicht im Eigentum der Stadt Wien stehenden Flächen, soweit diese zur Errichtung des Stadions erforderlich sind, bis dahin von der Optionsnehmerin erworben worden sind. – All diese Punkte sind aufgezählt. Es sind dies kleinere Punkte, bei welchen man davon ausgehen kann, dass sie erfüllt werden, etwa auch die Berechnung des Kaufpreises und die Übergabe einer Bankgarantie.

Der Herr Stadtrat und die zuständigen Abteilungen haben sich wirklich sehr viel Mühe gemacht, dass ein seriöser Optionsvertrag zustande kommt, der wesentlich mit dazu beitragen wird, dass eine rechtskonforme und sachliche Lösung ermöglicht wird. Das sei auch ganz deutlich gesagt.

Zu den Kaufpreisen: Es hat mich sehr erstaunt, dass die Kaufpreise in den Medien und heute auch von Kollegen Chorherr kritisiert wurden! Diese wurden nämlich auf Basis des Gutachtens eines hoch renommierten, gerichtlich beeideten Sachverständigen – einer der Renommiertesten in unserer Stadt – festgelegt. Eine bessere Vorgangsweise kann man sich gar nicht vorstellen! Und nur, um sozusagen auch zu belegen, wie seriös man sich mit dieser Sache beschäftigt hat, steht auch in dem Gutachten, dass „der Preis je Quadratmeter davon ausgeht, das die für die genannte Nutzung gewidmete Fläche zumindest 45 000 m² umfasst. Ergibt die Flächenwidmung diesbezüglich eine geringere Fläche, so erfolgt eine neuerliche Kaufpreisschätzung durch den Gutachter, der das Erstgutachten zur Kaufpreisfestsetzung erstellt hat. Ist dieser zur Gutachtenserstellung nicht bereit, so bestellt die Stadt Wien einen anderen Sachverständigen.“

All diese Möglichkeiten wurden also schon bedacht, um eine möglichst seriöse und korrekte Vorgangsweise sicherzustellen, und ich glaube, das muss man wirklich hervorstreichen. Insofern kann man natürlich der Kritik von Schwarz und Grün, die in diesem Zusammenhang gebracht wurde, nicht zustimmen.

Zu Kollegen Madejski habe ich es schon gesagt, aber ich sage es noch einmal: Das war eine seriöse Rede, mit der man teilweise beziehungsweise großteils übereinstimmen kann. Nicht übereinstimmen kann ich mit dem Argument betreffend die Unentgeltlichkeit. Ich glaube nämlich, dass die Stadt Wien großes Interesse an dieser Entwicklung hat und dass deshalb die Option etwas sehr Positives ist und man sachlich durchaus gerechtfertigt gehandelt hat, indem man die Option unentgeltlich gemacht hat.

Nicht kaprizieren darauf würde ich mich, dass das Ganze, wie Kollege Chorherr gesagt hat, unbedingt bis zum 100. Geburtstag der Austria fertig sein muss. – Ich meine überhaupt, dass das Stadion zu sehr medial in den Vordergrund gerückt wird, weil es eben auch populär ist, darüber zu schreiben.

Wir wollen ein multifunktionales Stadion haben, es liegt uns vor allem aber auch an einer gemischten Verwendung beziehungsweise Benutzung des gesamten Gebietes, wovon das Einkaufszentrum auch nur ein Teil ist. Insgesamt soll dieses Projekt dazu beitragen, dass quasi ein Turbo für den Süden der Stadt Wien geschaffen wird, der sich entsprechend entwickeln kann. Wir wollen hingegen nicht, dass entlang der S1 in Niederösterreich nur ein Betrieb nach dem anderen entsteht. Das wäre nämlich schade für den Süden Wiens, und deshalb schauen wir auch darauf, dass sich dort wirklich etwas entwickelt. Das ist meines Erachtens das Wichtigste, 100. Geburtstag hin oder her! (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch noch erwähnen wollte ich, dass auch Kollege Neuhuber in der Öffentlichkeit Kritik geübt hat, wobei allerdings im Zusammenhang mit diesem Interview entweder durch ihn selbst oder durch den Redakteur verschwiegen wurde, dass er auch Gemeinderat ist. Es war nur vom „Immobilienprofi“ die Rede, und es entstand der Eindruck, dass der anscheinend unabhängige und über allem stehende Neuhuber Kritik übt. Ich meine, man hätte fairerweise dazu sagen können, dass er Gemeinderat der ÖVP ist, was vielleicht auch eine Rolle spielt. 
Hinsichtlich des Kaufkraftabflusses, der in den Medien jetzt breit diskutiert wird, hätte man auch sagen können, dass wir durch die Shopping City bis jetzt natürlich einen Kaufkraftabfluss nach Niederösterreich haben und wir mit der Situation, dass es dann einen Kaufkraftabfluss von Niederösterreich nach Wien geben wird, durchaus leben können und dass das außerdem überhaupt nicht dramatisch ist. In einem kooperativen Bundesstaat versuchen natürlich Bund und Länder, bestmöglich miteinander auszukommen und zu kooperieren. Das ist auch diesfalls bei der gesamten Umlandplanung der Fall. Nebenbei sind die Gebietskörperschaften aber auch Standortkonkurrenten, und ich meine, es ist richtig, wenn wir hier die Interessen der Wiener Bevölkerung offensiv vertreten. 

Mich wundert auch, dass die ÖVP sich nach wie vor selbst als Wirtschaftspartei bezeichnet beziehungsweise sich als solche bezeichnen lässt. Dieser Tage kann ich das nämlich nicht feststellen: Diesfalls handelt die ÖVP gegen die wirtschaftlichen Interessen Wiens! Das muss auch gesagt werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Auf die Größe des Einkaufszentrums, die auch vielfach debattiert wird, will ich mich im Detail nicht einlassen, weil das eben noch eine Unbekannte ist. Sicherlich wird man sich für eine auch für andere Teile Wiens verträgliche Dimension entscheiden, und daher ist es bestimmt sinnvoll, einen Dialog mit der Wirtschaftskammer zu führen. Bei anderen Projekten in Wien ist dann stets eine durchaus einvernehmliche Lösung herausgekommen, und ich hoffe, dass das auch hier der Fall sein wird!

Wichtig ist auch, hinsichtlich der Größe Folgendes festzustellen: Alles baut auf das Leitbild und das Strukturkonzept betreffend das Zielgebiet Rothneusiedl auf, auf deren Basis 2007 ein Masterplan entwickelt werden soll, der die Grundlage für die weiteren rechtlichen Verfahren, also SUP, UVP, Flächenwidmung und so weiter, bietet. Die Strategische Umweltprüfung ist vor der Flächenwidmung durchzuführen. Derzeit liegt noch kein konkreter Antrag vor, es wird erst im Zuge der Flächenwidmung durch dieses Verfahren die konkrete verträgliche Größenordnung des Einkaufszentrums zu bewerten sein. Über die Größenordnung kann also erst nach der Abstimmung mit dem Ergebnis des Masterplanes und nach Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung gesprochen werden. Erst nach einer allfällig erfolgten Flächenwidmung mit allen notwendigen Verfahrensschritten bekommt ein solches Projekt Rechtswirksamkeit und kann umgesetzt werden. Die Vorgangsweise ist also wirklich außerordentlich rechtsstaatlich, und wir haben uns ganz streng an diese zu halten. Deshalb erfolgen meiner Meinung nach alle kritischen Unkenrufe zu Unrecht. Wichtig ist vor allem, dass damit echt eine Chance für den Süden Wiens und für Wien eröffnet wird.

Grundsätzlich gibt es zwei Herangehensweisen in der Politik: Eine davon ist, dass immer alles kritisiert und immer irgendetwas dagegen gefunden wird. Das ist natürlich leicht, und eine Fundamentalopposition geht halt so vor. – Wir sehen das anders: Wir wollen ein wirklich kreatives und ambitioniertes Projekt umsetzen, auch wenn das durchaus schwierig sein sollte. Ich sage nicht, dass es keine Schwierigkeiten mehr geben wird, aber Schwierigkeiten sind dazu da, um überwunden zu werden. Wenn wir jedoch von Haus aus immer auf die ÖVP gehört hätten, dann hätten wir jetzt unter anderem auch keine Donauinsel und Wien wäre um vieles ärmer. Das muss auch einmal gesagt werden!

Im Prinzip sind wir also eher dafür, dass die Kreativen unterstützt werden, die etwas weiterbringen und ein ambitioniertes Projekt hinstellen wollen. Diese wollen wir im Rahmen des Rechtsstaates natürlich unter Einhaltung aller Regeln unterstützen. Ich meine, man soll nicht bloß immer Verhinderer, Vernaderer und Schlechtmacher sein! Wenn es konstruktive Kritik gibt, dann nehmen wir diese durchaus auf und werden uns damit auseinandersetzen, denn konstruktive Kritik trägt immer dazu bei, dass ein Projekt noch besser werden kann. Von der ÖVP und leider in diesem Fall auch von den GRÜNEN kommt aber keine konstruktive, sondern eher destruktive Kritik. 

Deshalb meine ich abschließend: Wir haben hier die Chance, ein wirklich hochwertiges Projekt zu schaffen. Dieser Optionsvertrag ist heute einmal der erste wichtige Schritt dorthin. Damit wird eine Chance eröffnet, und diese Chance soll im Interesse Wiens, der Wiener Wirtschaft, der Wiener Sportinteressierten und im Interesse des Südens Wiens genützt werden. Dabei muss man vor allem immer bedenken, dass all das ein dynamischer Prozess ist. Man darf das nicht statisch sehen, weil wir ja vermutlich auch eine Bevölkerungszunahme haben werden.

Ich glaube, dass es, wenn man das eben im richtigen Sinn sieht, eine gute Sache ist, wenn wir heute diesem Optionsvertrag zustimmen, der eine Möglichkeit dafür bietet, dass ein wesentlicher Teil Wiens sehr gut weiter entwickelt werden kann. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Kollege Stürzenbecher hat in seiner Rede sehr viele richtige Dinge gesagt. Etwas hat er ausgespart, aber das hat Herbert Madejski dankenswerterweise schon vorweggenommen. Kollege Stürzenbecher kann wirklich nicht sagen, dass die Herren Häupl, Schicker und Stronach diesbezüglich in den letzten Jahren eine taktische und politische Meisterleistung abgeliefert hätten! Sie haben den Kardinalfehler begangen, diese Diskussion über die Öffentlichkeit und über die Zeitungen abzuführen, was natürlich letztlich dazu geführt hat, dass dieses Projekt, wie ich jetzt sagen möchte, bis zum jetzigen Zeitpunkt eher unrund abgelaufen ist. Wir hoffen aber – und unsere Unterstützung haben die SPÖ beziehungsweise die Stadt Wien dabei, wenn unsere Vorgaben eingehalten werden –, dass dieses Projekt ab dem jetzigen Zeitpunkt etwas runder zu laufen beginnt!

Nicht mit Kollegen Stürzenbecher übereinstimmen kann ich in seiner Aussage, dass Kollege Tschirf einen Oscar verdient hätte! Ich finde, er hat heute wie auch in den letzten Sitzungen redlich versucht, den harten Oppositionspolitiker zu mimen, ein harter Oppositionspolitiker Tschirf ist jedoch ein Widerspruch in sich. Seine Glaubhaftigkeit war heute, wie auch bei seinen anderen Darbietungen, schwach; glaubhaft war er nur in seiner Schwäche, und dafür hätte er sich eher die „goldene Himbeere für den schwächsten Darsteller“ verdient! (Beifall bei der FPÖ.)
Wenn wir jetzt nach den Gründen für die – wie ich fast sagen möchte – dumpfe ÖVP-Frontalopposition, die wir in den letzten Wochen und Monaten und auch bei diesem Projekt seitens der ÖVP erleben, suchen, die dahinter stecken könnten, dass sie jetzt auf einmal die harte Oppositionspartei spielt, dann käme wahrscheinlich einiges zutage. Wenn man die letzten zehn Jahre hier im Gemeinderat Revue passieren lässt, dann kann man feststellen, dass die ÖVP der SPÖ insbesondere in der Zeit von 1996 bis 2001 quasi wie das „Schnäuztüchl aus dem Hosensack“ herausgeschaut hat. Es war peinlich, mit anzusehen, wie die ÖVP sozusagen ein Wurmfortsatz der SPÖ war und zu allem Ja und Amen gesagt hat! Wir kommen heute, wenn wir den Wienerberg besprechen, noch zu einem Thema, im Zusammenhang mit welchem auch VBgm Görg einen gehörigen Teil der Schuld auf sich nehmen muss. All das sind Folgen dieser hörigen Politik, die die ÖVP gegenüber der SPÖ in den Jahren der Koalition in der Bundeshauptstadt gelebt hat! 

Es könnte sein, dass die ÖVP jetzt einmal probieren möchte, wie wirkliche Oppositionspolitik aussieht. – Meine Antwort darauf: Die FPÖ lebt diese seit vielen Jahren erfolgreich vor und erhält auch bei den Wahlen dementsprechend Zustimmung! Meine Damen und Herren von der ÖVP! Ein bisschen müssen Sie noch üben! So wie Sie es in den letzten Wochen und Monaten angegangen sind, ist das eher schwach! 

Welche Gründe könnten noch dahinter stecken? – Vielleicht handfeste wirtschaftliche Überlegungen! Vielleicht sind auch gewisse Vertreter der Immobilienbranche in Rothneusiedl oder sogar Mitglieder dieses Gremiums nicht zum Zug gekommen? Hat die ÖVP vielleicht andere Interessen?

Im Vorfeld hat die ÖVP im Jahr 2005 den Vorschlag gemacht, das neue Austria-Stadion auf dem Areal des zukünftigen Zentralbahnhofes zu bauen. Vielleicht gibt es auch engere Verbindungen zwischen dem schwarzen ÖBB-Chef Huber und der Wiener ÖVP. (GR Alfred Hoch: Es war ein gescheiter Vorschlag!) Aus Sicht der ÖVP war der Vorschlag gescheit. Es hat aber, glaube ich, keine Zeitungsmeldung herausgeschaut. Bei den anderen Parteien und bei den Experten ist diese Idee nicht auf großen Widerhall gestoßen. Aber auch diesfalls könnten wirtschaftliche beziehungsweise politische Interessen dahinter gestanden sein.

Zu den 33 Fragen, die Kollege Tschirf heute gestellt hat, möchte ich sagen: Ab der zehnten Frage haben wir ohnehin nicht mehr zugehört, die letzten 23 Fragen waren nämlich eher sinnentleert. Ich glaube, der Sinn und Zweck des Vortrags dieser 33 Punkte war, dass man halt vielleicht eine kleine Meldung in den Zeitungen bekommt. Wenn Herr GR Tschirf aber zum Beispiel nur die ersten zehn Fragen genommen und statt „Rothneusiedl“ „Eurofighter“ eingefügt hätte, dann hätte er das Ganze gleich Vizekanzler Molterer übergeben können!

Ich habe eigentlich schon nach den ersten drei Fragen nicht mehr zugehört. Ich glaube, die erste Frage war: „Warum sind die meisten der großen Verhandlungen unter Ausschluss der Öffentlichkeit gelaufen?“ – Dazu meine Frage: Wie war denn das beim Eurofighter? Waren die Verhandlungen betreffend Eurofighter transparent? Ich schlage Ihnen vor: Stellen Sie genau den gleichen Fragenkatalog an die Bundesregierung, und warten Sie auf Antworten! (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn Sie nach den Einbußen an Lebensqualität durch die Entwicklung Rothneusiedls gefragt haben: Stellen Sie diese Frage doch einmal Lhptm Pröll! Wie schaut es denn bei der SCS aus? Anscheinend habt ihr euch noch nie dafür interessiert, wie die Lebensqualität der Leute unter der SCS leidet! (GR Dr Matthias Tschirf: Ihre Ausführungen sind wirklich peinlich!)
Bei der SCS sind natürlich handfeste wirtschaftliche Interessen in schwarzer Hand im Spiel, und da stellt Kollege Tschirf selbstverständlich keine Fragen, das interessiert ihn dann weniger. Er ist es, der immer sagt, dass man über den Tellerrand hinausblicken muss. Dann blicken wir doch einmal über die Stadtgrenze hinaus! – Ich habe schon einmal bei der Diskussion rund um die Lobau diesen Ausdruck verwendet, indem ich hier zu den GRÜNEN gesagt habe, dass das schäbige Politik ist. Heute sage ich das in Richtung ÖVP: Das, was Sie in den letzten Monaten, Wochen und Tagen hier betreiben, ist schäbige Oppositionspolitik! (Beifall bei der FPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Ihre Rede ist peinlich! Offenbar sind Sie von der SPÖ engagiert!)
Bei seiner elften oder zwölften Frage hat Kollege Tschirf gemeint: Wer das Geld hat, stellt die Regeln auf. – Bitte merken Sie wiederum vor: Stellen Sie diese Frage an die EADS, an die ÖVP und an Platter, und berichten Sie uns dann von den Antworten! (GR Alfred Hoch: Stellen Sie die Frage an Scheibner!) Scheibner könnt ihr diese Frage auch stellen! Interessiert mich genauso viel, wie wenn in Kolumbien ein Kaffeesack aufplatzt! – Die genannte Frage könnt ihr Scheibner, Platter, Molterer, Schüssel, der EADS, Rumpold oder meinetwegen allen Involvierten stellen! Das dürfte Sie jedoch wahrscheinlich nicht so sehr interessieren, und wir werden auf die entsprechenden Antworten wahrscheinlich vergeblich warten!

Dass wahrscheinlich handfeste wirtschaftliche Interessen seitens der ÖVP hinter dieser dumpfen Oppositionspolitik stehen, entnehme ich auch einem heutigen Interview mit Wirtschaftskammerpräsidentin Jank. Eingangs geht es wieder um diese 120 000 m², die nirgends stehen, die aber anscheinend irgendwie erwünscht sind. – Ich wünsche mir auch seit Jahren einen Lottosechser, doch ich bekomme ihn auch nicht, und Stronach wird die 120 000 m² ebenfalls nicht bekommen. Präsidentin Jank operiert mit den 120 000 m² auch parteipolitisch, das ist reine parteipolitische Polemik! Nach einigen weiteren Fragen sagt Präsidentin Jank nämlich: „An diesem Standort, so nahe bei der Shopping City Süd, macht es keinen Sinn.“ – Das geht genau wieder in diese Richtung! Sie wollen Landeshäuptling Pröll nicht schaden, er soll dort weiter die Kaufkraft aus Wien abziehen, Steuermittel abschöpfen, und Wien soll ja nichts davon haben! Das sind die schwarzen Aktionen, und das ist zu verurteilen! Wir sagen Nein zu dieser schäbigen Politik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Warum sagen wir unter anderem Ja zu diesem Projekt in Rothneusiedl? – Ich zum Beispiel bin alles andere als ein Austria-Fan. Schauen wir uns jetzt aber einmal die heutige Situation der Austria an, und zwar nicht von der Tabellensituation her, denn daran wird das neue Stadion auch nicht viel ändern können, wenn sich bis dahin nichts geändert hat. Der jetzige Standort des Horr-Stadions ist aber auf jeden Fall ungünstig beziehungsweise unter jeder Kritik. Daher muss in naher Zukunft etwas geschehen, und ein geeigneter Standort ist eben Rothneusiedl. Die Austrianer sind Favoritner und sollen auch dort bleiben, daher würde sich Rothneusiedl als Standort ideal anbieten. Es soll dort eine multifunktionale Arena gebaut werden, die auch für andere Veranstaltungen parat steht. Jedenfalls ist aber die Austria – da kann man zu ihr stehen, wie immer man will – für den Wiener und den österreichischen Fußball unverzichtbar. Wenn es das große Wiener Derby nicht gibt, dann wird die ganze Bundesliga in den nächsten Jahren ein bisschen fad werden, und darum sollte man auch als Nicht-Austria-Fan alles dafür tun, um eine Basis für das wirtschaftliche und sportliche Bestehen der Austria für die nächsten Jahrzehnte zu legen. Wir von der FPÖ werden auf jeden Fall das Unsere dazu tun!

Einen letzten Gesichtspunkt zum Thema Rothneusiedl möchte ich noch einbringen. Von Seiten der ÖVP oder vielleicht auch von anderen Seiten wird unter Umständen vielleicht wieder höhnisches Gelächter einsetzen, aber das sind wir bei der Präsentation von freiheitlichen Projekten oder Ideen ja schon gewohnt! Wir nehmen uns das nicht mehr sonderlich beziehungsweise gar nicht mehr zu Herzen, weil wir einige Jahre später ohnedies sehen, dass unsere Vorschläge letztlich doch aufgegriffen werden. So hat man zum Beispiel in den vergangenen Wochen gesehen, dass jetzt sogar die Wiener Linien eine U-Bahn-Polizei fordern oder dass die Wiener Polizei ein Konzept für eine berittene Polizei fix und fertig in der Lade hat, auch wenn Kollege Schuster gleich wieder zur „Knofelzehe“" greift und das Jahr 1934 heraufdämmern sieht. (GR Godwin Schuster: Nein, nein!) Der schwarze Landespolizeikommandant-Stellvertreter Mahrer hat dann das Konzept, weil wir ihm die Sache medial abgeschossen haben, beleidigt in eine Schublade weiter unten gelegt, es wird aber hoffentlich irgendwann einmal doch dazu kommen, und zwar, wie ich hoffe, noch vor der EM 2008, denn das ist eine intelligente Sache im Dienste der Sicherheit der Bevölkerung! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ähnlich verhält es sich auch mit der Nutzung der Thermalquelle auf dem Asperner Flugfeld: Wir haben seit Jahren gesagt, dass man das 150 Grad heiße Wasser nicht nur für Heizzwecke, sondern auch für Heil- und Thermalzwecke heranziehen soll. Da hat es am Anfang auch geheißen: Das brauchen wir alles nicht, das funktioniert nicht, und das Wasser ist nicht geeignet. – Wenn man nicht will, gibt es immer tausend Gründe! Wie man jetzt hört, gibt es nun aber doch Überlegungen, dieses Wasser auch zur Entwicklung eines Thermalzentrums zu nutzen. Wir warten jedenfalls sehr gespannt, bis wir die Ergebnisse der Untersuchung des Wassers bekommen! Was ich damit sagen möchte, ist, dass viele FPÖ-Vorschläge in den letzten Jahren zuerst belächelt oder verdammt worden sind, sich schlussendlich aber doch durchgesetzt haben!

Ich möchte hier noch einmal den Vorschlag eines Themenparks für das Stadtentwicklungsgebiet Rothneusiedl, nämlich für das „Sissi-Land“, wie wir es genannt haben, in Diskussion bringen. Ich möchte damit die Kollegen von den anderen Parteien zum Denken anregen und kurz noch einmal erläutern, was dieses Sissi-Land sein soll und was es nicht sein soll. Es soll jedenfalls keine Konkurrenz zum Prater oder anderen Vergnügungseinrichtungen in Wien sein. Aber ich glaube, genauso wie Wien ein Oberlaa 2 auf dem Asperner Flugfeld vertragen würde, würde Wien auch ein zweites Vergnügungszentrum in der Größe des Praters in Form eines „Sissi-Landes“ in Rothneusiedl vertragen.

Was soll dort dargestellt werden? Was soll dort stattfinden? – Wir haben uns gedacht, dass 2 000 Jahre Geschichte der Stadt Wien in einem Themenpark auf spielerische Weise dargestellt und erlernt werden könnten, vom Vindobona der Römer über die Babenberger-Zeit, die Türkenbelagerungen – die ersten zwei zumindest –, die Josefinische Zeit, das Biedermeier, natürlich die Zeit Kaiser Franz-Josefs mit einem Sissi-Schwerpunkt bis hin zu den Weltkriegen und zum Dritten Mann. Es könnten dort alle Aspekte der Geschichte der Stadt Wien dargestellt werden, und die Besucher, vor allem Kinder und Jugendliche, könnten dabei etwas lernen. Ich glaube, ein solches Projekt sollte nicht vom Tisch gewischt werden, sondern es sollte in die Vorplanungen zum Masterplan einbezogen werden!

Ich glaube, es wäre nicht zum Schaden der Stadt Wien, wenn wir uns über ein solches Projekt einmal in der Stadtentwicklungskommission oder im Stadtplanungsausschuss unterhalten würden. Vielleicht stellt man fest, dass man Teile davon verwirklichen kann, vielleicht kommt letztlich dabei auch heraus, dass das doch nichts für Wien ist. Man sollte darüber aber zumindest einmal diskutieren und das nicht gleich vom Tisch wischen!

Meine Damen und Herren! Ich fasse zusammen: Die FPÖ hat für ihre Zustimmung zur freundlichen Begleitung des Projektes ganz klare Vorgaben gemacht. So lange diese Vorgaben für dieses Projekt, welche die FPÖ ganz klar schwarz auf weiß dargelegt hat, eingehalten werden, werden wir keine dumpfe Oppositionspolitik à la ÖVP betreiben, sondern werden wir dieses Projekt weiterhin mit freundlicher Unterstützung bedenken. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu den vorigen Redebeiträgen, und zwar vor allem zu den letzten Ausführungen von Herrn Mahdalik: Wenn man der Opposition, die sich wirklich kritisch mit einem Projekt auseinandersetzt, Vorwürfe macht und behauptet, dass man das tut, um selbst Oppositionspolitiker zu sein, dann ist das wirklich widersprüchlich! Herr Mahdalik! Das tun Sie jetzt schon das zweite Mal! Ich verstehe Sie nicht! (GR Kurth‑Bodo Blind: Das liegt aber an Ihnen!) Nein! Das ist nämlich hinten und vorne nicht schlüssig! Wenn man sich mit Stadtplanung und den zahlreichen Argumenten auseinandersetzt, die gekommen sind, und zwar nicht nur von uns, sondern auch von den Fachabteilungen, dann vermute ich eher, dass Ihre Motivation, sich da so zu ducken und durchzuwinden, mit einer gewissen Nahebeziehung zum MAGNA-Konzern und gewissen Freundschaften zu ehemaligen Parteikollegen zu tun hat. – Aber das vermute ich nur. 

Ich denke, dass die Debatte zu diesem Stadion ein sehr eindeutiges Bild von der feudalen Kultur in der Stadt zeigt. Der Bürgermeister hat etwas vereinbart, er hält es offenbar für nicht nötig, jetzt bei der Debatte anwesend zu sein, und die entsprechenden Magistratsabteilungen, die Wohnbauabteilung und die Planungsabteilung haben das durchzuziehen. Ich habe im Wohnausschuss schon mein Mitgefühl gegenüber der MA 69 ausgedrückt, weil ich es wirklich als sehr schwierig empfinde, einen Vertrag zu formulieren, in dem es einerseits heißt, dass man sich etwas in dieser Richtung vorstellen könnte, andererseits aber gleich wieder zurückgerudert und aufgezählt wird, welche Bedingungen notwendig sind, damit überhaupt etwas daraus wird.

Insgesamt verstärkt sich mein Eindruck, dass da etwas zugesagt wurde, man aber erst jetzt zu überlegen beginnt, wie man das eigentlich machen kann, da das Ganze möglicherweise einige schwerwiegende negative Auswirkungen haben könnte. Man ist sich also als Fraktion insgesamt vielleicht noch nicht ganz im Klaren, was man eigentlich will.

Der Bürgermeister hat heute in der Früh von einer Chance für den Südrand gesprochen. – Ich meine, es ist wirklich bedauerlich, dass die Stadtentwicklung so funktioniert, dass man dort, wo bereits ein Einkaufszentrum ist, ein Stadion platziert und das dann als große Chance für den Südrand begreift. Was mich an der Debatte besonders geärgert hat, ist das Argument: Wollt ihr lieber das, was auf der niederösterreichischen Seite stattfindet?

Gleichzeitig findet auch ein Kampf StR Schickers gegenüber einer niederösterreichischen Gemeinde statt, um ein Hochhausprojekt zu verhindern. Das halte ich für sehr löblich, und er hat raumplanerisch natürlich recht. Ich denke aber, dass es vielleicht an der Zeit wäre, sich gemeinsam mit den Niederösterreichern an einen Tisch zu setzen und eventuell eine gemeinsame Raumplanungspolitik zu betreiben, wie das beispielsweise in einer Region in Norddeutschland schon sehr erfolgreich praktiziert wird. Dort bespricht man gemeinsam, was für die Region wichtig und richtig ist, hält sich auch daran und sagt nicht ständig: Wollt ihr, dass das auf der anderen Seite kommt oder sollen wir es selber machen? Wenn man das nämlich konsequent weiterverfolgt, dann wird in 50 Jahren rund um Wien jeweils innerhalb und außerhalb der Stadtgrenze alles zugepflastert sein. Ich glaube nicht, dass das vorteilhaft für die Stadt, aber auch für die ganze Region sein wird!

Ein dritter Punkt, der auch interessant ist: Es waren auch zahlreiche Medienvertreter anwesend, was zeigt, dass diese Verbindung zwischen Fußballstadion und Stadtentwicklung interessanter für die Menschen ist als andere Stadtentwicklungsgebiete. Unseriös und meiner Meinung nach vom Bürgermeister nicht richtig ist es jedoch, diese Debatte ins Lächerliche zu ziehen und so zu tun, dass jemand, weil er Rapidler ist, etwas gegen das Stadion hat. Ich meine, es geht da wirklich nicht um die Anhängerschaften von Fußballklubs und die entsprechenden Motivationen – auch in Richtung FPÖ –, sondern um eine tiefgreifende stadtstrukturelle Veränderung, die, wenn sie so durchgeführt wird, wie es in diesem Optionsvertrag angedeutet wird, für die Stadt schwerwiegende negative Auswirkungen haben wird. 

Drei Bemerkungen zum Optionsvertrag. Es gibt eine Reihe von Bedingungen, die einzuhalten sind. Ich habe auch schon im Wohnausschuss angemerkt, dass meiner Ansicht nach auf jeden Fall eine Klausel fehlt, mit welcher eine Verbindlichkeit zwischen der Errichtung des Einkaufszentrums und des Stadions festgeschrieben wird. Es gibt nämlich überhaupt keine Sicherheit, dass beides getan wird. Es ist also durchaus möglich, dass ein Nachfolger von Herrn Stronach oder jemand, der dann bei der MAGNA zuständig sein wird, sich denkt: Die Errichtung des Einkaufszentrums ist ein gutes Geschäft, das Stadion ist mir jetzt aber doch nicht so wichtig. Und dann wird das Stadion, das jetzt immer als Argument herhalten muss, gar nicht gebaut!

Mein zweiter Kritikpunkt, der die öffentliche Ausschreibung betrifft, wurde schon erwähnt. Bei der Errichtung von Kleingartenhäusern auf Parzellen von 200 m² gibt es eine öffentliche Suche nach Interessenten, und das ist richtig so. Bei diesem Megaprojekt gibt es das jedoch nicht! – Ich möchte nur darauf hinwiesen, dass es bei der Hohen Warte auch betreffend ein Fußballstadion eine ähnliche Option für eine Grundstückstransaktion gab. Damals hat der Rechnungshof Folgendes festgestellt – ich zitiere: „Die Verpflichtung der Stadt Wien im gegenständlichen Optionsvertrag, einem bestimmten Vertragspartner das gegenständliche Grundstück weit unter seinem Wert zu verkaufen, stellt nach Auffassung des Rechnungshofs eindeutig eine verbotene Beihilfe im Sinne Art 78 Abs 1 EG-Vertrag dar.“ 
Ich glaube, auch europarechtlich gesehen wird da noch einiges auf uns zukommen. Es ist nämlich nicht nachvollziehbar, warum man nicht nach weiteren Interessenten für eine so große Fläche gesucht hat! 

Drittens entsteht für mich der Eindruck, dass man ein bisschen etwas hergibt, sich aber auch noch viel offen hält, indem man Bedingungen formuliert. – Ich möchte daran erinnern, dass die Debatten und die Arbeit dieser Arbeitsgruppen auch Geld kosten. Wieso sagt man nicht klar, wenn man das nicht wirklich will? Jetzt werden Verbindlichkeiten geschaffen, indem man Leitbilder in Auftrag gibt, Flächenwidmungsverfahren anleiert und so weiter, und irgendwann wird es dann einen Moment geben, in dem man nicht mehr zurück kann. Daher meine ich, dass man sich schon vorher genau im Klaren sein sollte, was man will. 

Zum Kritikpunkt des Herrn Stürzenbecher, dass die Kritik der Opposition nicht konstruktiv sei. – Ich glaube, es sind wirklich sehr viele fachliche Argumente auf den Tisch gelegt worden, und zwar nicht nur von Oppositionsparteien, sondern auch von den Magistratsabteilungen. Ich möchte jetzt wirklich noch einmal auch an die Planungsabteilung appellieren, sich ernsthaft mit dem Land Niederösterreich zusammenzusetzen und ein gemeinsames Einzelhandelskonzept, wie wir es schon seit Langem fordern, zu vereinbaren. Ich meine nämlich, dass es nicht so weitergehen kann, dass jetzt vielleicht Gerasdorf als nächste Gemeinde sagt, dass sie ein Einkaufszentrum haben will, und dann wieder herumgestritten wird. Ohne ein gemeinsames Konzept wird es auf die Dauer nicht gehen! Und anhand des jetzigen Beispiels kann man meines Erachtens sehr gut zeigen, dass das dringend notwendig wäre. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch hat sich zu Wort gemeldet. – Ich bitte ihn zum Rednerpult. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Stadträte! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich denke, dass wir jetzt zu Rothneusiedl schon einiges gesagt haben. Auch ich fürchte, dass man die 33 Fragen, die unser Klubobmann Tschirf gestellt hat, aus strategischen Gründen gar nicht beantworten wird, obwohl einige sehr leicht zu beantworten wären. Dazu wäre nicht einmal die Mithilfe des Steigbügelhalters FPÖ von Nöten! 

Zu Kollegen Madejski, der jetzt leider hinausgegangen ist, nachdem er sich vorher vom Herrn Stadtrat die Direktiven geholt hat, möchte ich Folgendes sagen: Im Koalitionsabkommen steht nichts von einer 50 zu 50-Finanzierung des U-Bahn-Ausbaus. In diesem Abkommen steht nur, dass sich beide Koalitionsparteien für die Erweiterung der U-Bahn-Linien einsetzen werden, aber von einer abgemachten 50 zu 50-Finanzierung ist darin nicht die Rede! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Herr StR Schicker hat das im letzten Ausschuss unter dem Punkt „Allfälliges“ gesagt. Das hat aber nicht gestimmt. Und Herr Madejski hat es heute wortidentisch wiederholt. Das stimmt aber, wie gesagt, nicht! Ich habe mir das gestern angeschaut. Man muss jetzt nämlich ganz allgemein sagen, dass der Demokratie durch das Verhalten der FPÖ in den letzten Minuten respektive in der letzten Stunde kein wirklich guter Dienst getan wurde. Wir haben hier in Wien eine absolut regierende SPÖ, und was fällt der Oppositionspartei FPÖ jetzt ein? Sie sagt zwar, dass inhaltlich nicht alles gut in diesem Optionsvertrag ist, namentlich die Nennung von Grundstückspreisen und die lange Optionsdauer, sie stimmt aber letztlich trotzdem mit der SPÖ und sagt der Opposition, dass Sie sich – entschuldigen Sie den Ausdruck! – brausen gehen soll. Ich meine, das kann es nicht sein, meine Kollegen! (Beifall bei der ÖVP.)
Zu Kollegen Stürzenbecher: Wenn man die Diskussion in den letzten Wochen genau verfolgt, kann man feststellen, dass sich die ÖVP in keiner einzigen Wortmeldung, Aussendung oder Pressekonferenz gegen die Entwicklung des Stadterweiterungsgebietes Rothneusiedl ausgesprochen hat. Und heute Früh hat der Bürgermeister in Beantwortung meiner Frage zugegeben, dass ecoplus schneller bei der Entwicklung der Flächen ist, er und der Wirtschaftsförderungsfonds dadurch unter Druck kommen und deswegen jetzt schnell der Vertrag gemacht wird, damit Niederösterreich ja nicht schneller ist und vielleicht dort ein Einkaufszentrum hinstellt. Das kann es nicht sein! Das ist unser Kritikpunkt. Wir sind für die Entwicklung des Gebietes, sagen aber: Es kann nicht nur ein EKZ für eine Entwicklung maßgeblich sein, sondern wir brauchen dort auch Industrie und vor allem beschäftigungsintensive Unternehmen. Sie wissen selbst, dass Einkaufszentren um ein Drittel weniger Arbeitsnehmer beschäftigen als der strukturierte Kleinhandel. – Ich meine, auch das muss berücksichtigt werden! 

Nach diesem Ausflug zu meinen Vorrednern möchte ich jetzt zu den 33 Fragen noch zwei weitere hinzufügen, die mich als Favoritner und Favoritner Mandatar brennend interessieren. – Es geht dabei um die Bürgerversammlung am 22. Dezember. Damals hat Herr Dipl-Ing Glotter vor zirka 450 Anwesenden das Projekt Rothneusiedl präsentiert. Nach seiner Präsentation hat die Frau Bezirksvorsteherin das Mikrophon ergriffen, und ihre ersten Worte waren: „Das ist nicht unser Projekt.“

Ich wiederhole das für die Kollegen aus Favoriten: Die Frau Bezirksvorsteherin hat gesagt: „Das ist nicht unser Projekt.“ – Das hat nicht irgendjemand gesagt, sondern das hat die Frau Bezirksvorsteherin eines der wahrscheinlich stärksten SPÖ-Bezirke Österreichs gesagt! Und sie war im Gemeinderat und ist im Planungsausschuss gesessen, das heißt, sie kennt sich aus.

In Wirklichkeit kommen wir jetzt in die lustige oder komische Situation, dass nämlich die SPÖ südlich der S1, die SPÖ-Niederösterreich, gegen dieses Projekt ist und die SPÖ nördlich der S1, die SPÖ-Favoriten, auch gegen dieses Projekt ist. Was aber macht der Herr Bürgermeister? Was macht der SPÖ-Rathausklub? – Sie machen heute den Optionsvertrag und sagen: Die Anrainer sind uns wurscht. – Auch Ihre Mandatare dort sind Ihnen egal. Und die in Niederösterreich sind Ihnen überhaupt egal. Sie ziehen das heute durch, denn Herr Frank Stronach braucht relativ dringend die Option, weil, wie wir wissen, die Wiener Austria am 15. März, also in etwa 14 Tagen, für eine neue Lizenz einreichen muss. Ich habe gestern mit zwei Vertretern im Austria-Kuratorium gesprochen, und es wurde mir bestätigt, dass Stronach eindeutig gesagt hat, dass er, wenn er die Option nicht bekommt, am 15. März abspringt und sich nicht als Sponsor für die Wiener Austria zur Verfügung stellt, was bedeutet, dass dieser Fußballverein keine Lizenz bekommen wird beziehungsweise das wirtschaftliche Überleben wahrscheinlich – sagen wir es vorsichtig – nicht sehr leicht zu gestalten sein wird. 

Daher meine Anschlussfrage, also Frage 34: Was ist über Weihnachten, konkret seit dem 22.12. und an den Feiertagen, geschehen, dass der Büroleiter, Herr Jerabek – das kann man aus den Unterlagen herauslesen – am 5. Februar relativ rechtzeitig zum Wohnbauausschuss ein Schreiben an die MA 18 herausgibt, dass die Bezirksvorstehung keinen Einwand gegen den Optionsvertrag hat? 

Ich wiederhole noch einmal: Am 22. Dezember spricht man sich gegen das Projekt aus, dann aber wird ein Optionsvertrag ausgearbeitet, in dem genau dieses Projekt enthalten ist, und der Büroleiter schreibt, dass kein Einwand bestehe. – Es würde mich interessieren, was in diesen zirka 40 Tagen geschehen ist! Diese Zeitspanne betrifft die Zeit von den Weihnachtsfeiern bis zum Beginn der Semesterferien. Was ist in diesen Tagen geschehen, dass man die Bezirksvorstehung umstimmen konnte? – Das wäre interessant!

Nun zu meiner zweiten Frage beziehungsweise zur Frage 35. Bei eben dieser Bürgerversammlung wurde von Herrn Dipl-Ing Glotter zur Entwicklung des Leitbildes ein Strukturplan in einer Variante A und in einer Variante B angedacht und vorgestellt. Unterschieden haben sich die beiden Modelle durch die verschiedene Lage der U1-Endstelle, der geplanten Park-and-ride-Anlage und des Seniorenheims. In den Unterlagen sieht man ganz genau, dass gemäß Variante A die Park-and-ride-Anlage direkt an der Endstelle der U-Bahn-Station liegen sollte. Bei Variante B liegt die westlicher gelegene U-Bahn-Endstelle einige Hundert Meter entfernt. Dazu hat Glotter sinngemäß gesagt, dass die Entwicklung des gesamten Gebietes und daher die Festlegung auf eine Variante erst mit der endgültigen Sicherstellung des Erwerbs der notwendigen Flächen beginnen könnte.

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Daher lautet meine Frage: Wie begründen Sie die Entscheidung für die Variante B, die im Optionsvertrag enthalten ist, obwohl 40 Tage vor Ausarbeitung des Optionsvertrages, am 22. Dezember, seitens der MA gesagt wurde, dass die Entscheidung für eine Variante erst mit dem endgültigen Erwerb der Grundstücke getroffen werden kann?

Irgendetwas stimmt da also nicht, wenn die MA 18 zuerst sagt, dass die Entscheidung für die Lage der 
U-Bahn-Endstelle und der Park-and-ride-Anlage erst nach einigen Untersuchungen und vor allem erst nach dem vollständigen Erwerb der Grundstücke getroffen werden kann und sie erst dann planen und die konkrete Variante festlegen kann, 40 Tage später dann aber in einem Optionsvertrag bereits die Variante B angeführt wird, die – wie ich hinzufügen möchte – bezirksintern als die schlechtere Variante gilt, was jetzt aber keine Rolle spielt.

Jetzt erhebt sich noch eine zusätzliche Frage: Legt man Stronach damit in Wirklichkeit auch ein Ei? Was geschieht nämlich, wenn er die andere Variante möchte? Ihm wird das allerdings vermutlich wurscht sein, denn die Varianten unterscheiden sich nur insofern, als bei der einen diese Seniorenresidenz mit dem Stadion verbunden ist, bei der anderen Variante es sich jedoch um zwei verschiedene Baukörper handelt. 

Ich möchte jetzt noch einmal aus planerischer Sicht wissen: Was war die Grundlage dafür, dass man sich für die Variante B entschieden hat? – Ich bin mir sicher, dass diese beiden Fragen, genau wie die ersten 33 Fragen, nicht beantwortet werden. Ich nehme an, dass die Favoritner SPÖ-Mandatare heute nicht gegen den Optionsvertrag stimmen werden und die FPÖ auch nicht mehr umfallen wird. Dieser wird also heute beschlossen werden. Dennoch hoffe ich, dass es dann einen Masterplan geben wird und dass man bei dessen Erstellung wirklich versucht, die Anrainer und die Bevölkerung mit einzubinden! So wie sich die Debatte jetzt darstellt, ist nämlich die ÖVP die einzige Partei, die in diesem Gebiet die Anrainer und die Bevölkerung vertritt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die SPÖ-Favoriten ist bezirksintern gegen das Projekt. Darum hat es mich auch gewundert, dass Kollege Hursky, der sich relativ häufig in diesem Gebiet bewegt, heute nicht auf der Rednerliste ist. Ich hätte mich nämlich auf seine Argumente gefreut, und vor allem hätten wir dann einen schönen Artikel in der Bezirkszeitung bekommen, warum Kollege Hursky dieses Projekt verteidigt, obwohl er den Landwirten dort oft das Gegenteil erklärt. 

Kollege Madejski ist leider noch immer nicht da. Er unterliegt einem Irrtum. (GR Dr Matthias Tschirf: Gott sei Dank!) Ja, Gott sei Dank! – Der Beweis dafür, dass er den Optionsvertrag nicht gelesen hat, ist, dass darin kein Wort davon steht, dass die A24 eine Grundlage dafür sein muss, dass das Gebiet entwickelt wird. Dort steht nur, dass man eine notwendige Verkehrsfläche schaffen muss. Dann wird halt eine Bundesstraße hingebaut! Geld ist keines da, und daher wird dort halt eine Bundesstraße gebaut. (Zwischenruf von GRin Henriette Frank.) Kollegin Frank! Ich glaube, die Anrainer sind Ihnen egal. Sie kommen aus einem anderen Bezirksteil. Ihnen ist das wurscht! Hauptsache, Sie stimmen heute mit der SPÖ mit, wer weiß, was Ihnen das vielleicht noch einmal bringt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Maurer. Ich erteile es ihm. 

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Hoher Gemeinderat! 

Ich werde versuchen, einige Phantastereien, die hier präsentiert wurden, wieder der Realität anzunähern. Ich weiß, dass mir das bei der ÖVP und bei den GRÜNEN nicht gelingen wird, aber einige Dinge können nicht unwidersprochen bleiben. 

Zur Ausgangslage: Ich gehe davon aus, dass allgemein bekannt ist, dass im Stadtentwicklungsplan 13 Zielgebiete für die Stadtentwicklung genannt sind und dass Rothneusiedl eines davon ist, wobei man ruhig sagen kann, dass es bisher eines der wichtigsten dieser 13 ist. Daher gibt es schon seit Längerem ein Interesse, das ausdrücklich im Stadtentwicklungsplan dokumentiert ist, dass ein derzeit landwirtschaftlich genutztes Gebiet eine höherwertige Nutzung bekommt. Es wurde also auch dokumentiert, dass das im Interesse der Stadt und insbesondere der Stadtwirtschaft liegt.

Natürlich ist diese Gegend aber auch ein begehrtes Wohnumfeld. Wir sehen ja, dass die Entwicklung südlich von Wien im niederösterreichischen Bereich ebenfalls sehr stark ist. Und schon der Augenschein zeigt – und da muss man gar kein großer Experte sein –, dass eine ertragbringende Landwirtschaft in dem zu Rede stehenden Gebiet gar nicht möglich ist. Es herrschen dort derzeit total zerrissene Eigentumsverhältnisse, die Grundflächen sehen, wenn man sie graphisch darstellt, wie ein Strichcode aus nebeneinander liegenden, zum Teil ganz dünnen Parzellen aus. Es sind dies Parzellen mit nur wenigen Metern Breite, fast Gehsteigbreite, und einem Kilometer Länge, die gar nicht vernünftig bewirtschaftet werden können. Daher hat die Stadt dieses Gebiet nicht nur als Zielgebiet dargestellt, sondern auch ein Interesse an Investoren artikuliert.

Nur zur Erinnerung, vermutlich ist das vielen nicht mehr bewusst: Es gab für dieses Gebiet schon einmal einen Optionsvertrag. Ich glaube, dieser wurde im Jahr 2000 im Gemeinderat beschlossen, und damals war die Rede von einem Gewerbepark. Diese Option wurde jedoch nie ausgenützt. Es hat aber schon einmal ein grundsätzlich dokumentiertes Interesse gegeben, wenn das Ganze dann auch nicht zur Ausführung gelangt ist.

Jetzt gibt es einen neuen Investor, nämlich die Firma MAGNA, es könnte aber ebenso gut ein jeder anderer sein, der bereit ist, Aktivitäten aufzunehmen und Ausschreibungen über ein Gebiet zu machen, bei welchem einem nicht einmal ein ganzes Drittel von der gesamten Grundfläche gehört, die zur Debatte steht, und bei dem diese Grundflächen noch unterteilt sind. Das Gebiet hängt ja nicht zusammen, sondern die Flächen der Stadt Wien sind durch andere Grundstücke oftmals unterbrochen. Daher erhebt sich die Frage: Wie soll man so etwas ausschreiben, wenn eine Nutzung praktisch so gut wie unmöglich ist? – Diese zerrissenen Eigentumsverhältnisse erschweren also nicht nur die Ausschreibung, sondern überhaupt jede Investition. Daher – und das ist sehr sinnvoll, das steht auch im Vertrag – ist der Ankauf der gesamten Grundflächen für die weitere Entwicklung notwendig.

Bis jetzt war das nicht möglich. Wie wir wissen, gibt es seit Jahren Versuche der Stadt Wien, aber es besteht eben das Problem, dass es mit den Eigentümern bis jetzt keine oder nur eine sehr geringe Verständigungsmöglichkeit gab. Einleuchtend ist für mich und, wie ich glaube, auch für jeden anderen, der wirtschaftlich denkt, dass ein Investor wenigstens eine Sicherheit haben will, dass der Bereich für ihn einigermaßen leicht erreichbar ist. – Das ist jetzt dieser Anteil der Stadt Wien, und daher auch dieser Optionsvertrag auf die Grundstücke.

Das und nichts anderes ist Gegenstand des vorliegenden Vertrages, über den wir heute abstimmen. Es gibt keine Flächenwidmung und kein Verkehrskonzept. Diese Schritte werden erst in weiterer Folge zu erledigen sein, ebenso wie die Umweltprüfungen in allen Varianten, die es gibt. Wenn man diesen Vertrag also gutwillig durchliest, dann sieht man, dass er so sorgfältig gestaltet wurde, dass er in keiner Weise die Tätigkeiten der zuständigen Planungsabteilungen präjudiziert und somit natürlich auch der Gemeinderat in weiterer Folge nicht präjudiziert werden wird.

Ich habe schon gesagt, dass der Nachweis des Eigentums an der gesamten Fläche Voraussetzung für die weitere Entwicklung ist, ebenso wie die Verkehrsanbindung. Das steht in diesem Vertrag. Ich weiß nicht, was da so besonders schwierig sein soll, wenn man es nachliest!

Die Grundstückspreise wurden von einem unabhängigen Gutachter ermittelt, dem hier jetzt schon öfters implizit unterstellt wurde, dass er bewusst ein falsches Gutachten abgegeben hätte. – Ich würde an seiner Stelle den Klagsweg beschreiten. Aber es ist Sache dieses Gutachters, ob er in dieser Art und Weise zitiert werden will! Aber jedenfalls gibt es ein entsprechendes Gutachten, und wer in der entsprechenden Ausschusssitzung war, hat gehört, dass dieses Gutachten auch von den hauseigenen Experten überprüft wurde und diese zum Ergebnis gekommen sind, dass die Preise in Ordnung sind.

Ich möchte betonen, weil es immer wieder falsche Darstellungen gibt, dass auch festgehalten wurde, dass, wenn sich durch geänderte Nutzungen, die jetzt nicht bekannt sind, ein höherer Wert ergibt, dieser höhere Wert zu bezahlen ist.

Grundsätzlich geht es also um die Möglichkeit eines großen, langfristigen Entwicklungsprojekts, und ich meine, dass jede kleinliche Läusesucherei hier fehl am Platz ist! Es ist sinnlos, die Wirtschaftsentwicklung im Umland Wiens völlig zu ignorieren, was teilweise geschieht, 
ebenso bringt es nichts, eine Entwicklung innerhalb der Stadtgrenzen zu verhindern. Ich denke nur daran, wie oft von diesem Pult aus von Oppositionsparteien beklagt wurde, dass es einen ständigen Kaufkraftabfluss aus Wien gibt und dass es in Wien eine geringere Wirtschaftsdynamik gibt als im Umland. Wenn man jetzt aber etwas dagegen unternehmen will, dann sind plötzlich auch wieder zwei Parteien dagegen! Ich meine, ein Projekt, das allein schon durch dessen Errichtung einen Wirtschaftsimpuls für Wien geben würde, sollte man nicht durch kleinliche Argumente behindern!

Ich habe vorher gesagt, dass das ein langfristiges Entwicklungsprojekt werden wird. Wenn in diesem Zusammenhang von Jahreszahlen gesprochen wird, dann stelle ich klar, dass diese für mich gegenstandslos sind! Die Prüfungen werden so lange dauern, wie sie eben dauern! Es ist doch klar, dass es in einem Gebiet mit einem so großen Umfang viele Jahre dauert, bis wirklich eine dynamische wirtschaftliche Entwicklung Platz greifen kann.

Wir befinden uns jetzt in diesem Augenblick im ersten Entwicklungsschritt. Ich bitte, wirklich immer zu beachten, dass das der erste Entwicklungsschritt ist! Es wird natürlich immer wieder gefordert, dass bis ins kleinste Detail alles vorliegen muss, und es wird nach Dingen gefragt, auch wenn diese Fragen sinnvollerweise zu diesem Zeitpunkt gar nicht beantwortbar sind. Ein Projekt gibt es für mich dann, wenn ein Projekt eingereicht ist. Vorher gibt es kein Projekt. Jetzt gibt es einmal Planungsüberlegungen und nichts anders, aber jedenfalls kein Projekt! 

Nächster Punkt – Einkaufszentrum: Wenn die Oppositionsparteien darüber sprechen, dann muss ich ihnen sagen, das dazu natürlich die Lektüre der Bauordnung für Wien lohnend wäre, denn diese ist die Grundlage dafür, was hier geschehen muss. Da gibt es einen § 7c, der übrigens auch auf § 7b verweist, und ich möchte jetzt kurz referieren, was in diesem steht. Es geht um Einkaufszentren. Zunächst ist die Größe definiert, nämlich über 2 500 m², und dann ist definiert, welche Vorschriften es nach dem Bebauungsplan geben kann. Die funktionell räumlichen Nahebeziehungen sind zu prüfen, außerdem ist eine Prüfung vorzunehmen, welche Auswirkungen auf die Stadtstruktur, die Stadtentwicklung, die Vielfalt der städtischen Nutzung und die Verkehrsverhältnisse zu erwarten sind, die heute auch angesprochen wurden. In acht Punkten ist genau aufgezählt, wie es sich mit der Anbindung an die öffentlichen Verkehrsmittel, der vorhandenen Verkehrsfrequenz, den örtlichen Verkehrsverhältnissen, den Parkmöglichkeiten et cetera verhält beziehungsweise zu verhalten hat. All das ist selbstverständlich zu prüfen, hat aber mit dem Optionsvertrag überhaupt nichts zu tun. Das ist ausschließlich Sache unserer Bauordnung für Wien, die selbstverständlich eingehalten werden muss, da gibt es für mich überhaupt keinen Zweifel. Möglicherweise kommt auch Bundesrecht, etwa die Gewerbeordnung, zum Tragen, das kann ich jetzt nicht beantworten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Natürlich gibt es für den Bezirk Favoriten ganz gewichtige Voraussetzungen für eine Entwicklung dieses Bereichs. Für mich als Mandatar des 10. Bezirkes ist das eine Selbstverständlichkeit. Dazu gehört natürlich in erster Linie die Verkehrsanbindung durch die U-Bahn. Eine dementsprechende Entwicklung ist für mich eine ganz klare Voraussetzung. Außerdem muss natürlich auch der Individualverkehr angebunden werden. Und wenn hier Wohnbau stattfinden sollte, was jetzt ja noch nicht bekannt ist, dann wird es natürlich auch notwendig sein, eine soziale Infrastruktur zu entwickeln. Das ist natürlich ganz eindeutig der Wunsch des Bezirks Favoriten. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich persönlich halte die Errichtung ausschließlich Stadion für genauso unrealistisch wie die Errichtung ausschließlich Einkaufszentrum. Das ist aber, wie gesagt, meine persönliche Meinung. Ich meine, dass es dort einen ganz dichten Mix von verschiedensten Nutzungen geben müssen wird, weil eine Entwicklung dort sonst überhaupt keinen Sinn hätte und auch kommerziell gar nicht vernünftig wäre.

Zur ÖVP möchte ich noch sagen, dass sie sich wirklich nicht wie eine Wirtschaftspartei, sondern eher wie eine Antiwirtschaftspartei verhält, wenn sie ständig oder zumindest in diesem Fall gegen Investitionen auftritt. Sonst habe ich von der ÖVP oft gehört, dass die Stadt viel zu wenig tut, damit Wirtschaftsaktivitäten stimuliert werden. Plötzlich soll all das aber falsch sein und unterlassen werden. Das ist mir völlig unverständlich!

Zur Frage Einkaufszentrum versus Geschäftsstraßen: Ich meine, auch in diesem Punkt sollte man eine gewisse Ehrlichkeit einziehen lassen. Bis jetzt haben die ÖVP und die Wirtschaftskammer – die ja in gewisser Hinsicht sehr synonym sind – allen Einkaufszentren, die jetzt bestehen, immer wieder die Zustimmung gegeben, und zwar ohne viel auf die Geschäftsstraßen zu achten. Ich schicke voraus, dass ich auch lieber in Fachgeschäften in der Nähe meines Wohnumfeldes einkaufe, dass ich also die Geschäftsstraßen sehr schätzen würde. Leider habe ich aber das Pech, dass ich dort kaum noch Fachgeschäfte vorfinde. Diese Geschäftsstraßen verkommen allerdings nicht, weil die Stadt Wien so böse ist, sondern zu einem großen Anteil deswegen, weil die ÖVP ein Mietrechtsgesetz durchgesetzt hat, nach welchem die Geschäftsmieten de facto freigegeben worden sind und daher in astronomische Höhen explodiert sind, sodass es in den Hauptgeschäftsstraßen für kleine Geschäfte gar nicht mehr möglich ist, die Miete zu bezahlen. Das kann sich die ÖVP also selbst an den Hut stecken! (Beifall bei der SPÖ.)
Außerdem muss man halt auch einmal zur Kenntnis nehmen – das wurde ja auch hier schon diskutiert und ist unbestritten geblieben –, dass Einkaufszentren eben andere Bedürfnisse befriedigen. Es wird nämlich nicht nur das normale Einkaufsbedürfnis abgedeckt, sondern da ist auch Unterhaltung dabei, es gibt Kinos, Discos und Events. Es geht da also auch um andere Bedürfnisse als in Einkaufsstraßen und Geschäftsstraßen, das muss man halt auch zur Kenntnis nehmen! Es hat sich da ein anderer Stil entwickelt, und das hätten wir schon vor 50 Jahren verbieten müssen, was aber in Wirklichkeit natürlich nicht möglich ist. 

Die Gespaltenheit der ÖVP zeigt sich auch daran, dass ich keine Klage von der ÖVP gehört habe, dass in Gerasdorf ein Einkaufszentrum mit, bitte, 80 000 m² entsteht. Da habe ich von der ÖVP nichts gehört, übrigens auch nichts von den Grünen. Also da habe ich keine großen Proteste festgestellt, und das ist genau an der Stadtgrenze von Wien, ein paar Meter darüber hinaus. Also da, im heiligen Land des Herrn Pröll, schweigen sich die ÖVP und die Wirtschaftskammer vornehm aus, dass so etwas passiert, aber nur in Wien darf natürlich nichts passieren. Im Land Häupl darf man sich natürlich austoben, was in Niederösterreich offenbar verboten ist. 

Also insgesamt bin ich dafür, dass man realistisch bleibt, und ich persönlich halte sowohl 120 000 m² für unrealistisch als auch einen Jank-Vorschlag, den ich im Fernsehen gesehen habe, von 6 000 bis 7 000 m². Das ist ja wohl der Lächerlichkeit preisgegeben, das ist eine Grundfläche von 80 mal 80 m. So etwas ist natürlich nicht einmal für die Versorgung einer dort in Zukunft ansässigen Bevölkerung ausreichend. 

Von den Grünen hat es auch immer wieder Vorwürfe gegeben, dass Wien zu wenig für Arbeitsplätze und für Investitionen macht, aber sie sind bei jedem größeren Projekt dagegen. Die Grünen stellen immer wieder die schicksalsschwere Travnitschek'sche Frage: „Wos brauch ich des?“ Dann wird das halt mit irgendeinem Pseudointellektualismus verbrämt, in Wirklichkeit läuft es darauf hinaus, dass der Wunsch nach Verhinderung immer wieder da ist, und Gegenargumente finden sich halt immer wieder. 

Es gilt das vorher Gesagte: Man muss sich entscheiden, was man will. Will man eine Wirtschaftsentwicklung innerhalb der Stadtgrenzen oder will man das nicht? Dann soll man es aber auch offen sagen. 

Um zum Abschluss zu kommen. Wie überall bei Investitionsprojekten ist die Verfügbarkeit über die Grundstücke die erste Vorraussetzung für eine Entwicklung. In dieser Vorbereitung befinden wir uns derzeit, und zwar nicht in der Phase der Flächenwidmung oder der Prüfung der Umwelt- oder Verkehrsverträglichkeit, wie ich schon gesagt habe. Die sind natürlich in späterer Folge eine selbstverständliche Vorraussetzung für das gesamte Projekt.

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dkfm Dr Aichinger hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Drei Minuten, bitte. 

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren der Sozialdemokratischen Fraktion! 

Herr Dr Maurer, Sie wissen ganz genau, dass die Wirtschaftskammer prinzipiell nur ein Begutachtungsrecht hat und seit vielen Jahren darauf hinweist, dass die Entwicklung der Einkaufszentren und die Entwicklung der Verkaufsflächen in Wien eine dramatische ist, und dass sie die letzten Einkaufszentren, die in Wien gebaut wurden, nicht befürwortet hat und auch meine Fraktion, die Fraktion der ÖVP hier im Gemeinderatsklub, dem nicht zugestimmt hat. 

Meine Damen und Herren! Ich erinnere vor allem an das letzte Projekt, das war das Projekt beim Prater-Stadion, dem wir nicht zugestimmt haben, wo es zuerst geheißen hat, 8 000, in Wirklichkeit sind es 22 000 m², und das vorletzte Projekt war die Brachmühle. Auch dort haben wir nicht zugestimmt, und auch die Begutachtung der Wirtschaftskammer ist entsprechend ausgefallen. Und der Beweis, dass das stimmt, meine Damen und Herren, zeigt sich darin, dass die Brachmühle nicht deshalb verwirklicht wird, weil sie wirtschaftlich sinnvoll ist, sondern deshalb, weil die Mehrheitsfraktion einfach zugestimmt hat. 

Ein Satz noch: Dass wir die Wirtschaftspartei sind, das stimmt, aber wir wehren uns hier bei diesem Projekt dagegen, dass bis jetzt ausschließlich ein Einkaufszentrum gebaut werden soll mit einem Stadion und keine andere wirtschaftliche Entwicklung dort vorgesehen ist. Wir brauchen Industrie, wir brauchen Gewerbebetriebe. Dann würden wir dem zustimmen. Wir brauchen dort Dinge, mit denen Arbeitsplätze geschaffen werden, und das macht ein Einkaufszentrum sicher nicht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die letzte Wortmeldung: Frau GRin Frank. Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst möchte ich einmal ganz kurz auf die ÖVP eingehen. Genaugenommen haben nämlich Sie die Latte gelegt, dass dieses Projekt jetzt überhaupt möglich wird, denn ihr Herr StR Görg hätte dort unten fünf Jahre lang, zwischen 1996 und 2001, die Chance gehabt, dieses Gebiet zu entwickeln. Er hat weder eine Planung für eine U1-Verlängerung noch eine Planung für eine Gebietsentwicklung vorgelegt (Zwischenrufe bei der ÖVP.), und hätte es nicht seinerzeit eine FPÖ-Infrastrukturministerin gegeben, dann gäbe es die Umfahrungsstraße auch nicht. Also da unten ist von Ihrer Seite überhaupt nichts gemacht worden, außer, dass Sie das jetzt verteufeln, was gemacht wird. 

Was bis jetzt überhaupt nicht zur Sprache kam, sind doch die Arbeitsplätze, die da unten zweifelsohne entstehen werden, die dieser Region wahrscheinlich auch sehr gut tun werden und die auch viele Frauen betreffen, wie das halt meist so ist, wenn es um Einkaufszentren geht. 

Wir haben diesem Projekt unter gewissen Prämissen unsere Zustimmung erteilt, und eine Prämisse ist sicher auch, dass hier bei der Planung großer Wert auf Familienfreundlichkeit gelegt wird. Ich muss halt leider schon sagen, dass das bei vielen Großprojekten in letzter Zeit nicht oder nicht ausreichend gegeben war, und ich möchte jetzt ein paar Dinge ansprechen, wo man schon im Vorfeld darauf achten kann, dass später, wenn hier Familien wohnen, für die das Wohnen auch nicht noch zusätzlich erschwert, sondern wirklich familienfreundlich und einfacher wird. 

In Deutschland gibt es so genannte Kinderstadtpläne, die die Kinder ihren Stadtteil alleine erfahren lassen. Da steht dann drinnen, wo gibt es einen Eisverkäufer, wo gibt es Möglichkeiten für Rollerblades, wo ist ein Kino, wo sind Spielplätze, Leseräume und so weiter. Ich meine, dass man das hier genauso gut generell auf Familien ummünzen könnte, und zwar sich schon im Vorfeld Gedanken zu machen, was dann im Plan ausgewiesen ist, nämlich, wo ist der nächste Kinderbetreuungsplatz, wo sind die Schulen, Ärzte, Krankenhäuser, eventuelle Einkaufsmöglichkeiten und so weiter oder Sportplätze, die ja aus Gesundheitsgründen einen ebenso wichtigen Faktor darstellen. Es würde besonders für Familien, für Mütter einfacher werden, wenn man nicht erst lange suchen muss oder wenn man die Betreuungsplätze nur in irgendwelchen weit abliegenden Bezirken bekommt, weil es vor Ort einfach nicht genügend Plätze gibt. (GRin Barbara Novak: Sie wissen aber schon, dass es das schon gibt?) Ja, wenn es das schon gibt, dann muss ich sagen, dass es viele Leute – und ich rede mit genügend – nicht wissen und dass es viele Leute gibt, die im 10. Bezirk wohnen und keinen Kinderbetreuungsplatz im 10. Bezirk bekommen. Von Arbeitsplätzen rede ich noch gar nicht. 

Ich fordere diesen Plan ein, damit es einfacher wird und damit die Leute ... (GRin Barbara Novak: Das gibt es doch!) Ja, dann propagieren Sie es! Wenn es keiner weiß, dann kann man es nicht machen. (Beifall bei der FPÖ.)

Wichtig ist auch, wenn jetzt Mütter mit den Kindern einkaufen fahren – das ist nur ein Detail, aber ist ganz einfach, das alles bei der Planung zu berücksichtigen, und äußerst kompliziert, wenn die Sache schon einmal geplant und vor allem gebaut ist –, dass man Betriebskindergärten nicht nur bei Bürohäusern errichtet, sondern es ist doch naheliegend, sie auch bei großen Einkaufszentren zu errichten, wo viele Menschen und vor allem auch viele Frauen beschäftigt sind, damit man dort auch die Kinder abgeben kann und nicht lange Wegstrecken hat, bis man sie abholt oder bis man sie hinbringt. 

Weiters sollten bei den Einkaufszentren die Parkplätze auch in der Nähe der Eingänge sein. Das wäre ja wirklich kein Problem, aber auch hier wird nichts getan. 

Was nun die Planung generell betrifft, ist es ja so – wir haben das Beispiel bei der Thermensiedlung, wir haben es bei der Wienerbergsiedlung –, dass oft Jungfamilien der Vorzug gegeben wird, aber die Kinderbetreuungsplätze reichen nicht aus oder es gibt dann nicht ausreichend Schulen, wo man in der Folge dann die Kinder hingeben könnte. Es war damals in der Thermensiedlung so, dass das Projekt schon drei Jahre gestanden ist, ehe überhaupt einmal das Kindertagesheim errichtet wurde, und am Wienerberg wurde es so klein konzipiert, dass die Leute ihre Kinder dort nicht unterbringen können. Familienfreundlich? – Nein, danke! So nicht! 

Etwas, das man zur Unterstützung vor allem auch vieler alleinerziehender Mütter machen könnte, ist, das Problem mit der Tagesmutterschaft auf eine Art und Weise zu lösen, die unproblematisch wäre, wenn der politische Wille dafür gegeben ist. Viele der jungen Frauen, die als Tagesmutter arbeiten möchten, können das nicht tun, weil ihre Wohnungen einfach nicht groß genug sind. Die große Wohnung bekommen sie aber nicht nur aus dem Titel heraus, dass sie Tagesmutter werden möchten. Das ist vielleicht auch noch verständlich, denn es könnte ja auch nur für einen kurzen Zeitraum sein, und es gibt nun einmal bei der Wohnungsvergabe gewisse Kriterien. 

Möglich allerdings wäre, dass man schon jetzt bei der Planung und vor allem auch dann bei der Errichtung in Wohnhäusern mit einer bestimmten Anzahl von Wohnungen, sozusagen eine so genannte Gemeinschaftswohnung einrichtet, wo dann eine Frau die Chance hat, als Tagesmutter zu arbeiten, ohne, dass sie selbst die Wohnung zur Verfügung stellen muss. Jetzt wäre das insofern auch eine sehr kommunikative Angelegenheit, weil auch andere Mütter dieses Angebot nutzen könnten und sich die Frauen so auch untereinander vernetzen könnten.

Wir bringen daher einen Beschlussantrag ein, dass bei künftigen Bauvorhaben ab einer bestimmten Wohnungsanzahl eine entsprechende Raumeinheit zur Verfügung gestellt werden soll, die dann vor allem von Tagesmüttern genutzt werden kann. (Beifall bei der FPÖ.)
In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt. 

Wichtig ist uns auch noch – und auch das ist ein Punkt, der dort eingebracht werden kann –, dass man nicht wie bei der Wienerberg-City wieder einmal mehr einen § 69 strapaziert, wo drinnen steht, dass man, wenn es nicht zumutbar ist, Grundstücke für einen Spielplatz zu verwenden, dann auf Spielräume ausweichen kann. Ich glaube, dass bei neugeschaffenen Stadtteilen der Begriff der Zumutbarkeit gerade für Spielplätze überhaupt nicht fallen darf, denn es ist hier ausreichend Platz gegeben, und es ist nur eine Frage der Planung, dass man Kinder nicht in geschlossene Räume abschiebt. 

Planung und Verhalten sollen prämiert werden nach Familienfreundlichkeit. Es gibt hier ein ganz ein tolles Modell in Aachen. Dort wurden allerdings die Jugendbetreuungsstellen ausgenommen, denn von denen hat man sowieso angenommen, dass sie sich besonders familien- und kinderfreundlich verhalten. Dort hat man all jene Leute prämiert, die sich besonders für Kinder- und Familienfreundlichkeit eingesetzt haben; sei es bei der Planung, sei es, dass sich durchaus auch Ehepaare oder Singles, die keine Kinder haben, für Familien verwendet haben, in welcher Form auch immer, sei es, dass sie Kinderdienst erbracht haben, dass sie die Leute versorgt haben, wenn einmal Not am Mann war, und so weiter. Ich könnte mir gut vorstellen, dass das auch für Wien von einer äußerst sinnvollen Tragweite wäre, würde man hier einmal die Familienfreundlichkeit prämieren. Vielleicht kommt man dann auch auf Defizite, die bis jetzt noch nicht so richtig bedacht wurden. 

Deutschland ging sogar noch einen Schritt weiter und hat – allerdings auf Bundesebene, nur Wien ist groß genug, dass das hier genügen würde, das auf der Stadtebene umzusetzen – einen so genannten Familienatlas erstellt. Hier wurde dann die Familienfreundlichkeit mit verschiedenen Indikatoren gemessen, und das wurde in fünf Themenkategorien zusammengefasst: die Demographie, die Betreuungsinfrastruktur, Bildung und Arbeitsmarkt und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Sicherheit und Wohlstand. Es war dort sehr maßgeblich, ob in den einzelnen – und ich spreche jetzt von Wien – Bezirken oder Regionen familienfreundliche Rahmenbedingungen existieren und eben dieses Zusammenspiel mit den Indikatoren. Es gab dabei kein einzelnes ausschlaggebendes Kriterium, sondern die Familienfreundlichkeit hat sich eben aus der Vielzahl dieser Kriterien zusammengesetzt. 

Es waren dabei ganz interessante Ergebnisse festzustellen, nämlich, dass es zum Beispiel dort, wo es sich als Familie gut wohnen und leben lässt, eine besonders geringe Arbeitslosigkeit gibt und die Leute in solche Gegenden auch sehr gerne hingezogen sind. Bei anderen, wo es fehlende Perspektiven für Familien gab, zeichnete sich dies durch einen starken Bevölkerungsrückgang ab. Bedingt war dies durch eine sehr hohe Arbeitslosigkeit, vor allem eine Jugendarbeitslosigkeit, aus Mangel an Arbeitsplätzen. 

Kurz zusammengefasst war das Resultat dieses Familienatlas, dass Regionen, denen es nicht gelingt, ein familienfreundliches Klima zu schaffen, auf lange Sicht ein wirtschaftliches Nachsehen haben. Jede Region hat Möglichkeiten, sich zu einer familienfreundlichen und damit wachstumsorientierten Region zu entwickeln. Der Familienatlas identifiziert die vorrangigen regionalen Handlungsfelder und zeigt die Wachstumspotenziale auf, die sich durch gezielte familienfreundliche Politik vor Ort erschließen lassen. 

Es wird jetzt in Rothneusiedl geplant, und es müssen jetzt die Dinge eingebracht werden. Wichtig dabei ist im Zusammenhang mit all dem Vorgenannten: Zuerst planen mit allen Konsequenzen, dann bauen zum Vorteil der Bewohner. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es wurde jetzt viel gesprochen in diesen fast mehr als zwei Stunden, ich möchte aber darauf hinweisen, was wirklich heute in diesem Akt beschlossen werden soll. Niemand von den Rednern hat in Abrede gestellt, dass das Entwicklungsgebiet Rothneusiedl weiter entwickelt werden soll. Auf der derzeitigen Grundfläche ist das schlichtweg nicht möglich, da viele verschiedene Besitzer da sind. 

Bei diesem Optionenvertrag geht es darum, dass nun der Firma Magna International die Möglichkeit gegeben werden soll, hier ein zusammenhängendes Grundstück zu erwerben und dann zu entwickeln. Ich bin überzeugt, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir in den nächsten Jahren hier in diesem Haus noch öfter darüber diskutieren und reden werden, was dort passiert.

Daher ersuche ich Sie, diesem Akt Ihre Zustimmung zu geben. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 70 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ und der Freiheitlichen, so beschlossen.

Wir können jetzt auch gleich über den von den Freiheitlichen eingebrachten Beschlussantrag betreffend Schaffung von Raumeinheiten für Tagesmütter bei Neubauten abstimmen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung zum zuständigen Ausschuss beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 37 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den siebenten Bericht über die erfolgte Übereignung von Kunst- und Kulturgegenständen aus der Sammlung der Museen der Stadt Wien sowie der Wiener Stadt- und Landesbibliothek. Der Herr Stadtrat wird einleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Restitutionsbericht möchte ich mich einmal im Namen der Grünen Fraktion sehr, sehr herzlich bedanken. Ich glaube, dass dieser Bericht zeigt, dass Wien hier wirklich vorbildhaft vorgeht, sehr gewissenhaft damit umgeht. Meinen besonderen Dank möchte ich vor allem natürlich Herrn Dr Michael Wladika und Dr Peter Eppel aussprechen für diesen Bericht, der beim Durchlesen auch sehr berührt, wenn man die vielen Familiengeschichten liest und sieht, mit welcher Akribie auch eine Provenienzforschung erfolgt. Vielen Dank!

Wir haben im Ausschuss schon über den Restitutionsbericht und über die Überlegungen diskutiert, wie man in weiterer Folge in Zukunft damit umgeht. Ich habe schon eine Anregung auch im Ausschuss genannt, die mir sehr wichtig ist, nämlich wegen der angekündigten Fristsetzung. Wir sind sehr froh, dass es noch keine Fristsetzung gibt. Das hat auch damit zu tun, dass die Provenienzforschung selbst sich ja auch entwickelt und sich immer ändert und die Provenienzforschung ja auch nicht etwas ist, das Status quo ist, sondern in Bewegung ist. Deswegen hoffen wir, dass die Kunstgegenstände, für die noch keine Eigentümerinnen oder Eigentümer gefunden worden sind, auch noch einige Zeit im Museum belassen werden. Und sehr schön finden wir es, wenn dabeisteht, dass eine Eigentümerin oder ein Eigentümer gesucht wird. 

Etwas, was im Restitutionsbericht auffällt, ist, dass sehr oft davon die Rede ist, dass mehr Aufmerksamkeit auf die Publikation der Kunstgegenstände gelegt werden muss, von denen noch keine Eigentümerin oder Eigentümer gefunden worden ist. Hier haben wir im Ausschuss erfahren, dass jetzt sehr viel fotografiert und auch für das Internet verfügbar gemacht wird. Das finden wir sehr gut und auch sehr wichtig, denn die Beschreibung eines Schmuckgegenstandes ist doch etwas ganz anderes als ein Foto davon und hilft natürlich auch im Wiedererkennen und auch beim Vergleichen. 

Eine Anregung, die ich auch hier an dieser Stelle gerne sagen möchte: Wir können uns auch sehr gut eine Ausstellung vorstellen mit einem Katalog mit den Kunstgegenständen, die noch keine Eigentümerin oder Eigentümer gefunden haben, deren Provenienz noch nicht zu Ende erforscht worden ist. Das ist eine Anregung, die ich auf diesem Wege hier dem Gemeinderat mitgeben möchte. Aber ansonsten, wie gesagt, vielen Dank für den Restitutionsbericht. 

Wir hatten heute in der Aktuellen Stunde bereits zum Restitutionsbericht und über den Umgang mit dem jüdischen Erbe gesprochen, und ich freue mich, dass wir zumindest einmal für einen allerersten Schritt heute zu einem gemeinsamen Antrag kommen können, den ich gerne gemeinsam mit meinen Kollegen Dr Wolf von der ÖVP und Dr Troch von den Sozialdemokraten einbringen möchte, und zwar: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die laut Washingtoner Vertrag zuständigen Stellen auf, dass die Republik Österreich ihren finanziellen und moralischen Verpflichtungen aus dem Vertrag nachkommt und sich nicht aus ihrer Verantwortung zurückzieht. Aktuell betrifft das etwa den denkmalgeschützten jüdischen Friedhof in Währing, den bedeutendsten seiner Art in Wien, der zuletzt auch durch den Orkan Kyrill sehr in Mitleidenschaft gezogen wurde. Wien sieht sich gezwungen, durch Ersatzvornahmen die ärgsten Gefahren, die von Baumschäden ausgehen, zu beseitigen, zumal die Israeltische Kultusgemeinde finanziell zur Sanierung und Erhaltung des Friedhofes nicht in der Lage ist. Hier erwartet sich der Wiener Gemeinderat ein rasches finanzielles Engagement des Bundes. 

Der Wiener Gemeinderat ersucht die Wiener Stadtregierung, Gespräche mit dem Bund zu führen mit dem Ziel einer nachhaltigen Pflege der jüdischen Friedhöfe in Wien. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

Wie gesagt, in dieser Frage des Währinger Friedhofs, für den ich mich bekanntermaßen sehr einsetze, sehen wir das als einen wichtigen ersten Schritt, aber sicher nicht als den letzten. Wenn man den jüdischen Friedhof wirklich als kulturhistorisches Erbe der Stadt begreift und versteht, wenn man bedenkt, was die Menschen, die Familien, die dort begraben sind, für die Stadt geleistet haben, vor allem in den Zeiten der industriellen Revolution, dann glauben wir, dass ein Engagement und eine Initiative der Stadt wirklich notwendig sind. 

Ich möchte hier auch noch einmal betonen: Ich habe in all den Jahren nie gesagt, die Stadt Wien soll das alles finanzieren, ich bin der Meinung, Wien soll einen finanziellen Beitrag leisten, und ich bin der Meinung, Wien soll die Initiative übernehmen, weil Wien selbst ein vitales Interesse daran haben muss, dass dieser Friedhof gerettet wird. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Wolf hat sich gemeldet. Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich kann meine Wortmeldung kurz halten. Meine Fraktion wird dem Restitutionsbericht zustimmen. Er ist eine gute Dokumentation, was in Sachen Restitution geschehen ist, und wahrscheinlich und noch mehr, was in Zukunft noch zu geschehen hat. Auch das lässt sich aus diesem Bericht ableiten. 

Zu dem bereits vorher erwähnten jüdischen Friedhof und zu dem gemeinsamen Antrag möchte ich auch die Bereitschaft meiner Fraktion, diesem Antrag beizutreten, hier deponieren. Auch wir sind der Meinung, dass es ein wichtiger und erster Schritt ist, den jüdischen Friedhof Währing endlich zugänglich zu machen, ihn zu sanieren und die seit Jahrzehnten verschleppte Sanierung endlich anzugehen. Wir sind zuversichtlich, dass mit diesem gemeinsamen Antrag nun der erste Schritt gemacht wird. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Dr Troch. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Es liegt der siebente Restitutionsbericht des Stadtrates für Kultur, Kunst und Wissenschaft vor, und ich glaube, dieser Restitutionsbericht ist ein anschauliches Beispiel, dass die Stadt Wien mit dem jüdischen Erbe hier in unserer Stadt in keiner Weise nachlässig, sondern sehr, sehr verantwortungsvoll umgeht. 

Mein grüner Vorredner hat auf die Provenienzforschung hingewiesen, das heißt, woher stammen verschiedene Kunst- und Kulturgüter, die sich in Sammlungen der Stadt Wien befinden. Bei dieser Forschungsarbeit, bei dieser Recherchearbeit wird sehr gezielt und sehr grundlegend vorgegangen, und ich möchte diese Gelegenheit jetzt nützen, auf einen ganz, ganz zentralen und wesentlichen Unterschied einzugehen, wie die Bundesmuseen, die Bundesstellen Restitution betreiben und wie das die Stadt Wien macht. Der große Unterschied ist, dass hier in Wien aktive Eigentümerforschung betrieben wird, und nicht nur Eigentümerforschung, sondern auch Erbenforschung, also, wer könnten mögliche Erben dieser Kunst- und Kulturgüter sein. Wir warten nicht darauf, dass jemand zu uns kommt und sich meldet, wir versuchen, die Menschen ausfindig zu machen. 

Dieses Beispiel von Provenienzforschung Wiener Art ist genau der Unterschied, der uns in Wien nicht nur von einem nachlässigen Umgang mit dem kulturellen Erbe der Juden in dieser Stadt unterscheidet, sondern das ist genau ein Beispiel, dass hier verantwortungsvoll mit dem Erbe und auch mit den Nachfahren möglicher Eigentümer umgegangen wird. 

Insgesamt kann ich zur Kunstrestitution sagen, dass in diesen sieben Jahren mittlerweile 5 000 Objekte restituiert worden sind und dass die Wiener Praxis der Restitution international als vorbildlich anerkannt ist. Ich glaube, darauf können wir sehr, sehr stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein konkretes Beispiel, das mir sehr, sehr interessant erscheint, ist auch die Vorgangsweise der Wienbibliothek, wo in einem dreigliedrigen Rechercheverfahren zuerst einmal alle Erwerbungsvorgänge der Jahre 1938 bis einschließlich 1950 angeschaut wurden, also sämtliche Akten der Bibliothek zu den Erwerbsvorgängen, und dann auch auf Vorbesitzervermerke überprüft wurden. Die Vorgangsweise ist sehr, sehr engagiert, sehr ehrlich und gleichzeitig auch sehr zielführend; daher auch die große Anzahl von zurückgegebenen Objekten. 

Ich kann aber darauf verweisen, dass weit über 70 Prozent restituierter Güter entweder wieder zurückgekauft wurden durch die Stadt, mit Mitteln der Stadt, aber vielfach auch Schenkungen stattgefunden haben, wo frühere Eigentümer oder Erben sagen, nein, wir wollen eigentlich, dass es in Wien bleibt, und wir machen der Stadt eine Schenkung. Das soll dort bleiben, wo es ist, und es soll die Stadt Wien auch nichts kosten. Ich sage ganz einfach, die Stadt freut sich auch über derartige Vorgänge. 

Abschließend noch ein kurzes Wort zum Währinger Friedhof. In der Aktuellen Stunde hatten wir leider nur sehr kurz Zeit für die Auseinandersetzung mit diesem spannenden und auch notwendigen Thema. Da bin ich ganz bei Ihnen. Die gemeinsame Anstrengung, die in diesem Antrag von Grünen, ÖVP und SPÖ zum Ausdruck kommt, ist eine gute Sache, ich freue mich darüber und ich denke mir, dass unter der jetzigen Konstellation der Bundespolitik auch wesentlich bessere Voraussetzungen gegeben sind, dass mit der Restitution und in dem Fall auch im generellen Umgang mit dem jüdischen Erbe aktiver vorgegangen wird. Ich bin sicher, dass die Nationalratspräsidentin Prammer sehr schnell aktiv werden wird, dass es zu offenen Gesprächen zwischen dem Bund, den Gemeinden und den Ländern kommen wird und dass dann am jüdischen Friedhof Währing auch mit Bundesmitteln wirklich was Nachhaltiges passiert. 

Ich habe gesehen, dass es einen Antrag zum Thema „Enteignung des Rothschildvermögens" gibt, den der Kollege Margulies vorlegt. Wenn es hier zu einer Zuweisung kommt, wird meine Fraktion sehr gerne mitgehen, allerdings können wir uns mit der Begriffsverfälschung von Enteignung natürlich überhaupt nicht identifizieren. Ich glaube, hier wird tatsächlich mit diesem Begriff, mit diesem sehr ernsten Begriff – das sage ich auch als Historiker – Schindluder getrieben, aber uns geht es um den Inhalt, uns geht es um eine korrekte Abwicklung auch in den Fragen der Rothschildstiftung und daher unser Ja zu einer Zuweisung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Bitte zum Rednerpult. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde nicht die Debatte der Aktuellen Stunde wiederholen und es auch nicht unnötig in die Länge ziehen. Daher vielleicht in ein bis zwei Minuten nur eine ganz kurze Bemerkung, und nachdem der Kollege Troch einen kurzen Verweis zur Rothschildstiftung gemacht hat, auch nur ein Beispiel: Mir liegt jetzt das Protokoll der Fragestunde vor, wo der Bürgermeister festhält, dass im Krankenanstaltenverbund jetzt plötzlich die Nettobudgetierung eingekehrt wäre. Wer die Jahresberichte, Jahresabschluss und Wirtschaftsplan liest, wird erkennen, dass dem nicht so ist, sondern dass nach wie vor im Rahmen des Krankenanstaltenverbundes brutto budgetiert wird und einnahmenseitig die GSBG-Beihilfe als nicht abziehbare Vorsteuer dem gegenübergestellt wird. So viel zur Richtigkeit auch betreffend den einen Punkt. 

Ich denke, wir werden im Kontrollausschuss genug Zeit haben, das zu erörtern, sofern das Kontrollamt dann tatsächlich prüft. Ich lasse mich ja gerne eines Besseren belehren, aber alle Unterlagen, die mir bislang vorliegen – und sie liegen mir nicht seit fünf Jahren vor, sondern sie liegen mir seit eineinhalb Monaten vor –, deuten darauf hin, dass der gesamte Vorgang leider nicht in Ordnung gewesen ist.

Ich bringe damit den Antrag ein, eine Kontrollamtsprüfung im Sinne der schriftlichen Vorlage vorzunehmen. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. – Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Auch ganz kurz einerseits zu dem Beschluss- und Resolutionsantrag von SPÖ, Grünen und ÖVP. Wir werden diesem Antrag zustimmen. Was mich an dem Antrag stört, ist, dass im letzten Absatz wieder steht, die Wiener Stadtregierung wird ersucht, Gespräche mit dem Bund zu führen mit dem Ziel einer nachhaltigen Pflege. Ich habe das vorher schon ausgeführt. Ich bin für die Öffnung dieses Friedhofs als Kulturdenkmal Wiens, und ich kann gar nicht einsehen, warum man sich bei den jüdischen Friedhöfen ständig auf irgendwelche Kompetenzen und das Washingtoner Abkommen ausredet, wenngleich im englischen Text „Austria" steht und nicht „Republic Austria" und nicht „Region of Vienna" oder so irgendetwas, und es eine Auslegungssache ist, wer jetzt wirklich zuständig ist oder wer sich abgeputzt hat mit der Zuständigkeit. (GR Dr Harald Troch: Aber wer hat den Vertrag unterzeichnet?) 

Ich meine, wir haben einfach die Verantwortung, das als Kulturgut in der Stadt zu erhalten, und zu dieser Formulierung „Gespräche zu führen", kann ich als Beamter nur sagen, das ist schon ein bisschen ein Abblocken. Entweder es ist eine Herzensangelegenheit, oder man ergeht sich in Formalismus. Ich habe das Gefühl, Ihr Zugang ist das Ergehen in Formalismus, wenn es um solche Angelegenheiten geht.

Was den anderen Antrag des Kollegen Margulies hinsichtlich der Rothschildstiftung und der Befassung des Kontrollausschusses betrifft, sind das natürlich schwerwiegende Vorwürfe mit der Enteignung, die ich jetzt hier ad hoc nicht überprüfen kann. Aber nachdem es uns klarerweise um Transparenz geht, werden wir uns diesem Antrag anschließen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Die Debatte ist damit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist ja erfreulich, dass wir nach dieser Debatte zu einem gemeinsamen Antrag kommen, und ich freue mich, dass uns alle, das, wie ich meine, selbstverständliche Bemühen eint, einerseits den jüdischen Friedhof in Währing zu sanieren und für die Nachwelt zu erhalten und andererseits natürlich auch sehr pfleglich mit dem jüdischen Erbe, das es noch gibt oder mittlerweile auch wieder gibt in Wien, umzugehen. 

Lassen Sie mich deshalb vielleicht nur ganz kurz ein paar Anmerkungen machen. 

Die eine besteht darin, dass ich mich selbstverständlich auch bei all denen, die diesen Restitutionsbericht zusammengestellt haben, herzlich bedanke. Das ist nicht nur ein quantitativ sehr umfangreiches Vorhaben, sondern es ist auch qualitativ vorbildlich und wir haben damit ein besonders gutes Nachschlagewerk und einen Bericht über die Bemühungen der Stadt, was die Kunst- und Kulturgüterrestitution anbelangt. 

Wir sind – auch das wurde ja schon gesagt – darin sehr, sehr weit gekommen. 25 000 Gegenstände, die gescreent wurden, 5 000 Objekte, die zurückgegeben wurden, und in einigen dieser Fälle, in sehr namhaften Fällen, sind wir ja auch weit über die selbst moralische Verpflichtung hinausgegangen. Ich erinnere einmal mehr an die Vorgangsweise im Bereich des Ankaufes der Sammlung Strauss-Meiszner, wo es uns als Stadt wichtig war, auch diesbezüglich ein Signal zu setzen, ein Signal, das gelautet hat: Wir geben hier nicht nur etwas zurück, was rechtmäßig anderen gehört als der Stadt, sondern wenn wir über mehrere Jahrzehnte behauptet haben, dass es ein Teil der Kulturgeschichte der Stadt ist, und wenn es uns so viel wert war, dann können wir nicht von heute auf morgen, wenn es andere Eigentümer hat, sagen, dass es uns nichts mehr wert ist. Daher haben wir diesen bedeutenden Nachlass um 73 Millionen, damals noch Schilling, angekauft, und ich glaube, dass das auch eine einzigartige und richtige Vorgangsweise war. 

So sehr ich mich über den gemeinsamen Beschluss freue, so sehr glaube ich doch, dass wir uns auch bei der Wortwahl – wenn wir denn jetzt ein bisschen absehen von der unmittelbaren parteipolitischen Debatte und auch den Emotionen, die dahinterstehen – ein bisschen besinnen sollten. Abgesehen von der Wortwahl wie „Enteignung" und anderes mehr, meine ich auch, was einen möglichen schlampigen oder nachlässigen Umgang mit dem jüdischen Erbe anbelangt. Ich glaube schlicht und einfach, dass die Fakten und auch das tatsächliche Bemühen der Stadt Wien dagegensprechen. Da geht es nicht nur um die vielen Maßnahmen, die in den letzten Jahren getroffen wurden und die letztendlich sicherstellen sollen, dass das jüdische Erbe in dieser Stadt erhalten bleibt, sondern es geht darum, dass auch sichergestellt und ermöglicht wird, dass es eine lebendige jüdische Gemeinde in dieser Stadt gibt. Wir sind der Meinung, dass dieses Wien zu einem guten Teil selbstverständlich immer auch ein jüdisches Wien war und auch sein soll und auch in Zukunft sein soll, daher tun wir vieles, um dieses lebendige jüdische Leben in dieser Stadt auf vielfältigste Weise auch zu unterstützen und zu ermöglichen. 

Prof Ehalt hat dankenswerterweise einen kleinen Ausschnitt herüberbringen lassen, nur damit Sie das sehen. Ich bitte Sie, auch Einsicht zu nehmen. Falls Sie ein solches Exemplar haben wollen, wir haben drüben genug an Publikationen, die alleine im Kulturbereich in der jüngsten Vergangenheit herausgekommen sind und die sich mit den verschiedensten jüdischen Themen in dieser Stadt beschäftigen. Das ist, wie gesagt, nur ein kleiner Ausschnitt, der Ihnen zeigen soll, dass wir uns bis hin zu Publikationen natürlich sehr intensiv damit beschäftigen, gerade im Wissenschaftsbereich zahlreiche Maßnahmen zu setzen, um das auch zu dokumentieren, aber natürlich auch im großen Bereich. 

Lassen Sie mich ein Wort nur – weil das auch ein Anliegen war, das heute angesprochen wurde – zu diesem, glaube ich, doch sehr wichtigen Projekt des „Weges der Erinnerung" sagen – wir hatten ja die Debatte hier schon einmal geführt, und da ich privat selbst in unmittelbarer Nachbarschaft zu diesem „Weg der Erinnerung" lebe: Also so ist ja nicht, wie das heute dargestellt wurde, dass man sich da vor Hundstrümmerln zu verneigen hat. Ich glaube, man macht damit eigentlich ein sehr wesentliches und wichtiges Projekt lächerlich und schlecht, das im Übrigen von der jüdischen Gemeinde und vor allem auch von vielen, die da Verwandte wieder erwähnt finden an den Orten, an denen sie gelebt haben, als sehr wichtig und positiv empfunden wurde. Ich meine, dass sich dieses Projekt das nicht verdient hat. Es geht in der Tat darum, vielleicht in Vergessenheit geratene Opfer des Nationalsozialismus auch auf diese Weise wieder in Erinnerung zu rufen. 

Ich weiß selbst – noch einmal: ich wohne dort –, wie sehr das angenommen wird. Dass natürlich etwas, was sich im öffentlichen Raum befindet, nicht immer unangetastet bleibt, ist das eine, aber dass wir damit viele, viele Menschen, die Opfer des Nationalsozialismus sind, der Vergessenheit entreißen und, glaube ich, trotzdem eine sehr würdige Form der Erinnerung finden, ist unbestritten, insbesondere auch bei jenen, die sich das gewünscht haben und die das wollten. Es ist ja nicht so, dass das sozusagen die Stadt Wien macht. Wir unterstützen das gerne und aus Überzeugung, aber es ist ein privater Verein, der das umzusetzen hat und der das auch umsetzt. 

Meine Damen und Herren! Mit diesem Restitutionsbericht, aber auch mit dem heutigen Antrag wird einmal mehr dokumentiert, dass es diese Stadt sehr ernst meint mit der Betreuung und mit der Wachhaltung jüdischen Erbes, aber auch mit der ernsthaften Aufarbeitung und mit dem offensiven Zugehen und Herangehen und dem Suchen nach möglichen Erben und rechtmäßigen Ansprüchen. Es ist ja auch bekannt, dass wir diesen Restitutionsbericht und auch die Maßnahmen der Restitution auch noch auf das jüdische Museum ausweiten. Es wird dort derzeit dieser Screening-Prozess fortgesetzt und durchgeführt, weil ja nicht von Haus aus gesagt ist, dass das, was sich im jüdischen Museum der Stadt Wien befindet, automatisch unbedenklich ist. 

Das heißt, das ist der nächste größere Aufgabenbereich, der sich uns stellt und den wir mit derselben Sorgfalt und mit derselben Wachsamkeit und Sensibilität angehen werden wie bisher. Ich hoffe, dass wir im nächsten Restitutionsbericht dazu schon das eine oder andere berichten können.

In diesem Sinn bitte ich noch einmal um Zustimmung zu diesem Bericht. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung über das Geschäftsstück. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Mir liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. Ich lasse zunächst über jenen von SPÖ, Grünen und ÖVP abstimmen. 

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Antrag der Grünen betreffend Enteignung der Rothschildstiftung. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 38 der Tagesordnung. 

Berichterstatter ist Herr GR Baxant. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Manchmal liest man die Akten des Kulturausschusses und denkt sich: Eigentlich ein interessantes Projekt, die bekommen auch nicht viel Geld, das ist eine gute Veranstaltung, und dann stellt man fest und stolpert über die Tatsache, dass ein Mitglied des Kulturausschusses eben jenen Antrag unterschrieben hat. 

Das, sehr geehrte Damen und Herren, ist eine Vorgangsweise, die wir für mehr als problematisch halten. Auch wenn wir das Projekt in den Jahren davor immer wieder unterstützt haben, dieses Mal werden wir ablehnen, weil wir glauben, dass die Tatsache, dass Frau GRin Klicka, die Mitglied des Kulturausschusses ist, diesen Antrag in ihrer Eigenschaft als Präsidentin des Vereins unterschreibt, mehr als problematisch ist. Ich vermute, dass das auch geholfen haben könnte, dass dieser Verein jetzt die Summe Geld bekommt, die er bekommen soll, und nicht dieser wunderbar formulierte Satz aus dem Ansuchen, den ich Ihnen nicht vorenthalten will, von dem wir alle noch lernen können, wie man schön formuliert, nämlich: „Wir hoffen, keine Fehlbitte getan zu haben, und möchten Sie auch auf das Allerhöflichste ersuchen, uns diese Subvention zu gewähren und auf unser Konto zu überweisen.“ 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich hoffe, Sie merken sich diesen Satz, wenn Sie das nächste Mal einen Antrag unterschreiben. Bitte tun Sie es allerdings nicht selber, wenn Sie in diesem Gemeinderat Geld dafür haben wollen. 

Wir werden daher ablehnen, und ich erwarte auch, dass die Frau Klicka bei diesem Antrag nicht mitstimmen wird. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren!

Es wurde hier soeben gesagt, das ist ein sehr interessantes und sehr gutes Projekt. Der Verein AICE macht sehr interessante Arbeit und vernetzt vor allem international junge Künstler und Künstlerinnen und ermöglicht es ihnen, nach Wien zu kommen. Damit wird man dem Ruf der Stadt gerecht in der Hinsicht, dass man ganz einfach hochqualitative junge Künstler und Künstlerinnen aus dem Musikbereich eben hier in Wien vernetzt, und ich glaube, dafür sollten wir dem Verein vor allem einmal danken.

Weiters möchte ich betonen, dass dieser Verein vom Herrn Bischof als Geschäftsführer geleitet wird, der der ehemalige Geschäftsführer der Wiener Symphoniker ist. Ich glaube, das ist auch ein Beispiel beziehungsweise ein Beweis dafür, dass dort wirklich hochqualitative Kunst- und Kulturprojekte durchgeführt werden. Dieses spezielle Projekt ist eines davon.

Zur Frage nach der Vereinbarkeit oder Unvereinbarkeit möchte ich ganz einfach nur erwähnen, dass es, wenn ich für mich selbst bedenke und quasi abschätze, ob es unvereinbar oder eher sympathisch ist, dass sich eine Gemeinderätin, eine Landtagsabgeordnete neben ihren sehr vielen Tätigkeiten, die sie natürlich als Politikerin zu erfüllen hat, auch noch ehrenamtlich in einer Repräsentationsfunktion in einem Verein engagiert und so dafür sorgt, dass junge Künstler und Künstlerinnen nach Wien kommen können, sich gegenseitig kennen lernen und sich auch künstlerisch befruchten können, dann ist das meiner Meinung nach sympathisch und dankenswert. 

Ich danke dafür, dass dieser Verein diese Arbeit machen kann, und ich danke auch ganz persönlich dafür, dass diese Präsentationsfunktion, die natürlich auch nicht immer einfach ist und die viel Zeit in Anspruch nehmen kann und sicher auch tut, von der GRin Klicka wahrgenommen wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Weiters muss man bedenken, dass pro Orchester – es kommen bis zu 19 Orchester aus der ganzen Welt, aus Japan, China, Kanada, Israel und dergleichen, nach Wien – ungefähr 90 Personen nach Wien kommen. Die beleben natürlich auch die Wiener Tourismusindustrie. Ich glaube, dem sollte man auch Rechnung tragen. 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich lasse dieses Geschäftsstück abstimmen. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und der SPÖ fest. 

Wir kommen nun zur Postnummer 39 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mit den Stimmen von ÖVP und SPÖ mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 40. Sie betrifft eine Subvention an den Theaterverein Wiener Metropol. 

Wortmeldung liegt mir keine vor.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. (GRin Mag Marie Ringler: Und bei den GRÜNEN!) Und bei den GRÜNEN. Damit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zu den Geschäftsstücken 43 und 44 der Tagesordnung. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die beiden Geschäftsstücke gemeinsam vorzunehmen, die Abstimmung wird jedoch getrennt durchgeführt.

Gibt es dagegen einen Einwand? – Das ist nicht der Fall.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kunst im öffentlichen Raum ist das Thema. Sie haben gehört, es sind zwei Akte, die hier zusammengefasst sind: einerseits die Genehmigung des Rahmenbetrages für das laufende Jahr und andererseits die Änderung der Statuten des Fonds zur Förderung von Kunst im öffentlichen Raum. 

Ich möchte zuerst einmal auf die Änderung der Statuten eingehen. Die basiert darauf, dass das Kontrollamt hier einen Prüfbericht vorgelegt und sehr kritisch beleuchtet hat, wie bisher die Förderung für Kunst im öffentlichen Raum abgelaufen ist. Es ist zumindest erfreulich, dass sich die Stadt Wien und vor allem die MA 7 das zu Herzen genommen hat und sich bemüht hat, diese Dinge einzuarbeiten. Es bleibt allerdings nach wie vor der sehr unbefriedigende Zustand zurück, den wir auch immer wieder kritisieren: Es gibt hier einen reinen Rahmenbetrag. Wir haben im laufenden Jahr überhaupt keine Ahnung, was mit dem Geld passiert – da geht es doch um etwa 500 000 EUR pro Jahr – und können dann erst im Nachhinein, meistens so eineinhalb Jahre später, feststellen, was mit dem Geld gemacht wurde. Wir haben also überhaupt keinen Einfluss darauf und bekommen auch wenig Informationen darüber, wie diese Entscheidungen abgelaufen sind. Es gibt dann einfach einen Bericht: So und so viel Geld wurde dafür verwendet und so und so viel Geld dafür. 

Die neuen Statuten sehen unter anderem vor, das nunmehr von den Antragsstellern die genaue Angabe von Förderungen und Subventionen von anderen Subventionsgebern oder Sponsoren mit beigelegt werden muss. Das wäre zum Beispiel auch ein Punkt, der für uns sehr relevant wäre, dass in diesen Berichten zumindest das mit aufgenommen wird, und es wäre sehr wünschenswert gewesen, wenn das in den Statuten auch so festgelegt worden wäre, dass die Information, insbesondere an die Opposition, stärker wird. Doch hier ist weiterhin dieser unbefriedigende Zustand vorhanden, und wir werden daher diese Richtlinien ablehnen.

Nun aber noch zur Förderung an sich. Kunst im öffentlichen Raum ist, wenn man sich dann eben im Nachhinein anschaut, was mit dem Geld passiert ist, immer wieder auch ein bisschen fraglich, denn wenn man bei, glaube ich, sieben oder acht Projekten im vergangenen Jahr feststellen muss, das zweimal Valie Export vorkommt, dann ist das schon irgendwie eigenartig. Ich weiß nicht, vielleicht ist das ein derartiges Auslaufmodell, dass es im öffentlichen Raum gezeigt werden muss, damit es überhaupt noch Ausstellungsflächen gibt, weil wahrscheinlich die Art der Darstellung auch durch den technischen Fortschritt überholt ist. Aber es ist jedenfalls sehr fraglich, warum es hier so eine Gewichtung gibt.

Ein meiner Meinung nach problematisches oder eigenartiges Projekt ist auch der Rosa Platz am Morzinplatz, wo 400 m² rosa Wasser dargestellt werden sollen. Ich weiß nicht, wie es tatsächlich ist – Herr Kollege Schreuder wird das vielleicht anders beurteilen können –, aber ich glaube, dass man als Betroffener das nicht wirklich lustig findet, wenn man rosa Wasser in die Stadt stellt. Also ich muss sagen, ich würde das nicht wirklich als lustig empfinden, wenn ich ein Betroffener wäre, dass so etwas dargestellt wird. Das ist natürlich eine Geschmacksfrage. Aber Tatsache ist: So wird also das Geld ausgegeben im öffentlichen Raum, und das ist doch sehr enttäuschend. Daher lehnen wir auch das ab. 

Es wäre aus unserer Sicht durchaus auch einmal einen Ansatz wert, zu überlegen, ob Kunst im öffentlichen Raum nicht auch in gewisser Weise auf Kinder und Jugendliche Bezug nehmen soll, also sich zu überlegen, dass das auch ein Thema der Förderungsrichtlinien sein soll, dass man sich hier also bemüht, das auch an Stätten zu platzieren, wo sich vorwiegend Kinder und Jugendliche aufhalten, dass man sich also hier ganz gezielt einmal damit beschäftigt, wie man Kunst im öffentlichen Raum auch für diese wichtige Bevölkerungsgruppe zur Anwendung bringt. 

Das wäre auch ein weiterer Hinweis darauf, was hier zu geschehen hätte, damit wir dem einmal nähertreten könnten, der Subvention für Kunst im öffentlichen Raum zuzustimmen. Der derzeitige Zustand ist, wie gesagt, aus mehreren Gesichtspunkten unbefriedigend – einerseits die mangelnde Transparenz, andererseits die tatsächliche Durchführung –, und wir lehnen daher beide Geschäftsstücke ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der von meinem Vorredner angesprochene Kontrollamtsbericht war ja tatsächlich ein sehr kritischer, der viele organisatorische Schwachstellen dieses Fonds aufgezeigt hat, eines Fonds, den wir grundsätzlich begrüßen und von dem wir grundsätzlich der Meinung sind, dass er eine wichtige Lücke in der Stadt geschlossen hat. 

Nichtsdestotrotz möchte ich hier doch noch einmal mahnen, dass jene Probleme, die aufgezeigt wurden – auch was die mangelnde Dokumentation und mangelnde Transparenz bei der Entscheidungsfindung et cetera betroffen hat –, durch eine Statutenänderung alleine wohl nicht behoben werden und dass es daher wohl auch des aufmerksamen Auges der MA 7 bedarf, um sicherzustellen, dass das in Zukunft nicht wieder vorkommt und wir nicht in ein paar Jahren wieder einen Kontrollamtsbericht mit gleichem Inhalt vorfinden. 

Ansonsten glauben wir, dass dieser Fonds grundsätzlich interessante und gute Arbeit macht, auch vieles bereichernd der Stadt mit auf den Weg gibt. Das von meinem Vorredner angesprochene Denkmal am Morzinplatz ist sicherlich ein hochinteressantes Beispiel für Kunst im öffentlichen Raum, die auch neue Wege beschreitet, die auch die Kultur des Gedenkens neu formt und neu denkt und auch auf sehr positive Weise skurrile Kultur in die Stadt hineinbringt und nicht nur die schrecklichen Erlebnisse und die schreckliche Vernichtung von Homosexuellen durch die Nationalsozialisten in den Stadtraum rückt. 

Allerdings sei bei diesem Denkmal angebracht, dass uns bis dato nicht klar ist, wann dieses tatsächlich umgesetzt werden wird. Wir freuen uns daher, wenn der oder die NachrednerIn von der SPÖ uns diese brennende Frage der Umsetzung beantworten kann. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir werden der Post 43, Statutenänderung, zustimmen. Es sind natürlich die Statutenänderungen so erfolgt, dass eben – wie schon mein Vorredner oder auch meine Vorrednerin erwähnten – die Empfehlungen des Kontrollamtes eingearbeitet worden sind. 

Lassen Sie mich kurz aus diesem Kontrollamtsbericht zitieren, weil er ja doch eine gewisse Feinheit hat. Beispielsweise wurde bei der Neugestaltung des Karlsplatzes-Westpassage ein Wettbewerb durchgeführt. Die Statuten enthielten aber keine Vorgaben für die Durchführung von geförderten Wettbewerben. 

Oder: Für die Öffentlichkeitsarbeit der Kunst im öffentlichen Raum wurden externe Firmen engagiert und dabei – ich zitiere: „die für die Stadt Wien geltenden Vergabevorschriften nicht eingehalten". 

Oder: Ursprünglich sollte das Kulturamt die Verwaltung des Fonds und die Führung der Geschäfte des Beirates übernehmen. Nach einer Statutenänderung wurde der Verein Wissenschaftszentrum Wien - WZW in die Geschäftsführung und Fondsverwaltung einbezogen. Über den Umfang der Leistungen, die der WZW im Rahmen der Fondsverwaltung für die Stadt Wien erbringt, liegt keine schriftliche Vereinbarung vor. 

Präsident des WZW ist übrigens niemand anderer als der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft Mailath-Pokorny. 

Und dass Ansuchen nachgereicht werden mussten, da man sich mit Förderungen beschäftigte, denen gar keine Anträge zu Grunde lagen, passt ins chaotische Bild über die Abläufe zur Förderung der Kunst im öffentlichen Raum. 

Zur Post 44 sagen wir Nein. Im Jahr 2007 will man 336 000 EUR für die Kunst im öffentlichen Raum zur Verfügung stellen. Die zitierten Passagen aus dem Kontrollamtsbericht, die die Gebarung und die Organisation betreffen, lassen uns heute gar keine andere Wahl, als zu diesem Aktenstück Nein zu sagen. Das WZW, dessen erster Präsident StR Dr Andreas Mailath-Pokorny und dessen zweiter Präsident StR Dipl-Ing Rudolf Schicker ist, hat unserer Meinung nach keine wirkliche Aufgabe in der Vergabe von Kunst im öffentlichen Raum. In Wirklichkeit macht die Arbeit das Kulturamt. Bis heute konnte man uns nicht davon überzeugen, dass die Fehler, die im Kontrollamtsbericht aufgelistet wurden, sich nicht wiederholen können. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Schinner. Bitte schön. 

GRin Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es freut mich sehr, dass ich heute zu einem so spannenden, vielschichtigen und interessanten Thema wie der Kunst im öffentlichen Raum sprechen kann. Ich glaube - wenn ich mich gleich als Erstes auf Ihren Redebeitrag, Herr Mag Stefan, beziehen darf -, sieht man zurück auf die letzten Jahre, dann wird einem klar und fällt es sehr deutlich auf, dass Kunst im öffentlichen Raum in der Vergangenheit sehr gute, sehr interessante, sehr sensible und wunderbare Projekte herausgebracht hat.

Vielleicht darf ich in diesem Zusammenhang ein Projekt aus der Vergangenheit nennen, das mich persönlich sehr berührt hat, noch bevor ich hier im Gemeinderat war - und zwar aus dem Jahr 2005 -, weiters ein Projekt, das jetzt gerade aktuell ist, und außerdem ein Projekt - wie es auch von Ihnen, Frau Ringler, angesprochen wurde -, das in Zukunft umgesetzt werden wird. 

Das Projekt aus dem Jahr 2005 - und vielleicht ist es mir auch deswegen so aufgefallen, weil mein Hintergrund ja ein bisschen aus der Wirtschaft ist und ich im Sozialdemokratischen Wirtschaftsverband tätig bin - ist das Projekt „DELETE!" gewesen, die Entschriftung des öffentlichen Raumes, ein Projekt oder eine Arbeit, die in der Neubaugasse umgesetzt wurde. Es wurden alle Logos, alle Schriftzüge mit gelben Folien verhängt. 

Es war sehr interessant zu beobachten, wie dieses Zurücknehmen der Schriftzüge einen neuen Blickwinkel zeigt, die Sicht verändert und die Wahrnehmung, meine persönliche Wahrnehmung auch für die Architektur, auch für Dinge, die sonst nicht so im Fokus stehen, ganz anders verschoben hat. „DELETE!" hat es verstanden, einen neuen, gemeinsamen Erfahrungsraum zwischen den lokalen Wirtschaftsstrukturen und der Bevölkerung darzustellen. 

Als zweiten Punkt möchte ich gerne ein Projekt ansprechen, das jetzt, wie ich denke, uns alle bewegt, wo man immer wieder durchgeht und das Teil der täglichen Aufmerksamkeit ist, und zwar auf dem Kunstplatz Karlsplatz das Projekt „Pi" von Ken Lum. Ich hoffe, Sie alle haben das Projekt gesehen. Es ist wirklich sehr, sehr faszinierend, beschäftigt sich mit Statistik, mit Spiegeln, mit Wahrnehmung, mit Fotografie, was ja sehr stark für den Künstler Ken Lum spricht, der sich mit diesen Materien seit den 80er Jahren auseinandersetzt. 

Ich denke, gerade auch durch den Einfluss des Dada- und des Surrealismus ist es ein Projekt, das für die Menschen - auch für Menschen, die sich nicht so viel mit Kunst auseinandersetzen - wahnsinnig interessant und wahnsinnig spannend ist. Ich glaube, der Anklang, den es auch in der Presse gefunden hat, spricht sehr für diese Umsetzung der Kunst im öffentlichen Raum. 

Als dritten Punkt - das ist auch schon von meinen Vorrednern angesprochen worden - möchte ich gerne auf das Projekt zu sprechen kommen, das, denke ich, dieses Jahr - und hier darf ich Ihnen auch eine Antwort geben, Frau Ringler - umgesetzt werden wird, das Projekt des Rosa Platzes am Morzinplatz, ein Projekt, das von Hans Kupelwieser durchgeführt wird. 

Für alle, die es nicht wissen: Es ist ein Projekt, das sich mit den Opfern aus dem Nationalsozialismus beschäftigt. Es wird eine Wasserfläche sein, eine rosa Wasserfläche, und ich glaube - weil Sie vorhin in Ihrer Rede gesagt haben, ob das rosa Wasser für die Leute aufregend sein wird, Herr Stefan -, dass es ganz, ganz wichtig ist, dass man auch dieser Opfergruppe der homosexuellen und der transgender Opfer mit diesem Denkmal gerecht wird, dass das eine großartige Sache ist, da es im Moment kein Denkmal in der Stadt gibt, das dieser Opfergruppe gedenkt.

Ich glaube, dass es außer Zweifel steht, dass das eine phantastische, großartige Geschichte ist und dass dieser Platz - so wie ich das empfinde - ein Platz sein wird, der gegen Verbote steht, der dafür steht, dass man verweilt, dass man zur Ruhe kommt, dass man nachdenkt und dass gerade auch für meine Generation und für die Generationen danach, glaube ich, es ganz wichtig ist, dass man auf diese Sache immer wieder aufmerksam macht, dass nicht vergessen wird, dass nicht vergessen werden darf! (Beifall bei der SPÖ und von GRin Mag Maria Vassilakou.)
Abschließend möchte ich sagen, dass ich sehr froh bin, dass ich in einer Stadt lebe, in der Kunst Platz und Raum findet, in der Kunst mutig ist und solche Projekte hervorbringt wie diese Kunst im öffentlichen Raum, die ohne Barrieren auf Passanten und auf alle zugeht und immer bereit ist, starke Zeichen zu setzen. 

Ich bitte Sie daher zuzustimmen. Und wir werden natürlich zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, dass es zwei wichtige Anträge und Beschlüsse sind, die wir hier fassen, um das so erfolgreich gestartete und im Laufen befindliche Projekt Kunst im öffentlichen Raum auch für die nächsten Jahre abzusichern. 

Wenn Kollege Stefan gesagt hat, Kunst im öffentlichen Raum ist fraglich, dann muss ich sagen: Für mich ist auch fraglich, warum Sie die Anträge nicht besser lesen. Denn dann hätten Sie gesehen, dass es nicht um ein Projekt von Valie Export geht, das gefördert wird, sondern um ein Musikprojekt des Künstlers Oliver Hangl in einem Raum, den Valie Export schon viel früher am Gürtel geschaffen hat, das heißt, es gibt nur ein Projekt von Valie Export.

Zu Valie Export kann man nur feststellen, es handelt sich bei Valie Export - und das ist vielleicht ein Problem des Redners - um eine der bedeutendsten Künstlerinnen der Zweiten Republik. Wir können sehr glücklich sein, dass sie in dieser Stadt ihre Projekte realisiert.

Zur Auswahl kann man nur sagen: Es gibt einen hochkarätig besetzten Beirat, der die Projekte beurteilt. Die Entscheidung liegt selbstverständlich nicht bei der Politik, die Entscheidung liegt nicht beim Kulturstadtrat. Die Politik und der Kulturstadtrat haben die finanziellen und organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen, in deren Rahmen ebendieser unabhängige Beirat die Projekte auswählt. Wir sind sehr froh, dass derart hochkarätige Projekte realisiert werden, und ich glaube, wir können auch auf diesem Gebiet auf unsere Kulturstadt sehr stolz sein.

Die beiden Anträge, die wir heute hier beschließen werden, schaffen dafür die besten Voraussetzungen, um auch in Zukunft das erfolgreiche Projekt Kunst im öffentlichen Raum fortsetzen zu können. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen damit zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest, damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung bei Postnummer 44.

Wer für die Postnummer 44 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von SPÖ und GRÜNEN fest, damit ist auch die Postnummer 44, so wie die Postnummer 43, mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 47 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention im Bereich „Netzkultur". 

Berichterstatter ist wiederum Herr GR Woller. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich kann es ganz kurz machen: Wir sind uns auch der Bedeutung dieser „Netzkultur" bewusst, würden uns aber auch nachvollziehbarere, transparentere Kriterien wünschen. Deswegen werden wir diesem Akt nicht zustimmen. 

Sehr wohl zustimmen werden wir aber dem Antrag der Kollegen Wolf und Dworak, die eine Evaluierung des Fördersystems und nachvollziehbare, transparente Richtlinien verlangen. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächste Rednerin ist Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Thema „Netzkultur" ist ja ein durchaus kontroversielles, das uns die letzten Jahre immer wieder auch begleitet hat. Die Kontroverse will so recht nicht aufhören, nicht zuletzt deshalb, weil immer noch viele Leute - auch innerhalb der Szene der KünstlerInnen und Kulturschaffenden - zu Recht sehr, sehr kritisch sind, was dieses Modell betrifft. 

Sie wissen, dass wir dem immer freundlich, aber doch auch kritisch gegenübergestanden sind, weil man zu Recht die Frage stellen kann, wenn man sich die Ergebnisse der letzten eineinhalb, zwei Jahre anschaut, ob nicht das Modell so, wie es angelegt war, leider viel zu kurzfristig geplant war, auch organisatorisch sicherlich suboptimal gehandhabt wurde und schlussendlich, muss man sagen, über weite Strecken zu tiefen Zerwürfnissen innerhalb der Kunstschaffenden geführt hat. Mittlerweile gibt es Klagsdrohungen gegenüber Einzelnen, die sich sozusagen aufgrund der Entwicklungen, die dadurch entstanden sind, ganz massiv auch gegenseitig Dinge an den Kopf geworfen haben.

Das ist eine Entwicklung, die wir jedenfalls in höchstem Maße für traurig und bedenkenswert halten und die eher auch jene Skepsis und jene Skeptiker bestätigt, die gesagt haben: Selbstorganisation ist gut, Autonomie ist gut, aber immer nur im Rahmen, im organisatorisch sinnvoll abgesteckten Rahmen, der sicherstellt, dass die Spielregeln transparent sind, der die Spielregeln auch auf sinnvolle Weise aushandelbar macht - alles Voraussetzungen, die leider in den letzten Jahren bei „Netzkultur" viel zu selten und viel zu wenig gegeben waren. 

Auch wenn ich davon ausgehe, dass Frau Kollegin Straubinger mir in ihrer Rede das Gegenteil zu beweisen versuchen wird, so wissen wir doch leider viel zu genau, dass hier einiges schief gelaufen ist und dass diese Selbstorganisation auch zu sehr bedenklichen Entwicklungen geführt hat, nämlich zu einem Auseinanderdividieren der Szene! Das ist, glaube ich, etwas, was wir nicht wollen können, was bei allem Wunsch und der sicherlich auch guten Idee, sich neue Vergabemodelle anzuschauen, in diesem Fall ziemlich nach hinten losgegangen ist.

Nichtsdestoweniger höre und vernehme ich, dass sich die Lage etwas stabilisiert hat, dass die Kommunikation der Kulturschaffenden zu diesem Thema untereinander etwas zivilisierter geworden ist und dass jetzt auch die Spielregeln etwas klarer sein sollen. Trotzdem sind hier wohl noch einige Fragen offen. Es ist ja so, dass man nunmehr doch dazu zurückgekehrt ist, dass die MA 7 einen Teil der Förderungen vergibt - ich hoffe, mit guten Gründen, noch weiß ich allerdings nicht, auf Grundlage welcher Kriterien. Für uns sind hier weiterhin Fragen offen.

Wir werden eine schriftliche Anfrage zu diesem Themenkomplex einbringen, die auch die unterschiedlichsten Fragen zu den Rollen einzelner Koordinatoren und Organisatoren stellen wird, da wir doch glauben, dass es Sinn macht, hier auch mit einem kritischen Blick darauf vorzugehen, was da in den letzten Monaten und Jahren passiert ist. 

Jedenfalls glaube ich, das ist ein Experiment, das zeigt, dass Experimente nur Sinn machen, wenn sie gut vorbereitet sind. Wir werden dieses Mal nur schweren Herzens dieser Förderung zustimmen, in der Hoffnung, dass es sich bessert, aber jedenfalls mit einem wachen Auge auch dafür, dass wir der Meinung sind, dass hier einiges zu tun ist, und zwar sehr ernsthaft zu tun ist! Denn die Selbstzerfleischung der Szene kann nicht unser Anliegen sein. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gelangt Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Förderung der „Netzkultur" ist in der Tat eine unendliche Geschichte, sie beschäftigt uns seit Jahren. Im Mai vergangenen Jahres hat der Gemeinderat zur Liquidierung von „Netbase" 219 000 EUR zur Verfügung gestellt; 160 000 EUR davon wurden für die Abdeckung der Überschuldung des Vereines verwendet, 60 000 EUR zur Abwicklung eines internationalen Projektes. Und seit dem vergangenen Jahr gibt es auch eine Änderung der Förderungsbedingungen - auf die Marie Ringler ja gerade hingewiesen hat -, die nicht nur schwere Probleme in der Szene schafft, sondern auch juristischer Natur ist. 

Die IG Kultur - eine Institution, die meiner Fraktion sicher nicht nahe steht - hat im vergangenen Jahr ein Rechtsgutachten über die Änderung der Förderungsvergabeentscheidungen eingeholt. Ich darf Ihnen daraus einige Sätze kurz zitieren:

Die Auslagerung der Förderungsvergabeentscheidung auf ein spielerisches, durch die potenziellen Förderungsnehmer selbst bestimmtes Auswahlverfahren ist daher auf mehreren Ebenen problematisch, weil die Verpflichtung des Förderungsgebers zur Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes ein sachliches, ausreichend determiniertes und transparentes Auswahlverfahren voraussetzt. 

Genau darum geht es: um ein sachlich ausreichend determiniertes und transparentes Auswahlverfahren bei der Förderung!

Ein Förderungsvergabemodell - so heißt es weiter in dem Gutachten - für Kunst- und Kulturförderung, das eine Vergabeentscheidung durch die partizipierenden Förderungsnehmer selbst vorsieht, ist von vornherein aufgrund der zwingend enthaltenen Interessenskonflikte unsachlich und damit gleichheitswidrig.

Und noch ein Satz aus diesem Rechtsgutachten:

Überlässt die Stadt Wien als Förderungsgeber den Förderungsnehmern, die im Gegensatz zu ihr nicht an den Gleichheitsgrundsatz gebunden sind, und bis zu einem gewissen Grad einem Computerprogramm die Entscheidung, verletzt sie damit wiederum ihre Begründungspflicht, die nicht einfach auf Dritte ausgelagert werden kann. 

Diese Kritik hat dazu geführt, dass die Vergaberichtlinien - zugegebenermaßen - etwas geändert wurden. Aber im Kern bestehen diese rechtlichen Probleme nach wie vor. Die Rechtsbedenken bleiben, und das ist auch der Grund, warum wir die vorliegende Förderung oder Subvention in Höhe von 500 000 EUR ablehnen werden. Wir meinen, dass es prinzipiell transparente, nachvollziehbare Kriterien für die Vergabe von öffentlichen Mitteln geben muss, und das ist hier nicht gewährleistet. 

Im Übrigen ist noch darauf hinzuweisen, dass die Förderung mit 500 000 EUR für diesen Bereich wahrscheinlich zu gering ist, und auch darauf hinzuweisen, dass von diesen 500 000 EUR 20 Prozent einem Verein, nämlich „monochrom", zufließen. Dieser veranstaltet ein internationales Festival - das ist richtig -, aber dennoch konterkariert dies das auch in den Förderungsrichtlinien vorgesehene Prinzip, dass ein Verein mit nicht mehr als 25 000 EUR pro Jahr gefördert werden darf. Und wenn Kumulierungen stattfinden, dürfen sie 25 000 EUR nicht überschreiten. 

Es gibt also unklare Richtlinien und mangelnde Transparenz. Daher darf ich einen Beschlussantrag einbringen, auf den der Kollege schon hingewiesen hat:

„Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge das Fördersystem für die ,Netzkultur' in Wien evaluieren lassen und die Vergabe von Fördergeldern mittels nachvollziehbarer und transparenter Richtlinien gewährleisten.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Straubinger. - Bitte.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Herr Kollege Wolf!

Mir ist es ein bisschen schleierhaft, warum Sie jetzt mit der Künstlergruppe „monochrom" kommen, die Ihrer Meinung nach so und so viel Prozent an Förderungen abräumt. Denn nach dem letzten Kulturausschuss bin ich auch zu Ihnen gekommen und habe Ihnen erklärt, wie das zustande kommt, nämlich dadurch, dass über die KünstlerInnengruppe „monochrom" die „Annual Convention", dieses Festival, abgewickelt wurde - was aber nicht heißt, dass das ganze Geld an „monochrom" geflossen ist -, und dass sie sich zudem auch dankenswerterweise zur Verfügung gestellt hat als jene, über die der Entwicklungsprozess des neuen Fördermodells auch finanziell abgewickelt wurde. 

Grundsätzlich ist zu sagen, dass dieses neue Fördermodell sicher nicht der leichteste und nicht der einfachste Weg ist, nämlich weder für die Kulturabteilung der Stadt Wien noch für den Stadtrat noch - und vor allem auch nicht - für die KünstlerInnen und für die Netzkultivierenden. Aber es ist einer, den sie, die Künstler selbst, auch gehen wollten, und das, obwohl - oder vielleicht auch gerade deshalb, weil - sie wussten, dass das eine intensive Auseinandersetzung wird, eine intensive inhaltliche und eine intensive kulturpolitische Auseinandersetzung. Ich glaube, es ist auch eine sehr gute kulturpolitische Auseinandersetzung und Diskussion geworden.

Es war auch allen klar, dass das natürlich nicht friktionsfrei abgehen wird, denn es gibt keine hundertprozentige Zufriedenheit, bei welchem Modell auch immer. Wir haben das jetzt bei der Diskussion um den Fonds Kunst im öffentlichen Raum gesehen, wo es eine Jury gibt; auch hier ist man nicht damit einverstanden. Das heißt, hundertprozentig wird man nicht alle Beteiligten zufriedenstellen können.

Es war aber deshalb auch von Anfang an klar, dass dies ein System sein muss, das veränderbar ist, dass dieses Modell veränderbar sein wird und dass diese Erfahrungen, die man in der Vergabe und in diesem ersten Jahr macht, dann auch in die Weiterentwicklung dieses Modells aufgenommen werden. Und das - das haben meine Vorredner auch angesprochen - passiert ja. 

Es passiert zum Beispiel, indem sich die Geldbeträge für die einzelnen Module ein bisschen verschieben, nämlich, indem zum Beispiel die MA 7 direkt ein bisschen mehr an Förderungen vergeben wird, vor allem auch, um internationale Projekte zu unterstützen. Das passiert, indem es ein bisschen mehr Geld für die Infrastrukturprojekte geben wird, weil man bei den letzten Vergaben gesehen hat, dass das notwendig ist. Und das passiert auch, indem gleich von Anfang an ausgewiesen wurde, dass das Geld für die Organisation dieses Prozesses und für die Weiterentwicklung der Modelle bereitgestellt wird.

Es gibt einige Neuerungen wie auch die, dass Mehrfacheinreichungen nicht mehr möglich sind oder dass es eine Obergrenze in der Höhe von 25 000 EUR gibt. Aber das Wesentlichste, was sich in diesem ersten Jahr gezeigt hat, ist, dass sich hier auch strukturell sehr viel getan hat, dass es nämlich von einer losen Gruppierung, die „Netznetz" bisher war, für dieses Modell zur Entwicklung von Strukturen gekommen ist, dass es sich zu einer wirklichen, stabilen Plenardemokratie entwickelt hat, dass interne Kontrollmechanismen auch selbst entwickelt worden sind und dass es eine institutionalisierte - unter Anführungszeichen - Schnittstelle auch zur Verwaltung gibt, indem es einen Koordinator dieses Prozesses gibt und indem es regelmäßige, offene Jour fixes gibt, zu denen auch alle eingeladen sind, um daran teilzunehmen. 

Ich glaube, die Projekte, die in diesem Modell sozusagen von den Künstlern selbst vorgeschlagen wurden, sind auch ausnahmslos alle von der MA 7 unterstützt worden. Und das ist ja auch nur ein Vorschlag, der letztlich auch von der Magistratsabteilung unterstützt werden muss. 

Aber was, glaube ich, wirklich relevant ist, ist das Ergebnis dieses ersten Jahres. Das Ergebnis ist, dass 64 Förderungen an über 40 Initiativen und Künstler vergeben worden sind und dass 31 von diesen 40 das erste Mal in den Genuss einer Förderung gekommen sind. Das heißt, es zeigt, dass hier auch Bewegung drinnen ist, dass es Erneuerung gibt und dass hier auch eine wirkliche Breite erreicht worden ist. 

Ich glaube, ein wirklich guter Beweis dafür, dass es innerhalb der Szene funktioniert - trotz aller Schwierigkeiten, die es natürlich auch mit einzelnen Personen gegeben hat -, war auch das Festival für digitale Kunst und Kulturen, das von 9. bis 16. September stattgefunden hat, wo an sieben Orten und öffentlichen Plätzen an die 30 lokale und internationale Produktionen vorgestellt worden sind, wo es ein Symposium und Social Events gegeben hat, wo es nicht nur eine wunderbare Annahme sozusagen innerhalb der Community, sondern auch einen wirklich großartigen Besuch gegeben hat und wo es auch einen wirklich künstlerischen Erfolg und einen organisatorischen Erfolg für die Proponenten gegeben hat.

Ich glaube, das ist einer der besten Beweise dafür, dass dieses Modell ein durchaus erfolgreiches ist, sozusagen trotz all dem, was es an Anlaufschwierigkeiten auch gegeben hat. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung des Geschäftsstückes. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN mehrheitlich angenommen.

Es liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest, damit hat dieser Antrag keine Mehrheit gefunden. 

Wir kommen zur Postnummer 52 der Tagesordnung. Sie betrifft Richtlinien zur Förderung von Klein- und Mittelkinos in Wien sowie eine Subvention an die Wiener Kinoförderung.

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. - Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Berichterstatter!

Ich kann Ihnen die Freude nicht machen, hier zuzustimmen. 

Die Richtlinien zur Förderung von Klein- und Mittelkinos sind ein neuerlicher Versuch, etwas zu ändern, zu verbessern. Allerdings muss ich sagen, ich sehe den tatsächlichen Vorteil nicht, und ich halte auch diese Richtlinien für höchst kompliziert und kaum nachvollziehbar. Abgesehen davon, erkenne ich hier redaktionelle Fehler, die man aber noch ausbessern kann. Das wäre leicht gut möglich.

Aber wenn man sich hier anschaut, wie diese Regelungen formuliert sind, dann ist dies, wie gesagt, höchst schwer nachzuvollziehen: Prämienförderung für aktive BetreiberInnen von vollkonzessionierten Kinos, die mit höchstens vier Sälen und 1 500 Sitzplätzen versehen sind und die an mindestens 250 Tagen des Kalenderjahrs einen regulären Spielbetrieb unterhalten - so als Beispiel für die eine Formulierung.

Oder: Kinos, die mit mindestens 40 Prozent ihrer jährlichen Vorführungen mindestens ein Kriterium aus Punkt 3.1 erfüllen - 3.1 gibt es in diesen ganzen Richtlinien nicht, ich nehme an, es ist 3.2.1 gemeint, aber das ist wahrscheinlich nur ein Fehler, das sollte man ausbessern -, können pro Jahr eine Jahresprämie von maximal 10 000 EUR beantragen. 

Die maximale jährliche Prämie beträgt dann wieder 20 000 EUR, unbeschadet Punkt 4.3. Im Punkt 4.3 steht drin: Die förderungswürdigen Kinos müssen der MA 7 monatlich eine Aufstellung der gespielten Filme übermitteln. Also was da unbeschadet der monatlichen Aufstellung der Filme passieren soll, ist mir vollkommen unklar. Ich nehme an, es ist schlicht und einfach ein falsches Zitat. Vielleicht kann man auch das aufklären, und vielleicht wird dann dadurch auch das Ganze lesbar. 

Ein weiteres solches Kriterium: Kinos können unter bestimmten Voraussetzungen gefördert werden, wenn sie mit mindestens 30 Prozent ihrer Vorführungen Filme spielen, die österreichweit in den ersten sechs Wochen ihrer Laufzeit, oder deren österreichische Kino-Erstaufführung länger als ein Jahr zurückliegt, nicht mehr als 30 000 Besucher erreichten. Da können Sie sich wirklich sehr genau überlegen und anschauen, wer dann wie zu fördern ist. Viel Spaß! Ich möchte da nicht beteiligt sein.

Dann gibt es im Punkt 4.9 wiederum ein unverständliches Zitat: Die MA 7 behält sich das Recht vor, in Grenzfällen im Kulanzweg zu entscheiden. Das finde ich ja wirklich nett! Aber, wie ich schon gesagt habe, das ist kaum nachzuvollziehen. Ich nehme an, das ist alles mehr oder weniger im Kulanzweg zu entscheiden, weil sich keiner mehr auskennen wird. 

Aber hier steht auch: In Kulanz-, in Grenzfällen, insbesondere bei Punkt 4.3 - und Punkt 4.3 ist wiederum die monatliche Aufstellung der gespielten Filme. Wo gibt es da also einen Grenzfall, dass man monatlich über die Filme berichtet, die man gespielt hat? Ich nehme also an, dass auch hier einfach ein falsches Zitat vorliegt.

Es ist alles ein bisschen unausgegoren. Diese Richtlinien sind nicht lesbar. Sie scheinen aus unserer Sicht kaum durchführbar - außer man geht eben dann im Kulanzweg vor, und das ist ja nicht der Sinn von Richtlinien. Es ist auch keine Verbesserung der Kinoförderung in Sicht. Daher lehnen wir diesen Punkt ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner ist Herr GR Schreuder. - Bitte.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es hat ja eine gewisse Regelmäßigkeit im Gemeinderat, dass man über einen Akt eigentlich immer wieder dasselbe diskutiert. Das ist auch in diesem Fall so. Wir stimmen diesem Akt zu. Wir halten diese Programmförderung so für richtig, wie sie ausgearbeitet geworden ist.

Ich mache wiederholt darauf aufmerksam - und das ist dieser Erinnerungsknopf, den ich jetzt sozusagen hier drücke -: Es fehlt eine Investitionsförderung für Klein- und Mittelkinos im Sinne einer kulturellen Nahversorgung. Das wollte ich fürs Protokoll sagen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner ist Herr GR Mag Dworak.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Kollege Schreuder hat gerade gesagt, er kommt sich sozusagen wie in einem Film der Wiederholungen vor. Ich komme mir wie in dem Film „Und täglich grüßt das Murmeltier" vor, wo ein Fernseh-Wetteransager in einer amerikanischen Kleinstadt, Phil, das Murmeltier begrüßt und dieses Erlebnis sich für den Wetteransager in einer Endlos-Zeitschleife darstellt. (GR Christian Oxonitsch: Diesen Diskurs hatten wir schon hundert Mal!) Es ist zwar heute nicht, wie im Film, der 2. Februar, sondern der 2. März, aber die Diskussion zur Wiener Kinoförderung erinnert mich an diese Endlos-Zeitschleife. 

Lassen Sie mich Folgendes klarstellen. Die ÖVP ist für diese Kinoförderung, auch in diesen vorgelegten Unterlagen. Leider - wir haben das auch schon betont - gibt es den Bereich der Investförderung nicht. Wir sind überzeugt davon, dass die Kinos in der Kulturlandschaft nach wie vor ihre Berechtigung haben und notwendig sind. Die ÖVP spricht sich gegen die Herabsetzung des Förderumfangs von ursprünglich 767 000 EUR auf nunmehr 300 000 EUR aus. Die ÖVP vergleicht diese Kinoförderung für Kinos bis maximal vier Säle und 1 500 Sitzplätze für alle privat betriebenen Kinos in Wien mit dem Zuschuss der MA 7 für das Gartenbaukino während der Viennale-freien Zeit von nur elf Monaten mit 400 000 EUR. 

Leider können wir nicht nur über die Richtlinien abstimmen. Bekanntlich - das habe ich schon gesagt - würden wir das gerne tun und dem zustimmen, vor allem, da es von der Branche selbst erarbeitet worden ist, vor allem das Punktesystem, und das ist die Grundlage für die Vergabe der Förderungen. Letztes Mal habe ich schon darum gebeten, dass man hier eine Evaluierung vornimmt und schaut, ob dieses Punktesystem wirklich für alle Wiener Kinos gerecht ist. Es sind elf Kinos, wie ich in der Übersicht der Kinoförderung 2006 gesehen habe. Hier fragt sich für mich: Wovor hat die SPÖ Angst? Warum will sie dem nicht zustimmen? Und wovor fürchtet sich die SPÖ? 

Daher: Nein zur Post 52! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gelangt Frau GRin Dr Vitouch. - Bitte.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich muss meiner Freude darüber Ausdruck verleihen, dass der Kollege von der ÖVP ganz offenbar einmal ins Kino gegangen ist. Allerdings hat er bei „Täglich grüßt das Murmeltier" den Schluss offenbar nicht miterlebt, denn der Hauptdarsteller hat ja einen Erkenntnisgewinn aus diesen ewigen Wiederholungen. 

Ich komme mir hier auch schon ein bisschen vor wie die tibetanische Gebetsmühle, wenn ich etwas lobe, was sich einfach bewährt hat. Denn die MA 7 Kultur hat ja schon im Jahr 2005, gemeinsam mit dem Filmfonds Wien und dem demokratisch gewählten Forum der Kinobetreiber und ‑betreiberinnen, dem Verband der Lichtspielunternehmer und -unternehmerinnen und dem Verband der Audiovisionveranstalter und -veranstalterinnen, neue Förderrichtlinien zunächst einmal entwickelt, besprochen, im Jahr 2006 abgetestet, 2007 dann, heuer, finalisiert und einstimmig befürwortet. 

Ich freue mich sehr, dass bei diesem Akt die GRÜNEN einmal kein gröberes Haar in der Suppe finden und dass die Vergabe sich jetzt in eine Prämienförderung und in eine Projektförderung teilt. Subventionen für außerordentliche kinokulturelle Maßnahmen halte ich für sehr sinnvoll, denn sonst müsste man zu viele Sonderfälle im Kulanzverfahren entscheiden. So ist es aber eine klare Prämienentscheidung. 

Die Jury ist paritätisch, das heißt, da sind drinnen die Wirtschaftskammer, der Filmfonds Wien und die MA 7, die das dann auch gemeinsam mit dem Filmfonds abwickelt und vor allem die Klein- und Mittelkinos damit unterstützt. Das sind eben die mit maximal vier Sälen und 250 Spieltagen. Da ist es wirklich nicht so schwer, zu entscheiden, wer da würdig ist. 

Vielleicht kann ich, wenn es Sie interessiert, die Kinos noch aufzählen - das könnte man fast singen, so wie den Telefonbuch-Blues oder so -: Cine Center, Burg Kino, Topkino, Filmcasino, Bellaria, Urania, Admiral, Gloriette, Kepler, Schikaneder, Votiv, Breitenseer, Haydn, Künstlerhaus, De France; und wenn ich richtig nachgezählt habe, sind es sogar 16. Dem werde ich aber selber noch nachgehen, vielleicht ist irgendein Kino inzwischen mit einem anderen zusammengelegt worden. 

Wir verdanken dieser Förderung die Kurdischen Filmtage, das Babykino, „Bollywood", „Balkanfieber" und nicht zuletzt das „Festival du film francophone", das heuer auch wieder im März stattfinden wird. 

Ich könnte vielleicht nur noch abschließend sagen, dass es mich gefreut hat - wiewohl das nicht auf die heimische Filmförderung zurückzuführen ist -, dass jetzt ein deutscher Film mit einem, jedenfalls dem Pass nach, österreichischen Regisseur einen Auslands-Oscar bekommen hat. Ich gratuliere Florian Henckel-Donnersmarck sehr herzlich, denn das freut mein europäisches Cineastenherz. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen damit zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist mehrheitlich, mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 53. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "DV8-Film". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. - Bitte.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

„DV8" ist deutsch; in dem Fall ist es ein Wortspiel und heißt „DV eight“. Nur so viel dazu - macht nichts. 

Wenn wir über „DV eight" abstimmen, sprechen wir von „identities", dem „Queer Film Festival", das es alle zwei Jahre gibt. Prinzipiell müsste man sich ja freuen, dass die Stadt Wien es unterstützt. Das tue ich auch. Allerdings sprechen wir von einer Kürzung um 35 000 EUR im Vergleich zu vor zwei Jahren. Das ist meiner Meinung nach nicht verständlich, aus mehreren Gründen. 

Zum einen - das kommt auch in mehreren Gesprächen, die man immer wieder führt, immer wieder durch - werden Festivals gerne miteinander verglichen: Dieses Festival bekommt so und so viel, und die sollen dann auch gleich viel bekommen. Für ein Festival wie das „Queer Film Festival" ist es mit einer Thematik, die im lesbisch-schwulen Bereich stattfindet, tatsächlich irrsinnig schwierig, Sponsorinnen und Sponsoren zu finden. Es gibt seitens der Wirtschaft nach wie vor Berührungsängste auf diesem Gebiet, und deswegen kann man, glaube ich, dieses Festival nicht gleich wie andere Festivals beurteilen. Auch politisch kann man dieses Festival sicher nicht gleich beurteilen. Es ist nicht nur ein kulturpolitischer Beitrag für die Stadt, es ist auch ein gesellschaftspolitischer Beitrag für die Stadt. 

Des Weiteren wurde in den Gesprächen, die ich geführt habe - und auch, wie mir vermittelt wurde, in vielen anderen Gesprächen -, immer wieder betont, auch schon vor zwei Jahren, dass dieses Festival in der gleichen Höhe weiter subventioniert werden würde. Wir haben dann auch immer wieder gehofft - wir haben ja sehr oft für dieses Festival und für die Existenz dieses Festivals gekämpft -, wir hätten das ein für alle Mal erledigt. Leider muss man mit dieser Summe sagen: Nein, das haben wir nicht geschafft. Es ist eine Kürzung um 35 000 EUR, eine Kürzung weniger als hundert Tage vor Festivalbeginn! 

Jetzt kommen wir zum eigentlichen Problem, wo 
„identities" nur stellvertretend, glaube ich, für viele Festivalmacherinnen und -macher stehen kann, und das ist die Planungssicherheit. Zu sagen, eventuell, vielleicht finden wir noch irgendwo eine Summe, die wir euch geben können, schauen wir einmal, und es könnte sich noch ausgehen, dann leider doch nicht, und jetzt ist es diese Summe geworden: So kurz vor dem Beginn eines Festivals, das auch noch international arbeitet, das macht es für Festivalmacher und -macherinnen wirklich unmöglich, zu planen. 

Da müssen Filme aus dem Ausland eingeflogen werden. Dann stellt sich die Frage: Können wir Regisseure und Regisseurinnen einladen oder nicht? Da müssen Verträge unterschrieben werden; die Verträge müssen schon Monate davor unterschrieben werden. So kommen wir eigentlich in einen Bereich, der dann zu diesen typischen Entschuldungen führt. Denn so entstehen oft auch Schulden, indem man mündlichen Zusicherungen glaubt, die dann nicht eingehalten werden, sodass es zu Kürzungen kommt, aber die Verträge schon unterschrieben sind. 

Das ist ein Problem, deswegen: bedauerlich, bedauerlich! Wir hätten das Festival gerne mit der gleichen Höhe ausgestattet gesehen wie vor zwei Jahren, zumal ja auch Wien-Tourismus und sehr viele Bereiche in dieser Stadt sehr intensiv Werbung für dieses Festival machen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat das Wort. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ja, fast möchte ich dem Marco Schreuder zustimmen, weil ich natürlich auch immer dafür bin, dass Wien und spezielle Veranstaltungen ein möglichst großes Budget lukrieren. Nun muss man aber schon sehen, dass es viele Festivals gibt, natürlich auch zum Beispiel das Kinder-Filmfestival, oder es ist angedacht, vielleicht einmal ein Behinderten-Filmfestival zu organisieren. 

Im Allgemeinen ist es so, dass sich Festivals - in dem Fall beim „Queer Festival" - aus der Viennale entwickeln, quasi ein Sidestep, eine Nebenschiene sind und dann klarerweise - es gibt ja das „Queer" seit dem Jahr 1994 biennal mit wirklich preisgekrönten internationalen Filmproduktionen, mit Specials, mit Diskussions- und anderen Zusatzveranstaltungen - sich einfach weiterentwickelt haben, größer geworden sind. 

Es ist jetzt zum vierten Mal schon im Gartenbau, Schikaneder und Filmcasino, in Kinos, die wir natürlich fördern und die umgekehrt solche Festivals brauchen, um attraktiv zu bleiben und auch in den Genuss der Kinoförderung zu kommen. Es ist inzwischen das zweitgrößte internationale Film-Event in Wien und soll eben heuer wieder im Juni stattfinden. 

Es wird allerdings nicht nur durch die Stadt Wien subventioniert, das muss man schon dazusagen. Ich weiß, dass es schwer ist, Sponsoren zu finden, aber ich denke, inzwischen ist der Begriff „Queer" so etabliert, dass auch das sicher möglich sein müsste. Das Bundeskanzleramt wird sicher auch noch - hoffentlich - mitzahlen, Erlöse, Katalogverkauf, Eigenleistungen et cetera. 

Ich denke, es ist wohl auch das letzte Wort über diese Subvention noch nicht gesprochen. Immerhin ist eine erste Rate in der Höhe von 110 000 EUR schon am 15. Dezember im Gemeinderat genehmigt worden, jetzt gibt es noch einmal 40 000 EUR. Also ich denke, so schlecht steht dieses Festival nicht da. 

Wenn man sich ein bisschen sozusagen der Solidarität mit anderen Spezialgruppen-Festivals et cetera verpflichtet fühlt, dann muss man es verlangen - das würde ich auch tun -, aber man kann nicht, wenn man sozusagen den kleinen Finger bekommen hat, sofort die ganze Hand wollen. (GRin Mag Marie Ringler: O ja!) Die Gespräche laufen … (GR Marco Schreuder: Aber das ist eine Kürzung! Vor zwei Jahren, da ging es ja auch! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich kann jetzt auf die Polemik nicht eingehen, denn ich darf als Berichterstatter auch nur zum Akt reden. Wie gesagt, es werden die Beträge immer in Tranchen ausgezahlt, und das letzte Wort ist sicher auch da noch nicht gesprochen.

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer dem Akt zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist mehrheitlich, mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 24. Sie betrifft die 2. Gemeinderats-Subventionsliste. 

Berichterstatter ist Herr GR Strobl. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die Freiheitliche Fraktion wird - wie wir das in der Präsidiale ja angekündigt haben - hier zu diesem Tagesordnungspunkt einen Antrag einbringen, die Förderung der österreichischen Arbeitnehmer betreffend. Wir haben uns in der Präsidiale darauf verständigt, hier aus dem Ressort Wirtschaftspolitik eben über die geplanten neuen Facharbeiter aus Osteuropa eine Debatte abzuführen.

Meine Damen und Herren! Es ist natürlich die Aufgabe der Politik, hier eine Interessensabwägung vorzunehmen, und es ist ja auf Bundesebene ein ganz veritabler Interessenskampf im Gange, ein Kampf zwischen den Interessen der Arbeitnehmer in Österreich und der Industrie, einiger großer Industriebetriebe, auf der anderen Seite. Wir wollen mit unserem Antrag hier ganz bewusst Stellung beziehen: Wir wollen die Abwägung der Interessen mit unserem Antrag zugunsten der Interessen der österreichischen Arbeiternehmer vornehmen!

Es ist natürlich das Interesse der vielen Arbeitslosen in Wien und in ganz Österreich, auch vor allem der vielen arbeitslosen Facharbeiter, möglichst bald eine passende Stelle zu finden. Und es ist das Interesse der Jugendlichen in dieser Stadt, aber auch in ganz Österreich, möglichst bald auch eine Lehrstelle zu finden, wo sie dann die Chance auf einen guten Arbeitsplatz in Zukunft haben.

Es ist daher auch verständlich - und es war ja auch in der Vergangenheit so -, dass der Gewerkschaftsbund in diesem Interessensstreit ganz klar Stellung bezogen hat. Es ist auch so gewesen, dass die Arbeiterkammer in diesem Konflikt der Interessen ganz klar Stellung bezogen hat, dass der Präsident der Arbeiterkammer, Präsident Tumpel, jetzt etwa einen Stopp der Zuwanderung gefordert hat, damit eben der Arbeitsmarkt in Österreich auch nach der EU-Erweiterung geschützt ist. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt natürlich auch andere Interessen, legitimerweise auch die Interessen der Wirtschaft und der Industrie. Das Interesse der Industrie ist es natürlich, möglichst viele Arbeitnehmer zur Auswahl zu haben. 

Hier ein paar Zitate zu dem angeblichen Bedarf, der da besteht, dem angeblichen Bedarf nach diesen Facharbeitern: Da ist jetzt von 800 zusätzlichen Facharbeitern für ganz Österreich die Rede. Der Generalsekretär der Industriellenvereinigung, Herr Beyrer, hat aber bekannt gegeben, es fehlen 5 000 Facharbeiter. Zwei Tage später hat derselbe Generalsekretär dann gegenüber einer Zeitung gesagt, die Industrie braucht 5 000 bis 7 000 zusätzliche Fachkräfte; da waren es also schon 2 000 mehr. Die Industrie hat dann über das Fehlen von 15 000 Facharbeitern geklagt. Kammerchef Leitl hat sich am 15. Februar 20 000 Facharbeiter zusätzlich gewünscht. Und die Wirtschaftskammer hat zuletzt 50 000 Fachkräfte bis 2009 gefordert.

Meine Damen und Herren! Schauen Sie sich diese Zahlen an: 800, 5 000, 7 000, 15 000, 20 000, 50 000 - so hoch ist der angebliche Bedarf! Das Interesse der Industrie ist es natürlich, möglichst billige Arbeitskräfte zur Verfügung zu haben. Je mehr es davon gibt, desto tiefer sinkt durch die Konkurrenz am Arbeitsmarkt natürlich der Lohn, und Lohndumping ist die Folge. Es müssen ja heute österreichische Arbeitskräfte bereits um 5 EUR in der Stunde, um 6 EUR in der Stunde arbeiten. 

Meine Damen und Herren! Ich meine daher, wir dürfen dieser Entwicklung nicht länger zusehen! (Beifall bei der FPÖ.) Wir müssen diese Interessensabwägung vornehmen. 

Der Wirtschaftsminister hat diese Interessensabwägung für sich ja bereits vorgenommen, und die schaut für ihn so aus: Schon in zwei Jahren offene Grenzen am Arbeitsmarkt, also um zwei Jahre früher als notwendig, statt 2011 bereits 2009; und heuer bereits - und im nächsten Jahr - schon im Vorgriff zusätzlich Tausende neue Facharbeiter, um eben im Interesse der großen Industriebetriebe möglichst schnell möglichst viele Arbeiter nach Österreich zu holen, damit das Lohnniveau bei uns noch mehr sinkt.

Meine Damen und Herren! Es ist ja legitim, dass ein Wirtschaftsminister diese Interessen vertritt - wer sonst, wenn nicht der Wirtschaftsminister! Er muss ja diese Interessen vertreten, er muss die Interessen auch der großen Wirtschaftsbetriebe, der Industriebetriebe vertreten.

Aber, meine Damen und Herren, es braucht ein Gegengewicht, ein politisches Gegengewicht! Ein Gegenwicht, das die Interessen der 300 000 Arbeitslosen in Österreich vertritt, ein Gegengewicht, das auch die 20 000 jungen Menschen in diesem Land vertritt, die eine Lehrstelle bisher vergeblich suchen, eine Lehrstelle etwa gerade als Schweißer oder auch als Dreher. 

Meine Damen und Herren! Wir meinen daher, dass es Zeit ist, dass auch der Wiener Gemeinderat ganz klar Position bezieht, dass dieses Haus diese Interessensabwägung ganz klar zugunsten der österreichischen Arbeitnehmer entscheidet. Wir, die GRe Schock und Stark, bringen daher für die Freiheitliche Fraktion folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Wiener Gemeinderat fordert den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit auf, umgehend von dem Vorhaben, 800 Facharbeiter aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten auf dem österreichischen Arbeitsmarkt zuzulassen, Abstand zu nehmen und stattdessen die beschäftigungslosen Facharbeiter in Österreich durch entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren und die Ausbildung von Facharbeitern zu verbessern.

Dazu möge er umgehend ein Konzept umsetzen, das den Bedarf der Industrie nach qualifizierten Facharbeitern erhebt, arbeitslosen Facharbeitern entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen zukommen lassen, die dann gemäß dem erhobenen Bedarf vermitteln und damit auch Lohndumping durch osteuropäische Arbeiternehmer unterbinden. Ein wesentlicher Bestandteil dieses Konzepts soll eine Mobilitätsprämie sein, die den Arbeitsortwechsel für Arbeitnehmer attraktiver gestaltet."

Da sich dieser Beschlussantrag an den Bund, an den Herrn Wirtschaftsminister richtet, ersuche ich um sofortige Abstimmung. 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitliche Fraktion bittet Sie im Interesse der österreichischen Arbeitnehmer um Zustimmung zu diesem, unserem Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Bacher-Lagler. - Bitte.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mir obliegt es jetzt, zum Antrag der FPÖ betreffend den Schutz des österreichischen Arbeitsmarktes von Seiten der Sozialdemokratischen Fraktion Stellung zu beziehen. Die Sozialdemokratische Fraktion wird diesem Antrag heute hier zustimmen, aber ich möchte hier noch ein paar Worte dazu einleiten. 

Die Begründung dieses Antrages beginnt ja mit der Überleitung des EU-Erweiterungsanpassungsgesetzes, wo drinsteht, dass in Bezug auf den österreichischen Arbeitsmarkt und die nationalen Arbeitsmärkte bis zu einem bestimmten Zeitpunkt hier Regelungen zu treffen sind, um den Arbeitsmarkt zu schützen. Der Antrag in diese Richtung bezieht sich ausschließlich auf die Facharbeiter im Bereich der metallverarbeitenden Berufe, sprich, in den spanenverarbeitenden Berufen der Dreher, der Fräser und der Schweißer.

Daher ersuche ich, das nicht als Dogma zu sehen, dass wir Sozialdemokraten generell den Arbeitsmarkt abschotten wollen und hier keine ausländischen Arbeitskräfte zulassen wollen, sondern wir sehen unseren Beschluss und unsere Zustimmung zu diesem Antrag nur auf diesen Antrag bezogen, was den Bereich der metallverarbeitenden Berufe anlangt. 

Ich möchte erwähnen, warum: Von den mehr als 330 000 derzeit angemeldeten Arbeitslosen in Österreich sind 11 000 ArbeitnehmerInnen mit einer Ausbildung im Facharbeiterbereich der metallverarbeitenden Berufe. Es muss doch möglich sein, von diesen 11 000 Arbeit-
nehmerInnen in diesem Lande 800 Arbeitnehmer zu lukrieren und durch eine Ausbildungsmaßnahme durch das AMS - oder in Wien durch den WAFF - entsprechend heranzubilden! Das ist eine der Kernforderungen, die wir in diesem Bereich auch hier kundtun. 

Bundesminister Bartenstein hat mit seinen Ausführungen diesem Thema bestimmt keinen guten Dienst erwiesen, indem er sich gerade auf diesen Sektor einschwört und meint, 800 Arbeitnehmer sind aus dem Ausland nach Österreich zu holen. Denn gerade dieser Bereich ist ein Bereich, der bereits über unsere Grenzen hinaus aktuell ist. 

Wir wissen, dass im Raum Preßburg, im Bereich der Nordslowakei, im Bereich von Tschechien dort, wo die großen Industriestandorte sind, dort, wo die großen Automotive Cluster entstehen, bereits Facharbeitermängel in diesen Bereichen vorhanden sind und dass auch bereits im Bereich Wien die Sozialpartner in Gesprächen darüber sind, wie wir zum Beispiel im Grenzgebiet Österreichs mit der Slowakei, in Preßburg, gemeinsame Ausbildungsschritte erzielen können, um diesen Facharbeitermangel entsprechend zu reduzieren. 

Das Ziel dieser Maßnahme muss es sein, dass wir eine Qualitätsoffensive im Bereich der Arbeitsmarktförderung erhalten, dass ArbeitnehmerInnen hinkünftig gezielt ausgebildet werden können, indem wir rechtzeitig erkennen müssen: Was will der Arbeitsmarkt von der Regierung und von den jeweiligen Gebietskörperschaften? Wo liegt der Bedarf? Das ist eine Notwendigkeit, die wir auch fordern, dass es in regelmäßigen Abständen eine Arbeitsmarktanalyse geben muss, um dem AMS die Möglichkeit zu geben, rechtzeitig darauf zu reagieren und auch rechtzeitig arbeitslose ArbeitnehmerInnen in diesem Lande in Ausbildung zu bringen. 

Da hat Wien in den letzten Jahren gegenüber den anderen Bundesländern bereits sehr große Erfolge erzielt. Wien hat in den letzten Jahren schon vor allen anderen Bundesländern die Kehrtwende in der Beschäftigungspolitik erzielt. Wir waren das erste Bundesland, das tatsächlich aktive Beschäftigungspolitik im Sinne des Wortes durchgeführt hat. Wir waren das erste Bundesland, in dem mehr Arbeitsplätze geschaffen wurden und damit auch der Arbeitslosenstand entsprechend reduziert wurde. StRin Renate Brauner hat diese Woche die Arbeitslosenzahlen für Wien für Februar 2007 präsentiert, und es ist auch das ein erster Schritt in die richtige Richtung, eine Erfolgsgeschichte für den Bereich Wien, dass wir hier erstmalig auch tatsächlich einen Zugewinn an Arbeitsplätzen und an zusätzlicher Beschäftigung für 6 000 Menschen in dieser Stadt erzielt haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Darauf dürfen wir uns aber nicht ausruhen. Dieses Thema der Arbeitslosigkeit und der Beschäftigung für Menschen in diesem Land muss ein nationaler Kraftakt sein. Daher habe ich kein Verständnis für die Aussagen von Bundesminister Bartenstein, hier faktisch dieses Thema in den Vordergrund zu bringen, insofern auch kein Verständnis, als es in den Regierungsvereinbarungsgesprächen auch abgehandelt war, dass, bevor man Schlüsselarbeitskräfte aus dem Ausland nach Österreich holt, hier eine Arbeitsmarktanalyse durchgeführt werden muss und dementsprechend auch dann mit den Sozialpartnern gemeinsam die notwendigen Schritte einzuleiten sind. (GR Mag Wolfgang Jung: Schüssel-Arbeitskräfte!)
Ich meine auch, dass es ein falsches Dogma ist, den Arbeitsmarkt generell gegenüber dem ausländischen Bereich abzugrenzen. Denn wir wissen auch, dass es bestimmte Wirtschaftsbereiche gibt, in denen es notwendig ist, Schlüsselarbeitskräfte nach Österreich zu holen und den Standort Wien und Österreich entsprechend abzusichern.

Daher ist dieser Antrag in diesem Bereich - und auch unsere Unterstützung nur in diesem Bereich - zu sehen, er ist bezogen auf diese 800 Facharbeiter zu sehen. Es ist auch von unabdingbarer Notwendigkeit, dass man hier ständig eine Evaluierung der jeweiligen Arbeitsmarktmaßnahmen vornimmt, um tatsächlich zu sehen, wie weit diese Maßnahmen greifen. 

Für Wien gesehen, sind die Maßnahmen, die Frau StRin Sandra Frauenberger in ihrer vorhergehenden Tätigkeit im WAFF durchgeführt hat, auch eine Erfolgsgeschichte. Die Stadt Wien investiert heuer allein 56 Millionen EUR in die Aus- und Weiterbildung von ArbeitnehmerInnen im Bereich des Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds. Damit werden in mehr als 40 Bereichen beschäftigte Arbeitnehmer entsprechend weitergebildet, ausgebildet und für den Arbeitsplatz weiter geschult. 

Wichtig ist auch die Förderung jener Bereiche, von denen wir heute wissen, dass in zehn Jahren der Bedarf da sein wird. Wichtig ist der Bereich der Schulung für Frauen, die den Wiedereinstieg in den Beruf nach der Karenztätigkeit durchführen müssen, und wichtig ist die Schulung und die Aus- und Weiterbildung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Bereich zwischen dem 40. und 55. Lebensjahr. Es sind das hauptsächlich Arbeitnehmer, die sehr stark gefährdet sind, den Arbeitsplatz zu verlieren, wenn man nicht rechtzeitig die Arbeitsmarktmaßnahmen, die Fördermaßnahmen der Aus- und Weiterbildung forciert. 

Das sind Maßnahmen, die wir in Wien schon vor allen Bundesländern - und das zeigt auch die Versäumnisse der letzten Bundesregierung - praktisch erledigt haben. Das ist auch - so meine ich, und die Zahlen des AMS Wien zeigen es - dementsprechend eine Erfolgsgeschichte. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie mich auch die Wiener Situation kurz beurteilen. Die Träger der Facharbeiterausbildung - und wir kennen in Wien derzeit auch die Situation sehr gut - sind nicht nur in Wien, sondern österreichweit ausschließlich die kleinen und mittelständischen Unternehmungen. Diese Unternehmungen, die in den Kleinbereichen tätig sind, bilden tatsächlich heute Facharbeiter aus. 

In Verantwortung müssen wir als politische Mandatare aber auch die Industrie bringen, denn die hat sich in den letzten zwölf Jahren von der Ausbildung von Mitarbeitern und Facharbeitern verabschiedet. Die haben Lehrwerkstätten geschlossen, die bilden nicht mehr aus und warten darauf, dass die Klein- und Mittelbetriebe ausbilden, und eventuell rechnen sie mit dem Zuzug von Schlüsselarbeitskräften aus dem Ausland. 

Das kann nicht die richtige Vorgangsweise sein, wenn man Verantwortung für sein Unternehmen hat, wenn man auch die Verantwortung hat, für die Gesellschaft einen Beitrag zu erbringen. Ich meine, dass hier die Industriellenvereinigung und die Industrie gefordert sind, endlich wieder entsprechende Ausbildungsmaßnahmen in ihre Unternehmungen zu bringen, damit wir endlich auch die Diskussion eines Facharbeitermangels vom Tisch haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte nicht zu lange hier dieses Thema erörtern, ich möchte nur noch einmal erwähnen, dass die SPÖ-Fraktion zu diesem Antrag hier ihre Zustimmung geben wird. Wir sehen es aber nicht als Dogma für die Beiziehung von Schlüsselarbeitskräften aus dem Ausland, wir wollen hier nur sagen, dass die Vorgangsweise des Bundesministers Bartenstein in dieser Causa nicht die glücklichste war und dementsprechend ist auch hier meine Stellungnahme. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mein Vorredner hat gerade versucht, die Argumente der Freiheitlichen nachzuvollziehen, vielleicht hat er jetzt in der Zeit, wo ich rede, Gelegenheit, die Argumente der Bundesregierung nachzuvollziehen. In der Zwischenzeit hat sich nämlich die Bundesregierung unter Bundeskanzler Gusenbauer darauf geeinigt, dass 800 Facharbeiter nach Österreich kommen werden, 800 Facharbeiter, die für die metallverarbeitende Industrie dringend benötigt werden. Und im Gegenzug dazu wird es eine Mobilitätsprämie für die Arbeitssuchenden geben, und natürlich werden auch die Zumutbarkeitsbestimmungen verschärft. (Beifall bei der ÖVP.) Falls Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, auch der Meinung Ihres Bundeskanzlers sind, dann stimmen sie jetzt gegen den Antrag der Freiheitlichen Partei. 

Und warum sich die Bundesregierung darauf geeinigt hat, glaube ich, ist sehr leicht erklärbar. Nehmen wir nur einfach die Zahlen her, da lässt es sich am leichtesten ablesen: Wir haben bis Ende Jänner 375 vorgemerkte arbeitslose Schweißer gehabt und dazu 735 offene Stellen. Wir haben 199 vorgemerkte arbeitslose Dreher gehabt und 513 offene Stellen, und wir haben bei den Fräsern Ende Jänner 44 vorgemerkte Arbeitslose gehabt und 144 offene Stellen. Wenn Sie glauben, dass sich die Situation vielleicht im Februar verbessert hat, dann muss ich Sie enttäuschen. Ganz im Gegenteil, die Situation hat sich noch weiter verschlechtert, nämlich in dem Sinne, dass die offenen Stellen noch mehr geworden sind. Es ist zwar auch die Anzahl der vorgemerkten Arbeitslosen etwas zurückgegangen, aber die Anzahl der offenen Stellen hat sich bei den Schweißern um 11 Prozent erhöht, bei den Drehern um 17 Prozent und bei den Fräsern sogar um 35 Prozent, und das in einem Jahr. 

Das alleine zeigt, wie dringend notwendig es ist, dass wir kurzfristig Maßnahmen setzen, um die ausländischen Facharbeitskräfte nach Österreich zu holen. (GR Anton Mahdalik: Billig!) Von Mai bis Dezember, und das bedeutet, dass diese ausländischen Facharbeitskräfte aus den neuen EU-Ländern keine Daueranstellung in Österreich erhalten können. Hier handelt es sich um eine kurzfristige Maßnahme, die für diese Zeit notwendig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Natürlich liegt es nun an uns, auch die Verbesserungen dahin gehend zu schaffen, dass wir mehr Schweißer zusammenbringen und mehr Dreher und Fräser ausbilden. Aber ich glaube, da sind mehrere Seiten gefordert. Es ist nicht nur das Arbeitsmarktservice gefordert, es ist sicher auch die Wirtschaft in dem Bereich gefordert, wo es darum geht, die Attraktivität dieser Berufe entsprechend zu steigern. 

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir stehen hier einfach in einem Wettbewerb. Wir stehen in einem Wettbewerb, wo sich die besten Unternehmen in Europa die besten Facharbeiter Europas holen. Und es liegt nun an uns, ob wir unsere Arbeitsplätze in Österreich stärken wollen und noch mehr dazu haben wollen, oder ob wir in Österreich weniger Arbeitskräfte haben wollen, weil wir weniger Unternehmen haben, die in diesen Industriezweigen tätig werden. Es liegt an uns, das zu entscheiden und ich bitte Sie, sich für Ersteres zu entscheiden, damit die Österreicherinnen und Österreicher auch in Zukunft sichere Arbeitsplätze haben, und ich bitte Sie, sich genau zu überlegen, welche Entscheidung Sie heute noch fällen werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Frau Dr Vana. Ich erteile es ihr. 

StRin Dr Monika Vana: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte in Namen der GRÜNEN, natürlich wenig überraschend, betonen, dass wir dem Antrag der Freiheitlichen heute natürlich nicht nachkommen können. Nicht nur deshalb, weil es eigentlich eine Stellvertreterdebatte ist über ein Problem, das die Bundesregierung eigentlich gerade beschäftigt, sondern natürlich auch aus inhaltlichen Gründen insofern, indem wieder einmal von Seiten der Freiheitlichen Partei österreichische und nichtösterreichische Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen gegeneinander ausgespielt werden und wir die Lösung der arbeitsmarktpolitischen Probleme weder im Inland noch in Europa noch im Zusammenhang mit unseren Nachbarländern darin sehen, uns abzuschotten, was übrigens ohnehin nicht mehr lange möglich ist, denn wie auch ein Vorredner bereits erwähnt hat, müssen spätestens 2011 die Übergangsfristen am Arbeitsmarkt sowieso fallen. Das heißt, dann sind natürlich die Grenzen offen. Die Grünen haben auch als einzige Partei in diesem Land immer wieder darauf hingewiesen, dass diese Übergangsfristen für den Arbeitsmarkt eigentlich ungerecht sind, weil sie einem Grundrecht, das seit 1957 in der Europäischen Union besteht, beziehungsweise eigentlich bestehen sollte, nämlich dem Grundrecht auf Freizügigkeit, zuwiderlaufen. 

Wir sind immer dagegen aufgetreten, dass dieses Grundrecht gerade bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eingeschränkt wurde und wir haben immer gesagt, die Grenzen innerhalb Europas müssen fallen, nicht nur für Waren und Unternehmen, sondern insbesondere auch für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Da dies spätestens 2011 ohnehin der Fall sein wird, müsste es unserer Ansicht nach jetzt nicht notwendig sein, mittels Sonderregelungen etwas irgendwie hinüber zu retten. Und da bin ich sehr enttäuscht vom Herrn Kollegen Bacher-Lagler - ich muss es sagen -, hier so zu betonen, wir schotten uns ab. Ich denke, dieses Kopf in den Sand Stecken ist nicht nur jetzt falsch, es war schon die letzten Jahre falsch. 

Wir wissen, dass der Arbeitsmarkt geöffnet werden wird, wir hätten schon längst - und die Grünen haben das auch in diesem Haus und auch im Nationalrat wiederholt beantragt - arbeitsmarktpolitische Investitionsprogramme im heimischen Arbeitsmarkt, aber insbesondere auch in der gesamten Grenzregion durchführen sollen, denn wir müssen aufhören, Österreich und die Grenzen Österreichs als ein in sich geschlossenes Konglomerat zu sehen, denn auch mit unseren Nachbarländern wird es einen gemeinsamen Arbeitsmarkt geben, und der sollte auch in unseren Köpfen langsam entstehen. Deshalb brauchen wir nicht nur Investitionen in den Arbeitsmarkt im Inland, wir brauchen auch viel mehr Investitionen insbesondere in den Grenzregionen, zum Beispiel im Rahmen der überregionalen Beschäftigungsinitiativen, die es ansatzweise von der Stadt Wien auch gibt und deren Ausweitung wir auch gefordert haben, und es gibt auch Überlegungen im Rahmen eines rot-grünen Projektes dazu. Wir brauchen Investitionen in Forschung und Entwicklung nicht nur in Österreich, sondern - mit EU-Programmen - auch in den Grenzregionen. Auch diese neuen EU-Programme, die ab 2007 laufen, sollten wir verstärkt nützen. Wir brauchen Investitionen in Zukunftsbranchen, die wirklich Jobs schaffen, wie schon erwähnt, in Forschung und Entwicklung, aber auch in Pflege, aber auch in Kultur, wir brauchen Investitionen in den Arbeitsmarkt gegen die wieder auseinanderklaffende Einkommensschere zwischen Frauen und Männern. 

Das alles, meine Damen und Herren von allen drei Parteien hier, wäre prioritär zu sehen und nicht die Abschottung des Arbeitsmarktes gegen 800 Facharbeiter und Facharbeiterinnen aus dem benachbarten Ausland. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Vana. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Obwohl es gerade für mich sehr verlockend wäre, auf einige Argumente hier als Berichterstatter einzugehen, möchte Sie nur darauf aufmerksam machen, worum es bei diesem Poststück geht, nämlich um die Genehmigung der Gemeinderats-Subventionsliste. Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nur zur Abstimmung. 

Verlangt wurde eine getrennte Abstimmung, daher möchte ich zuerst jene Position zur Abstimmung bringen, die eine Subvention für die Freunde des Militärkommandos Wien vorsieht. 

Wer dieser Position die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle damit die Mehrheit fest, mit Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ. 

Ich lasse nun die restliche Subventionsliste abstimmen. 

Wer dem Rest der Subventionsliste die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle dabei die Einstimmigkeit fest. 

Es liegt nun ein Beschlussantrag der FPÖ-Gemeinderäte DDr Eduard Schock und Rudolf Stark betreffend Facharbeiter-Qualifizierungsmaßnahmen vor. 

Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Beschlussantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Stimmen von SPÖ und FPÖ so mehrheitlich angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 12 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine, sowie den „10-Punkte-Aktionsplan der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus“ zusammenzuziehen, die Abstimmung dann aber getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben - Dies ist nicht der Fall.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es handelt sich bei den nachfolgenden Tagesordnungspunkten um eine ganze Reihe von Subventionen, schwerpunktmäßig aus dem Integrationsbereich, und auch aus dem Bereich Frauenpolitik. Ich werde jetzt nicht auf alle Punkte im Detail eingehen, möchte aber doch einiges herausgreifen, was mir schon auf jeden Fall sehr bemerkenswert erscheint und beziehe mich einmal auf die 190 000 EUR Subvention für den Verein „Wiener Integrationskonferenz – Vernetzungsbüro“, einem Dachverband für mittlerweile 163 Vereine aus dem Integrationsbereich.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube wirklich, dass die Vorgangsweise in diesem Fall ganz einfach wirtschaftlich nicht mehr vertretbar ist. Wir subventionieren hier mit dem Geld der Steuerzahler einen Dachverband mit all seinen Strukturen, mit seinem Personalaufwand, mit seinem Infrastrukturaufwand, für eine ganze Reihe von Vereinen, die ihrerseits wieder die gleichen Strukturen aufweisen, die einen hohen Aufwand im Bereich Personal und einen hohen Aufwand natürlich im Bereich der Infrastruktur haben. Aber nicht genug dessen, würde man eine Art Schutzpatronin für diese Integrationskonferenz, für dieses Vernetzungsbüro finden, dann würde ich diese ineinandersteckbaren Matroschka-Püppchen vorschlagen, denn wenn man sich anschaut, für welche Vereine dieser Verband der Dachverband ist, dann ist er unter anderem Dachverband für Dachverbände, denn ausgewiesen auf der Liste der 163 Mitglieder gibt es mittlerweile zumindest 3 Dachverbände. Das heißt, hier steckt sozusagen ein Verein im anderen, jeder mit seiner Einzelstruktur, mit seiner Infrastruktur, mit seinem Personalaufwand. Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube wirklich, hier wird mit dem Geld der Steuerzahler nicht verantwortungsbewusst umgegangen, und deswegen lehnen wir auf jeden Fall eine solche Vorgangsweise ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Dieses System, dieses System der Vereine, vor allem im Integrationsbereich, ist ja etwas, von dem wir von Mal zu Mal sehen müssen, dass es immer ausufernder wird. Aber wir dürfen ja nicht vergessen, dass die Migranten, denen dieses System zugute kommen soll, dass diese Migranten ja auch am System aller sozialen, gesundheitspolitischen und bildungspolitischen Strukturen hier in dieser Stadt und in diesem Land genauso teilnehmen können. Das heißt, wir investieren hier eine hohe Summe an Subventionen, an Steuergeld, für eine kleine Gruppe, von der explizit nur diese Gruppe etwas hat, während alle anderen die Leistung dafür erbringen müssen. Und ich denke, dass das gerade im Sinn der Österreicher, der österreichischen Familien, der österreichischen Frauen hier nicht vertretbar ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sagen Sie mir doch, wo es möglich ist, dass Frauen, vor allem Alleinerzieherinnen, zum Nulltarif Bildungs‑ und Ausbildungsprogramme bekommen, bei denen es selbstverständlich ist, dass sie ihre Kinder abliefern können. Ich kenne genug Frauen, die sich gerne weiterbilden würden, die gerne neben ihrer Erziehungsarbeit und ihrer beruflichen Tätigkeit auch in der Freizeit ein bisschen mehr einen Sport - was ja auch nicht nur dem Vergnügen, sondern sehr wohl auch der Gesundheit dient - ausüben würden und sich jedes Mal überlegen müssen, wo bringe ich meine Kinder unter. Wenn ich mir die Berichte aus diesen Vereinen anschaue, kommen hier die Frauen, die hier betreut, beraten oder ausgebildet werden, ja weitgehend aus Großfamilien, wo die Unterbringung der eigenen Kinder ein viel geringeres Problem ist als für uns Österreicher, wo die Familien ja mittlerweile schon auf Zwei‑Personen‑Familien geschrumpft sind und wo es sehr schwierig ist, jemanden zu finden, der außerhalb der regulären Zeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen - die ja auch nicht so flexibel sind - auf die Kinder aufpasst. Wir müssen hier aber feststellen, es ist einfach ein nahtloses Netz an Kinderbetreuung gegeben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dem würde ich gerne zustimmen, wenn ich auf der anderen Seite für die österreichischen Frauen dasselbe gewährleistet finden würde, das aber ist nicht der Fall. Das ist ein Ungleichgewicht, sehr verehrte Damen und Herren, das wir so nicht unterstützen wollen. 

Ich möchte auch noch auf die Betreuung eingehen, die durch etwa den Verein Lefö an Prostituierten in dieser Stadt geleistet wird, die entweder aus dem lateinamerikanischen oder dem osteuropäischen Raum kommen. Es ist keine Frage, dass man sich auch um diese Frauen kümmern muss. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, Wien macht es ja möglich, dass auch Asylwerberinnen auf den Strich gehen können, und das wissen Sie schon auch, dass die nicht im Nobeletablissement landen, sondern das sind leider die, die dann ganz draußen auf der Straße landen und das sind die, die wir aber auf der anderen Seite dann wieder betreuen müssen. Und ich glaube, wenn ich mich auch für diese Frauen einsetze, dass ich im Sinne dessen handle, dass wir hier weniger Betreuungsfälle haben. Und damit es hier für Frauen besser wird, wäre es wohl ein Erstes, dass ich in Wien sofort abschaffe, dass Asylwerberinnen etwa hier den so genannten „Deckel“ bekommen und als Prostituierte arbeiten können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben im Rahmen des Integrationsausschusses aber noch einen großen Brocken zu beschließen gehabt, das ist eine Zeitung, die - auf drei Jahre allerdings, aber immerhin - mit 705 000 EUR an Kosten zu Buche schlägt. Wenn ich schaue, was die Stadt Wien insgesamt an Publikationen - die zum Teil wirklich ja an jeden Haushalt gehen - produziert, dann würde ich vorschlagen, seien Sie doch etwas sparsamer und bringen Sie diese Informationen, die ja dann sowieso auch in Massen an Ämtern und Behörden aufliegen, nicht doppelt und dreifach, seien Sie ein bisschen sparsamer und bringen Sie das im Rahmen der vorhandenen Publikationen unter und investieren Sie da nicht noch extra diesen großen Brocken. Den könnten wir - und wir haben heute schon vielfach davon gesprochen, wo es an Geld in dieser Stadt fehlt – anderswo besser nutzen. Ich würde mir wünschen, dass mehr Geld für die österreichischen Familien vorhanden ist. Bringen Sie das Geld lieber dort unter. (Beifall bei der FPÖ.)

Hören wir also auf, Dachverbände für Dachverbände zu subventionieren, noch dazu, wenn etwa in dem Akt zu finden ist, es soll eine Professionalisierung der vorhandenen Integrationsvereine stattfinden. Ich habe ja schon öfter kritisiert, dass hier viel zu weniges ehrenamtlich betrieben wird und alles durch bezahlte und, wie Sie sagen, professionelle Mitarbeiter, erledigt wird. Ja, was wollen Sie da noch, wenn wir jetzt sowieso eben keine ehrenamtlichen Mitarbeiter subventionieren, sondern hier überall bezahlte, wie es auch da steht, etwa im Bereich Psychologen, Soziologen und so weiter, Fachkräfte einsetzen. Was, bitte, wollen Sie da noch professionalisieren. Ich würde also annehmen, dass das ja schon Grund genug wäre, dass diese Vereine professionell arbeiten, und daher ist also dieser Dachverband überhaupt überflüssig.

Wir werden heute zu Tagesordnungspunkt 4 noch einen Antrag, eingereicht von der Österreichischen Volkspartei, zu beschließen haben, der also in diesem Bereich Integration angesiedelt ist, wobei es sich im Wesentlichen um ein Schulthema handelt, nämlich, dass in den Klassen die Zahl der Schüler mit Migrations-Hintergrund 30 Prozent nicht überschreitet.

Sehr geehrte Damen und Herren, und vor allem sehr geehrte Kollegen der Österreichischen Volkspartei, die Freiheitliche Partei hat dies bereits vor 15 Jahren verlangt, es ist ein No-na-Antrag, man muss ihm zustimmen. Wir allerdings sind schon einen großen Schritt weitergegangen und sagen, es soll kein Kind am Unterricht teilnehmen, von dem nicht im Vorhinein klar ist, dass seine Deutschkenntnisse soweit ausreichend sind, dass es dem Unterricht folgen kann. Ich glaube, das ist wesentlich wichtiger, (Beifall bei der FPÖ.) das ist wichtiger im Sinne der Gesamtintegration, und vor allem auch unserer Schüler. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist GRin Mag Korun. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Man kann die FPÖ eigentlich gar nicht verstehen. Sie redet die ganze Zeit von Integration und tut so, als würde sie Integration wollen. Fakt ist, die Migranten, die Ausländer, die nach Österreich einwandern wollen, sollen sich gefälligst integrieren, und lehnt dann konsequent alle Maßnahmen, die die Stadt Wien beschließen will, ab, die genau zu dieser Integration dienlich sein sollen beziehungsweise können. Das geht einfach nicht zusammen. Man kann auf der einen Seite nicht verlangen, dass Menschen die Sprache, die hier gesprochen wird, lernen, dass sie lernen, wie hier Institutionen funktionieren, wie die Gesellschaft hier funktioniert, und auf der anderen Seite ihnen jedwede Hilfe verweigern für diese Fortschritte, die sie machen sollen. 

Man muss sich, und auch die FPÖ muss sich irgendwann entscheiden, will sie wirklich gesellschaftliche Integration, oder will sie sie nicht, denn was Sie hier tun, ist, etwas verlangen, was Sie eigentlich auf der anderen Seite verunmöglichen wollen, und Ihre gesamte Politik ist darauf ausgerichtet, genau diese gesellschaftliche Integration so schwer und so unmöglich, wie es nur geht, zu machen. (Beifall bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Holland kennen Sie ja, wollen Sie Holländische Verhältnisse!) 

Integration braucht staatliche und kommunale Rahmenbedingungen, die hergestellt werden müssen. Integration braucht Investitionen, sowohl menschliche als auch finanzielle. Integration braucht vor allem Gleichberechtigung, Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit. Und das sind genau die Dinge, die Sie den Migranten und Migrantinnen verweigern wollen. 

Ich möchte zu drei Bereichen etwas sagen, nämlich zu dem einen großen Bereich von Vereinen von und für Migranten und Migrantinnen, die Integrationsarbeit leisten. Ich werde jetzt nicht alle Vereine aufzählen, es sind eine Reihe von Vereinen, deren Subvention hier heute auf der Tagesordnung steht. Und was wir im Integrationsausschuss auch besprochen haben und was wir als Grüne dort angeregt haben, ist, dass diese Integrationsvereine, so wie im Frauenbereich auch, nicht nur jährliche Förderungen bekommen, sondern so etwas wie einen Rahmen für Dreijahresförderungen, damit sie in Sicherheit arbeiten können, damit sie nicht jedes Jahr um sinnvolle Unterstützungen und Förderungen bangen müssen, und damit auch eine Kontinuität gegeben ist, die letztendlich auch eine Professionalität und Professionalisierung fördern würde. 

Ich glaube, es ist möglich, und wir finden, es sollte mittel- und langfristig daran gearbeitet werden, diese Dreijahresverträge zu ermöglichen. Veränderungen in konkreten Projekten, in konkreten Vorhaben dieser Vereine und Institutionen können ihren Niederschlag letztendlich auch in Ergänzungsförderungen und Ergänzungsanträgen finden. Es spricht also nicht prinzipiell etwas dagegen, den Vereinen im Integrationsbereich Dreijahresförderungen zuzusagen. 

Ein zweiter Bereich, den ich besonders ansprechen möchte: Da geht es um einen konkreten Verein, der für eine relativ neue Zielgruppe Dienstleistungen anbietet und Integrationsmaßnahmen fördert, nämlich „Schwarze Frauen Community für Selbsthilfe und Frieden“. Wir haben das letztes Jahr auch im Integrationsausschuss besprochen. Auch voriges Jahr hat der Verein letztendlich eine Förderung bekommen, die aber weit unter dem von ihr beantragten Betrag gelegen ist, und auch heuer soll es so sein, wenn es nach dem Wunsch der Mehrheitsfraktion SPÖ geht. Das ist für uns auch deshalb unverständlich, weil schon letztes Jahr die damalige Stadträtin Wehsely davon gesprochen hat, dass diese neue Zielgruppe, nämlich Afrikaner und Afrikanerinnen in Wien, eine besonders förderungswürdige Gruppe ist und eine Gruppe ist, die Förderungen auch besonders braucht, weil viele Strukturen nicht auf Sprachen und auf Kulturen in der Personengruppe Bezug nehmen können, und dass deshalb die Förderung im Integrationsbemühen von afrikanischen Menschen in Wien besondere Unterstützung verdient. 

Was passiert aber: Der Verein macht sinnvolle Arbeit, baut die Arbeit auf und aus und möchte mehr Förderungen, weil mehr Beratungsleistungen erbracht werden sollen, und die Stadt Wien sagt, nein, das braucht man eigentlich nicht, wir sollten nicht so viele Menschen betreuen, wir können diesen Betrag nicht bewilligen. Damit klar wird oder klarer wird, um welche Beträge es geht - das sind nämlich für die Stadt Wien weniger als Peanuts, würde ich sagen -, die konkrete Förderung, die im Integrationsausschuss beschlossen wurde, beträgt ganze 15 000 EUR, und beantragt waren 27 100. Das ist für uns nicht verständlich, warum die wichtige Gruppe von Afrikanern und Afrikanerinnen in Wien nicht mehr Unterstützung bekommen soll, zumal die bisherigen Strukturen ihre Bedürfnisse auch nicht ganz beantworten können.

Vorletzter Punkt: Für uns ganz wichtig ist der Beitritt der Stadt Wien zur Städtekoalition gegen Rassismus, und das ist ein mehr als sinnvoller Schritt. Wien ist übrigens nicht die erste Stadt in Österreich, die dieser Städtekoalition beitritt. Auch um das sozusagen zu betonen, dass wir da leider keine Vorreiterrolle spielen, weil jemand anderer vor uns war, aber nichtsdestotrotz ist es sehr wichtig. Wir haben im Ausschuss auch schon angesprochen, dass der Beschluss, dass Wien der Städtekoalition beitritt, nicht das Ende der Arbeit in diesem Bereich ist, sondern eigentlich erst der Anfang. Der 10-Punkte-Plan, der eigentlich ganz konkrete Maßnahmen vorsieht, bedeutet einige Arbeit für die Stadt Wien und mein Eindruck war, dass die Stadt Wien nicht wirklich darauf vorbereitet ist, diese Maßnahmen, die im 10-Punkte-Plan vorgesehen sind, umzusetzen. Damit es auch in den elektronischen und sonstigen Archiven seinen Platz findet, möchte ich ein paar der wichtigen Punkte aus diesem 10-Punkte-Plan zitieren: Da ist zum Beispiel genannt die Bewertung der örtlichen Situation und der kommunalen Maßnahmen. Das bedeutet Aufbau einer Datensammlung, Formulierung erreichbarer Ziele - ich glaube, das war das erste Mal überhaupt, dass die Stadt Wien Ziele in ihrer Integrationspolitik formuliert -, Entwicklung von Indikatoren, um die Wirkung der kommunalen Maßnahmen bewerten zu können.

Da ist ein anderer Punkt, nämlich bessere Beteiligungs- und Informationsmöglichkeiten für die Bürger und Bürgerinnen. Die Stadt als aktive Förderin gleicher Chancen. Das sind alles Dinge, die wir in den letzten Jahren wiederholt thematisiert haben. Ich kann mich ganz konkret erinnern, letztes Jahr sind wir mit der Forderung an die damalige Stadträtin Wehsely herangetreten, dass auch im Magistrat - Wien ist immerhin die größte Arbeitgeberin der Republik -, dass auch in der Stadt Wien, im Personalwesen sozusagen, Migranten und Migrantinnen Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit erfahren, sprich, dass man dafür ein Programm etablieren muss, um den Anteil von Migranten und Migrantinnen im Wiener Magistrat zu heben. 

Das soll jetzt nicht zynisch klingen, aber das betrifft nicht nur den Bereich des Putzpersonals. Weil unter dem Putzpersonal gibt es etliche Migranten, hauptsächlich Migrantinnen eigentlich, sondern die Rede ist davon, dass auf allen Hierarchieebenen, sprich, auch bei den Abteilungsleitern und Abteilungsleiterinnen, auch bei den Hofräten und wenigen Hofrätinnen, dass auch dort ... (GR Mag Wolfgang Jung: Wissen Sie, wie lange das dauert?) Eben, es soll eben nicht 100 Jahre dauern, auch bei der Frauengleichbehandlung und -gleichberechtigung hat Frau die Hände nicht in den Schoß gelegt und gesagt, nun ja, es wird schon passieren, überlassen wir das einfach der Zeit, auch bei Migranten und Migrantinnen passiert das eben nicht automatisch. Dazu braucht es eines politischen Bewusstseins und vor allem auch des politischen Willens, dass man das auch umsetzen will und dazu braucht man auch konkrete Programme mit bestimmten Zeitangaben, und vor allem mit konkreten Zielen, die formuliert werden, dass man dann sagt, in fünf Jahren will man das und das erreicht haben, in zehn Jahren will man das und jenes erreicht haben, und das alles braucht Zeit, aber wir sehen auch den Beitritt zur Städtekoalition gegen Rassismus als eine hoffentlich große Möglichkeit, in diesen Bereichen ganz konkrete Maßnahmen zu ergreifen. 

Ein anderer Punkt, der unter den zehn Punkten genannt wird, ist die Stadt als Arbeitgeberin und Dienstleisterin. Da habe ich unsere Forderungen kurz angerissen und da steht auch ganz konkret, damit wir alle wissen, was wir hier heute beschließen. Da ist ganz konkret davon die Rede, ich zitiere: „Die Stadt verpflichtet sich als Arbeitgeberin und Dienstleisterin, Chancengleichheit und Gleichberechtigung zu gewährleisten. Das hätte natürlich ganz massive Folgen und Konsequenzen, deren wir uns bewusst sind und ich hoffe, dass das politisch auch erwünscht ist und ich hoffe vor allem, dass das nicht auf dem Papier bleibt, sondern dass es auch wirklich in die Tat umgesetzt und mit Leben gefüllt wird. Da ist von Chancengleichheit auf dem Wohnungsmarkt die Rede, von Bekämpfung des Rassismus und der Diskriminierung durch Bildung und Erziehung, Förderung der kulturellen Vielfalt, und so weiter und so fort. 

Also, das alles wird – denke ich – auch im neuen Arbeitskreis Integration Thema sein. Da werden die Grünen ihren Beitrag leisten, allerdings erwarten wir uns auch von den anderen Fraktionen, weil Integration ja ein Thema ist, das im Haus sehr oft besprochen wird und von dem - abgesehen von der FPÖ - zumindest die anderen beiden großen Fraktionen sagen, dass sie ihnen wichtig ist, da erwarten wir uns also auch konkrete Vorschläge und konkrete Maßnahmen von den anderen Fraktionen, damit die inhaltliche Arbeit sozusagen nicht an den Grünen hängen bleibt. (GRin Nurten Yilmaz: Machen Sie sich bitte darüber keine Sorgen!) 

Nicht, dass wir nicht Ideen hätten, aber konkrete 
Ideen bringen wir immer wieder vor, (GRin Nurten Yilmaz: Die Frau Stadträtin macht das alles bereits!) und das Interessante ist, um ein Beispiel zu nennen, ja, ich möchte ein konkretes Beispiel nennen, weil jetzt hier so vehement widersprochen wird. Wir haben vor einem Jahr zum Thema Zwangsverheiratung und Frauenunterdrückung ganz konkrete Vorschläge macht. Unter anderem, dass ein eigenes Konzept für die Betreuung von Frauen erarbeitet wird, um die von Zwangsehen betroffenen Frauen in Wien zu betreuen, dass Anlaufstellen geschaffen werden, und dass vor allem die Zahl der mehrsprachigen Betreuer und Betreuerinnen vor allem, erhöht wird. Damals hat uns die StRin Wehsely gesagt: „Nun, das schauen wir uns einmal an, wir müssen einmal evaluieren, wie groß der Beratungsbedarf überhaupt ist.“ Und heute lese ich in der APA, die neue Stadträtin Frauenberger sagt genau das Gleiche, nämlich: „Nun, schauen wir uns das einmal an, wie groß der Beratungsbedarf überhaupt ist, beziehungsweise wie groß das Betreuungsangebot ist.“ Genau die gleichen Worte habe ich vor einem Jahr von der damaligen Frauenstadträtin gehört. Ich denke mir, da ist in dem einen Jahr offensichtlich überhaupt nichts passiert, was die Evaluierung des Beratungsangebots betrifft, sonst würde man ein Jahr später nicht genau dieselben Worte sagen, außer, man will die Sache auf die lange Bank schieben. Das meine ich mit konkreten Maßnahmen und konkreten Vorhaben. 

Abschließen möchte ich mit einem kurzen Statement zu dieser unsäglichen Forderung, höchstens 30 Prozent Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund in Schulklassen. Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, das ist eine Forderung, die an den Realitäten, vor allem in Wien, völlig vorbeigeht. Alle, die sich mit Zahlen beschäftigt haben, müssten wissen, dass der Anteil von Kindern mit nichtdeutscher Muttersprache in der Volksschule in Wien über 40 Prozent beträgt. Das heißt, wo wollen Sie diese Kinder hingeben, wenn Sie den MigrantInnenanteil auf 30 Prozent begrenzen wollen? Das geht sich rein arithmetisch und mathematisch nicht aus, weil es ja mehr als 30 Prozent Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache gibt. Das heißt, dieses Vorhaben, egal, ob Sie es wissen oder nicht, läuft letztendlich darauf hinaus, dass Sie eigene – ich sage es einmal brutal – Ausländerklassen machen wollen, und das ist eigentlich genau das Gegenteil von Integration. Sie wollen ja angeblich die Integration, und dann sagen Sie, der Anteil muss auf eine Zahl begrenzt werden, die völlig unrealistisch ist, weil es viel mehr Kinder gibt mit nichtdeutscher Muttersprache. Die Konsequenz ist, Sie müssen reine Ausländerklassen machen. Und dann sprechen Sie von Integration. Also, da sage ich noch einmal, entweder oder. Entweder Sie wollen Integration, dann müssen Sie bitte auch ernstzunehmende Maßnahmen vorschlagen, die auf Integration hinauslaufen, oder Sie sagen ganz offen, wir sind für Segregation, wir wollen die Integration nicht, wir wollen diese Leute abtrennen, die sollen unter sich bleiben, wir wollen unter uns bleiben, und sind auf immer glücklich. Und es würde mich freuen, wenn - ich meine, von der FPÖ erwarte ich das ohnedies nicht wirklich - auch die anderen Fraktionen, und da ist vor allem an die ÖVP zu appellieren, sie sich dessen endlich auch bewusst wird, was die Maßnahmen für diesen Vorschlag ganz konkret beinhalten. 

Stellen Sie sich bitte hier her und sagen Sie auch ganz offen, wir sind für Segregation, dann wissen wir es alle. Denn auf der einen Seite von Integration zu sprechen und genau das Gegenteil vorzuschlagen, das wird den Menschen, die zu integrieren sind, nicht helfen, und das ist auch falsche Politik, würde ich sagen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Im Geschäftsbereich Integration liegt uns heute eine Fülle von Anträgen und Subventionsakten vor. Wir werden fast allen auch zustimmen, außer dem einen mit der Integrationszeitung, weil wir finden, das ist wieder einmal eine Selbstbejubelung der Stadt Wien, eine Selbstvermarktung, und man könnte dieses Geld viel besser in den Vereinen anlegen, die Integrationsarbeit machen. Wir stimmen deswegen nicht zu. 

Auch aus den Worten der Kollegin Korun ergibt sich eine Fülle von Problemen, auf die ich gerne eingehen möchte, aber leider ist die Zeit dafür nicht vorhanden. Vielleicht noch einige Worte zum Thema 30 Prozent Kinder mit Migrationsanteil, die Sprachförderbedarf haben, in Schulklassen. Es gibt ja heute auch einen Subventionsakt zugunsten der Vereinigung türkischer Eltern in Österreich. Und, liebe Kollegen und Kolleginnen, Sie werden sich alle erinnern, dass ich vor einem halben Jahr hier gestanden bin und wie nach unserer Pressekonferenz die SPÖ und die Grünen so polemisiert haben und so unsere Maßnahmenforderung in ein Eck gestellt haben, dass sich die Obfrau dieser Vereinigung von österreichisch-türkischen Eltern gezwungen sah, eine Pressekonferenz beziehungsweise eine Presseaussendung zu machen und eine Stellungnahme abzugeben. Und eines möchte ich vor allem sagen, nämlich, das ist eine sinnvolle Maßnahmen, das ist eine Maßnahme, die hergehört. Und, Frau Kollegin Jerusalem, wenn Sie mir Ausländerhetze vorwerfen, bleibt mir die Sprache weg, weil ich die Letzte bin, der man Ausländerhetze vorwerfen kann. 

Ich glaube, wichtige Maßnahmen, Maßnahmen, die darauf abzielen, Migrantenkinder, die Sprachförderbedarf haben, zu unterstützen und die Klassen zu entlasten, die Lehrer zu entlasten, das ist – glaube ich – wichtig und sinnvoll. Denn wenn wir uns die Zahlen anschauen, meine sehr geehrten Damen und Herren, so erkennen wir, dass es in diesem Schuljahr einen Prozentsatz an Migrantenkindern gibt, die in der Hauptstadt mit der Volksschule begonnen haben, die unabhängig von der Herkunftssprache akute Sprachdefizite aufweisen. Etwa 50 Prozent der SchülerInnen mit Migrationshintergrund sind akut gefährdet, auf Grund der Sprachdefizite in einer Sonderschule zu landen, und das vielleicht vollkommen zu Unrecht und nur deshalb, weil die Sprachbarriere den Blick auf ihre anderen Kompetenzen und Fähigkeiten verstellt. Das sind Zahlen von heute, die auf den Fehlern von gestern und vorgestern begründet sind, durch eine falsche Wohnungs- und Planungspolitik, durch Fehler bei der Integration vor allem zum Thema Spracherwerb, die vor 20 Jahren, 30 Jahren, 40 Jahren gemacht wurden. Dadurch haben Sie heute eine Situation, wo in einigen wenigen Bezirken Leute mit Migrationshintergrund fast zusammengepfercht zusammenleben müssen. Und in diesen Bezirken ist in den Pflichtschulen ein Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund mit 80, 90 Prozent gegeben, die in vielen Fällen auch ein Sprachproblem haben. Also, es nützt niemandem, glaube ich, wenn wir das alles verschweigen, nicht ansprechen, und nur Maßnahmen fordern. 

Ich finde das nicht lustig, weder für die betroffenen Schüler noch für die Lehrer noch für die Eltern, und da befinden wir uns in einem Teufelskreis, meine sehr geehrten Damen und Herren. Das Image von Schulstandorten leidet, Schüler, Eltern und Lehrer haben keine Erfolgserlebnisse, und Illusionen mit allen negativen Folgen machen sich breit. Das haben wir ja, das können wir alles nicht verschweigen. 

Meine Damen und Herren, natürlich können wir jetzt nicht ad hoc die Fehler von gestern und vorgestern rückgängig machen. Aber fest steht, dass wir heute die Verpflichtung gegenüber allen Schülern und Schülerinnen und Lehrern und Lehrerinnen haben, ihnen die bestmöglichen Lern- und Lehrbedingungen zu ermöglichen. Und um genau dieses Ziel zu erreichen, müssen wir bei der Verteilung von Schülern mit Migrationshintergrund, die über Sprachdefizite verfügen, in Hinkunft stärker steuernd eingreifen. Deswegen unsere Forderung nach einer Beschränkung des Anteils von Kindern mit Migrationshintergrund, die Sprachförderbedarf haben, auf 30 Prozent in allen neu zu schaffenden Klassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir ist es auch wichtig zu betonen, dass dies sozial verträglich zu geschehen hat und dass es hier an der politischen Führung des Wiener Schulmanagements liegt, auch steuernd einzugreifen, denn wenn wir nämlich wollen, dass gerade diese Schüler mit Sprachproblemen Erfolgserlebnisse in der Schule haben und ihren Weg gehen, müssen wir auch gleichzeitig diverse Sachen fordern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielleicht ein Bereich noch, den ich gerne in diesem Zusammenhang ansprechen möchte: Das ist die aktive Elternarbeit, die mir auch in der Debatte untergeht. Ich denke, dass die ernstliche Elternarbeit auch der Schlüssel zum Bildungserfolg der Kinder ist, denn viele Eltern, das ist ja bekannt, beherrschen die deutsche Sprache ungenügend und sind damit nicht in der Lage, die schulische Arbeit der Kinder zu begleiten und zu unterstützen. Es fehlt in der Integrationsarbeit wahrlich die Elternarbeit, die Aufklärung der Eltern über den Zusammenhang von Sprachkenntnissen, abgeschlossener Schulbildung und künftige Berufschancen. Das muss effizienter gestaltet werden. All dies sind Hindernisse für die Bewältigung von Lernschwierigkeiten, die von Seiten der Stadt Wien angesprochen werden müssen. 

Deswegen möchte ich nochmals unsere Forderungen darstellen, von denen gerade Kinder mit Sprachdefiziten und Migrationshintergrund besonders profitieren würden: Einführung eines von sämtlichen Gebühren befreiten letzten Kindergartenjahres, Schuleinschreibung schon im Herbst vor Schuleintritt, flächendeckende Nachmittagsbetreuung, Senkung der Klassenschülerzahl auf 22 und das Bildungssystem muss streng nach dem Motto, nach dem Grundsatz „jedes Kinder ist wichtig, keines bleibe zurück“ handeln und laufen. 

Man muss Verantwortung für jedes einzelne Kind im Bildungsprozess übernehmen und wir müssen uns auch klar werden, wenn wir diese Maßnahmen heute nicht setzen, haben wir morgen ein Riesenproblem, weil eine große Anzahl von Migrantenkindern heranwächst, und wenn denen nicht eine Perspektive eröffnet und gegeben wird, entstehen auch Spannungspotenziale, die letztendlich dann auf uns alle zurückfallen werden, gesellschaftspolitisch und auch finanziell.

Heute bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen von der ÖVP, Wolfgang Aigner und Ines Anger-Koch, einen Antrag ein, betreffend Beschränkung des Anteils von SchülerInnen, die auf Grund ihres Migrationshintergrundes einen spezifischen Sprachförderbedarf haben, auf maximal 30 Prozent in einer Klasse. 

Wir wollten ursprüngliche eine sofortige Abstimmung haben, aber es geht uns um die Sache, deswegen lassen wir es in formeller Hinsicht zuweisen. Das darf ich gleich übergeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gibt noch eine Reihe von Sachen von Kollegin Korun, auf die ich hätte antworten können, aber das möchte ich nicht. Ich möchte nur diesen Verein „Schwarze Frauen Community für Selbsthilfe und Frieden“ erwähnen. Ja, die Forderung dieser Schwarzen Frauen Community wurde nicht erfüllt, aber ich freue mich, dass es heuer verdoppelt wurde. Letztes Jahr haben wir dafür plädiert, dass nur die Hälfte des eingeforderten Betrages genehmigt wird. Ich freue mich, dass es heute mehr ist und hoffentlich nächstes Jahr auch dann noch mehr wird, Frau Stadträtin, und darf meine Rede hier abschließen, danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke vielmals. Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Um kurz auf die Worte von Kollegin Korun einzugehen. Wir sind durchaus nicht der Meinung, dass in Wien zu wenig Geld für diesen Bereich der Integration ausgegeben wird, aber ob es immer richtig ausgegeben wird, ist eine andere Sache. Hier könnte des Öfteren ein gezielterer Einsatz erfolgen.

Diese ständigen Jeremiaden über die Integrationsproblematik, und dass wir die Leute nicht verstehen, muss ich schon in einem gewissen Sinn zurückweisen. 

Wissen Sie, ich habe viele Jahre meines Lebens beruflich im Ausland verbracht, darunter auch einige Zeit im Norden Europas, auch mit meiner Familie und meinen Kindern. Wir haben alle die Sprachen in relativ kurzer Zeit aus unserem eigenen Bemühen heraus ohne Hilfe dieser Staaten gelernt, weil wir es wollten. Aber ich habe natürlich nicht am Abend österreichisches oder wie es hier der Fall ist, türkisches Fernsehen gesehen und keine deutschen Videofilme für die Kinder gehabt, sondern wir haben uns das schwedische Programm angeschaut. Und so ist es in anderen Bereichen auch gelaufen. Es kann doch nicht sein, dass wir alles allen nachtragen müssen. Integration und Deutsch Lernen ist eine Holschuld. Die Leute kommen zu uns, weil sie von uns etwas wollen. Das gilt es, glaube ich, doch endlich einmal einzusehen. Sie wollen die Vorteile, die es bei uns gibt, wo es ihnen bei uns besser geht als zu Hause. Dafür ist auch eine Leistung zu erbringen. Das kann nicht nachgetragen werden, und es ist höchste Zeit, das zu erkennen, denn wir haben wirklich schon erschreckende Zustände. 

Sie haben vielleicht in der vorigen Woche über die Untauglichkeitsrate im Bundesheer gelesen, und da liegt zu einem sehr großer Prozentsatz die Ursache darin, dass die Leute die Sprache nicht können. Das ist bezeichnend dafür, wie wir ihnen die Staatsbürgerschaft nachschmeißen. Das kann doch nicht wahr sein, dass wir jemandem die Staatsbürgerschaft geben, der sich nicht einmal verständigen kann, der die Gesetze dieses Landes nicht verstehen und nicht lesen und daher auch nicht einhalten kann. So kann es doch nicht sein. Wir sind hier auf dem Holzweg, meine Damen und Herren, und es wird Zeit, dass wir das endlich einmal begreifen.

Zum Verein „Schwarze Frauen Community für Selbsthilfe und Frieden“. Ich höre, dass er 27 000 EUR beantragt hat. Jetzt schauen Sie einmal, wie viel manche unserer Jugendorganisationen, die wesentlich stärker sind hier in Wien, bekommen. Da liegt es darunter und da protestieren gerade Sie von den GRÜNEN noch und sind dagegen. Aber für jemanden, der zu uns kommt, der wenig Eigenleistung zur Integration erbringt, dafür sind die Gelder zur Genüge da und Hofrat sollen sie dann womöglich auch gleich werden. Das ist zwar angeblich der Wunschtraum einer jeden österreichischen Karriere, vom Sängerknaben über den Lipizzaner zum Hofrat zu kommen, aber das dauert halt seine Zeit und seine Laufbahn. Genau so, wenn Sie immer protestieren, es gäbe zu wenige weibliche Rektoren. Es dauert eine Zeit, bis man in eine Dienstklasse VIII oder IX hinauf wandert, und das wird nicht änderbar sein, außer wir betreiben eine einseitige Bevorzugung, aber das wäre nun wirklich der falsche Weg.

Nun aber zum eigentlichen Bereich, über den ich gerne sprechen möchte, nämlich über die Frage der Städtekoalition. Man könnte es sich ja leicht machen, diesen gegenständlichen Vorschlag anzunehmen, denn alle österreichischen Parteien lehnen selbstverständlich jegliche Form von Rassismus ab.

Diese Initiative wird in der Praxis dann wahrscheinlich anfangs zu einigen Aktivitäten, auch ein paar Reisen, führen und wird dann im Laufe der Jahre, wie viele andere solcher Resolutionen und Initiativen versanden, da bin ich mir ziemlich sicher. So war es mit dem Oostlander-Bericht der Europäischen Union und mit ähnlichen Berichten des Europarats, die meist von einzelnen Personen getragen waren. Nicht selten hatten sie gewisse Profilneurosen, und wenn sie dann weg waren, fielen die ganzen Aktivitäten wiederum unter den Tisch.

Für die wirksame Bekämpfung von Rassismus gibt es ja neben den zuständigen Gerichten auf österreichischer Ebene oder auch auf europäischer Ebene eine ganze Reihe von Einrichtungen und auch ein paar sehr zweifelhafte Tugendwächter, wie das Dokumentationszentrum, von der UNO angefangen bis zu der gerade - ich glaube gestern - eröffneten Agentur für Grundrechte gegen Rassismus, der zweiten derartigen Agentur, die wir hier in Österreich beheimatet haben. In vielen anderen Bereichen gibt es genügend und manchmal sogar zu viele Institutionen, die sich mit diesem Bereich beschäftigen. Das haben wir gesehen bei der großen Diskussion zwischen dem Europäischen Gerichtshof und der neuen EU‑Institution, wo sie sich darum gestritten haben, wer in Zukunft die Rechte und die Kompetenzen haben wird, weil ja jeder natürlich mit den Rechten und Kompetenzen auch Dienststellen, Posten und Bezüge bekommt.

Dem offiziellen Zweck dieses Städtebündnisses könnte man ja leicht zustimmen, insbesondere deswegen, weil er in vielen Aussagen nur reine Formsache ist. Es genügt außerdem zusätzlich nur das Einverständnis des Oberbürgermeisters, wie es so schön heißt, für den Beitritt, um hier Mitglied zu werden.

Die Statuten befassen sich mehr mit bürokratischen Fragen und Ablaufregelungen und sehr wenig mit einer Konkretisierung dieses Vereinszwecks. Aber gerade darin, meine Damen und Herren, liegt die Problematik dieser Sache. Damit lässt sich nämlich in weiterer Folge in der Union und im Europarat alles und nichts machen. 

Man kann zum Beispiel willkürliche Resolutionen gegen Parteien und unliebsame Personen beschließen. Behaupten kann man ja vieles, beweisen muss man es im Verfahren nicht. Wir Österreicher sind darin gebrannte Kinder. Erinnern Sie sich nur, von Waldheim bis zu den Sanktionen. Und wenn man einmal in dem Verein drinnen ist, dann heißt es, mitgefangen, mitgehangen, auch wenn es gegen die eigene Überzeugung geht und vielleicht sogar zum eigenen Schaden ist. Auch das haben wir in der Europäischen Union gelernt. 

Und die Entwicklung dieser Institution ist ja nicht vorhersehbar. Sie birgt zusätzlich die große Gefahr von Aktivitäten der äußersten Linken, und auch die, missbraucht zu werden. Wir werden diesem Ansinnen daher nicht zustimmen. 

In dem Zusammenhang gibt es auch noch ein paar andere Feststellungen zu treffen. Es ist mehr als auffällig, wie sehr wir uns dauernd hier mit der Vergangenheit befassen, statt die Gegenwart zu bewältigen und die Zukunftsfragen anzugehen, meine Damen und Herren, denn Rassismus ist in Wirklichkeit, und das ist erfreulich, in unserem Land und in unserer Stadt kein nennenswertes Delikt. Vergleichen Sie einmal die Deliktzahlen für Verurteilungen im Bereich von Rassismus mit der Kriminalstatistik. Sie werden bei einem Promille-, wenn nicht sogar unter einem Promillebereich landen. Wir haben wirklich ganz andere Probleme in diesem Land, unter anderem auch einen umgekehrten Rassismus aus der Migrantenszene heraus, der zunehmend um sich greift, meine Damen und Herren. 

Man verwendet nämlich dieses Wort als Schutzbegriff und quasi als Totschlagargument bei eigenen Verfehlungen. Fragen Sie einmal unsere Polizeibeamten im Außendienst. Nicht die hohen Herren, die von der Regierungskoalition in Wien ernannt wurden, die sind ja weniger im Außendienst, und wenn, dann in der Rotlichtszene zu sehen, aber fragen Sie die Beamten, die wirklich in Kontakt mit den Problemen draußen stehen, wie oft Sie bei einer Anhaltung sofort entgegengebellt bekommen: „Rassist“, oder „Sind Sie Ausländerfeind?“ Von diesen Personen nämlich wird diese Beschuldigung missbraucht und als verbale Waffe gegen die Beamten eingesetzt. Man will damit unsere Polizisten abschrecken, gegen verdächtige Personen vorzugehen. 

Natürlich macht eine Hautfarbe nicht von vornherein kriminell und jeder ist ordentlich zu behandeln, darüber besteht kein Zweifel. Es ist aber ein Faktum, dass zum Beispiel Nigerianer ein bestimmtes Segment des Rauschgiftmarktes eigentlich fast monopolartig beherrschen. Höhere Vorsicht und häufigere Kontrollen dieser Personen sind daher durchaus berechtigt und kein Rassismus. Unsere heillos überfüllen Gefängnisse mit Ausländerzahlen von mehr als 50 Prozent geben ein beredtes Zeugnis dafür und kosten uns eine Menge Geld, das den anständigen Steuerzahlern damit entzogen wird. Ich darf Ihnen da was vorlesen: „Der Mazedonier ist ein krasser Sozialschmarotzer, ein arroganter Profisimulant, ein Schauspieler, der auf Kosten der Sozialversicherung und damit auf Kosten der Allgemeinheit lebt. Er zeichnet sich aus durch eine kaum mehr zu überbietende Arbeitsscheu und eine verwerfliche egoistische Grundhaltung. Er zeigt weder Einsicht noch Reue, er ist der klassische Fall eines Ausländers, der bei uns nichts zu suchen hat.“ Stellen Sie sich vor, das hätte ein freiheitlicher Politiker festgestellt. Es stammt aber nicht von uns, sondern aus einem Schweizer Gerichtsurteil und sogar aus einem Gerichtsurteil eines Schweizer Obergerichts, wo man sich noch traut, in wirklich konkreten Fällen das zu sagen, was Sache ist. 

Und dass sich die Lage extrem verschlimmert hat, dass begreifen ja mittlerweile schon Spitzenpolitiker der Regierungskoalition, wie der Tiroler Landeshauptmann, der gegenwärtig nach dem Ausufern der Kriminalität in Zuwandererbereichen und bei den Asylbewerbern deren unverzügliche Ausweisung verlangt, wenn sie kriminell werden. Er greift damit eine sehr alte Forderung der FPÖ auf, die wir gestellt haben und deswegen dann immer wieder auch von der ÖVP angegriffen und verurteilt wurden. 

Von ihm wurde diese Problematik angesprochen und vor allem die sich überwiegend, im Falle Innsbruck, aus türkischen Jugendlichen rekrutierenden Banden, die die Bevölkerung dort im wahrsten Sinne des Wortes tyrannisieren, vergleichen Sie nur die Kriminalberichte der letzten Wochen. Und auch das sind Negativbeispiele, nämlich für einen umgekehrten Rassismus. Sie richten sich mit ihrer Gewalt nämlich gegen die eingesessenen Jugendlichen und sind oft sehr, sehr brutal und werden nicht nur mit Fäusten, sondern auch mit Messern und anderen Waffen ausgetragen. Das gibt es aber nicht nur im fernen Westen, sondern auch bei uns in Wien ist es bei Schulen mit hohem Ausländeranteil zunehmend ein Problem. Es kommt zu Gewalttätigkeiten, zum Druck und zur Brutalität gegenüber den Kindern und vor allem älteren Menschen aus dem Kulturkreis der eingesessenen Personen. 

Als wir vor Jahren davor gewarnt haben, hat man uns immer als Schwarzmaler und eben als Rassisten bezeichnet. Heute wird es immer schwerer für Sie, diese Fakten zu leugnen, und wohin das in Zukunft geht, ist nur zu deutlich zu sehen. Ein anderes Beispiel: „Poldi, ich nehme dir dein Handy weg“, „Gib mich dein Taschengeld“. Das sind keine von mir erfundenen Hetzparolen, sondern sie stammen aus einem besonders unter türkischen Jugendlichen in Wien verbreiteten und im Internet kursierenden Hass-Rap. Sie können das Video dazu, wenn Sie wollen, herunterladen. Ich empfehle es Ihnen, das zu tun, denn dann werden Sie sehen, was sich in manchen Kreisen abspielt. Es stammt von einem gewissen, glaube ich, Mevlut Khan und seine „Balkanaken“, wie sich diese Truppe nennt. Und wenn Sie sich dann demnächst auf der Ottakringer Straße bewegen, zur Warnung: „Pass gut auf, wenn du in meinen Block musst, Ottakringer Straße, klick klack, Kopfschuss.“ Ja, das ist aber nicht zum Lachen. Auf den zustimmenden Mails, die Sie dazu mit reger Diskussion dieser Gruppe im Internet finden, kann man lesen: „Besser wir Ausländer schlagen ein paar österreichische Skins als uns gegenseitig“, „Gratulation Brüder, ihr sprecht aus, was wir denken.“ Gratulation Brüder, ihr sprecht aus, was wir denken! Gute Nacht Österreicher, weit hat es Ihre Politik der Realitätsverweigerung und das Leugnen der Fakten gebracht, denn wir alle und unsere Kinder werden das ausbaden müssen. Es ist deshalb hoch an der Zeit, nicht in Städtearbeitskreisen Scheinprobleme zu bekämpfen, sondern die wirklichen anzugehen. Nicht Theoriediskussionen für den 19. oder vielmehr auch 7. Bezirk zu führen, sondern das auszusprechen, was die Leute im 10. oder 15. Hieb betrifft, oder auch schon mittlerweile in meinem Bezirk, wo auch tatenlos zugeschaut wird, dass Gesetze gebrochen werden, und dass man sich darüber hinwegsetzt. 

Ich habe ein praktisches Beispiel zur Zeit bei mir mit der Diskothek Pascha. Hier arbeitet eine türkische Diskothek seit Jahresbeginn ohne Genehmigung, ohne Zulassung und jedes Wochenende gibt es Anzeigen. Der Besitzer sagt sich vermutlich, die Anzeigen und die Strafen kosten mich weniger als das, was ich am Abend einnehme. Es läuft, es geht, mit den Österreichern kann man es ja machen. Und auch wenn die politisch Korrekten noch so sehr dagegen anrennen, es sind nicht theoretische Diskussionen gefragt, es sind echte Analysen und Lösungen notwendig. Und wir Freiheitlichen, da können Sie sich darauf verlassen, werden sie den Wienern anbieten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 

Es ist jetzt 15.58 Uhr. Das heißt, wir hätten genau noch zwei Minuten Zeit für den Redebeitrag der Frau GRin Yilmaz. Ich möchte um Verständnis ersuchen, dass wir mit dieser Rede dann nach der Dringlichen Anfrage fortsetzen und gehe gleich über, ein bisschen früher als sonst, zur Dringlichen Anfrage, wobei ich vorher noch bekannt geben möchte, dass vom Grünen Klub mitgeteilt wurde, dass sich Frau Mag Ringler bereits entschuldigt hat für diese Sitzung, Mag Vassilakou sich ab 16 Uhr entschuldigt und Frau Mag Antonov sich ab 16.30 Uhr entschuldigt. Und wir nehmen das natürlich in dieser Form auch zur Kenntnis.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Henriette Frank und Mag Dietbert Kowarik eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „die Wienerberg-City“ vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet. 

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wird verzichtet. 

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Mahdalik das Wort.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Dass die Wienerberg-City kein Renommee-Projekt der Wiener Stadtplanung ist, ist allen seit Jahr und Tag bekannt, (GR Mag Wolfgang Jung: Genau!) dass die Wienerberg-City alles andere als ein Aushängeschild der Wiener Stadtplanung, der SPÖ-Stadtplanung, aber auch, und da wird mir die ÖVP wahrscheinlich wieder böse sein, auch der ÖVP-Stadtplanung ist, das ist auch seit Jahr und Tag bekannt. Ebenso ist es leider bekannt, dass die SPÖ es bis heute nicht wert gefunden hat, an den bekannten, massiven Missständen in der Wienerberg-City auch nur das Geringste zu ändern, und das haben sich die Bewohner dort nicht verdient. Darum werden wir heute initiativ und werden von der SPÖ klare Antworten auf unsere Fragen verlangen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich finde, das ist auch dringend notwendig, schon allein deswegen, weil wir uns hier im Gemeinderat in den verschiedenen Magistratsabteilungen schon heute Gedanken machen über andere große Stadtplanungsprojekte wie das Flugfeld Aspern, die Aspern-Gründe oder auch Rothneusiedl. Wir machen uns hier Gedanken, wälzen große Pläne, vergessen aber zur gleichen Zeit auf die seit Jahr und Tag bekannten Probleme in einem anderen Stadtplanungsgebiet, in einem anderen Stadtplanungsprojekt, die bis heute ihrer Lösung harren. Ich finde, so können wir hier im Gemeinderat, so kann die Wiener Stadtregierung nicht vorgehen, man kann diese Probleme nicht beiseite wischen, es müssen hier endlich Lösungen angedacht und schlussendlich auch umgesetzt werden. 

Es ist ja nicht das einzige Stadtplanungsprojekt, das in den letzten zehn, zwanzig, dreißig Jahren schiefgegangen ist. Was bei den Wienerberg-Gründen, bei der Wienerberg-City besonders ins Auge sticht, wenn man auf dem Kahlenberg, auf dem Leopoldsberg oder auch an einem anderen Punkt der Stadt Wien steht, ist nämlich das, dass man hier einen Kardinalfehler begangen hat. Man hat nämlich ein Projekt, bei dem Hochhäuser von Anfang an vorgesehen waren, auf einen erhöhten Punkt der Stadt gestellt, und das gibt es auf der ganzen Welt, wo eine ordentliche Stadtplanung Platz greift, in einer Großstadt eigentlich kein zweites Mal. Das stört das Stadtbild, und darum war dieser Standort mehr als unglücklich gewählt.

Wenn ich jetzt kurz zur Verkehrsanbindung komme – obwohl die Anfrage heute natürlich an den Wohnbaustadtrat geht –, hat man auch hier einen Fehler wiederholt, den die SPÖ-Stadtplanung, aber auch die ÖVP-Stadtplanung viele Male ohne Not, möchte ich sagen, begangen hat, denn man hat auch bei anderen sehr großen Siedlungen und Stadtplanungsprojekten verabsäumt, diese an das öffentliche Verkehrsnetz, an das hochrangige öffentliche Verkehrsnetz anzubinden. Ich darf nur erinnern an Großfeldsiedlung, Rennbahnweg, Per-Albin-Hansson-Siedlung oder auch an die großen Wohnhausanlagen der Gemeinde Wien an der Hirschstettner Quadenstraße, wo insgesamt, jetzt grob über den Daumen geschätzt, über 100 000 Menschen in den 60er, 70er und 80er Jahren angesiedelt wurden und wo erst jetzt, Jahre nachher, daran gedacht wurde, diesen Menschen auch eine anständige Anbindung an den öffentlichen Verkehr zu ermöglichen, nämlich eine Anbindung an die U-Bahn. Das hat die FPÖ schon jahrelang gefordert, diese Versäumnisse nachzuholen, da war kein Geld da, da war sogar ein U-Bahn-Planungsstopp für eineinhalb Jahre in Wien festzustellen, und erst viele Jahre später hat es die SPÖ geschafft, diese großen Wohnhausanlagen jetzt mit der U1-Verlängerung in Richtung Leopoldau anzubinden – in Hirschstetten wird es noch einige Jahre dauern, bis auch dort die U2 hingelangt – und diese Versäumnisse nachzuholen. 

Aber man kann jetzt beim Wienerberg nicht einfach sagen, das steht jetzt einmal dort, erhängt euch mit den Problemen, und die Augen verschließen, das wäre unanständig. Das ist ja auch der Grund unserer Initiative, unserer erneuten Initiative am heutigen Tag, die natürlich hauptsächlich in Richtung SPÖ, in Richtung Wohnbaustadtrat Ludwig geht, obwohl er als frischgebackener Stadtrat ein bisschen wie die Jungfrau zum Kind kommt, aber auch in Richtung Verkehrsstadtrat Schicker, der hier noch Hausaufgaben zu erledigen hat bei der Verkehrsanbindung. 

Man darf aber nicht vergessen – falls sich die ÖVP heute wieder zu Wort meldet und so tut, als wäre sie nie in der Wiener Stadtregierung gesessen, als hätte sie nie einen Planungsstadtrat gestellt –, dass der Planungsstadtrat Görg als Ex-Vizebürgermeister, der dieses Projekt im Jahr 1999 vorgestellt hat, auch einen großen Teil der Mitverantwortung trägt, und ich bin schon neugierig auf die ÖVP-Redner, ob sie erneut probieren werden, sich von dieser Verantwortung zu absentieren. Wir werden das auf jeden Fall nicht zulassen, Herr Kollege Tschirf und Herr Kollege Hoch. (Beifall bei der FPÖ.)
Begonnen hat die Angelegenheit natürlich schon früher unter dem aus unserer Sicht unseligen Planungsstadtrat Swoboda, der uns ja nicht nur die Wienerberg-City eingebrockt hat, sondern der auch einige andere Aktivitäten angezogen hat, die sich bis heute wie ein Strudelteig durch die Stadt- und die Verkehrsplanung ziehen und nicht zum Wohle der Stadt sind, wie die Ohrwascheln, wie die übergroßen Baumscheiben und verschiedene andere Dinge noch. Wir waren damals, als der Planungsstadtrat Swoboda nach Brüssel weggelobt wurde, eigentlich froh und haben uns gefreut und gesagt, es kann eigentlich nur etwas Besseres nachkommen. Auch hier haben wir uns leider getäuscht. Wir haben nicht gewusst, von welchem Kaliber der nachmalige Planungsstadtrat Görg ist, der wie beim Projekt Rothneusiedl, wo er vier Jahre lang nichts getan hat, auch beim Projekt Wienerberg-City keinen Finger gerührt hat, um diese Missstände zu beheben, die natürlich jetzt nachher zutage getreten sind, aber, wenn wir die Verkehrsanbindung nehmen, natürlich vorauszusehen waren. 

Darum können wir die ÖVP natürlich nicht aus der Verantwortung lassen, weil es eine Co-Produktion von Schwarz und Rot war, bei der Planungsstadtrat Görg vier Jahre lang Regie geführt hat. Es war nicht weiter verwunderlich, dass er auch hier gepatzt hat, denn wer im Kleinen schon versagt, der kann große Dinge nicht zuwege bringen, wenn ich nur in Erinnerung bringen darf, was uns Planungsstadtrat Görg an Errungenschaften – unter Anführungszeichen – noch hinterlassen hat. Wenn ich an den Schwarzenbergplatz, wenn ich an den Wallensteinplatz denke, die er beide – entschuldigen Sie den Ausdruck – verbrochen hat und wovon sich die ÖVP Jahre später, in den Jahren 2002, 2003, 2004 wieder absentiert hat und massive Kritik an beiden Projekten geübt hat – ich habe mir die Pressedienste angeschaut; es war ja wirklich lustig, diese durchzulesen – und natürlich die Begründung gleich mit angeführt hat: Die Konzepte waren ja super, aber es ist vieles nicht umgesetzt worden. Das sind natürlich immer ÖVP-Begründungen, die uns allen schon – entschuldigen sie nochmals den Ausdruck – zum Halse heraushängen. 

Hauptverantwortlich bleibt aus unserer Sicht Planungsstadtrat Swoboda gemeinsam mit Planungsstadtrat Görg. Das ändert aber nichts an der heutigen Situation, dass wir jetzt einen Hauptverantwortlichen haben, der den Schutt wegzuräumen hat, den ihm die Vorgänger hinterlassen haben. Wir werden anhand dieses Beispiels auch feststellen können, ob die Vorschusslorbeeren für den StR Ludwig auch gerechtfertigt sind. Wir haben große Hoffnungen, dass er hier etwas zum Besseren bewegen kann. Er sollte dabei aber nicht vergessen, sich mit dem Kollegen Schicker kurzzuschließen, denn ein wesentlicher Punkt, um dort Abhilfe zu schaffen in den nächsten Jahren, würde eine geordnete, eine bessere, eine hochrangige Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz sein. 

Ich glaube, der Gemeinderat hat sich Antworten verdient auf diese Fragen. Wir haben übrigens nur zehn Fragen gestellt. Wir brauchen für unsere Anfragen keine lustige Anzahl wie 33 oder 22, beim nächsten Mal sind es wahrscheinlich 44 Fragen, sondern wir haben zehn sinnvolle, gerechtfertigte Fragen gestellt, denn wir wollen ja das Ganze nicht unnötig in die Länge ziehen. 

Welche Punkte betreffen diese Fragen nun hauptsächlich? Ich möchte nicht zu viel vorwegnehmen, denn unsere zwei Experten für den Wienerberg, die Kollegin Frank und der Kollege Madejski, werden das dann im Detail ausführen. Es betrifft die Kinderspielplätze, es betrifft die Nachwirkungen des SEG-Konkurses, die nicht nur dort zu spüren sind, sondern auch an anderen Ecken der Stadt Wien, es betrifft das ewige Problem mit den Fenstern in Wohnbauten der Wienerberg-City, es betrifft das Hundeproblem im Zusammenhang mit den Spielplätzen, es betrifft den überhandnehmenden Vandalismus in der Wienerberg-City und es betrifft schlussendlich auch die Verkehrssituation in und um die Wienerberg-City. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Unsere Fragen sind knapp, aber präzise formuliert. Die Bewohner der Wienerberg-City und der umliegenden Bereiche haben ein Recht, klare und präzise Antworten von Ihnen, Herr Wohnbaustadtrat Ludwig, hier und heute zu bekommen. Kommen Sie bitte Ihrer Aufgabe nach. Wir werden diese Initiative, wenn sie heute nicht fruchtet, weiterführen, denn die FPÖ ist jene Partei, die die Bewohner der Wienerberg-City auch in Zukunft nicht im Stich lassen wird. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke Herrn GR Mahdalik für die Begründung.

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Zu Beantwortung der Dringlichen Anfrage möchte ich Ihnen Folgendes mitteilen und beziehe mich gleich auf die Frage 1:

Zur Koordinierung sämtlicher Aktivitäten im Bereich der generellen und der Detailplanung sowie bei der Realisierung der Planungen wurde mit Erlass des Herrn Stadtbaudirektors vom 31. August 1982 Herr RegR Ing Groll von der Stadtbaudirektion als Projektkoordinator eingesetzt. 

Seitens der Baubehörde wurde eine Kontrollfunktion im Rahmen der Baubewilligungsverfahren für die Gebäude am Wienerberg ausgeübt. 

Bauüberwachungen, Ausführungskontrollen sowie Überprüfungen nach Fertigstellung beziehungsweise vor Benützung der Gebäude sind nach der Bauordnung für Wien ausgelagert und wurden von privaten Sachverständigen, die von den jeweiligen BauwerberInnen zu bestellen waren, durchgeführt. Die Überprüfungsbefunde sowie Bestätigungen über die ordnungsgemäße Ausführung der einzelnen Gebäude wurden der Baubehörde übermittelt und liegen dort auf. 

Im Rahmen des Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes werden im Wege der Magistratsabteilung 25 Prüfungen bezüglich der Einhaltung der Förderungsbestimmungen – das umfasst Flächen, Baukosten, ökologische Maßnahmen – durchgeführt.

Ich komme zur Frage 2: Vorab darf ich festhalten, dass die Windverhältnisse vor Ort nicht durch die Anordnung der Gebäude entstanden sind, vielmehr weist der Wienerberg seit jeher, ähnlich dem Donautal, eine windexponierte Lage auf. Grundsätzlich weise ich aber darauf hin, dass gemäß § 129 der Bauordnung für Wien der Eigentümer des Gebäudes für die bewilligungsgemäße Benützung verantwortlich ist. Er hat dafür zu sorgen, dass die Gebäude und die baulichen Anlagen in gutem, der Baubewilligung und den Vorschriften dieser Bauordnung entsprechendem Zustand erhalten werden. Bei den stark von den gegebenen Windverhältnissen betroffenen Gebäuden, vor allem der „Familienhilfe" gemeinnützige Bau- und Siedlungsgesellschaft mbH, wurden Loggien zur besseren Nutzung durch die Bewohnerinnen und Bewohner verglast.

Ich komme zur Frage 3: Die Gebäude wurden unter Zugrundelegung aller zum Zeitpunkt der Erteilung der jeweiligen Baubewilligungen geltenden gesetzlichen Bestimmungen und Normen, somit auch entsprechend den Ö-Normen betreffend die Erdbebensicherheit, geplant und ausgeführt.

Frage 4: Ich darf der guten Ordnung halber vorab klarstellen, dass auf die Errichtung des Kinderspielplatzes unter Anwendung der Bestimmungen des § 69 Abs 1 lit p der Bauordnung für Wien baurechtlich verzichtet wurde, da auf den einzelnen Bauplätzen entsprechende Kinderspielräume, vor allem in Gemeinschaftsräumen, vorgesehen beziehungsweise errichtet sind. 

Ich gehe somit davon aus, dass sich Ihre Frage auf den Kinder- und Jugendspielplatz auf dem Areal der Stadt Wien bezieht. Dieser wurde von den Bauträgern ohne gesetzliche Verpflichtung als zusätzliches Angebot finanziert und von der MA 49 verwaltet. Die Lage des Spielplatzes wurde so gewählt, um Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit zu bieten, auch lautstark zu spielen und ihren Energien freien Lauf zu lassen. Besonders wichtig war uns, dabei auch das Ruhebedürfnis der Bewohnerinnen und Bewohner zu berücksichtigen. Die Ausgestaltung erfolgte unter besonderer Berücksichtigung der vorliegenden Widmung, nämlich Sww, das ist Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel. 

Abschließend darf ich zu diesem Themenkomplex festhalten, dass im Frühjahr 2007, sobald die Witterung den Einsatz schwerer Baumaschinen zulässt, eine Verlegung des Spielplatzes geplant ist. Der Spielplatz wird dann etwa 250 m von den Gebäuden entfernt sein und die Problematik von Überschwemmungen hintanhalten.

Zur Frage 5, Unterpunkt a): Sämtliche SEG-Bauteile wurden vor dem Konkursantrag im Spätherbst 2006 endabgerechnet. Betreffend allfällige Baumängel gilt der bereits erwähnte § 129 der Bauordnung für Wien. Sämtliche baupolizeilichen Verpflichtungen gehen auf den Rechtsnachfolger beziehungsweise auf den Masseverwalter über. Die Auswirkungen des SEG-Konkurses können zum jetzigen Zeitpunkt nicht abgeschätzt werden. Insbesondere ist der Ausgang des Konkursverfahrens dahin gehend abzuwarten, ob die SEG im Zuge eines Zwangsausgleiches Eigentümer der von ihr errichteten Baulichkeiten bleibt oder es zu einem Eigentümerwechsel kommt. 

Unterpunkt b): Das Gebäude wurde gemeinsam mit dem Generalunternehmer begutachtet. Alle Schäden, die im Rahmen der Gewährleistung liegen, werden derzeit behoben. Baumängel können allerdings grundsätzlich nach den Wohnbauförderungsbestimmungen unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller Steuerzahler nicht mit öffentlichen Mitteln finanziert werden.

Unterpunkt c): Der Outdoorpool auf dem Dach weist derzeit Wasseraustritt an einigen Stellen auf. Die Arbeiten im Rahmen der Gewährleistung des Generalunternehmers sind im Gange. Der Pool ist in der Zeit von Mai bis September – das entspricht auch den Öffnungszeiten der städtischen Bäder – jedenfalls benutzbar. Der Wellnessbereich und der Skyloop stellen überdies frei finanzierte nicht förderbare Bauteile dar.

Unterpunkt d): Der Skyloop wurde bereits fertiggestellt. Die Durchgängigkeit zwischen den beiden Bauteilen der SEG ist während der Öffnungsmonate des Pools gewährleistet. In den Wintermonaten ist dieser nicht benutzbar, da der Winterdienst und somit die Haftung von der Hausverwaltung nicht übernommen wird.

Zur Frage 6: Von der Stadt Wien wurden die entsprechenden Maßnahmen bereits gesetzt. An beiden Seiten der Hertha-Firnberg-Straße befindet sich eine Fahrbahnaufdoppelung und im Bereich Maria-Kuhn-Gasse ist ein Schutzweg kundgemacht. Die Errichtung eines Schutzweges im Bereich Rotdornallee wird derzeit auf Antrag des Bezirkes überprüft. 

Die Wohnstraße stellt bereits einen erhöhten Schutz für die Anrainer dar, da die Durchfahrt verboten und nur die Zu- und Abfahrt zu den Stellplätzen erlaubt ist. Außerdem darf in Wohnstraßen nur mit Schrittgeschwindigkeit gefahren werden. Die Überwachung der gesetzten Verkehrsmaßnahmen obliegt der Exekutive.

Frage 7, Unterpunkt a): Von der Magistratsabteilung 37, Baupolizei, wurden sofort nach Bekanntwerden von Problemen im Zusammenhang mit Glasschäden entsprechende Sicherungsmaßnahmen angeordnet, insbesondere durch die Errichtung von Schutzgerüsten. Es gibt keine herausbrechenden Fenster, es handelt sich vielmehr um die oben erwähnten rahmenlosen Verglasungen der Loggien durch ESG-Schiebeelemente nach dem System m-systems. Die Schadensursache konnte von in- und ausländischen Sachverständigen nicht festgestellt werden. Der Sanierungsvorschlag sieht das Aufbringen einer Klebefolie und zusätzlicher Schutzleisten zur Stoßdämpfung vor. Dazu werden in diesen Tagen noch Versuche von der MA 39 angestellt. Die Verglasung der Loggien wurde von den Bauträgern als Mehrwert wegen der bekannten Windproblematik zur besseren Nutzung dieser Freiräume ausgeführt.

Unterpunkt b): Die Gebäudeeigentümerin, die von mir schon zitierte „Familienhilfe", wurde zur Durchführung von Untersuchungen über die Schadensursache und Vorlage von Gutachten aufgefordert. Nach Abschluss der diesbezüglichen Prüfungen werden in Abstimmung mit privaten Sachverständigen und der Baubehörde weitere Maßnahmen festgelegt und anschließend umgesetzt.

Unterpunkt c): Gemäß § 129 der Bauordnung für Wien ist der Hauseigentümer für den Zustand der Bausubstanz zuständig. Daher sind Schadensansprüche der Mieter auf dem Zivilrechtsweg geltend zu machen.

Unterpunkt d): Vorab darf ich festhalten, dass diese Frage rein privatrechtlich zu beurteilen ist. Grundsätzlich legt der § 1096 des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches fest, dass Vermieter und Verpächter verpflichtet sind, das Bestandsstück auf eigene Kosten in brauchbarem Zustand zu übergeben und zu erhalten. Die Bestandsnehmer dürfen in dem bedungenen Gebrauch nicht gestört werden. Wird das Bestandsobjekt während der Bestandszeit ohne Schuld des Bestandsnehmers derart mangelhaft, dass es zu einem bedungenen Gebrauche nicht taugt, so ist der Bestandsnehmer für die Dauer und in dem Maße der Unbrauchbarkeit von der Entrichtung des Zinses zu befreien. 

Auf diese Befreiung kann bei der Miete unbeweglicher Sachen im Voraus nicht verzichtet werden. Das angesprochene Urteil des Obersten Gerichtshofes spricht unter anderem aus, dass ein Vorausverzicht des Mieters auf die Geltendmachung des Zinsminderungsrechtes als Gewährleistungsrecht gegen den Vermieter unwirksam ist. 

Frage 8, Unterpunkt a): Generell steht eine Einzäunung im Widerspruch zur vor Ort vorliegenden Widmung, vielmehr sollte ein üppiger Freiraum ohne Barrieren zum Tragen kommen. Inmitten eines ausgedehnten Natur- und Naherholungsgebietes eine Einzäunung vorzunehmen, erscheint mir ungeachtet allfälliger bau- und naturschutzrechtlicher Einwände eher widersinnig. Eine Einzäunung sollte nach meinem Ermessen für Hunde, jedoch nicht für Kinder erfolgen. 

Wie bereits in meinen Ausführungen zu Punkt 4 erwähnt, wird der Spielplatz im kommenden Frühjahr verlegt werden. Vor diesem Hintergrund wird die Thematik der Einzäunung unter Einbindung der Bezirksvertretung diskutiert werden. 

Unterpunkt b): Auf die Frage: „Ist die Befürchtung vor Verkotung der Grund, dass keine Sandkisten errichtet wurde?" antworte ich mit Nein. 

Unterpunkt c): Sandkisten wurden deswegen keine im Freien errichtet, weil die herrschenden Windverhältnisse den Sand ständig vertragen würden. 

Ich komme zum Punkt 9, zum Thema Vandalismus: Wenngleich keine exakten Aufzeichnungen über die Schadenshöhe vorliegen, so gründen sich die Beschädigungen gemäß den Erfahrungen der Bauträger auf renitente Jugendliche und unterscheiden sich kostenmäßig nicht von Wartungsarbeiten im Rahmen anderer Wohnhausanlagen. Schlimm genug, sage ich, aber es unterscheidet sich nicht von anderen vergleichbaren Wohnhausanlagen. 

Punkt 10, Thema Anbindung an den öffentlichen Verkehr: Die Wienerberg-City wird derzeit durch folgende Linien erschlossen: mit der Linie 7A Anbindung an die U1, U6; mit der Linie 7B, dem Direktbus zwischen Schedifkaplatz und zur U6 und der Wienerberg-City; mit der Linie 15A Anbindung an die U3, U4, U6 und zum Eisring Süd; mit der Linie 63A Anbindung an die U4, U6 zum Südwestfriedhof und zum Meidlinger Markt; und mit der Linie 65A mit einer Anbindung an die U1 zur Favoritenstraße, Industriegebiet Inzersdorf, Eisring Süd. 

Die Linie 7A wird mit Gelenkbussen geführt und verkehrt in der Frühspitze alle 5 Minuten. Sie stellt eine direkte Verbindung zwischen dem Verkehrsknoten Philadelphiabrücke und dem Reumannplatz dar. Damit besteht eine Anbindung an die Linien U1 und U6, die Wiener Lokalbahn und an mehrere Schnellbahnlinien. Zudem besteht bei der Haltestelle Davidgasse, Knöllgasse eine Umsteigmöglichkeit zur Straßenbahnlinie 65. 

Die Linie 15A verkehrt in der Frühspitze alle 4 Minuten und stellt eine attraktive Querverbindung zwischen Meidling und Simmering dar. Sie bietet damit unter anderem einen direkten Anschluss an die Linien U3, U4 und U6. 

Die Linie 63A fährt vom Gesundheitszentrum Süd über den Meidlinger Markt und den Südwestfriedhof zur Haltestelle Am Rosenhügel und bietet ebenfalls eine Anbindung ans U-Bahn-Netz. Sie wird in der Frühspitze in einem 4-Minuten-Intervall geführt. 

Eine weitere direkte Verbindung zum Reumannplatz ist die Linie 65A, die in der Frühspitze alle 10 Minuten verkehrt. Diese Linie fährt direkt durch die Wienerberg-City und ist ebenfalls an die Linie 65 angebunden. 

Zusätzlich besteht die Möglichkeit, die Linie 7B als Direktverbindung von der Wienerberg-City zum Verkehrsknoten Philadelphiabrücke zu nützen. Diese fährt in einem Intervall von 7 bis 8 Minuten und wird von den Fahrgästen sehr gut angenommen. 

Jede dieser Buslinien trifft in ihrem Verlauf mit zahlreichen anderen Linien zusammen. Ihre Kapazität reicht durchaus, um das Fahrgastaufkommen zu bewältigen. Damit stehen den Bewohnerinnen und Bewohnern der Wienerberg-City attraktive Verkehrsmittel zur Verfügung, die eine optimale Anbindung an das übrige Netz der Wiener Linien bieten. Auch die Intervalle und die Betriebszeiten entsprechen dem gegebenen Bedarf. Damit ist die Wienerberg-City bedarfsgerecht erschlossen. 

Selbstverständlich – und das ist zweifellos eine Frage der Entwicklung im Wohnbereich, aber auch im Bereich der vielen Arbeitsplätze, die erfreulicherweise in der Wienerberg-City entstehen – werden wir aber die weitere Entwicklung der Wienerberg-City genau beobachten, um im Bedarfsfall rechtzeitig auf geänderte Rahmenbedingungen reagieren zu können. Die Wiener Linien werden dann im Bedarfsfall die entsprechenden Anpassungen vornehmen.

Ich hoffe, Ihre Anfrage entsprechend beantwortet zu haben, und blicke der Diskussion mit großem Interesse entgegen. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zu der Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Frau GRin Frank zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist. – Bitte schön. 

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Zuerst einmal herzlichen Dank für die Beantwortung. Mein Kollege hat zuerst schon erwähnt, dass Sie ja jetzt vielleicht unschuldig dazu kommen, aber es war so, dass wir schon vor längerer Zeit eine Anfrage an den Herrn StR Faymann gerichtet haben, der sich nicht zuständig gefühlt hat, und ein bisschen klang bei manchen Ihrer Antworten durch, dass Sie nicht wirklich für diesen Bereich zuständig sind. 

Damit sind wir schon beim springenden Punkt: Die Wienerberg-City war über Jahre hinweg das Werbemittel für einen gelungenen Stadtteil, wo es kaum eine Woche gab, wo nicht der Herr StR Faymann zumindest in einem Bezirksblatt, wenn nicht in einem größeren Journal abgebildet war, besonders auch abgebildet war mit den Besonderheiten, wie etwa einem Skyloop, mit dem Schwimmbad auf dem Dach und ich weiß nicht, welchen Extras noch. Als es dann aber zu den Problemen kam, hat er gesagt: Das ist eine Privatinitiative, ich bin nicht zuständig. 

So, glaube ich, sollte es nicht gehen, dass man die Bewohner und deren Anlagen da oben für Eigenzwecke benützt, um jetzt, wo es die Probleme gibt, zu sagen, man ist nicht zuständig. Das ist uns zu wenig. 

Ich möchte jetzt die einzelnen Probleme noch im Hinblick auf das, was Sie uns gesagt haben, beleuchten. 

Es ging einmal los, dass im Architekturzentrum bereits 2005 eine sehr, sehr kritische Bemerkung gemacht wurde, und zwar ist da zu lesen: „Als typisches Beispiel aktuellen Investorenstädtebaus …“ – und da möchte ich gleich einmal einfügen, dass ja gerade die Wienerberger sehr massiv vorgeben konnten, was hier passiert und was nicht passiert, bei so einem großen Stadtteil, wo die Stadt Wien massiv Fördermittel zugeschossen hat; das muss man ja auch dazusagen, es wurden hier Wohnbaufördermittel verwendet, also es war nicht alles so privat –, also: „Als typisches Beispiel aktuellen Investorenstädtebaus lässt die Wienerberg-City nicht nur eine ausreichende Erschließung durch öffentliche Verkehrsmittel vermissen, sondern auch jene vielbeschworene Durchmischung, die frisch gepflanzten Stadtteilen mit der Suggestion von urbaner Gewachsenheit auf die Sprünge helfen soll. Dazu kommt eine mehr als großzügige Auslegung der Widmungen. Wo die Verwertbarkeit von Flächen im Vordergrund steht, mangelt es selten an begrifflichem Schmuck, mit Formeln wie ,Esplanade‘, ,Skyloop‘ oder ,City Loft‘ wird weltstädtisches Flair wenn nicht geschaffen, so doch herbeibeschworen."

Da sind wir jetzt schon bei den einzelnen Punkten, und ich beginne einmal mit dem Spielplatz, Punkt a): Es ist so, dass der Spielplatz nach der Bauordnung erstens einsehbar sein muss, zweitens nicht weiter als 500 m entfernt sein darf, drittens barrierefrei sein muss und viertens nur dann, wenn es nicht zumutbar ist, ihn auf Grund der Grundstückssituation auch innerhalb des Verbandes dieses Bauplatzes zu errichten, ausgelagert werden darf, wie hier bei der Wienerberg-City der Spielplatz ausgelagert wurde. Das heißt, es ist ja nicht dem subjektiven Empfinden des Einzelnen überlassen, ob er sich für den Spielraum oder für den Spielplatz entscheidet, sondern hier ist klar und deutlich vorgegeben: „Wenn es nicht zumutbar ist.“ Man hat wieder einmal, wie schon sehr oft, auch hier den § 69 herangezogen, obwohl wirklich überhaupt keine Notwendigkeit gegeben war. Wir wehren uns ja ständig gegen diesen § 69.

Wenn Sie jetzt diese Kinderspielräume erwähnt haben, dann gehe ich davon aus, dass Sie sie nicht kennen. Denn es gibt dort zum Beispiel einen Kinderspielraum, der nicht nur extrem schmal und klein ist, sondern da ist eine Sitzgruppe drinnen, da ist ein Tisch mit Sesseln drinnen und ein einziger Spieltisch und der ist voll geräumt. Dazwischen stehen im Raum knapp über dem Boden scharfkantige Heizkörper, verteilt durch den ganzen Raum. Dazu gibt es Gittertreppen, wo von oben weg dann der Gittersteg zum Skyloop geht. Für mich ist das keine Qualität eines Kinderspielraumes und schon gar nicht der Ersatz für einen Platz im Freien, wo die Kinder spielen können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Bauträger hätten das, wie Sie es so schön genannt haben, ohne Verpflichtung finanziert. Also weil wir heute schon so oft das Wort Morgengabe hatten: Bei all dem, was den Bauträgern Gutes widerfahren ist unter Ausnutzung der Paragraphen und, und, und, inklusive Nichterrichtung des Spielplatzes, war die Einrichtung des Spielplatzes ja vielleicht nur eine Kleinigkeit, wo sie etwas zurückgegeben haben. 

Tatsächlich ist es so, dass der Spielplatz ständig unter Wasser steht – nach jedem Regen ist er tagelang nicht benutzbar –, dass er äußerst sicherheitsgefährdet ist, denn es sind hier zwei Feuchtbiotope, die nicht eingezäunt sind, und genau neben diesen Feuchtbiotopen ist der Kleinkinderspielplatz angebracht. Man hat bei dem Spielplatz, wie Sie selbst gesagt haben, auf die Sandkästen verzichtet, was ich bei einem Kleinkinderspielplatz ganz energisch ablehnen muss, weil es ja auch die Kreativität fördert, und man hat dort bei dem Spielplatz auch diese wirklich gigantische Entfernung übersehen. Das sind jetzt über 700 m. Gehen Sie das einmal mit einem dreijährigen Kind. Das ist erschöpft, wenn es am Spielplatz ankommt, außer man fährt es hin. 

Natürlich stimmt es, Sie haben jetzt einen neuen Spielplatz geplant, aber Sie planen ihn mit der Bezirksvertretung und nicht mit der Bevölkerung vom Wienerberg, denn die hat, wenngleich nur geringfügig abweichend – das muss ich schon dazusagen –, doch eine andere Vorstellung, und dem wird wieder nicht Rechnung getragen. Zuerst mussten die Bewohner dort einen überfluteten Spielplatz in Kauf nehmen, jetzt wird er irgendwo hingesetzt, wo ihn wieder keiner will, und die Einsicht, wie sie in der Bauordnung gefordert wird, die ist nach wie vor nicht gegeben. Es ist gut, wenn er schon einmal aus der Senke rauskommt, aber selbstverständlich – ich rede jetzt nur vom Kleinkinderspielplatz – soll auch der Jugendspielplatz nicht unter Wasser stehend bleiben. Aber wie Sie gesagt haben, diesen Lärm mitten im Wohnzentrum, den würde sicher auch keiner der Bewohner wollen. Also da sind wir total konform, und das ist auch so in Ordnung. Aber beim Kleinkinderspielplatz, da kann ich wirklich nur darauf hinweisen, unbedingt noch einmal mit den Bewohnern da oben zu sprechen, denn es deckt sich im Moment deren Vorstellung nicht mit der der Bezirksvorstehung oder der Stadt Wien. 

Zum nächsten Punkt: Gebäudesicherheit. Es ist ja überhaupt das ganze Thema ein großes Sicherheitsthema. Ich habe jetzt einmal den Spielplatz mit den Biotopen angesprochen, aber dort werden dann noch nebenbei auch durch den Vandalismus die Bänke verkohlt, die Tische verkohlt, die Spielgeräte rosten weg durch die Feuchtigkeit und so weiter. Also Sicherheitsthema groß geschrieben.

Aber kommen wir jetzt zu dem SEG-Konkurs. Das Schwimmbad ist kein Sicherheitsproblem, aber ein kostenintensives Problem, und ich weiß im Moment noch nicht, wer all das Wasser zahlen muss und die Abwassergebühren, weil man das permanent füllt, auslässt, füllt, auslässt, also Druckproben macht und so weiter. Das ist ja alles noch ein bisschen offen, und rund um das Schwimmbad sind die Geländer demontiert, es sind Platten demontiert. Nach nur drei Jahren Besiedelung schaut es aus, als wäre das ein etwas desolater Bau der 60er Jahre, und man kriegt das seit drei Jahren nicht dicht. Das heißt, es muss dort ein massives Problem sein. Es ist das auf jeden Fall ein Problem für die Bewohner, weil sie ja schließlich mit ihren Mitteln für diese Wohnungen auch dafür bezahlt haben, und sie können es nicht nutzen und werden zudem noch mit den Betriebskosten belastet. Das ist den Bewohnern gegenüber mit Sicherheit nicht nur nicht fair, sondern es ist wieder einmal mehr der Punkt, wo wir immer sagen, wenn Luxus im sozialen Wohnbau oder im Wohnbau generell, dann muss Luxus leistbar sein. Und dieser Luxus ist nicht leistbar.

Aber nun kommen wir zu dem Skyloop. Der war sowieso das Größte an dem Ganzen, denn da hat eben der Herr StR Faymann sehr, sehr oft darauf hingewiesen, wie modern die Stadt Wien ist, doch dieser Skyloop entspricht in keinster Weise dem, was ursprünglich geplant war. Da steht einmal im Baubewilligungsbescheid, dass in Höhe des 8. und 9. Obergeschoßes eine Brücke in Stahl-Glas-Konstruktion zum Wohnhaus am Bauplatz D hergestellt wird. Von einer Stahl-Glas-Konstruktion ist überhaupt keine Rede, denn nachdem die SEG kein Glas eingesetzt hat, hat sich auch die Firma Mischek beim zweiten Teil nicht mehr dazu bereit gefunden, dort die Glaswände auf der Seite einzusetzen, sondern hat das einfach so gelassen, wie es war. Es ist extrem windanfällig, es ist sicherheitsgefährdend, denn es kann ja auch etwas herunterfallen. Außerdem hatte der Skyloop einen Brandschutzanstrich, den man zwar nicht unbedingt hätte machen müssen, wäre er in einem brandschutzsicheren Material ausgeführt worden, nur, dieser Brandschutzanstrich ist bereits nach zwei Jahren abgeblättert, und musste schon wieder neu gestrichen werden. 

Richtig ist auch – Sie haben das erwähnt –, dass der Skyloop während der Öffnungszeiten des Wellnessbereiches zu benutzen sein muss. So steht es in den Servitutsverträgen, die – das nur nebenbei – innerhalb von sechs Jahren von der SEG gar nicht unterschrieben worden sind, was jetzt ein juristisches Nachfolgeproblem darstellen wird, aber dort steht drinnen, während der Öffnungszeiten des Wellnessbereiches. Wie wollen die das im Winter benutzen, wenn im Winter der Skyloop gesperrt wird, weil er eben nicht verglast ist und weil man keine Auftaumittel dort verwenden kann, weil die Bodenplatten das überhaupt nicht aushalten würden? 

Weiters war beim Skyloop das Sicherheitsrisiko dahin gehend massiv gegeben, dass die Schweißnähte in so einem miserablen Zustand gemacht wurden, dass es ein Schreiben von der Firma Mischek an die SEG gibt: „Aus unserer Sicht sind diese Sanierungsmaßnahmen" – also die Sanierungsmaßnahmen der Schweißnähte – „unbedingt erforderlich und ab sofort umzusetzen, da im derzeitigen Zustand der Loop keinesfalls für den öffentlichen Personenverkehr nutzbar ist." 

Also ich muss sagen, die Bewohner haben ja dort ein Riesenglück, dass in der Zeit, wo sie ihn benutzt haben, erstens kein Brand ausgebrochen ist, weil die Brandschutzfarbe ja schon abgeblättert war, und dass zweitens nicht irgendetwas beim Auftreten passiert ist, weil die Schweißnähte das Gewicht der Personen auf Dauer gar nicht ausgehalten hätten. 

Wenn Sie mir sagen, Herr StR Ludwig, das wurde alles von der Baupolizei, von den zuständigen Behörden überprüft, da frage ich mich: Was wurde da überprüft? Es kann doch nicht sein, wenn ein Skyloop in 26 m Höhe für den Personenverkehr offen steht, dass der in so einem Zustand errichtet wird, dass man ihn nicht einmal dann für den Personenverkehr nutzen kann oder nur unter massiver Gefährdung. Also hier ist schon auch ein Versäumnis der Stadt Wien festzustellen, denn die Auslagerung der Bauüberprüfung, wonach das jeder Bauträger für sich selber machen kann, das haben wir voriges Jahr beschlossen. Das war ja nicht immer so. Da war sehr wohl die Baupolizei zuständig, und die Leute dort haben bis heute noch keine Benützungsbewilligung.

Mit diesem Skyloop in enger Verbindung steht der Wellnessbereich, und auch dort mussten die Leute bis zu 9 000 EUR im Monat bezahlen mit dem Fazit, dass sie erstens den Skyloop nicht so ungehindert benützen können, wie sie in benützen möchten, und dass sie zweitens eben auch noch keinen Servitutsvertrag haben, der ihnen das Ganze überhaupt zusichert, dass das auf Dauer so weitergeht, wie sie es bezahlt haben und wie sie es auch haben möchten.

Zu den Fenstern: Das war ja auch noch ein ganz wesentlicher Punkt. Sie haben gesagt, es ist die Loggienverglasung. Einmal ganz ehrlich, Herr Stadtrat, ich glaube, wenn ich da unten gehe, ist es mir völlig wurscht, ob mir ein Fenster auf den Kopf fällt oder eine Loggienverglasung. Heruntergefallen ist es, kaputt war es, doch zum Glück ist nie etwas passiert. Diese Loggienverglasung ist ja schon vor über einem Jahr herausgefallen. Damals sind die Profile ausgewechselt worden, es sind Seitenschienen ausgetauscht worden. Aber das war ja nicht das Problem, denn die Fenster respektive diese Verglasung ist ja schon wieder herausgefallen. 

Eine der unangenehmen Begleiterscheinungen war, dass die Bewohner damals ein Jahr lang die Gerüstung vor der Nase stehen hatten. Als das repariert wurde, sind die Bauarbeiter, ohne dass die Bewohner zu Hause waren und ohne dass sie es wussten – sie haben zwar gewusst, dass die Sanierung an dem Tag passiert, sie wurden zwar informiert, aber sie hatten offensichtlich keinen Kontakt in dieser Beziehung –, einfach eingestiegen und haben das saniert. Friss Vogel und stirb! Auch eine Methode, aber nicht gerade eine glückliche. 

Dann stand das Gerüst ein Jahr, mit allen Nachteilen. Die Geschäftsleute da oben sind fuchsteufelswild, was man verstehen kann. Es sieht niemand, dass dort Geschäfte sind, denn es ist ja alles zugerüstet. Ein halbes Jahr später sind die nächsten Fenster herausgefallen. Jetzt steht das Gerüst schon wieder ein halbes Jahr lang dort, und es ist nicht absehbar, wann es wieder wegkommt. 

Ich meine, dort ist es nicht so, dass man sagt, dort ist ein Hundekot, dort passiert massiv etwas, und niemand ist zuständig. Und das können wir so nicht hinnehmen. 

Die „Familienhilfe" hat den Mietern dort schon einmal eine Mietenreduktion angeboten. Da hat sie einmal gesagt, ihr kriegt jetzt so viel, und zwar trifft es in erster Linie Geschäftsleute, deren Geschäfte dort durch das Gerüst verstellt sind. Weil die Geschäftsleute dort mit dem ersten Angebot nicht einverstanden waren, ist das Ganze eingeschlafen. Jetzt bekommt anscheinend überhaupt keiner mehr etwas. Man weiß einfach nicht, wie es weitergeht. Das ist alles im Ungewissen.

Dann gibt es dort auch eine Brandschutzanlage. Die musste mitfinanziert werden, die ist aber gar nicht mit der Feuerwehr verbunden, denn es gibt noch immer keine Betriebsbewilligung für die Garage. Aber ich meine, die sind doch jetzt schon so lange drinnen. Das ganze Kontrollsystem versagt da offensichtlich. Die haben keine Benützungsbewilligung, die haben keine Betriebsbewilligung für die Garage und so weiter, es ist der Skyloop desolat gewesen – und niemand ist zuständig. 

Den Bewohnern – und das ist sowieso das Groteske an der Sache – war es nicht erlaubt, in die Baupläne Einsicht zu nehmen. Die wollten sich das einmal anschauen, wie das ausschaut mit dem Skyloop. Das gibt es nicht, haben wir nicht, kriegen Sie nicht. Dann habe ich angerufen, dann hat es geheißen, als Gemeinderätin haben ich kein Recht, in Baupläne Einsicht zu nehmen. Da muss ich schon sagen, das ist mir ein bisserl zu wenig. Nur auf Grund der Konzession als Immobilienmakler durfte ich dann überhaupt diese Pläne sehen und konnte feststellen, dass eben auch dort diese Baubewilligung aufliegt mit der Verglasung, von der auch der Herr StR Faymann gesagt hat, dass das laubenartig verglast wird. 

Die Bewohner haben für den Skyloop und auch für den Wellnessbereich bezahlt, und es gibt für beide Partien keine eigene Abrechnung. Haben die zu viel gezahlt? Müssten die in Wirklichkeit noch etwas zurückkriegen? Das weiß keiner! Wenn ich für einen Wellnessbereich 9 000 EUR zahle und dann kann ich nicht einmal eine Abrechnung haben, um zu wissen, ob es nicht vielleicht nur 8 000 EUR gekostet hätte, dann muss ich sagen, so dick hat es da ob sicher auch keiner, dass man sich das leisten kann, auf das Geld einfach zu verzichten.

Zum Schluss möchte ich noch einen Punkt erwähnen, weil er noch einmal mit der Sicherheit zusammenhängt, und das ist die Wohnstraße. Sie haben gesagt, wir haben ja zum Glück die Wohnstraße. Ja, wir haben sie. Es fährt dort jeder durch, Geschwindigkeitsbegrenzung ist gar kein Thema. Die Gehsteige, von denen Sie gesprochen haben, sind auf einer Seite völlig plan mit der Straße, dort parkt verbotenerweise jeder. Die Frauen können nicht durch mit den Kinderwagen, die Eltern haben Angst um die Kinder, denn wenn die zwischen den Autos durchgehen, sieht sie ja niemand, der vorbeifährt, denn es ist ja alles verparkt, auch illegal verparkt. Aber auch die Kinder sehen die Autos nicht. Die Polizei hat einmal ganz kurz – aber wirklich nur ganz kurz – zu strafen begonnen und hatte am Tag 70 Mandate ausgestellt. Aber genauso schnell, wie sie begonnen hat, genauso schnell ist das wieder eingestellt worden. Ich weiß jetzt nicht, auf wessen Weisung, aber angeblich soll es sich dabei um Privatgrund handeln.

Ich meine, wenn es dort eine Straße gibt, die von so vielen Leuten benutzt wird, dann muss es auch für diese Bauträger so sein, dass sie ins öffentliche Gut abgetreten werden, und dann ist die Situation eindeutig. Man kann nicht sagen, die 50 Prozent, also die Hälfte der Straße, sind öffentliches Gut, aber die anderen 50 Prozent gehen mich nichts an. Es ist die Feuerwehrzufahrt verparkt, die Hydranten, alles ist dort verparkt. So kann es auch nicht gehen; nicht nur aus Gründen der Sicherheit, sondern auch, weil es gesetzwidrig ist. Es wird diese Straße ja zum Teil als Abkürzung verwendet, damit man sich die drei Ampeln auf der Hauptstraße erspart. 

Also, bitte, tun Sie hier etwas, denn Sie haben bei Ihrem Amtsantritt einer Zeitung gegenüber gesagt, Wohnbaupolitik ist mehr als nur der Bau von Wohnungen. Wir fordern Sie jetzt auf: Bitte, beweisen Sie es und machen Sie einen ersten Schritt in der Wienerberg-City! – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. – Bitte sehr.

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Es gibt zumindest zwei Wienerberg-Citys, nämlich die eine, wo die Kinderspielplätze hervorragend sind, der öffentliche Verkehr sehr attraktiv gestaltet ist und auch sonst alles exzellent funktioniert. Dann gibt es eine zweite Wienerberg-City, die namensgleich ist. Dort sind die Kinderspielplätze nicht so hervorragend, der öffentliche Verkehr funktioniert nicht, die BewohnerInnen sind nicht zufrieden. Es sind zwei verschiedene, und über die zwei haben wir heute hier ausführlich gehört. 

Die Wahrheit liegt ausnahmsweise oder nicht ausnahmsweise nicht in der Mitte, sondern es nützt nichts, wenn man diesen Stadtteil gesundbetet, es reicht völlig, wenn man vor Ort mit Leuten spricht, die mittlerweile doch seit Jahren dort wohnen oder ein Büro haben, denn auch die haben Schwierigkeiten sonder Zahl. Wenn man sich nicht die Zeit nehmen möchte, vor Ort mit den Leuten zu sprechen, kann man, wie es heutzutage so üblich ist, ein Forum im Internet verfolgen – „wbc-forum.at“ – mit Hunderten Meldungen, die alle eigentlich eines verbindet, nämlich die Kritik am gesamten Wohn- und Bürokomplex. 

Herr Reinhard Seiß hat ein Buch geschrieben „Wer baut Wien?“, und eigentlich müsste man fürs Protokoll hier die Seite 95 und die folgenden sieben, acht Seiten verlesen. „Privatisierter Städtebau Wienerberg-City". Da steht eigentlich das Wesentliche drinnen, inklusive der Kritik, aber nicht der Opposition, muss man dazusagen. Denn das kennen natürlich alle: Die SPÖ sagt, es ist alles in Ordnung, die Oppositionsparteien sind anderer Meinung. Da sagt man, das ist logisch, ihr redet nur dagegen, weil ihr die Opposition seid. 

Aber nehmen wir den Reinhard Seiß, der ist meines Wissens weder bei der SPÖ noch bei der ÖVP noch bei den GRÜNEN. Dann nehmen wir die MA 21B, die gehört, wenn sie irgendjemandem gehört, wohl eher in den Einflussbereich der Sozialdemokratie, dann nehmen wir den Stadtentwicklungsplan 94, den hat nicht alleine die Opposition beschlossen, denn das würde nicht funktionieren, sondern das ist eine Idee der SPÖ, und so weiter und so fort, und dann kommen wir drauf: Das, was da hingestellt wurde, ist nicht das, was Sie geplant haben, ist nicht das, was Sie gesagt haben, ist nicht das, was Sie den Bewohnern und Bewohnerinnen versprochen haben. 

Und auch wenn man Bilder nicht sieht in einem Protokoll: Ursprünglich geplant war dort eine Anlage mit sehr, sehr vielen Grünräumen, und so ist es den Menschen auch verkauft worden. (Der Redner zeigt einen Plan her.) Man sieht das jetzt nicht gut, aber da sind überall fette Grünflächen, das ist nicht eine grüne Farbe, damit es ein bisserl grüner auf dem Papier ist, sondern dass sind die Pläne, die hier lachend von Herrn Faymann präsentiert wurden. Da gibt es seitenweise Material dazu. Wenn ich mich dort eingemietet hätte, hätte ich vorher auch diese Pläne gesehen, da hätte man mir gesagt, schön grün wird es zwischen den Türmen, so hoch werden sie auch nicht, und Kinderspielplätze wird es geben, die ich von meiner Wohnung aus beaufsichtigen oder zumindest einsehen kann. 

Stimmt alles nicht! Einmal mehr hat man es anders gemacht, nämlich die Bauträger bauen lassen und anschließend die Widmung angepasst. Sie bauen, wir widmen!, heißt es mittlerweile in der Stadt – früher bekannt unter: Sie wünschen, wir widmen! –, und dann baut man ein Projekt, aber – und da hat die SPÖ über Jahre gelernt, wie das funktioniert – man baut nicht etwas Tolles, sondern man redet so drüber, als ob es etwas Tolles wäre. Das ist ein „Top-Projekt" und ein „Wohnparadies", so heißt es dann in den Aussendungen von Herrn Faymann und von der SPÖ insgesamt.

Die Magistratsabteilungen sagen nicht nur hinter vorgehaltener Hand, das ist ein stadtplanerischer Sündenfall. Unter anderem – ich muss das nicht alles noch einmal im Detail aufzählen – ist es beim öffentlichen Verkehr natürlich nicht damit getan, dass man jetzt ein paar Buslinien aufzählt, die tatsächlich da hinfahren, der öffentliche Verkehr ist für einen Stadtteil, in dem über 3 000 Leute wohnen und 5 500 Leute ihrer Arbeit nachgehen, nicht ausreichend. Das wissen alle dort. Deswegen wurde ja zwischendurch immer wieder versprochen, das wird viel besser werden. Nur das ist halt noch nicht passiert. Aber man darf doch heute nicht so tun, als wenn dort alles in Ordnung wäre.

Die Kinderspielplätze. Dazu gibt es ja schon Legionen von Anträgen, die hier gestellt wurden, die in der Bezirksvertretung gestellt wurden von den Grünen und von anderen, von Oswald Kuppelwieser, Freunden und Freundinnen im 10. Bezirk. In diesem Haus hat es einmal einen gemeinsamen Antrag gegeben von Claudia Smolik und Günter Kenesei, damals waren die beiden noch in einer Fraktion zu Hause. Gegangen ist es um Kinderspielplätze, die Bauordnung und die Möglichkeiten der Ausnahme. Es gibt – da kann man darüber streiten, ob es sinnvoll ist – die Möglichkeit, wenn es sich gar nicht ausgeht bei einem Grundstück, darauf zu verzichten, denn was soll man da machen. Aber wenn man ein riesiges Feld nimmt und das so parzelliert, dass man am Ende sagt, jetzt gehen sich die Kinderspielplätze nicht mehr aus, dann muss man sich fragen, ob das das Ziel war oder nicht. 

Ich sage, die Kinderspielplätze vor Ort waren der SPÖ völlig wurscht. Wichtig war, was wollen die Bauträger haben und wie können die viel Geld verdienen. Alles andere hat nicht gezählt. Denn natürlich hätte man das Grundstück anders parzellieren können am Anfang. Das ist ja ein Witz, dass man das zuerst so klein schneidet, bis man sagt, es geht sich nicht mehr aus. Klare Absicht dahinter: Wir wollen keine Kinderspielplätze, deswegen gibt es ja auch keine beziehungsweise den einen, freiwillig errichtet, am Ende der Welt. Ich habe ihn mir vor Ort angeschaut. Er steht unter Wasser, jetzt wahrscheinlich nicht mehr, war kurz schneebedeckt vor ein paar Wochen. 

Die Anträge, die wir alle gestellt haben, hätten im Wesentlichen eines beinhaltet: Nein, zu Lasten der Kinder gibt es keine Ausnahmen bei der Bauordnung. Fertig damit. Nicht ständig 69er-Anträge einbringen, nicht immer Ausnahmen beantragen, sondern Kinderspielplätze gibt es einfach. Punkt. Das ist ja das gute an der Bauordnung, die wir zwischendurch durchaus kritisch sehen, aber das wäre ja ein sinnvoller Punkt, doch der ist komplett ausgehebelt. Da hat jemand etwas Gescheites in die Bauordnung hineingeschrieben, und die SPÖ sucht jedes Mal eine Möglichkeit, wie man die Bauordnung aushebelt. Kein Kinderspielplatz vor Ort bei 1 100 Wohnungen. Unglaublich! Da wohnen über 3 000 Leute, und es gibt keinen einzigen Kinderspielplatz! Und jetzt muss man Behelfslösungen finden. 

Die Behelfslösung dazwischen ist, dass ein Kinderspielplatz ohne Verpflichtung von den Bauträgern errichtet wurde. Das mag schon sein. Wenn man sich den Vertrag genau anschaut, heißt es auch, nach fünf Jahren trägt die gesamte Kostenlast für diesen Spielplatz die öffentliche Hand. Es wäre aber ursprünglich Aufgabe des Bauträgers gewesen, den zu errichten. Na, wo kommen wir denn da hin, wenn wir den Bauträgern sagen, ihr müsst es eh nicht machen, aber ihr bekommt das zusätzliche Grundstück von der Stadt zur Verfügung gestellt. Stellt halt ein paar Geräte hin und wartet ein paar Jahre und anschließend übernehmen wir das. Na, dann schreiben wir gleich hinein in Zukunft: Kinderspielplätze müssen vom Bauträger keine errichtet werden – das ist der politische Wille der SPÖ; dann ist es gescheiter, wenn wir das gleich hineinschreiben –, und anschließend, wenn man einen braucht, wird die Stadt irgendwelche Grundstücke zur Verfügung stellen und das daneben hinstellen. Das ist nämlich die Realität. Dann passen wir doch die Gesetze und die Bauordnung der Realität an. 

Wir haben uns natürlich auch die Mühe gemacht, alle Bauträger anzuschreiben und sie mit den Vorwürfen zu konfrontieren, die von den Bewohnern und Bewohnerinnen an uns herangetragen wurden, und wir haben von diesen vielen – SEG, Wien-Süd, ARWAG – keine Antwort bekommen. Gar keine! Das zeigt auch ein bisschen was. Die BUWOG hat sich dann bemüßigt gefühlt, ein vierzeiliges Mail zu schreiben, in dem natürlich nichts steht, was Informationscharakter hätte, und die anderen haben gar nichts geschrieben. 

Das ist genau der Weg. Die Bauträger wissen, auf wen sie da schauen müssen in der Stadt. Es geht nämlich nur um eines: Das Geschäft wird gemacht zwischen der Sozialdemokratie und den einzelnen Bauträgern. Punkt. Und dort wird das Geld hin und her geschoben. Da gibt es 35 Millionen EUR Wohnbauförderung für dieses Projekt, und der Werner Faymann hat sich hingestellt und gesagt, ohne diese Förderung von 35 Millionen EUR wäre dieses Projekt auch nicht möglich gewesen. Da hat er wahrscheinlich recht, da wäre es nicht möglich gewesen. Wäre es aber nicht denkbar, dass man sagt, wenn man schon 35 Millionen EUR öffentliches Geld in die Hand nimmt und damit Bauträgern Millionengewinne ermöglicht, dass man dann vielleicht ein paar Auflagen hat wie zum Beispiel die Kleinigkeit von Kinderspielplätzen, Grünanlagen, irgendetwas? Kann man da nicht noch einen politischen Willen dazu formulieren? Wir schenken euch, wir geben euch 35 Millionen EUR, aber ein paar Punkte hätten wir gerne dafür, statt dass man dann ein paar Jahre später sogar noch die Kosten für diesen lächerlich weit entfernten Spielplatz übernimmt. Der ist nämlich ein bisschen mehr als 800 m entfernt, liegt in einer Senke, sodass bei jedem stärkeren Regen der Platz sowieso unbenützbar ist in den folgenden Tagen. Und wer sich einmal die Mühe macht, im August hinzugehen, dem empfehle ich, eine Trinkflasche und eventuell einen Hut mitzunehmen, denn Schatten gibt es keinen, und innerhalb einer Viertelstunde ist es so heiß dort, dass man mit einem kurzärmeligen Leiberl immer noch zu warm angezogen ist. 

Das ist aber mittlerweile alles Geschichte. Die Frage ist jetzt: Wie verbessert man die Situation für die Leute, die vor Ort sind, und wie verhindert man in Zukunft ähnliche Fehlplanungen bei Projekten? 

Den Antrag, keine Ausnahmegenehmigung beim § 69 der Bauordnung bei Kinderspielplätzen zu erteilen, bringen wir heute nicht noch einmal ein, denn es wurde signalisiert, das Abstimmungsverhalten wird dasselbe sein wie in der Vergangenheit. Aber man kann ja die Aufforderung herantragen, nachdem wir einen neuen Wohnbaustadtrat haben, dass vielleicht die Sozialdemokratie sich das selber überlegt. Wenn Sie den Antrag selbst einbringen, weil das vielleicht sonst ein Gesichtsverlust ist, verspreche ich, dass die Grünen dem Antrag zustimmen werden. 

Bauträgerkontrolle. Es ist richtig, am Ende wird kontrolliert. Das wird von externen Sachverständigen gemacht – und aus. Aber die Frage ist: Wenn all die Auflagen nicht eingehalten wurden, wieso fließt dann die Wohnbauförderung zur Gänze und es kommt nichts mehr zurück? Die machen ja nicht das, was wir ausgemacht haben. Da gibt es Verträge untereinander, da gibt es Ideen, was sie alles tun sollten, dafür wird das Geld auch ausbezahlt, dann gibt es eine Kontrolle, dann fallen die Fenster herunter oder die Loggiaverglasung oder was auch immer. Ich glaube auch, dass das keine Rolle spielt, wenn das auf mich drauffallen würde, wäre es mir auch egal, was das für ein Glas ist. Wieso gibt es bei der Kontrolle keine Möglichkeit, keinen Versuch zu sagen, dann wollen wir entweder einen Teil der Wohnbauförderung zurück oder aber diese Unternehmen kommen auf eine Art Liste und man sagt, es tut uns leid, aber Firmen, die ständig öffentliches Geld bekommen und dann nicht das tun, was ausgemacht ist, die sind halt in der Folge ausgeschlossen von dem Wettbewerb? 

Beim Verkauf von gemeindeeigenen Wohnanlagen, die im SPÖ-Jargon atypische Gemeindebauten heißen, hat man ja eine ähnliche Lösungen gefunden. Nachdem wir aufgezeigt haben, dass auch Spekulanten – man darf das auch sagen, ohne dass man sich in Klagegefahr begibt; amtsbekannte Spekulanten, die die Mieterinnen und Mieter wirklich traktiert haben – zum Zug gekommen sind beim Verkauf von Gemeindebauten, ist das eingestellt worden. Da haben wir jetzt die Zusicherung: Es gibt Firmen, die sind amtsbekannt, und die kriegen das nicht mehr. Fertig. Das wäre doch eine Möglichkeit, um wenigstens in Zukunft zu verhindern, dass wir Dutzende Millionen Wohnbauförderungsgelder ausgeben und nachher ganz was anderes damit gebaut wird. 

Es erschöpft sich allerdings nicht darin. Die Bewohnerinnen und Bewohner hört man immer am meisten, aber die Firmen gehen ja andere Wege und versuchen, sich anders schadlos zu halten, die rennen auch nicht so schnell zu einer Partei. Aber dass beim Bürobau vor Ort bei den Klimaanlagen, vor allem bei den zwei hohen Türmen; einiges schiefgelaufen ist, ist evident. Die Energiekosten sind nämlich sehr viel höher, die Klimaanlagen funktionieren nicht, weshalb die Firmen teilweise bis zu 30 Prozent der Miete einbehalten haben und einfach nicht mehr bezahlt haben, was unter anderem wahrscheinlich einem Bauträger wie der SEG nicht wirklich nützlich war. Das ist auch amtsbekannt. Das heißt, auch der Teil, der dort Bürogebäude betrifft, ist nicht so gebaut worden wie geplant, und auch dort sind die Fördermittel, die geflossen sind, meiner Meinung nicht so eingesetzt worden, wie wir uns das wünschen würden. 

Wenn man jetzt Resümee zieht und nicht einfach sagt, es passt eh, es geht eh irgendwie, die wohnen dort, wir schauen eh und das Glas fällt dann irgendwann nicht mehr hinunter und der Spielplatz kommt eh halbwegs in die Nähe und der öffentliche Verkehr ist eh nicht so schlecht, dann wäre es doch freundlich, wenn man sich überlegen würde, was man vor Ort jetzt noch tun kann für die Menschen. Wie gesagt, der Kinderspielplatz kommt zwar an einen besseren Platz, aber den kann man im Nachhinein tatsächlich nicht mehr sehr leicht integrieren in die Anlage, aber den öffentlichen Verkehr dort könnte man verbessern. Das wäre das Minimum, was man für die Leute vor Ort tun könnte. Das war auch immer beabsichtigt, und es hat am Anfang des Projektes von der Bezirksvorsteherin in Favoriten auch die Aussage gegeben: Ein schönes Projekt nützt nichts, wenn es nicht zu Ende geplant ist, und der Wermutstropfen heißt öffentlicher Verkehr. Nur an der Situation hat sich leider gar nichts geändert. 

Ein Shuttlebus, der am Abend in einem sehr viel schlechteren Takt als unter Tags bei der Spitze fährt, wird ausreichend sein, wiewohl er dann überfüllt ist. Wenn ich dem Internetforum glaube und dem glaube, was mir dir Leute dort sagen, sind die allesamt mit der Verkehrsanbindung unzufrieden. Es hat halt lange funktioniert, dass man geglaubt hat, die Nahversorgung zieht dort automatisch hin. Es nützt auch nichts, wenn man den Leuten sagt, es gibt eh so tolle Erholungsangebote und man dann auf den Golfplatz verweist. Der gilt halt nicht für alle. Ich weiß schon, dass eine frühere Gattin eines sozialdemokratischen Kanzlers gemeint hat, mit dem Golfen kann man allerhand Probleme lösen, aber es ist nicht notwendig, dass man sich heute noch immer anhören muss, es gibt eh in der Nähe ein Familyentertainmentcenter, nämlich als Antwort auf die Kinderspielplätze. Nur damit alle wissen, was das ist, ein Einkaufszentrum mit einem Kino. Also das stelle ich mir nicht vor, dass ich mit meinem einjährigen Buben in diesem Einkaufszentrum spielen will. Die Leute, die am Wienerberg wohnen, hätten auch gern andere Anlagen. 

Ich würde mich freuen, wenn man einen Spielplatz so toll gestaltet, dass wenigstens der etwas hergibt. Es geht jetzt eh nicht mehr anders, als dass die öffentliche Hand nach den Fehlplanungen im Vorfeld dort schlussendlich übernehmen wird, dass man wenigstens einen Spielplatz hinbaut, der alle Stücke spielt und vor allem wenigstens die Ängste, die nämlich in dem Zusammenhang schon wieder formuliert werden, weil er neben einem kleinen Wasser, neben kleinen Teichen angebracht wird, zurückdrängen kann, indem darauf Acht gegeben wird, dass dieses Wasser nicht für irgendjemand eine Falle wird, weil das ist momentan das, was unter den BewohnerInnen diskutiert wird, die Angst haben, dass der Platz zwar näher kommt, nicht an den Platz, an dem sich die Leute das gewünscht haben, sondern, sagen wir einmal, an den zweitbesten Platz, um nicht zu sagen, an einem schlechten Platz, aber eben neben zwei Wasserlacken, zwei kleinen Tümpeln. Damit wenigstens dort nichts passiert, wäre es günstig, wenn man darauf Acht geben würde, dass das vielleicht eingezäunt werden kann, wenn man schon den Kinderspielplatz nicht einzäunen möchte, damit die Hunde nicht hineinlaufen und diese zwei Gruppen offensichtlich nicht so leicht getrennt werden können. Das Wasser als Gefahr kann sicherlich ohne großen Aufwand ausgeschaltet werden. 

Ich würde mich freuen, wenn man die Bewohnerinnen und Bewohner vor Ort ernster nehmen würde und wenn wir noch einmal einen Anlauf hinsichtlich § 69 nehmen könnten, dass wir die Ausnahmegenehmigungen betreffend Kinderspielplätze bei Neubauten so weit zurücknehmen, dass es in so einem großen Fall nicht passiert, weil ich sehe es schon kommen, dass wir in Rothneusiedl ein Stadion, ein Einkaufszentrum und ich weiß nicht wie viel Tausende Wohnungen hinstellen und es dann keinen Platz gibt, weil die einzelnen Grundstücke so parzelliert worden sind. Das kann es nicht sein! Bei einem Großprojekt, und es sind ja mehrere in der Stadt anhängig, sollte zumindest in Zukunft auf die Kleinsten Rücksicht genommen werden! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Herren Stadträte!

Die Wienerberg-City, schon einige Male diskutiert, mit rund 3 000 Bewohnerinnen und Bewohnern und 5 000 Beschäftigten ist sicher ein privates Großprojekt, das nur durch großzügige Unterstützung des Rathauses entstehen konnte. Aber das als qualitative Weiterentwicklung des sozialen Wohnbaus zu bezeichnen, heißt, die dort wohnenden Menschen zu verhöhnen!

Ich möchte noch einmal auf den Standort selbst eingehen. Die ehemaligen Lehmgruben am Abhang des Wienerberges sind immer ein problematischer Standort gewesen. Schon Ende der 60er Jahre ist der Lehmabbau unrentabel geworden und schon Anfang der 80er Jahre hat man dann die ersten Ideenwettbewerbe durchgeführt. Eine der Anfragen war ja, wann die ersten Planungsideen begonnen haben. Der Eigentümer dieser großen Lehmgruben, die Wienerberger AG, Europas zweitgrößter Ziegelhersteller, und die Stadt Wien haben dann halt in Form der entsprechenden Stadträte und Bürgermeister die Idee der Wienerberg-City gehabt, allerdings, ohne diesen Standort verkehrsmäßig anzubinden. Wenn man daran denkt, dass schon 1981 von der Planung gesprochen worden ist und dass bis heute nicht wirklich ein leistungsfähiges Verkehrsmittel auf den Wienerberg geführt wird, frage ich mich schon. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Das stimmt doch gar nicht!) Unter anderem hat der Herr Schicker bei der Präsentation des Strategieplans 2003 für den STEP 05 berichtet, dass die wichtigste Maßnahme die verkehrsmäßige Erschließung wäre. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Worauf wollen Sie hinaus, Herr Dworak? Schauen Sie nach, was dort passiert ist!) Immerhin 20 Jahre zu spät. Übrig geblieben ist, wie Sie wissen, ein privat betriebener Shuttlebus in Tarifgemeinschaft mit den Wiener Linien. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Der Kollege Ludwig hat Ihnen schon alles berichtet, wie viele Busse dort fahren und so weiter!) Ich sage ja, in Tarifgemeinschaft mit den Wiener Linien, vom Verkehrsstadtrat gepriesen als das wichtige öffentliche Verkehrsmittel. Das stimmt ja. Am Rande ist sicherlich alles mögliche, aber nicht ins Zentrum. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Nicht am Rande! Das ist genau dort!) Sie haben damals, 2003, kann ich mich erinnern, selbst gesagt, es wäre schön, wenn man eine Schiene, eine Straßenbahnverlängerung dorthin hätte. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sie wissen, dass das genauso eine Überlegung war, aber das mit den Bussen schneller und kostengünstiger ist!) Aber leider haben wir bis heute noch immer keine Straßenbahn. Es wäre halt schön, wenn man eine Verlängerung dorthin gebracht hätte. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Wenn Sie so ein Nostalgiker sind! Die Busse fahren dort bestens!) Aber immerhin bringt ein Bus halt weniger als eine Straßenbahn. (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Dafür fahren sieben Linien dort vorbei! Hätten Sie zugehört!) Ich habe zugehört (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Offensichtlich nicht!), ich war im Saal, Herr Stadtrat!

Der erste Eindruck, wenn man jemanden in einem der Türme besuchen will, sind eine schwierig zu findende Garage, verwirrende Beschilderungen an der Oberfläche, viel Beton und kaum Abstand zwischen den Türmen. Für Autofahrer gibt es meist genug Parkplätze, für Fußgänger kaum Platz zwischen den Türmen. Grün vermisst man auf dem gesamten Areal der Wienerberg-City. Der Name bekannter und als bekannt gut arbeitende Architekten ersetzt anscheinend das Gesamtkonzept eines urbanen Stadtteils. Anstelle von ausreichenden Grünflächen, größtmöglicher Nutzungsvielfalt und unterschiedlichen Bebauungsarten und Bebauungshöhen sind anscheinend nur zwei Arten für die Nutzung vorgesehen worden: Büros und Geschäfte sowie Wohnbau, wie schon gesagt 5 000 Arbeitsplätze und 3 000 Woh-
nungen. 

Zur FPÖ: Die FPÖ hat sich so gerühmt, dass immer die anderen schuld sind, hat sich hergestellt und gejammert. Sie ist selbst unglaubwürdig. Ich denke heute an die Zustimmung zum Optionenvertrag Rothneusiedl und an die Zustimmung zum Flächenwidmungsplan 2005. Hier haben sich übrigens ausschließlich die GRÜNEN dagegen ausgesprochen. 

Im Süden ist es, wie wir heute schon gehört haben, gelungen, den neuen Spielplatz näher an die Gebäude zu bringen. Sicherlich ein Vorteil für die dort spielenden Kinder. 

Generell zum Grünraum: Anstelle von Kinderspielplätzen mit ausreichendem Grün wurden die in geschlossenen Räumen untergebracht. Diese Kinderspielplätze werden jetzt sehr spät auf Kosten der Allgemeinheit errichtet. Sie sollten eigentlich primär von den Wohnbauträgern errichtet werden. Spielen für Kinder ist in den Hochhäusern nur in den geschlossenen Räumen möglich, sicherlich nicht gerade ein Optimum für junge Menschen. 

Bei den Windströmungen wiederholt sich das Problem der Hochhäuser der Uno-City-Platte. Die Windgeschwindigkeiten sind so groß, dass man es zu manchen Zeiten kaum im Freien aushält. 

Die Beschattungen der unteren Wohn- und Aufenthaltsräume sind schlicht und einfach unzureichend. 

Als ich voriges Jahr persönlich nach einer Veranstaltung vom damaligen Stadtrat Werner Faymann abends durch die trostlosen Geschäftsflächen zur Garage gehen musste, fragte ich mich schon damals, wo man sich da wohlfühlen könnte. Geschlossene Geschäfte, leere Geschäfte, ein lautes Lokal mit viel Beton und Glas, lange, finstere Gänge und sonst nichts. Dringende Sicherheitsfragen drängen sich hier für mich auf. Generell hat sich die SPÖ als allein Verantwortung tragende Partei nicht mit Ruhm bei der Planung und der Ausführung der Wienerberg-City bekleckert. Es wurde ein für den Grundbesitzer nachträglich gewidmetes Projekt, das so niemals im Stadtentwicklungsplan enthalten war. Die Stadt, die jetzt zusätzlich für die Infrastruktur aufkommen muss, hat kaum Vorteile lukriert. Die Mieter und Eigentümer haben ein schlechtes Projekt bekommen, weil die Bauherren sparten. Ich hoffe nicht, dass man bald an Stelle von „Wienerberg-City" von „Geister-City" sprechen wird. Planungsfehler, nachträgliche Widmungen, große Planungsgewinne für die Projektbetreiber sind ein Mix, der sich vom Wienerberg über Rothneusiedl bis zum Asperner Flugfeld zum Schaden der Wienerinnen und Wiener verfolgen lässt. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Harwanegg.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Damen und Herren des Gemeinderats! 

Die Dringliche Anfrage der Freiheitlichen zur Wienerberg-City gibt auch Gelegenheit, und der Herr Stadtrat ist wirklich in einer sehr ausführlichen Beantwortung auf diese zehn Punkte eingegangen, hier und heute doch wieder die damalige Situation der Wienerberg-Gründe in Erinnerung zu bringen. Herr StR Ellensohn hat als Einziger darauf hingewiesen, dass wir eigentlich zwei Teilgebiete haben, nämlich Wienerberg-Ost und den Teil Süd, also unmittelbar rechts und links der Triester Straße selbst. Daher muss man auch gewisse Gegebenheiten, Infrastruktur von diesen zwei Gebieten in diese Richtung sehen, die damals allerdings gemeinsam als Projekt in Planung und Diskussion waren. Es ist von meinen Vorrednern hier massiv Kritik geübt worden, auch schon in Presseaussendungen zu diesem Projekt, wobei, wie gesagt, hier im Wesentlichen der Südteil angesprochen wurde, der aber sicherlich anders strukturiert ist als der östliche Teil. 

Bringen wir uns in Erinnerung, und ich, der ich 15 Jahre lang in der Bezirksvertretung Favoriten tätig war und damals einige Verhandlungen mitgemacht habe, darf das sagen, die Geschichte dieser beiden sehr interessanten Grundflächen, nämlich der ursprünglichen Bewaldung, wo dann in den Gründerzeitjahren Ziegelwerke entstanden, die bekanntlich zu einer politischen und geschichtlichen Entwicklung geführt haben, die für uns Sozialdemokraten von großer Bedeutung war. Faktum ist, dass hier ein Gebiet, das historischen Boden hat, sehr wohl in den Planungen sorgfältig vorbereitet wurde, wie gesagt, der Ost- als auch der Südteil. Wenn wir uns erinnern, viele von Euch werden in den 70er und 80er Jahren die Südeinfahrt benützt haben, dann haben wir alle die Zustände, die dort geherrscht haben, in Erinnerung. Nach Betriebsbeendigung der Wienerberger ist dieses ganze Gebiet total verkommen, illegale Ablagerungen sind vorgenommen worden. Selbst Absperrungen haben da nichts genutzt, sodass es wirklich ein Schandfleck war, wenn man nach Wien gekommen ist, wie links und rechts diese Gründe ausgeschaut haben.

Daher war es notwendig, in zahlreichen Anträgen von allen Parteien in der Bezirksvertretung Favoriten, dass hier etwas geschieht. Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass dann die Vorbereitungen, die Konzepte und Projekte vorgelegt worden sind, die sehr unterschiedlich waren und jahrelang zu Diskussionen geführt haben. Faktum ist, dass dann VBgm Görg 1999 in die weitere Projektplanung eingestiegen ist. Es hat Expertenverfahren gegeben, es hat x Jurysitzungen gegeben, den Fachbereich, der sich damit beschäftigt hat. 

Weil das auch angesprochen wurde, in der Frage der Situierung des östlichen und südlichen Teils, dass man den südlichen Teil ganz bewusst anders gestaltet hat als den östlichen Teil, wo natürlich auch eine Wohnbesiedlung vorgenommen wurde, aber die Infrastruktur zum Beispiel mit einem Pensionistenwohnhaus ganz anders gestaltet wurde oder auch im oberen Bereich Kleingartenanlagen geschaffen wurden, um eben den Wünschen der Bevölkerung auch Rechnung zu tragen. Es hat selbstverständlich auch einen Masterplan zu der ganzen Angelegenheit und lange Vorbereitungen zu den Widmungen selbst gegeben. Ich darf daran erinnern, dass dieses Projekt auch international ausgeschrieben worden ist und namhafte Architekten an einem Wettbewerb teilgenommen haben. Es war unter anderem der bekannte römische Architekt Fuksas, der dann letzten Endes hier zumindest einen Teil dieses südlichen Teils des Wienerberggeländes mit zwei Türmen bebaut hat. 

Die Frage des Konzepts im südlichen Teil war, dort eine Mischnutzung herbeizuführen, einerseits also Bürogebäude, speziell an der Bundesstraße situiert, und im hinteren Bereich Wohnbauverbauung beziehungsweise gemischte Nutzung in den Türmen selbst. Wenn hier die Frage der Bürogebäude kritisiert wurde, dann darf ich sagen, es ist immerhin gelungen, dort derzeit 19 Unternehmen anzusiedeln, zum Schluss auch die Generaldirektion der Bundesbahnen, aber auch Unternehmen wie V-Technik, die Firma Schindler, im unteren Bereich die Firma Frequentis, Baufirmen, die Firma Porsche/VW, die alle ihre Betriebsbaugebiete dort haben. Das hat natürlich dazu geführt, dass diese Unternehmen dort zahlreiche neue Arbeitsplätze geschaffen haben. Insgesamt etwa 6 000 Arbeitsplätze haben wir in diesem Bereich, wie gesagt, und etwa 20 Firmen.

Man muss dazu sagen, weil auch das Konzept mit der Wohnstraße angesprochen wurde - ich komme später noch darauf zurück -, dass hier ganz bewusst oberflächlich keine Abstellplätze geschaffen worden sind, weil einfach vom Projekt her insgesamt 1 200 Garagenplätze geschaffen worden sind.

Zur Frage der Wohnbauträger, die im südlichen Teil gebaut haben: Wir haben zehn Wohnbauträger, die hier ihre Projekte, die ausgeschrieben waren, verwirklicht haben. Neben der schon oft genannten SEG die Wiener Heimbau, BUWOG, die damalige Bundeswohnbaugenossenschaft, die Wien Süd, die Familie und noch einige andere, die ihre Projekte, die in Wettbewerben vorgestellt worden sind, letzten Endes auch gebaut haben. 

Die Frage der sozialen Staffelung war natürlich auch bei diesem Projekt ein ganz wichtiger Teil, dass man eine Struktur von frei finanzierten Wohnungen und Objekten wollte, aber auch den sozialen Wohnbau mit dementsprechenden Förderungen. Selbstverständlich sind bei diesem Wohnbauteil die Garagenplätze mitfinanziert worden. Die Struktur ist eigentlich bisher nicht erwähnt worden, dass dort, meistens von den Wohnbauträgern, selbstverständlich die öffentlichen Einrichtungen gleich mitgebaut wurden, nämlich angefangen bei den Schulen, weiters sind ein Hort und drei Kindergärten errichtet worden und im Ostteil, wie ich erwähnt habe, auch ein Pensionistenheim. 

Aber auch die Freizeiteinrichtungen sind in diesem Projekt im Vorhinein in die Planung eingeflossen. Man hat selbstverständlich bei diesem großen Grünraum die Strukturen möglichst berücksichtigt, die Teiche, soweit sie vorhanden waren und nicht zugeschüttet worden sind, weiter zu gestalten. Es hat auch den Plan umfasst, im südlichen Teil, Eibesbrunnergasse, neue Sportanlagen in einigen sehr großen Spielfeldern, muss ich sagen, zu errichten, die in diesem Bereich neu geschaffen worden sind. Nicht zu vergessen auch das Budo-Center, das am Fuße des Wienerbergs ebenfalls als große Sportstätte entstanden ist. 

Zur Infrastruktur möchte ich sagen, dass dieses Projekt für die Bewohner der Gemeindebauten vis-à-vis, Ahornhof, Fliederhof und so weiter, einige neue Einkaufsmöglichkeiten geschaffen hat. Diese Gegend war bisher unterversorgt. Erst durch das neue Einkaufszentrum war die Möglichkeit, diese Einrichtungen auch für die nahe liegende Bevölkerung mitzubenutzen, nicht zu vergessen auch die Frage eines Kinos und anderer Freizeiteinrichtungen, wie sie heute eigentlich selbstverständlich sind. 

Ich möchte jetzt nur am Rande zu den einzelnen Punkten sprechen, aber ganz klar, soweit das freifinanziert ist, das hat der Stadtrat sehr ausführlich in seiner Anfragebeantwortung dargelegt, ist das eine Angelegenheit zwischen dem Bauträger und den Eigentümern, im rechtlichen Sinne vorzugehen. Hier hat die Stadt Wien, weil es eben keine Finanzierten sind, keine Möglichkeit einzugreifen, einzige Möglichkeit bei Nichteinhaltung der Bauordnung. Da gibt es natürlich die Möglichkeit.

Die Frage der Windverhältnisse ist schon ausführlich beantwortet worden, ebenso die der Kinderspielplätze, auch wenn das jetzt von meinem Vorredner immer wieder gekommen ist. Der Stadtrat hat erwähnt, hier hat die Bezirksvertretung Favoriten im Hinblick auf die Probleme, die sich offensichtlich durch eine Verdrängung des Grundwassers ergeben haben, reagiert. Bei dem sehr großzügig angelegten Spielplatz im unteren Teil des Wienerberggeländes, also in dementsprechendem Abstand von der Wohnverbauung ist das leider nicht gut gegangen. Es ist daher, wie gesagt, die Maßnahme vorgesehen, sobald das Erdreich halbwegs fest ist, wird dieser Spielplatz in die Richtung in etwa 250 m Entfernung von den ersten Wohnbauten verlegt. 

Zu der Sache, weil das immer angeschnitten wurde, es sind, wie gesagt, Kleinkinderspielplätze, das heißt, von drei bis sechs Jahren in der weiteren Folge geschaffen worden. Bei dem einen Punkt, der grüne Stadtrat hat das auch angesprochen, ist entschieden worden, dass eben vom § 69, der Möglichkeit der Ersatzschaffung von Gemeinschaftsräumlichkeiten, Gebrauch gemacht wurde. Irgendwie muss man das auch verstehen und nachvollziehen können, wenn man sich in unmittelbarer Nähe von Minuten in riesige Sww-Flächen begeben kann, dass man dann schon in Frage stellt, ob es unbedingt notwendig ist, zwischen den Bauten zusätzliche dementsprechende Grünflächen zu gestalten. Man hat sich entschieden, dass das nicht notwendig ist, weil eh sehr viel Grünraum in dieser Richtung zur Verfügung steht. Das ist eine Diskussion, die wir immer wieder bei verschiedenen Wohnbauprojekten haben.

Ich kann mich gut an die Diskussion der Frage der Wohnstraßen erinnern. Es war das Konzept, keine Abstellplätze auf der Oberfläche zu gestalten, sondern alles an Fahrzeugen in Garagen unterzubringen, damals schon ein Thema, das heute sehr oft bei neuen Projekten gang und gäbe ist, damals noch mit dem Versuch einer Wohnstraßengestaltung, die, das darf ich gleich bei der Gelegenheit sagen, von den Bauträgern auf ihren Grundstücken errichtet worden ist. Es gibt hier auch Mängel, das ist die Begründung, warum die öffentliche Hand das noch nicht übernommen hat. Die müssen behoben werden, dann wird selbstverständlich die öffentliche Hand, wenn alles in Ordnung ist, diese Straßen übernehmen und andere Möglichkeiten, rechtliche dann hoffentlich auch, haben, wenn diese Zustände, die ein Diskussionsredner dargelegt hat, sich nicht bessern. 

Im Übrigen hat das Konzept natürlich nicht vorgesehen, dass diese Wohnstraße eine Durchzugsstraße ist, daher auch dementsprechende Maßnahmen. Wenn das nicht der Fall ist, dann gibt es eben die vielen Möglichkeiten in Gebieten, dass sich die Bezirksverkehrskommission das anschaut, notfalls Überlegungen anstellt, eine Verkehrszählung vorzunehmen und weitere Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung herbeiführt. Aber aus meinen Erfahrungen, Frau Kollegin Frank, weiß ich, und Sie waren auch bei uns in der Bezirksvertretung, wenn wir dann solche Zählungen und Geschwindigkeitsüberprüfungen machen, kommen wir sehr oft darauf, dass eigentlich die Anrainer viel zu schnell fahren oder sich selbst nicht an Regelungen in dieser Richtung halten. (GRin Henriette FRANK: Aber die Frau Bezirksvorsteherin fühlt sich nicht zuständig!)

Zu den angesprochenen Diskussionsbeiträgen von GR Mahdalik: Es gibt dort zweifellos Probleme. Ich darf das sagen, weil ich selbst viele Jahre in einer Funktion in einer Genossenschaft tätig war: Wo gibt es die nicht bei Neubauten, dass in den ersten Jahren einfach Probleme auftauchen, bis die Genossenschafter oder die Eigentümer sozusagen zusammenwachsen und dann eine gewisse Gemeinschaft entsteht? Das ist dort teilweise schon geschehen, aber leider nicht immer und überall in dieser ganzen Angelegenheit. Aber ich glaube, wenn man bemüht ist, die Kritik, die teilweise, das steht außer Diskussion, berechtigt ist, in den einzelnen Punkten aufzuarbeiten, dann kommt man wirklich zu dem, was diese Anlage sein soll, nämlich eine Musteranlage und ein Vorzeigeprojekt der Stadtplanung. 

Kollegin Frank, Sie haben diese Punkte angesprochen und dankenswerterweise auch von teilweise gelungenen Projekte in der Anlage gesprochen. Nicht alles ist, wie gesagt, so, wie es eigentlich geplant war. Auf die Problematik, die es bei den Spielplätzen gibt, habe ich schon hingewiesen. Ich hoffe, dass diese Sache mit der neuen Lösung besser ist. Die ganzen Probleme, angefangen vom Schwimmbad bis zum Übergang und dergleichen, was in einem frei finanzierten Bereich ist, sind ausschließlich eine Angelegenheit zwischen den Eigentümern und den Bauträgern. Wir haben als Stadtverwaltung einzig und allein die Aufgabe, wenn etwas nicht funktioniert, als Hoheitsverwaltung in der Kontrolle einzugreifen, aber erst dann, wie gesagt. Das gilt auch nur für die, wo wir als Stadt Wien die Möglichkeit der Finanzierung gehabt haben. Dann haben wir die Möglichkeit, notfalls in diesen Bereichen auch einzugreifen.

Herr StR Ellensohn, für uns ist nicht alles in Ordnung! Herr Stadtrat, wir wissen, dass es, wie gesagt, Probleme gibt. Sowohl Bezirksräte als auch Gemeinderäte nehmen sich dieser Probleme an. Natürlich greift auch die Frau Bezirksvorsteherin in x Gesprächen diese Probleme auf und ist, wie das Beispiel Spielplatz zeigt, bemüht, eine Lösung zu finden. (GR Alfred Hoch: Das ist ein VP-Antrag gewesen!)

Zum Schluss noch einmal, ich glaube, dass es ein gutes, ein Vorzeigeprojekt ist. Wenn man, wie gesagt, die einzelnen Mängel, die zu beheben sind, aus der Welt schafft, dann kann diese Anlage durchaus als gelungen bezeichnet werden. Ich hoffe, dass letzten Endes auch die Oppositionsparteien davon überzeugt werden können, dass diese Anlage eine gute und schöne Anlage ist, es ist auch gesagt worden, mit einem ganz herrlichen Ausblick Richtung Süden. Dieser Ausblick und der unmittelbare Grünbereich haben viele dazu bewogen, dass sie dort eine Wohnung genommen haben. - Danke schön für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Kollegen Harwanegg muss man schon in einigen Dingen ein bisschen berichtigen. Ich habe mir vorgenommen, nur sehr kurz darüber zu reden, weil schon relativ viel und fast alles gesagt wurde. Nur je länger er gesprochen hat, desto mehr habe ich nicht mehr gewusst, über welches Projekt er eigentlich spricht. Ich habe nicht mehr gewusst, ob du über Wienerberg redest oder irgendeine Phantasievisualisierung gehabt hast. Du kannst nicht über die Wienerberg-City gesprochen haben. Das ist unmöglich bei dem, was du uns alles angeboten hast, dass man zur Rax sieht, dass es grün ist, dass man zu den Kindergärten nicht sehr weit hat, dass mit den Autos alles in Ordnung ist, was es dort alles gibt. Ich glaube, du hast den Kollegen Ellensohn missverstanden. Ich wollte nur sagen, der Ellensohn hat hier gesagt, es gibt zwei Wienerberg-Citys, es gibt die, die man sich vorstellt, die man sehen will und die, die so ist, wie sie ist. Du hast das interpretiert. Ich glaube nicht, dass der Kollege Ellensohn es so gemeint hat. Du hast jetzt alles auf den Ostteil gelegt und hast gesagt, es gibt Ost-Wienerberg und dann gibt es unseren, über den wir eigentlich reden. 

Ich glaube, es gibt auch technisch das, was Ihr sehen wollt und es gibt das, was die Leute, die dort wohnen, die dort arbeiten, tatsächlich jeden Tag erleben. Ich möchte auch daran erinnern, Kollege Harwanegg, du hast es so dargestellt, der Bauträger soll sich das mit den Eigentümern, den Mietern selbst ausmachen, das ist ein Vertragsbedingung. So ist es nicht, denn wenn Wien 35 Millionen EUR an Wohnbauförderung immerhin aus Steuermitteln sponsert, dann hat die Stadt Wien unserer Meinung nach nicht nur die Möglichkeit, sondern die Verpflichtung, schon ein bisschen mehr der Kontrolle zu frönen und ein bisschen mehr nachzuschauen, was passiert! (GR Volkmar Harwanegg: Das habe ich aber ausdrücklich gesagt!)

Ich habe mir einen Pressedienst von Herrn StR Swoboda aus dem Jahr 1996 ausgehoben, wo der Baubeginn ist und was da alles kommen wird: Dort werden 1 200 Wohnungen, Bürohäuser, Volksschule, Hauptschule, Kindertagesheim, Seniorenresidenz, Entertainmentcenter, Tiefgaragen und was noch alles kommen. Es mag ja sein, wenn man den Ostteil dazurechnet, dass alles irgendwo verstreut liegt, aber bei dem Teil, wovon wir hier reden, gibt es keine Seniorenresidenz und keine Hauptschule. Das Kindertagesheim ist maßvoll überfüllt, die Leute kriegen keinen Platz und müssen woandershin ausweichen. Das, hat damals StR Swoboda gemeint, wäre alles in diesem Bereich, worüber wir heute reden.

Der Wienerberg-Generaldirektor, damals der Herr Erhard Schaschl, hat mit dem Herrn VBgm DDr Görg das Projekt drei Jahre später gleich noch einmal vorgestellt. Da war es immer noch ein sehr schönes Projekt. Da hat aber sogar der Herr Schaschl als Hauptfinancier mit seiner Firma und seiner Immofinanz-Gruppe, der das im Großen auch bezahlt hat, schon damals gesagt, was den Verkehr betrifft, urgiert er eine stärkere Anbindung des neuen Stadtviertels an den öffentlichen Verkehr. Gleichzeitig sagt er, ist man aber durch die vielen Tiefgaragenplätze zu einer autofreien Stadt gekommen. 

Ich sage, das ist keine autofreie Stadt, das ist eine tote Stadt. Das ist beides, autofrei und tot. Ist aber eigentlich blöd. Weil eigentlich ziehen die Leute in keine tote Stadt, sondern lebendig soll das sein. Also ganz so ist es nicht geworden, wie Ihr uns das präsentiert habt, die SPÖ-Stadtregierung, StR Swoboda von der SPÖ und StR Görg von der ÖVP. Deswegen reden und diskutieren wir heute darüber. 

An den Straßenkreuzungen im Süden Wiens findet man sehr viele Wegweiser. Das ist ganz wichtig, dass man nach links nach Budapest, Prag und Brünn kommt. Ganz klein oder gar nicht so klein steht überall auch die Wienerberg-City dabei, was eigentlich ein bisschen eigenartig ist, weil das wäre genauso, als ob man irgendeinen anderen kleinen oder größeren Stadtteil bei Ausfahrten oder bei großen Straßenkreuzungen hinschreibt. Das ist aber deswegen wichtig, weil man nicht so leicht zu dieser Wienerberg-City findet. Daher ist halt eine kostenlose Werbung seitens der Stadt für diese Wienerberg-City durch diese Verkehrsschilder gegeben. 

Die Herren Stadträte, Betreiber und Bauer haben das als Topprojekt und Wohnparadies mit qualitativer Weiterentwicklung des sozialen Wohnbaus gepriesen. Da ich ein altmodischer Mensch bin und nicht immer ins Internet gehe, habe ich mir viele Zeitungen aufgehoben. Da gibt es eine, wo damals die SEG einen Artikel im Bezirksjournal mit der Überschrift „zauberhafte Aussichten aufs Wohnen über der Stadt" schaltete. Dort schrieb sie hinein: „Auf dem Dach befindet sich ein Wellnesscenter mit Sauna, Panoramaterrasse, herrlichem Swimmingpool." - Dass die Terrassen hinunterfallen, hat sie damals nicht gewusst und hat es auch nicht hineingeschrieben. Wie klasse das alles ist, mit Foto belegt. Da gibt es in jeder Zeitung von damals eine riesige Werbung, dass man dort hinziehen soll. Die Leute, die dem geglaubt haben, sind im Großen und Ganzen eher nicht ganz glücklich, dass sie heute dort wohnen. Außerdem entspricht dieser Stadtteil nicht dem Stadtentwicklungsplan 2000 oder 1994. Das hat auch schon die MA 21 im damaligen Zeitraum, das weißt du, gesagt und hineingeschrieben, weil eine Schule hinkommt, weil Wohnungen hinkommen und die städtebauliche Entwicklung schon 1994/95 auf Gewerbe und Büro gegangen ist, dass dies nicht den stadtplanerischen Vorgaben entspricht. Es ist trotzdem gebaut worden. Ich möchte nicht hinterfragen, warum es gebaut worden ist. Es hat einen Investor gegeben, der sich ein Geschäft versprochen hat, was auch wahrscheinlich ist, dass er eines gemacht hat. 

Interessant ist, dann wird geschrieben, dass das Projekt es geschafft hat, alle Wohnwünsche zu erfüllen. Das haben sie schon geschrieben, als es fertig war. Na ja, herabfallende Loggiascheiben sind nicht gerade das, was die Wohnwünsche erfüllt, muss man auch dazusagen. Die Freiflächen sind nichts anderes als Garageneinfahrten, das weißt du, größtenteils Garageneinfahrten und Hauseingangszonen.

Was den Wind betrifft, muss ich den Herrn Neostadtrat Ludwig schon ein bisschen korrigieren. Sie haben hier gesagt, das, was mit dem Wind ist, ist eh klar, weil seit 2 000 Jahren, soweit man es zurückverfolgen kann, ist das eine exponierte Stelle, der Wienerberg war immer eine exponierte Stelle, dort ist halt einfach der Sturm und der Wind. Komplett richtig, nur die Folgerung hätte sein müssen, wenn ich das eh schon seit 2 000 Jahren weiß, dass der Wind immer von der gleichen Seite bläst, und zwar nämlich zu 80 Prozent der Zeit von Westen und Südwesten, hätte ich halt beim Planen die Häuser vielleicht anders situieren können und ein bisschen eine andere Planung vorgenommen. Also das ist keine Ausrede! Außerdem erleben wir das Gleiche auch auf der Donauplatte. Da gibt es ganz große Probleme. Die Stadt Wien soll sich in Zukunft bei solchen Projekten sehr überlegen, zu testen, von wo der Wind kommt, welche Auswirkungen der Wind für die Büros und für die Menschen, die dort wohnen, hat.

Der Herr Kollege Ellensohn hat heute gesagt, diese Genossenschaften, die so etwas - unter Anführungszeichen - verbrechen, gehörten eigentlich auf eine Liste und die kommen dann halt nicht mehr vor. Das ist vollkommen richtig, nur diese Genossenschaften stehen eh schon auf einer Liste. Das sind nämlich genau jene Genossenschaften, wenn ich mir das anschaue, Mischek, SEG, Wien Süd, die immer die Aufträge kriegen. Es ist genau umgekehrt. Also die werden nicht geschützt, sondern da hat man ein Liste und die kriegen immer die Aufträge. Vielleicht sollten wir einmal die Listen ein bisschen tauschen und schauen, dass die eine Zeitlang gesperrt werden oder ihren Pflichten etwas mehr nachkommen.

Nun zum Verkehr: Ich gebe schon zu, dass Sie bei der sehr umfangreichen Anfragebeantwortung sicher nichts vergessen haben. Sie haben uns alle Autobuslinien, alle Straßenbahnlinien und die Badner Bahn, alles, genannt. Nur, Herr Stadtrat, es ist so, das ist nicht alles familienfreundlich, denn zum familienfreundlichen Wohnen gehört ein öffentliches Verkehrsmittel mit einer Einstiegsmöglichkeit für Kinderwägen, wie eine U-Bahn, wie tiefgelegte Busse, wie tiefgelegte Straßenbahnen. Das gibt es dort alles nicht. Daher fordern wir schon seit Langem, Überlegungen anzustellen, ob nicht eine 
U-Bahn-Verlängerung möglich wäre, denn jetzt ergäbe sich die Möglichkeit der U2, die zum Zentralbahnhof geführt wird, mit zwei Stationen in dieser Richtung zu verlängern, mit einer Station durchaus im Bereich Schedifkaplatz. Dann hätte ich eine wunderbare Schleife, wo die U2 in die U6 mündet. Das wäre auch für die Bewohner und für die dort arbeitenden Leute sehr wichtig, noch dazu, wo über 50 Prozent der dort arbeitenden Menschen Pendler sind, die allesamt mit dem Auto dorthin fahren. Es gibt für die keine Möglichkeit, mit einem anderen Verkehrsmittel als mit dem Auto hinzufahren. Daher die vielen Garagen. Das ist zumindest etwas. Zumindest stehen sie nicht an der Oberfläche. Zumindest finden sie einen Parkplatz. Aber für die Umwelt ist das sicherlich kein Konzept für die Zukunft. 

Zum Beispiel haben die Geschäftsleute an die Firma Gewista bis zu 1 000 EUR zahlen müssen, wo sie Werbetafeln an diesen Häusern anbringen wollen, damit man endlich darauf aufmerksam wird, dass es dort auch Geschäfte gibt. Leider ist das Geld weg und die Gewista streitet mit den Genossenschaften, weil sie die Tafeln nicht montieren können. Das ist auch kein Zustand. Sie sind aufgefordert, Herr Stadtrat, mit den Bauträgern zu reden, dass sie die Verträge, die die Gewista mit den Geschäftsleuten eingegangen ist, auch duldet. Es kann nicht sein, dass die anfangen zu streiten, ob dort eine Werbetafel für die Geschäftsleute hängt oder nicht.

Abschließend, Herr Stadtrat und meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, das nächste Projekt, wo wir ähnliche Probleme haben werden, wird sicher kommen. Das wird das ganze Gebiet der KDAG-Gründe in Meidling sein. Ich will das jetzt nur abschließend sagen, ich will jetzt nicht unken und ich werde nicht unken, aber es gibt schon Anzeichen dafür, dass es in dieser Siedlung ähnliche Probleme geben wird. Erstens ist nicht gebaut worden, wie geplant worden ist. Den Leuten sind Sachen versprochen worden, die absolut nicht gebaut worden sind. Da haben Leute Wohnungen mit Glasdächern, die man leider im letzten Stock vergessen hat zu bauen. Jetzt muss der aus der Garage im Winter auf einem Gang gehen, der nicht gedeckt ist. Bei Wind, Schnee oder Regen ist das unglaublich. 

Zum Beispiel ist etwas passiert, das auch eigenartig ist. Ich kenne jemanden, der am Abend heimkommt, eine Art Loggiaverbau hat und dann sein Fenster, so ein Schiebefenster, öffnen will. Er denkt sich, komisch, das klemmt heute, das Schiebefenster geht nicht auf, das gibt es nicht. Er schaut und es ist zugeschraubt. Er war den ganzen Tag nicht zu Hause. Wieso ist sein Fenster zugeschraubt? Er kann das Fenster nicht mehr öffnen. Da hat sich nach Langem herausgestellt, nach zwei Tagen hat er die Antwort der Genossenschaft bekommen, es ist Folgendes passiert, und das ist bedenklich: Da ist ein Monteur dieser Genossenschaft mit dem Zentralschlüssel in die Wohnungen gegangen, weil die Gefahr bestand - ganz richtig, die Gefahr - dass durch die Schiebefenster, wenn der Wind kommt, das eine oder andere unter Umständen herausfliegt. Daher ist es im Sinne der Sicherheit besser gewesen, dass man es gleich zuschraubt. Es wäre fein gewesen, wenn man das den Mietern dort vielleicht mitgeteilt hätte und nicht wie ein Dieb in die Wohnung einsteigt und dem das Fenster zuschraubt. Das nur am Rande. 

Sie haben mit den Baugenossenschaften ein großes Feld, Herr Stadtrat, um denen einmal ein bisschen auf die Finger zu klopfen!

Jetzt sagt zum Beispiel - ich muss nachdenken, wer jetzt für die Gesundheit zuständig ist - die Frau StRin Wehsely, das Geriatriezentrum Lainz wird abgesiedelt, wir machen sechs oder sieben verschiedene kleinere Einheiten. Es soll mir recht sein, dass abgesiedelt wird. Dass man es dann verkauft, ist mir nicht recht. Aber mit Erstaunen lese ich, dass eines dieser Pflegeheime in der Tscherttegasse auf KDAG-Gründen sein wird. Erstens ist alles fertig, dort gibt es kein Pflegeheim, es gibt nicht einmal einen Platz dafür. Wo man das hinbauen will, weiß ich nicht. Zweitens, was die nächste Sache ist, dass man derzeit im KDAG nicht einmal eine U-Bahn-Auf- und -abfahrt Richtung stadteinwärts hat. Da müssen die Leute aufs Schöpfwerk gehen. Das muss man sich einmal vorstellen, im Winter mit dem Kinderwagen, wenn es kalt ist, muss man aufs Schöpfwerk gehen oder die ganzen 700 m um die Tscherttegasse herum! Auch hier sind Sie gefordert, endlich im Sinne der besseren Wohn- und Familienfreundlichkeit etwas zu tun!

Schlussendlich, Herr Stadtrat, und das lassen Sie sich auf den Weg mitgeben, verhindern Sie in der unmittelbaren Umgebung der KDAG-Gründe das Gleisdreieck! Da gibt es schon wieder Genossenschaften, die dort unbedingt Wohnungen hinstellen wollen. Im Bezirk sind die Mehrheit und die Opposition dagegen, dass man es verbaut. Es gibt aber drei Genossenschaften, die das unbedingt verbauen wollen. Das wäre unheimlich skandalös! Es ist gesundheitsschädigend, haben die MA 22 und die Umweltanwaltschaft festgestellt. Ich bitte Sie, hier mit dem Planungsstadtrat Hand in Hand zu gehen, dass man bei diesem Gleisdreieck keine Wohnungen hinbaut, sondern dieses Gebiet als Grünfläche für die dort ansässigen Bewohner belässt, auch kein Gewerbe und keine Büros. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist damit beendet.

Wir kehren zur Tagesordnung bei den Postnummern 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12 zurück. Die Berichterstatterin ist schon da. 

Als nächste Rednerin habe ich Frau GRin Yilmaz. - Bitte sehr. 

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach einer kurzen, nein, nicht so kurzen, sondern geraumen Unterbrechung (GR Dr Herbert Madejski: Akzeptabel!), akzeptablen Unterbrechung, kommen wir wieder zu den Förderungsanträgen, unter anderem der MA 17.

Ich möchte jetzt, es ist vieles gesagt worden, nicht wieder auf die einzelnen Vereine eingehen, die Jahr für Jahr auf dieser Liste stehen, die eine hervorragende Integrationsarbeit machen und wirklich gute Partnerinnen und Partner der Stadt Wien betreffend die Integrationsarbeit sind. 

Frau Kollegin Matiasek, es ist mühsam, es ist immer dasselbe. Sie müssen anerkennen, diese Menschen leisten gute Arbeit für ein friedliches Zusammenleben in dieser Stadt. Sie verweigern die Unterstützung sowohl finanziell als auch in Ihren politischen Statements, aber erwarten sich, dass die Integration von sich aus vonstatten geht. Das geht leider nicht. Dazu braucht es Strukturen, braucht es auch Geld und Unterstützung. Diese Unterstützung werden wir, so lange wir in dieser Stadt die Verantwortung haben, immer wieder leisten! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren, ein besonderes Anliegen ist mir in diesem Förderungspaket das Poststück der Städtekoalition gegen Rassismus. § 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte lautet: „Jeder hat Anspruch auf die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Überzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand." Diese Menschenrechte sind also Rechte, keine Geschenke anderer. Leider wird diese Tatsache sehr oft, manchmal auch bewusst, übersehen. 

Wien hat wie viele andere Städte eine Reihe von Maßnahmen zur Umsetzung dieser Rechte gesetzt. Sogar eine eigene Magistratsabteilung, die MA 17, dient diesem Ziel. Neue Zeiten erfordern immer wieder die Adaption der Instrumentarien, die eingesetzt werden müssen. Es gilt immer wieder zu prüfen, ob Aufwand und Kosten dem Ergebnis angebracht sind und ob neue zeitgemäße Aktivitäten besser geeignet sind, die gesetzte Ziele zu erreichen. 

Dieser Grundsatz sollte im Übrigen für sämtliche Gebarungen von Gebietskörperschaften Geltung haben, wobei sich eine Strategie als besonders erfolgreich herausgestellt hat, das Benchmarking. Das Suchen der besten Modelle und das Anpassen geeigneter Verfahren und Abläufe im In- und Ausland bringt allen Beteiligten effizientere und bewährtere Wege der Umsetzung. Man muss das Rad nicht immer wieder von Neuem erfinden, der Erfahrungsaustausch über Grenzen hinweg ist ein bewährtes Konzept, auch in der Integrations- und Diversitätspolitik. Denn auch in diesem Politikbereich ändern sich die Aufgaben und Herausforderungen permanent.

Die Städtekoalition gegen Rassismus wurde von der UNESCO 2004 ins Leben gerufen, um bedenklichen Entwicklungen in den europäischen Städten Einhalt zu gebieten. Die Koalition versucht, durch Erfahrungsaustausch und gemeinsame Bemühungen Rassismus zu vermeiden, Opfer zu unterstützen, in schwierigen Situationen zu vermitteln und rassistische Verbrechen zu verfolgen, soweit dies rechtlich möglich ist. 

Heute sind mehr als 50 europäische Städte Mitglieder dieser Initiative. Sie haben sich bei ihrem Beitritt verpflichtet, zehn zielgerichtete Maßnahmen gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit umzusetzen. Das bedeutet, dass es derzeit mehr als 50 unterschiedliche Aktionspläne für ein besseres Miteinander gibt. Diese Aktionspläne beinhalten sehr differenzierte Punkte. Sie reichen von Chancengleichheit im öffentlichen Dienst über die Förderung interkultureller Kompetenz im kommunalen Bereich bis zu strengen Vorgaben bei der Vergabe kommunaler Aufgaben. Betriebe, die Diskriminierung fördern oder gewähren, kommen zum Beispiel nicht zum Zug. Auch die Förderung von Vielfalt im Kulturbereich, die Unterstützung von NGOs, die Verhinderung von hetzerischen Kampagnen oder die Einrichtung einer Gleichbehandlungsstelle sind Beispiele dieser Selbstverpflichtung der Teilnehmerstädte. 

Berlin, Barcelona, Nizza, Genf, Paris, Stockholm, Oslo und Nürnberg sind unter anderem in dieser Initiative vertreten. Der Start dieser Initiative ist im Dezember 2004 in Nürnberg erfolgt. Diese Stadt steht symbolisch für die systematische Planung der Vernichtung anderer. Der Reichsparteitag der NSDAP im Jahr 1934 war der Startschuss zu Verfolgung, Vertreibung und Mord. Was damals der Ort der Zerstörung war, soll heute der Ort einer neuen Geisteshaltung sein, ein europaweites Netz an Initiativen zum friedlichen und verständnisvollen Miteinander. 

Auch Wien kann hier auf Grund seiner jahrzehntelangen Integrationserfahrungen viel Positives beitragen. Umgekehrt kann Wien aus den Erfahrungen der Partnerstädte lernen. Deshalb soll unsere Stadt an dieser Initiative teilnehmen und einen 10-Punkte-Katalog einbringen, der konkrete Selbstverpflichtungen beinhaltet. Damit ist Wien im gemeinsamen Bestreben der europäischen Kommunen gegen Rassismus ein engagierter Mitspieler. 

Frau Kollegin Korun, Ihre Einladung zu einer gemeinsamen inhaltlichen Arbeit an alle Fraktionen wurde von der Stadträtin schon vor längerer Zeit getätigt. Diese ist auch an alle Fraktionen ergangen. Ich habe es sehr lustig gefunden, dass Sie sich hier hinstellen und so tun, als wenn sich alle zurücklehnen würden und sich außer den GRÜNEN kein Mensch Gedanken darüber macht. Nein, im Gegenteil, wir machen uns alle Gedanken. Die Bitte der Stadträtin war, dass sich alle daran beteiligen. Das ist uns besonders wichtig. 

Sehr geehrter Herr Kollege Jung, Ihre Integrationserfahrungen in Schweden finde ich recht nett. Schwedisches Fernsehen und Sie haben Schwedisch gelernt. Aber es beweist auf Grund Ihrer Geisteshaltung auch, dass Sie aus Schweden nicht viel mitgebracht haben, weil die Schweden haben ein ganz anderes Integrations- und Zuwanderungsverständnis. Daraus kann man sehr viel lernen. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich habe daraus viel gelernt!) Sie sind Spitzenreiter in der Integrationsarbeit für ganz Europa. Es gibt sehr viele Länder, die sich das abschauen. Sie waren dort und haben sich gar nichts abgeschaut! (GR Mag Wolfgang Jung: Das stimmt doch nicht!) Da hätten sich nämlich Ihre Gedanken über Integration um vieles geändert!

Außerdem verwechseln Sie Zuwanderung mit Ihrer Situation. Zuwanderung ist etwas anderes. Zum Großteil werden die Menschen geholt, weil sie gebraucht werden. Zum Teil müssen sie zuwandern. Aber Ihre Situation auf Grund Ihrer beruflichen Gegebenheiten, dass Sie da für ein paar Jahre nach Schweden gegangen sind, hat mit Zuwanderung, Integration nichts zu tun. (GR Mag Wolfgang Jung: Beim Sprachenlernen schon! Wir haben schon die zweite Generation, die die Sprache lernt! Das ist der Unterschied!) Auf jeden Fall ist Integration keine Bringschuld (GR Mag Wolfgang Jung: Eine Holschuld ist es!), sondern auch Holschuld. Es ist nicht nur Holschuld, man muss es auch erbringen, sonst kann es nicht klappen, sonst kann die Integration nicht funktionieren. (GR Mag Wolfgang Jung: Das hört man aus den Schulen!) Aber Gott sei Dank funktioniert es in Wien (GR Mag Wolfgang Jung: Wo funktioniert es denn? PISA-Studie! Kriminalität! Das geht voll in die Hose!), weil wir nicht nur die Menschen unterstützen, sondern wir sehen auch, wenn wir sie unterstützen, dass die Menschen es brauchen und wollen und ihren Teil dazu beitragen. 

Ich bitte um Annahme der vorliegenden Poststücke. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP, so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 3. 

Wer stimmt zu? - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, so beschlossen.

Ich schaue einmal links und einmal rechts, das ist meine Gymnastik. Ihre Gymnastik ist das Aufzeigen, das ist eh gut, wir sitzen schon so lang, immer mit der anderen Hand. 

Zur Postnummer 4 liegt mir ein Antrag der ÖVP betreffend die Beschränkung des Anteils von SchülerInnen, die auf Grund ihres Migrationshintergrunds einen spezifischen Sprachförderbedarf haben, auf maximal 30 Prozent einer Klasse, vor. Der Antrag ist auf Zuweisung an den zuständigen Gemeinderatsausschuss für Bildung und Sport.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, mit ÖVP, FPÖ und SPÖ, so beschlossen.

Wir kommen zum Antrag Postnummer 4.

Wer dem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, SPÖ, GRÜNE, mehrstimmig angenommen.

Postnummer 5. Wer kann der Postnummer 5 die Zustimmung erteilen? - ÖVP, SPÖ, GRÜNE, somit mehrstimmig angenommen.

Postnummer 6. - GRÜNE, SPÖ, ÖVP, mehrstimmig angenommen.

Postnummer 7. - ÖVP, SPÖ, GRÜNE, mehrstimmig angenommen.

Postnummer 8. - ÖVP, SPÖ, GRÜNE.

Postnummer 9. - GRÜNE, SPÖ, ÖVP.

Postnummer 10. - ÖVP, SPÖ, GRÜNE.

Postnummer 11. - GRÜNE, SPÖ, ÖVP.

Postnummer 12. - Ebenso mehrstimmig, ÖVP, SPÖ, GRÜNE.

Wir sind bei der Postnummer 13. Hier liegt mir kein Redner vor. Wir kommen auch gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 13 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - FPÖ, SPÖ, GRÜNE, mehrstimmig.

Die nächste Post ist die Postnummer 19. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Harwanegg, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Das vorliegende Aktenstück behandelt die Übersiedlung, quasi zuständigkeitshalber geschäftsverteilungsgemäß, der Wiener Berufsfeuerwehr zum Bereich Finanzen. 

Ich möchte vorausschicken, dass wir mit der Wiener Berufsfeuerwehr sehr zufrieden sind. Wir halten sie für eine sehr kompetente und schlagkräftige Truppe. Ich frage mich aber, wieso die in regelmäßigen Abständen in ihrer Zuständigkeit von einem Ressort zum anderen wandert. (GR Mag Wolfgang Jung: Je nachdem, wo sie löschen muss!) Irgendwie habe ich im Gedächtnis, sie war einmal bei Integration und Frauenfragen, gemeinsam mit der damaligen Integrations- und Frauenstadträtin Brauner. Ich weiß es nicht, man kann das ja verstehen, Frauenfragen, vielleicht ist das der Zauber der Montur, dass man das dort behandelt hat.

Immerhin gibt es auch immer einen Jahreskalender von der Feuerwehr, der Firefighter, der im Rathaus präsentiert wird, wie Sie ja wissen. (Der Redner zeigt den angesprochenen Kalender her.) Das ist positiver Sexismus. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Wir wollen ihn auch sehen!) Die ÖVP will ihn auch sehen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sexistisch!) 
Das ist der Sexismus, der hier in Wien politisch korrekt ist. (GR Dr Wolfgang Ulm: Reine Lustobjekte! Ist ja furchtbar!) Das können sich dann alle anschauen. Sexistisch, aber politisch korrekt. Wird jedes Jahr im Rathaus präsentiert. 

Da habe ich mir gedacht, das wäre noch ein Grund, dass es bei Frauenfragen ist. Aber dann kam es gemeinsam mit der StRin Brauner zur Gesundheit. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ist schon gesünder!) Ist ja klar, MA 68 - Wiener Berufsfeuerwehr und Katastrophenschutz passt schon irgendwie in die Gesundheit. Gleichzeitig bleibt dieses Element der Männer schon bestehen. Ich habe mir dann die Mühe gemacht, ein bisschen auf der Homepage der Wiener Feuerwehr nachzusehen. Da gibt es dieses Onlinemagazin „Firefighter" und da sehe ich zum Beispiel das Fest zum Geburtstag der Frau StRin Brauner. Da habe ich auch ein sehr schönes Foto. (Der Redner zeigt den Farbausdruck eines Fotos her.) Das ist aber kein Stripper, das ist der Brandmeister Vinzenz von der Gruppe Blackdraft und der macht eine Rocky Horror Picture Show. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ein Wahnsinn!) Sie hat es lustig genommen. Das ist gut. Sie hat Humor. 

Aber eine gewisse Affinität bietet dieses Onlinemagazin. Es ist nicht immer politisch korrekt. Dort gibt es auch Blondinenwitze. (StRin Katharina Cortolezis-Schlager: Pfui! Sexistisch!) Dort gibt es zum Beispiel einen sehr schönen Aufruf, der mir gefällt. Jetzt bin ich selbst Raucher, ich war lange Zeit Nichtraucher, und ärgere mich über all das, was gegen die Raucher unternommen wird. Daher freue ich mich über die Feuerwehr, denn dort steht, am 20.4. ein „Firemen's Firefighterclubbing": „Das Insiderclubbing, für Antialkoholiker, Nichtraucher und Freunde leiser Musik eher nicht geeignet." 

Man muss der Frau Stadträtin zugestehen, sie hat eine menschliche Seite. Das schätze ich an ihr. Ich will ihr das gar nicht vorwerfen, ich möchte es nur einmal thematisieren. 

Jetzt wandert das Ganze zu den Finanzen. Ich habe mit dem Kollegen Ulm gesprochen, es ist irgendwie nicht korrekt, dass das wie eine Wanderniere mit der Frau Stadträtin durch die ganze Verwaltung wandert, aber bitte. (GRin Marianne Klicka: So kommen alle in den Genuss!) Eines muss man natürlich schon ein bisschen ernster sehen. Wir haben in der Frau Vizebürgermeisterin eine Vorkämpferin der Frauenrechte, der Frauenquoten, der Gleichberechtigung der Frauen und wir haben heuer das Jahr der Chancengleichheit. Jetzt denke ich mir, Zugang der Frauen zu Männerberufen. Da denke ich mir, bei der Polizei ist das irrsinnig durchgeführt. Mittlerweile gibt es irrsinnig viele Frauen bei der Polizei. Bei der Bergrettung gibt es Frauen. Beim Militär gibt es Frauen. 

Frage ich mich, wo die Frauen bei der Wiener Berufsfeuerwehr sind, kriege ich auf der Homepage der Wiener Berufsfeuerwehr, da brauche ich mich gar nicht viel darum zu kümmern, die Antwort. „Leistungsbericht 2006: Die Wiener Feuerwehr musste im Jahr 2006 33 565 Einsätze erledigen. Das entspricht ungefähr ... - Die Einsätze im Jahr 2006 wurden von zirka 1 700 Feuerwehrmännern und" - dick geschrieben – „drei Feuerwehrfrauen durchgeführt." Drei Feuerwehrfrauen sind ein mageres Ergebnis (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ein Wahnsinn!), wenn man da immer von der Gleichberechtigung und der Chancengleichheit spricht! Drei Feuerwehrfrauen sind wirklich nicht viel! (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Wie viele weibliche Abgeordnete haben Sie?)

Deswegen meine starke Bitte an Sie, Frau Vizebürgermeisterin: Wenn Sie schon so eine Affinität zur Wiener Berufsfeuerwehr haben, dann setzen Sie Ihr ureigenstes Anliegen dort auch durch und schauen Sie darauf, dass dann dort steht: „1 700 Feuerwehrmänner und 1 700 Feuerwehrfrauen". 

Abgesehen davon, das habe ich schon eingangs erwähnt, haben wir klarerweise an der Feuerwehr nichts auszusetzen. Wir freuen uns, dass wir eine so gute Feuerwehr haben. Wir werden das auch hinnehmen, obwohl das außer durch persönliche Beziehungen zur Frau Feuerwehrstadträtin nicht nachvollziehbar ist, dass sie in der Zuständigkeit ständig herumwandert. Wir werden es hinnehmen, wir werden dem Aktenstück zustimmen und wir wünschen den Kollegen der Feuerwehr zu ihrem morgigen Ball viel Vergnügen (GR Dr Herbert Madejski: Und den Kolleginnen!), auch den Kolleginnen, klar! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin, Entschuldigung, der Herr Berichterstatter. (Allgemeine Heiterkeit.) Jetzt hat er mich ganz verwirrt. Ich habe geglaubt, es sitzt die Kollegin Krotsch noch da. Bitte, Kollege Harwanegg.

Berichterstatter GR Volkmar Harwanegg: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Zuerst einmal zeigt das ja das Engagement der Frau Vizebürgermeisterin und Stadträtin, besonders bei der Feuerwehr. (GR Dr Herbert Madejski: Bei den Festivitäten!) Der Herr Gemeinderat hat hier gerade einige Veranstaltungen angesprochen, die von der Frau Vizebürgermeisterin wahrgenommen werden, die sozusagen auch Ehrenfeuerwehrfrau ist. Ich glaube, dass sie sich hier mit großem Engagement dieser sehr wichtigen Einrichtung unserer Stadt annimmt. 

Dass es derzeit nur drei gibt, ist einfach zu erklären, als natürlich Planstellen frei werden müssen. Da würden sich die Damen und Herren der Opposition zu Recht aufregen, wenn wir jetzt einige aus dem Grund vorzeitig pensionieren würden, damit wir freie Planstellen haben und ausschreiben können, sodass sich mehr Frauen um eine freie Planstelle bei der Feuerwehr bewerben. Aber sobald eine Planstelle frei ist, wird natürlich ausgeschrieben und bei dementsprechender Eignung können sich Frauen bewerben. Ich darf schon auch sagen, von den drei Frauen haben wir immerhin schon eine in leitender Stellung. Das bitte nicht zu vergessen, eben jetzt innerhalb weniger Jahre, wo eine andere Politik bei der Feuerwehr Platz greift, die sicherlich von meiner ehemaligen Ressortchefin geprägt ist, die sich mit großem Engagement der Feuerwehr annimmt. 

Im Übrigen ist diese Vorgangsweise jetzt nicht erstmalig. Man kann weiter zurückgehen, die Feuerwehr hat früher sehr oft das Ressort gewechselt. Jetzt ist sicherlich der Hintergrund, man darf das nicht vergessen und das passt schon auch zum Wirtschafts- und Finanzressort, dass die Feuerwehr sehr große Investitionen vornimmt und es daher von der Bedeutung dieser Investitionen durchaus gerechtfertigt ist, im Finanz- und Wirtschaftsressort angesiedelt zu sein. (GR Dr Matthias Tschirf: Sie hat dort ein bisschen viele Feuer zu löschen!)

Im Übrigen würde ich bitten, dem Geschäftsstück zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 19.

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, mit GRÜNEN, SPÖ und FPÖ. 

Postnummer 21 der Tagesordnung betrifft eine Subvention an den Verein Ludwig Boltzmann Gesellschaft - Institut für Menschenrechte. 

Ich bitte den Kollegen Harwanegg nochmals als Berichterstatter, nein, brauchen wir nicht. Wir kommen gleich zur Abstimmung, es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer der Postnummer 21 zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - GRÜNE, SPÖ und ÖVP, mehrstimmig so beschlossen.

Bei der Postnummer 56 der Tagesordnung liegt mir auch keine Wortmeldung mehr vor.

Wer der Postnummer 56 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, FPÖ, SPÖ, somit mehrstimmig beschlossen. 

Auch bei der Postnummer 59 bitte ich um Abstimmung. Keine Wortmeldung.

Wer kann der Postnummer 59 die Zustimmung geben? - ÖVP, FPÖ und SPÖ, mehrstimmig so beschlossen. 

Postnummer 60. 

Wer stimmt der Postnummer 60 zu? - ÖVP, FPÖ, SPÖ, mehrstimmig.

Wir kommen nun zur Postnummer 61. Sie betrifft das Plandokument 7737 im 4. Bezirk, KatG Wieden. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Mag Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf Grund der fortgeschrittenen Zeit möchte ich nur einen Abänderungsantrag zur Flächenwidmung einbringen.

Der Text: „Der vorliegende Antragsplan 7737 soll im Bereich der Liegenschaft Schönbrunner Straße/Heu-
mühlgasse so geändert werden, dass der zwischen Grüngasse und Heumühlgasse durch Grenzlinien dargestellte und mit Dg bezeichnete Durchgang als öffentlicher Durchgang gemäß § 5 Abs 4 mit der Bezeichnung öDg festgesetzt werden soll." 

Den Antrag bringe ich gemeinsam mit der Kollegin Ekici, dem Kollegen Lindenmayr und dem Kollegen Hora ein. - Danke. (Beifall bei der ÖVP und von GR Christian Oxonitsch.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Frau Berichterstatterin, das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die Fraktion der SPÖ wird dem Antrag zustimmen. 

Ich ersuche auch um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen gleich zur Abstimmung. Es liegt uns der Abänderungsantrag der ÖVP und der SPÖ vor. Das hat der Kollege Hoch schon vorgetragen. 

Wer dem Abänderungsantrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung der Postnummer 61.

Wer der Postnummer 61 die Zustimmung erteilen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - ÖVP, SPÖ, mehrstimmig.

Postnummer 62 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7741 im 21. Bezirk, KatG Leopoldau. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu dem Planbetriebsgebiet Allißen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur ganz kurz erklären, wieso wir diesem Plandokument nicht zustimmen werden, obwohl auch einige bemerkenswert positive Dinge darin enthalten sind.

Unsere Ablehnung begründet sich vor allem in dem Straßenprojekt B232, das wir als eines der sinnlosesten in der ganzen Stadt empfinden. Wir haben dazu schon ausreichend debattiert. In diesem Plandokument ist ja nur ein Stück davon dabei. 

Ich möchte jetzt aber eigentlich eher auf den positiven Zug, der auf Grund der Unterlagen nachvollziehbar ist, kurz eingehen. Und zwar hat die MA 69 in einer Stellungnahme darauf hingewiesen, dass eine enorme Wertminderung der stadteigenen Flächen durch eine Umwidmung auf Sww, also auf Schutzgebiet Wald- und Wiesengürtel, die Folge dieses Vorschlags wäre. Dankenswerterweise hat die MA 21B aber darauf beharrt, diese Wald- und Wiesenwidmung durchzusetzen. Auf Grund des Beschlusses des Grüngürtels Wien, den wir alle hier im Gemeinderat gemeinsam beschlossen haben, hatten wir sozusagen das übergeordnete sinnvolle Konzept des Grüngürtels durchgesetzt. Ich gebe nur zu bedenken, dass die MA 69 diesen Einspruch überhaupt so gemacht hat. An und für sich wäre es Aufgabe der MA 69, an diesem Beschluss mitzuwirken, diese Grundstücke nach und nach anzukaufen und nicht darauf hinzuweisen, dass man, wenn man diesen Beschluss umsetzt, dann eine Wertminderung des Grundstücks in Kauf nimmt. Ich glaube, da wäre es dringend an der Zeit, das geht auch an den Wohnbaustadtrat, mit der MA 69 einmal ein ernstes Wort darüber zu sprechen. 

Ein anderes Zitat möchte ich Ihnen auch nicht vorenthalten. Und zwar geht es um eine Änderung im Text nach einer Einsicht der Magistratsdirektion. Und zwar wurde zuerst in der Begründung die Textstelle vorgeschlagen mit: „Weiterführende Gespräche mit vorgesetzten Dienststellen haben ergeben, dass ..." Das wurde dann durchgestrichen und jetzt steht nur noch die sachlichere Begründung, die jetzt für Sie vielleicht schwierig nachzuvollziehen ist: „Da auch für den westlichen Teil des Straßenzuges eine private Nutzung als überwiegend zu bewerten ist, ..." Ich möchte Ihnen das deshalb zur Kenntnis bringen, weil ich glaube, dass es recht deutlich zeigt, dass nicht immer die sachliche Begründung im Vordergrund steht, sondern eben auch andere Überlegungen. Das wird hier recht klar.

Wie gesagt, die Ablehnung dieses Plandokuments bezieht sich vor allem auf das Bundesstraßenprojekt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Debatte ist geschlossen. Bitte, Herr Berichterstatter, das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ganz wenige Punkte: Zum Ersten hat die Kollegin Gretner bei den Stellungnahmen der zuständigen Magistratsabteilungen schon gesagt, dass die nicht immer anerkannt werden, weil gerade der Einwand der MA 69, wo sicher wirtschaftliche Interessen des Grundeigentümers dahinter sind, das ist schon klar, wurde nicht zur Kenntnis genommen, weil für die MA 21 die Sww-Widmung und vor allem die landwirtschaftliche Freiraumkonzeption für den Norden wichtig war. 

Das Gleiche auch bei der Landwirtschaft. Wir finden, dass gerade auch hier manchmal der berechtigte Wunsch auf L-Widmung nicht zum Tragen kommt, weil der Grünkeil und das Gewässervernetzungsprojekt wichtig sind.

Der wichtigste Punkt in dem Plangebiet überhaupt ist, dass die notwendigen Widmungsvorkehrungen für ein wirklich arbeitsplatzintensives Potenzial in Jedlersdorf geschaffen werden.

Abschließend noch zu der leidlichen Diskussion zur Donaufeldstraße, der ehemaligen B233: Es ist wirklich allgemein bekannt, wir haben das hier schon des Öfteren diskutiert, dass das eine Zufahrtsstraße ist, dass das eine Aufschließungsstraße für das Betriebsbaugebiet ist, dass sie die im Bundesstraßenkonzept schon seit den 70er Jahren im Masterplan beschlossen haben, dass es im STEP 05 wieder drinnen ist. 

Der Bezirk sieht das übrigens ähnlich. Es haben hier alle Parteien bis auf die GRÜNEN dem Plandokument zugestimmt. Es hat ebenso der Fachbeirat zugestimmt. Ich denke, dass auch der Gemeinderat diesem Widmungsplan zustimmen wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 62 der Tagesordnung seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, mit ÖVP, FPÖ und SPÖ.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 64 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7746 im 22. Bezirk, KatG Aspern.

Ich bitte die Kollegin Schrödl. Kann wer den Akt nehmen, bitte? - Berichterstatterwechsel, der Kollege Hora.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Aktenstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik.

Es ist ein bisschen Verwirrung entstanden, glaube ich, mit dem Hin und Her, aber wir haben es im Griff.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Wir werden dieses Plandokument ablehnen, weil wir eine bauliche Verdichtung im unmittelbaren Lobauvorland nicht wollen. 

Ich möchte bei der Gelegenheit, wenn wir schon im 22. Bezirk sind, zwei Beschlussanträge zu dringenden Problemen in der Donaustadt einbringen.

Der erste betrifft die bessere technische, vor allem benutzerfreundliche Ausstattung der U-Bahn-Station an die U1-Verlängerung nach Leopoldau.

Der zweite betrifft die Verbesserung des Angebots an öffentlichen Verkehrsmitteln im Bezirksteil Süßenbrunn.

Bei beiden wird in formeller Hinsicht in einer leichten Abänderung zum ursprünglich geplanten Ablauf die Zuweisung an den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt.

Ich ersuche in beiden Fällen um Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Aus dem Akt ist zu entnehmen, dass wir für dieses Plandokument sind. Wir werden selbstverständlich dem Plandokument zustimmen.

Bei den beiden Anträgen, die eine Zuweisung darstellen, werden wir auch mitgehen. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 64 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen.

Es kommen jetzt die soeben eingebrachten Beschlussanträge der Freiheitlichen Partei zur Abstimmung.

Der erste betreffend Nachrüstung von U-Bahn-Stationen mit Rolltreppen. Wie gesagt, in formeller Hinsicht ist die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Ist somit einstimmig so beschlossen.

Der zweite Beschlussantrag betrifft das Verkehrskonzept Süßenbrunn. Hier ist ebenfalls die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 65 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Plandokument im 19. Bezirk. Es gibt keinen Debattenbeitrag. Wir können gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, so beschlossen. 

Postnummer 66 ist aufgerufen, Plandokument im 19. Bezirk. Ebenfalls keine Wortmeldung. Wir können gleich abstimmen

Bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich so beschlossen, gegen die ÖVP.

Postnummer 67 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Sie betrifft einen Ausbau der Hauptstraße B224 im 15. Bezirk. Der Berichterstatter, Herr GR Valentin, wird einleiten. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet, nehme ich an, ist Herr GR Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Bei der vorgerückten Stunde, wir haben heute ja noch einiges vor, zumindest die ÖVP, möchte ich es kurz machen. 

Im Grunde genommen geht es sozusagen um die Verbreiterung, Erneuerung und auch einen Radweg in der Felberstraße, von der Hackengasse bis zum Neubaugürtel. Es hat der Kollege Madejski schon verlautbart, dass die GRÜNEN gegen die Errichtung eines Radwegs sind. Das stimmt nicht, der Kollege Madejski war auch dabei, sondern wir haben gesagt, und das steht auch in dem Akt, den Sie sich vielleicht nicht durchgelesen haben, Kollege Madejski, dass dieser Teil ein Teil der B224 ist, die eigentlich den Grünen Berg oder die Grünbergstraße unter dem Westbahnhofprojekt bis zum Europaplatz verbindet. Wir glauben, dass der Europaplatz genug Verkehr hat. Er ist nämlich der am dichtesten befahrene Verkehrsraum motorisierten Individualverkehrs in ganz Österreich. 

Wir glauben, dass dieses Projekt so nicht gut ist, auch wenn es nur ein kleines Stück ist, und glauben, dass es erstens rundherum kein Gesamtkonzept für die Parkraumbewirtschaftung in den angrenzenden Stadtteilen gibt, es zweitens so ist, dass es eben ein Teil dieser Bundesstraße ist und drittens gibt es für uns keine Garantie, was dort weiterhin passieren soll. Deswegen stimmen wir jetzt nicht zu. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Puller, bitte schön zum Rednerpult.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vor gut einem Jahr habe ich schon einmal einen Antrag bezüglich Intervallverkürzung der S45 eingebracht. Dieser wurde aber von Seiten der SPÖ abgelehnt. Heute stehe ich wieder mit demselben Antrag da. Denselben Antrag möchte ich wieder einbringen, Intervallverkürzung der S45 von 15 Minuten auf 10 Minuten, aber diesmal habe ich einen Joker im Ärmel. 

Dieser Joker ist, wir haben 6 000 Unterschriften gesammelt, meine Damen und Herren, hauptsächlich aus den Bezirken, in denen sich die S45 bewegt. Das ist von Hütteldorf bis Handelskai, das sind die Bezirke 14, 16, 17, 18, 19 und 20. 6 000 Unterschriften! Im Antrag stehen noch 5 000, weil der am Dienstag geschrieben worden ist. Mittlerweile habe ich noch 1 000 dazubekommen und immer noch bekomme ich laufend Unterschriften zugesandt. Diese 6 000 Unterschriften sind 20 Prozent von 30 000 täglichen BenutzerInnen der S45. Da sieht man, dass die Menschen, besser gesagt, die Fahrgäste, eh schon vorgeben, welche effektiven Maßnahmen zur Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs zu setzen wären. 

Es hängt nämlich nicht nur von einer kurzen Fahrzeit ab, die die S45 eigentlich hat, weil von Hütteldorf bis Handelskai braucht sie zirka 25 Minuten. Es hängt auch von einer Wartezeit ab und die beträgt 15 Minuten, meine Damen und Herren. Ich kann aus eigener Erfahrung sagen, vorige Woche wollte ich nach Gersthof. Ich wohne im 4. Bezirk, sehr zentral gelegen und habe gleich ums Eck die U1. Ich habe vom 4. Bezirk bis zur Station Gersthof der S45 55 Minuten gebraucht. Warum? Weil mir vor der Nase ein S45-Zug davongefahren ist. 

Ich denke mir, um den motorisierten Individualverkehr zum Umsteigen auf die Öffis zu bewegen, müssen diese attraktiver gestaltet werden, das heißt, kürzere Wartezeiten und es muss ein Angebot geschaffen werden, wo vielleicht ein bisschen Komfort dahintersteckt. Das heißt, vielleicht auch in den Spitzenzeiten einen Sitzplatz zu ergattern oder nur ein bisschen kommod stehen zu können und nicht wie in einer Sardinendose eingepfercht zu sein. 

Wirklich effektive Maßnahmen sind gefragt, meine Damen und Herren, um einmal mit dem Klimaschutz anzufangen, vielleicht auch dadurch den Feinstaub zu reduzieren. 

Stichwort Feinstaub: Seit Wochen geht diese Werbekampagne von der Umweltstadträtin. Frau Sima ist in den Medien sehr präsent, hört man in den Radios, ist auf Plakatwänden zu sehen. Da habe ich eine Zeitung zugesandt bekommen, das Bezirksmagazin. Zu solchen Maßnahmen, auch wenn sie populistisch verpackt sind (GR Christian Oxonitsch: Nicht populistisch!), nicht von der Frau Stadträtin populistisch, sondern eben von einer hochbezahlten Werbefirma, die diese Sätze populistisch verpackt, muss ich meinen Einwand dazugeben. Das geht der Bevölkerung so nahe, wie wenn, wie man so schön sagt, in China ein Fahrrad umfällt. Mit solchen Maßnahmen wird man eingefleischte Autofahrerinnen oder Autofahrer nicht dazu bewegen können, sich in vollgestopfte öffentliche Verkehrsmittel zu zwängen, geschweige denn umzusteigen. 

Auf eines möchte ich noch aufmerksam machen: Wie soll das eigentlich funktionieren, wenn man keine effektiven Maßnahmen setzt, wenn zum Beispiel nur zwei oder drei Prozent der AutofahrerInnen wirklich auf die Öffis umsteigen wollten? Jeder, der in den Spitzenzeiten mit den öffentlichen Verkehrsmitteln unterwegs ist, weiß nicht, wie das funktionieren soll. Das ist alles schon total überlastet! Also das packen die Öffis nicht mehr, geschweige denn die Wiener Linien!

Was hat diese Kampagne gebracht? Leider ist die Frau Umweltstadträtin nicht da. Ich habe auch die Frau Finanzstadträtin heute nicht gesehen. Es würde mich wirklich interessieren, was diese Kampagne außer ihrer medialen Präsenz gebracht hat. Für mich ist das eine hochbezahlte Werbeeinschaltung gewesen!

Ich wohne, wie gesagt, im 4. Bezirk am Wiedner Gürtel. Diese Woche soll diese autofreie Woche gewesen sein, wo die AutofahrerInnen angehalten worden sind, auf Öffis umzusteigen. Wenn ich in den Spitzenzeiten von zu Hause weggehe, sehe ich nach wie vor Blechlawinen am Gürtel. Wenn ich nach Hause komme, sehe ich die Blechlawinen am Gürtel. Bitte, wo ist der Effekt dieser Maßnahme, die sicher sehr viel Geld gekostet hat?

In diesem Sinne möchte ich diesen Antrag heute noch einmal stellen: 

„Die Frau Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, sich in den derzeit laufenden Verhandlungen mit den ÖBB für die Intervallverkürzung auf der S45 - Vorortelinie auf zehn Minuten einzusetzen und dafür auch die notwendigen finanziellen Mittel bereitzustellen."

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung diese Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Frau Finanzstadträtin, die leider heute nicht da ist, Frau Umweltstadträtin, die heute auch nicht da ist, 6 000 Unterschriften, meine Damen und Herren, dürfen die VolksvertreterInnen nicht unter den Tisch kehren! Darum werde ich nächste Woche die Unterschriften persönlich der Frau Finanzstadträtin übergeben. Ich hoffe, ich treffe sie dann an.

Zum Abschluss möchte ich noch aus dem Bezirksmagazin zitieren, wo im Vorlauftext steht, auf der Homepage der Frau Umweltstadträtin führt sie als Grund für ihr politisches Engagement an, die Welt retten zu wollen. Das ist eine gute Sache, das ist sehr löblich. Ich bin auch dafür, weil jeder Politiker oder jede Politikerin soll Visionen haben, um die Welt zu retten. (GR Mag Wolfgang Jung: Wie der Schwarzenegger!) Darum ersuche ich Sie, Frau Finanzstadträtin, Ihrer Kollegin, Frau Sima, vielleicht zu helfen, sie dabei zu unterstützen, die Welt retten zu wollen und auch dafür Maßnahmen zu setzen und die notwendigen finanziellen Mittel für eine Intervallverdichtung der S45 bereitzustellen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Univ-Prof Dr Pfleger. Ich erteile es ihm. 

GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Herr Maresch, ich hätte fast wetten können, dass Sie sich hier zum Wort melden. Es hat mich nicht gewundert, Sie haben auch im Gemeinderatsausschuss Ihre Stimme erhoben und dagegen gestimmt. 

Ich habe jetzt von Ihrer Wortmeldung nur mitgenommen: Radweg, Verbindungsstraße, genug Verkehr und so nicht. Wenn ich es also auf den Punkt verkürze und dieser Punkt ist bei Ihnen und in der Grünen Fraktion ständig wiederkehrend, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe es schon mehrmals hier gesagt, reflexartige Reaktionen immer dann, wenn es um Straße, Garage geht. Plötzlich sind dann die GRÜNEN dagegen. Ich darf, meine sehr verehrten Damen und Herren, jetzt schon diesen Zusammenhang sehen, dass irgendwo dieser ständige Antiautowahn, möchte ich fast sagen, den Sie haben, fast bemerkenswert ist! (GR Mag Rüdiger Maresch: Immer wieder!) 

Neu ist für mich in diesem Zusammenhang, Herr Maresch, dass Sie derartige reflexartige Reaktionen auch haben, wenn es im Hintergrund um den ÖV geht, denn bekannterweise, und vielleicht wissen Sie das, geht die Felberstraße direkt zum zukünftigen Hauptzubringerort, zum Vorplatz des Westbahnhofs. Ich habe immer geglaubt, meine Damen und Herren von der Grünen Fraktion, Sie unterstützen die Schiene und den ÖV und vor allem, wie man zum Bahnhof kommt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Reden Sie nur weiter! Die ÖVP gibt Ihnen wieder Standing Ovations!) Offensichtlich wollen Sie das jetzt auch nicht. Wir von der Sozialdemokratischen Fraktion möchten schon haben, dass der Bahnhof gut erreichbar ist. 
Erlauben Sie mir, zunächst einmal von dieser Stelle aus den Abteilungen zu danken, dass sie dieses Projekt geplant haben, der MA 28 und der MA 46. Es geht nämlich um mehr als dieses Stück, es geht auch um den gesamten Vorplatz und um diese Logistik. Da ist viel mehr dahinter, was später nachkommen wird. Da geht es unter anderem um eine Vorfahrt für Taxis. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist ja ganz etwas anderes!) Das ist das Stück! Wenn ich das erste Stück nicht habe, kann ich das zweite auch nicht bauen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist leider ein Irrtum, Herr Kollege! Sie sollten sich den Plan anschauen!) Ich kenne den Plan sehr gut! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das bezweifle ich!) Wir wollen natürlich auch die zukünftigen Nutzungen unter Dach und Fach bringen, das ist gar keine Frage. 

Ich möchte aber an dieser Stelle auch die MA 22 sehr positiv herausstreichen, die sich persönlich für die Erhaltung der Bäume auf der Felberstraße eingesetzt hat. Lediglich bei den beiden Linksabbiegespuren, die dort eröffnet worden sind, und ich glaube, Sie haben sich den Plan nicht angeschaut, Herr Maresch, (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich muss Sie enttäuschen!), lediglich an dieser Stelle sind diese paar Bäume entfernt worden. Das sind drei, vier Bäume. Alle anderen Bäume bleiben erhalten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das haben wir auch nicht kritisiert!) 

Noch etwas, weil Sie den Radverkehr angeschnitten haben, Herr Maresch: Natürlich hat man auch an den Radverkehr gedacht, nämlich als Zweirichtungsradweg auf der Seite zum Bahnhof hin. (GR Mag Rüdiger Maresch: Herr Kollege, den hat der Kollege Madejski angeschnitten!) 

Ich stelle also fest, meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie wollen nicht haben, dass der Westbahnhof erreichbar ist! Ich möchte das haben! Sowohl im Bauzustand, der wird nämlich in den nächsten Jahren gebaut, als auch im zukünftigen Zustand. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ist Ihnen aufgefallen, dass er jetzt auch erreichbar ist?) Ich möchte auch nicht mit einem Koffer auf dem Fahrrad dorthin fahren müssen, sondern ich möchte mit dem Taxi direkt dort ankommen, um in den Zug einsteigen und die umweltfreundlichen Verkehrsmittel benützen zu können. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sind Sie schon einmal mit dem Fahrrad hingefahren?) Nehmen Sie also im Zusammenhang mit dieser Zufahrt über die Felberstraße zur Kenntnis, Herr Maresch, der Westbahnhof ist kein Schrebergartenhäuschen, sondern wird ein moderner Bahnhof im Sinne der Bahnhofsoffensive werden! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ist Ihnen aufgefallen, dass man jetzt auch schon zufahren kann?) Wir als Sozialdemokratische Fraktion wollen natürlich eine moderne Bahnhofsinitiative und -offensive hier beim Westbahnhof genauso wie beim Hauptbahnhof! (GR Mag Rüdiger Maresch: Dann geben Sie das Geld den ÖBB!)

Vielleicht noch abschließend, weil die S45 hier angesprochen wurde: Natürlich bin ich dafür, dass der Bund auch etwas bezahlt. In diesem Sinne sollte auch mit dem Bund verhandelt werden. - Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können die Postnummer 67 abstimmen. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so beschlossen. 

Wir können auch gleich den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Verkürzung der Intervalle auf der S45-Vorortelinie abstimmen. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Das ist einstimmig so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 73 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Plandokument im 11. Bezirk. Der Berichterstatter, Herr GR Dkfm Dr Maurer, wird einleiten. - Bitte.

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Diskussion und zustimmende Abstimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Plangebiet, über das wir jetzt sprechen, liegt im nördlichen Bereich von Simmering, begrenzt durch den ehemaligen Ortskern auf der einen Seite und den Gasometern. Das Plangebiet ist ein Teil des Strukturkonzepts „Mehrwert Simmering" und damit sind wir aus unserer Sicht schon bei der Problematik. 

In den letzten Jahren wurden bereits vier Gebiete dieses „Mehrwert"-Konzepts gewidmet. Aus unserer Sicht ist das nicht ganz einsichtig. Man hätte all diese Gebiete, die gewidmet werden müssen, zusammen widmen müssen, denn man hätte sich große Rechtsunsicherheiten ersparen können. Es gibt Rechtsunsicherheiten bei den Investoren, bei den Grundstücksbesitzern und vor allem auch bei den Unternehmen, die sich noch vor Ort befinden. Wir lehnen aus diesem Grund dieses Plandokument ab, weil wir einfach glauben, wenn wir einen gesamtheitlichen Flächenwidmungsplan über das ganze Gebiet, über das ganze Strukturkonzept „Mehrwert Simmering" gemacht hätten, würde man sich sehr viele Probleme ersparen. 

Da das natürlich mit den derzeitigen Strukturen nicht wirklich geht, schlagen wir vor, dass wir ein Management oder eine managementähnliche Organisation einsetzen, das oder die sich der ganzen Problematik widmet. Ich glaube, man würde sich dann sehr viele Probleme ersparen, vor allem bei den Investoren, aber auch bei den Grundstückseigentümern. 

Wir lehnen dieses Plandokument ab! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Troch hat sich gemeldet. - Bitte zum Rednerpult.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der vorliegende Widmungsplan, das Dokument 7621, ist ein großer Fortschritt, ein großer Fortschritt für Simmering, aber vor allem auch ein Fortschritt für das Grätzel, das sich um die Gasometer herum befindet. Wenn wir uns die vorliegenden Grundstücke in diesem Bereich anschauen, dann können wir leicht erkennen, dass es sich um etwas handelt, das wir salopp als „Fleckerlteppich" bezeichnen könnten, einen „Fleckerlteppich" an einer Eigentümerstruktur mit sehr, ich würde fast sagen, mäandrierenden Grundstücken, ineinandergreifenden, fast verschachtelten Grundstücken. Es war extrem schwierig, hier zu einer Vorgangsweise zu kommen, die natürlich auch den Ankauf dieser Grundstücke betrifft und entsprechend dem Strukturplan „Mehrwert Simmering" etwas zu entwickeln. 

Ich denke mir, der schrittweise Vorgang mit mehreren Widmungsetappen war insofern notwendig, weil man hier einen Teil nach dem anderen mit Abklärung von Eigentümern und mit Projektentwicklern gewählt hat. Meiner Meinung nach war das sinnvoll. Jetzt ist die Situation so, dass im Wesentlichen die Widmungen abgeschlossen sind, bis auf das Grundstück, das noch WIENGAS gehört und das östlich der Gasometer liegt. Das wird demnächst, heuer noch, ebenfalls neu gewidmet und beschlossen werden. 

Ich bin ganz bei Ihnen, Herr Hoch, wenn man jetzt sagt, Management in diesem Gebiet. Das ist eigentlich auf Schiene, das wird demnächst kommen. Ich denke mir, der große Wurf, der der Stadtplanung und Stadtentwicklung hier gelungen ist, ist Folgendes: Es ist nämlich egal, ob man das „Mehrwertschöpfung" oder „Infrastrukturbeitrag" nennt, die Gewinne jener Projektentwickler, die aus den Umwidmungen von Grundstücken entsprechende Gewinne gezogen haben, nicht nur im materiellen Sinn, sondern auch Gewinne, von denen der Bezirk profitieren wird, werden einfließen und zu Finanzierungen entsprechender sozialer und technischer Infrastruktur herangezogen werden. Das hat noch ein bisschen Zeit bedurft, weil es eine innovative Strategie im Sinne der Stadt, im Sinne der Allgemeinheit der Stadt war, aber ich denke mir, das wird aufgehen. Wir werden das Geld zur Finanzierung des Parks brauchen. Epk-Widmung im Zentrum dieses Bereichs wird das Herzstück für die Anrainer in diesem Bereich sein. Die Gasometerbewohner freuen sich schon auf die entsprechenden Grünflächen. 

In diesem Sinne stehe ich der Geschichte sehr positiv gegenüber und freue mich, wenn wir mit dem Grätzelmanagement, mit dem Projektentwicklungsmanagement bald zügig weiterarbeiten können.

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem für Simmering wichtigen, weil sehr zukunftsträchtigen, Inhalt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können gleich abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 73 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP, so beschlossen.

Postnummer 25 der Tagesordnung wird verhandelt. Sie betrifft Subventionen zur Förderung von Vereinen, Gruppen und Projekten im Alternativbereich.

Es ist hier keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können somit gleich abstimmen.

Wer für die Postnummer 25 ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 26 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Wiener Sozialprojekte". Die Frau Berichterstatterin, GRin Novak, leitet bitte ein.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur zu einem einzigen Punkt als Beispiel für die Subventionen, die wir in überreichem Maße vergeben, zum Verein „Axxept", der nach Selbstdefinition „auf die Straße geht, weil das der einzige Ort ist, an dem manchmal junge Menschen klarkommen".

Abgesehen von der Ausdrucksweise „klarkommen", was bedeutet das in der Praxis? „Axxept" kümmert sich nach eigenen Angaben überwiegend um etwa 50 bis 70 Punker, die Hälfte davon eigentlich gar nicht aus dem Wiener Raum stammend. Was sind diese Punker? Auf Wienerisch müsste man „tätowierte Sandler" oder so etwas Ähnliches zu ihnen sagen. Früher hat man so etwas im Gesetz im Wesentlichen als „Landstreicher" bezeichnet. Sie sitzen herum, sie arbeiten nicht, sie beziehen Sozialhilfe. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Früher, im 19. Jahrhundert!) - Was ist, Frau Kollegin? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Im 19. Jahrhundert!) Nein, nicht im 19. Jahrhundert! Da kennen Sie die österreichische Rechtsprechung schlecht! Sie finden das auch Ende der 70er Jahre im Gesetz so definiert, nicht im 19. Jahrhundert! (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das war einmal!) Wir sind jetzt übrigens im 21. Jahrhundert! 

Der Verein übernimmt diese Tätigkeit, nur fragt man sich, warum dieser Verein zuständig ist. Es gibt eine Sozialhilfe und es gibt, wenn es kritisch wird, die Polizei, die bestimmte Aufgaben in dem Bereich wahrzunehmen hätte und gerade in letzter Zeit auch wahrgenommen hat. Jetzt frage ich mich: Wozu dazu einen Verein mit hauptamtlichen Sozialarbeitern gründen? Entweder haben sie keine Freiwilligen oder es gibt andere Gründe dafür. 

Wenn ich schon einen Verein gründe, dann sollten diese Leute, die den Verein gründen, in erster Linie nicht aufs Verdienen bedacht sein. Hier geht es immerhin um Beträge von rund 94 000 EUR. Das ist ja kein Pappenstiel, vor allem dann nicht, wenn Sie das umlegen, dass etwa 50 bis 70 Leute davon betreut werden. Das heißt, es kämen pro Kopf etwa 1 500 EUR im Monat zu den Leuten, wenn es bei den Leuten ankäme und wenn man nicht dazwischen die Sozialarbeiter bezahlen müsste. 

Jetzt frage ich mich aber wirklich: Wozu Sozialarbeiter in einem Verein bezahlen, die eine zusätzliche Infrastruktur brauchen, wenn es dafür städtische Einrichtungen gibt, die, zumindest nach Aussage der dafür Verantwortlichen, eigentlich gut funktionieren sollten? Was können die von einem Verein angestellten Sozialarbeiter besser als die gleichen Personen, die direkt vom Magistrat besoldet werden? Diese Frage muss man sich wirklich allen Ernstes stellen. 

Man muss sie sich dann stellen, wenn man nicht gelernter Wiener ist und den Hintergrund kennt. Dann wird es einem natürlich klar: Dieser nicht SPÖ-ferne Verein züchtet sich damit nach bewährtem Muster abhängige hauptamtliche, nicht gewöhnliche Sozialarbeiter, sondern sozialistische Sozialarbeiter, die Ihnen gegenüber dann entsprechend dankbar sein müssen. Der Druck, der ohnehin auf die Magistratsbeamten ausgeübt wird, wird hier noch viel direkter und viel intensiver ausgeübt. Deshalb diese zahlreichen kostspieligen Vereine, für die wir in jeder Sitzung schon Beträge in Höhe von vielen Millionen beschließen müssen. Da wollen und können wir nicht mitgehen!

Jetzt schauen wir uns einmal die Klientel dieses Vereins an, jene Gruppe, die angeblich nur auf der Straße „klarkommen" kann, die Punker. Was heißt denn dieses „Klarkommen"? Heißt „klarkommen", denn das ist das, was sie tun, die Arbeit zu verweigern und von der Sozialhilfe zu leben? Heißt „klarkommen", und das ist der Fall, schmutzig und stinkend in U-Bahn-Stationen herumzulungern - fahren Sie einmal damit -, den Passanten die Wege zu verlegen - gehen Sie nur auf die Mariahilfer Straße -, betrunken zu randalieren und sich bis zur schweren Körperverletzung und bis zum Einsatz von Messern herumzuprügeln? Ist es das, was „klarkommen" heißt? (GRin Mag Sonja Ramskogler. Das darf nicht wahr sein!) Oder, Frau Kollegin, weil Sie so empört sind, ist „Klarkommen", öffentlich seine Notdurft zu verrichten und öffentliche Einrichtungen zu verdrecken? Ist „Klarkommen", Frau Kollegin, Passanten um Geld und Zigaretten anzuschnorren, manchmal unterstützt durch einen Hund, mit den Worten „Hast an Tschick?" oder „Gib ma an Euro zum Telefoniern!" Wenn das nicht schon weit im Bereich des aggressiven Bettelns ist, dann kann man darüber, glaube ich, schon sehr streiten! Passiv ist das Verhalten dieser Leute sehr oft sicherlich nicht!

„Axxept" will eine Erhöhung der Akzeptanz dieser Jugendlichen in diesem Bereich, die allerdings in dem Alter meistens schon keine Jugendlichen mehr sind und die von einigen wenigen eher politisiert als sozialisiert werden. Wie äußert sich das dann? Hausbesetzungen, vor Kurzem wieder, in der vergangenen Woche zum dritten oder vierten Mal von dieser Gruppe. Der Kollege Wutzlhofer versichert dann nach den Polizeieinsätzen, das muss man sich geben, zur Beruhigung dieser armen Gruppe, dass die Verhandlungsbereitschaft der Stadt mit ihnen durch diese harmlosen Hausbesetzungen natürlich nicht verringert wird. Also auf zur nächsten lustigen Hausbesetzung! Da kann die Parole nur heißen: „Wir wollen eben unsere Punkerhütten!", die sie sich erkämpfen wollen, wie gefordert natürlich mit unbefristetem, kostenlosem Hauptmietvertrag. Wenn das Haus dann entsprechend verludert ist, und wie so etwas vor sich geht, sehen wir im Ernst Kirchweger-Haus, dann werden von der Stadt Wien erneut Millionenbeträge zur Verfügung gestellt, damit diese verluderten und herabgekommenen Häuser, die die Leute wirklich ruiniert haben, weil sie kein Gefühl für Eigentum haben, denn die zahlen ja nicht dafür, wir zahlen sie ja, wiederum auf Kosten der ordentlichen Bürger saniert und in Ordnung gebracht! Gleichzeitig haben wir in Wien Schulen, wo den Schülern buchstäblich die Decke auf den Kopf fällt! Die sind als „Normalos“ interessanterweise nicht das Klientel im linken Flügel der SPÖ. 

Wenn Sie sich diese Homepage anschauen, schreibt einer dieser Vertreter: „Aus dem Weg Kapitalisten, die letzte Schlacht gewinnen wir!" Der hat ein bisschen seine Zeit, glaube ich, überlebt, aber immerhin sind diese Kapitalisten gut genug, den Leuten das Leben gut zu ermöglichen und das wird von ihnen leidlich ausgenützt. 

Wenn Sie die Bürger fragen, was die davon halten, dann werden Sie eine andere Antwort bekommen, denn diesen reicht die Belästigung durch diese Typen, Stadtmusikanten und Straßenmusikanten, deren musikalisches Können im Wesentlichen am Kammblasenniveau hängen geblieben ist, Geräuschbelästigung in U-Bahnen, wo einer mit einer alten Autobatterie und einem Lautsprecher als Verstärker einsteigt und Ihnen die Ohren volltrötet, ob Sie wollen oder nicht, und dann kleine Kinder zum Absammeln schickt, und Bettler sogar im Rollstuhl - siehe Mariahilfer Straße -, an einträglichen Stellen, die dann regelmäßig Schichtwechsel praktizieren und Sie sich wundern, wenn er sich plötzlich wie der Lazarus - der von den Toten auferstanden ist - erhebt, seinen Rollstuhl verlässt und einem anderen Platz macht, der dann statt ihm vor der C&A-Filiale sitzt. So sind die Zustände in diesem Bereich. Ich sage Ihnen, es wird höchste Zeit für eine Verschärfung des Sicherheitspolizeigesetzes, denn den Bürgern in Wien reicht es bis daher! 

Fahren Sie einmal mit der Straßenbahn und nicht mit dem Dienstauto, dann werden Sie sehen, dass die Bevölkerung wirklich mehr als unzufrieden mit der Situation ist und ein Verbot der Betteleien in unserer Stadt verlangt! Wir werden uns dieses Problems annehmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau GRin Novak ist als Berichterstatterin am Wort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Manchmal bedaure ich, dass ich Berichterstatterin bin und nicht jenen Beitrag hier vom Berichterstatterpult leisten kann, zu dem Sie mich durchaus reizen würden, Herr Kollege Jung. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie können sich auch zum Wort melden! Das sieht die Geschäftsordnung vor!) Deshalb versuche ich, ganz nach Berichterstattermanier mich auf jenen Inhalt zu beschränken, der dem Akt zu Grunde liegt. 

Ich kann Ihnen von hier aus auch nicht die vielen Fragen beantworten, die Sie in den Raum gestellt haben, weil dafür die Zeit nicht ausreichen würde, auch wenn sie inhaltlich durchaus zum Akt passen würden. 

Für eine Einschulung zur Frage der Straßensozialarbeit, was Streetwork wirklich ist, warum man es braucht, ihre Methodendidaktiken und der Teil dessen, wie wichtig dieser Bereich in der Gemeinwesenarbeit ist, reicht, glaube ich, die Zeit nicht aus. (GR Mag Wolfgang Jung: Was kann der Magistrat nicht, was die können?) Die Kolleginnen und Kollegen, hauptsächlich alle hier Anwesenden, die das schon wissen, wollen sich das so auch nicht anhören. (GR Mag Wolfgang Jung: Wieso?)

Ich wollte mich insofern sehr bei der Fachabteilung bedanken, als der Akt ein sehr ausführlicher ist. Es liegen dem Akt eine Untersuchung und ein sehr genauer Tätigkeitsbericht bei, eine sehr genaue Untersuchung über die Zielgruppe, mit der in diesem Projekt gearbeitet wird. Es gibt ganz genaue Analysen, wo die Problemfelder liegen, was gemacht wird, welche Infrastruktur benötigt wird und einen historischen Abriss des Projekts. 

Worüber ich Sie schon aufklären kann, ist, dass es sich um den Verein „Wiener Sozialprojekte" mit dem Projekt „Axxept" handelt. (GR Mag Wolfgang Jung: Wir werden sehen, ob es beim nächsten Mal wieder das gleiche Problem ist!) Das heißt, der Verein wurde nicht extra gegründet, um das Projekt „Axxept" durchzuführen (GR Mag Wolfgang Jung: Das Projekt kostet 90 000 EUR!), sondern der Verein ist schon seit vielen Jahren in dieser Stadt und auch in der Straßensozialarbeit tätig, aber nicht nur, sondern darüber hinaus führt er ganz wesentliche Einrichtungen für die Stadt im Bereich der Drogenprävention, aber auch der Betreuung von suchtkranken Menschen der Stadt. Das heißt, ein Verein, der uns sehr gut bekannt ist, den wir auch in diesem Kreise immer wieder behandelt und mit Förderungen für seine wertvolle Arbeit bedacht haben. 

Ich möchte um Zustimmung für dieses ausgezeichnete Projekt bitten, ein Projekt, das sehr schnell dort gehandelt hat, wo es notwendig geworden ist, weil es im Zusammenleben zwischen den Punks und der Bevölkerung und den Geschäftsleuten rund um die Mariahilfer Straße zu Konflikten gekommen ist und vor allem die Zielgruppe eine intensive Betreuung braucht. Das fängt bei Grundbedürfnissen an und geht bis zur Beratung und Begleitung. Deshalb bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 26 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen.

Es kommt die Postnummer 33 an die Reihe. Es geht hier um eine Subvention an den Verein Kurzname: „Freies Radio Wien". Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen.

Es gelangt Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Bassena Stuwerviertel - Verein zur Förderung von Kommunikation und Nachbarschaftshilfe im Stuwerviertel". 

Es gibt auch hier keine Wortmeldung. Wir können gleich abstimmen.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen. 

Es gelangt Postnummer 36 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein „Zentrum Aichholzgasse". Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. Wir können abstimmen.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, so beschlossen. 

Es gelangt die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zum Abschluss von Haftungserklärungen und eine Subvention an den Verband Wiener Volksbildung. Frau GRin Novak leitet ein. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Aigner.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Volksbildung ist uns ein großes Anliegen. Wir haben das in den letzten Jahren auch immer wieder zum Ausdruck gebracht, dass wir der Meinung waren, dass die Volkshochschulen in Wien krass unterdotiert sind. Gerade in Zeiten, wo wir von einer Bildungsoffensive sprechen, kann man an der Erwachsenenbildung, am lebensbegleitenden Lernen nicht vorbeigehen. Die Volkshochschulen sind nicht zuletzt deshalb so wichtig und auch so beliebt, was ja die Zahl der Kurse und der Teilnehmer an den Kursen zeigt, weil sie in den Bezirken vor Ort angeboten werden, dort, wo die Bürger und Bürgerinnen wohnen, weil es den Volkshochschulen immer wieder gelingt, auch bildungsferne Schichten, wie es im Fachjargon heißt, für Weiterbildung und fürs Lernen zu engagieren. 

Wir sind eigentlich bei der Mehrheit dieses Hauses immer auf taube Ohren gestoßen. Während es in vielen Bereichen Anhebungen, Valorisierungen der Subventionen gegeben hat, sind die Zuwendungen an die Volkshochschulen auch in absoluten Beträgen geringer geworden. Wie dramatisch es ausschaut, zeigt der vorliegende Akt, dem wir natürlich inhaltlich zustimmen. 

Es wird hier aktenkundig, dass manche Volkshochschulvereine, die als Vereine nach dem Vereinsgesetz jetzt auch den verschärften Bilanzierungsregelungen unterliegen, ohne Haftungsübernahmen Gefahr laufen, insolvenzgefährdet zu sein. Wenn Ihre eigenen Beamten, die diese Akten vorbereiten, schon das Zeugnis ausstellen, dass die Gemeinde Haftungsübernahmen vornehmen soll, damit die Volkshochschulen nicht in die Insolvenz gehen, sollte das doch die Alarmglocken schrillen lassen! Es heißt hier verklausuliert: „Bei Förderansuchen des Verbandes Wiener Volksbildung ergeben sich auf Grund budgetärer Prioritäten Situationen, bei denen die direkte Abdeckung von herangetragenen Förderungsumfängen nicht gewährt werden kann." Also auf gut Deutsch, man kann nicht alles finanzieren, was notwendig ist, lässt aber die Programme doch durchführen. Weiters heißt es: „In Folge dessen könnte es beim Förderwerber zu bilanzpolitisch nachteiligen Entwicklungen des Jahresergebnisses beziehungsweise des Eigenkapitals kommen, manchmal sich sogar ein negatives Eigenkapital ergeben und ein Fortbestehen des Förderwerbers in Zweifel gezogen werden." Das heißt schwarz auf weiß, die Existenz der Volkshochschulvereine ist gefährdet, wenn nicht die Gemeinde Wien Haftungen übernimmt. Deswegen, glaube ich, ist es doch besser, die Fördermittel auf das beantragte Ausmaß aufzustocken.

Aus dem Akt geht hervor, dass der Verband Wiener Volkshochschulen 26 Millionen EUR beantragt. Es werden ihm nur 20 Millionen EUR zugestanden und dazu für Einzelfälle Haftungen übernommen. 

Ich glaube, wir sind uns darüber einig, dass wir nicht ehrenamtliche Funktionäre in Volkshochschulvereinen in eine persönliche Haftung schlittern lassen. Es ist wichtig, dass die Volkshochschulen das Geld bekommen, das sie brauchen. In diesem Sinne: Ja zu dem Förderungsansuchen, aber auch gleichzeitig das Begehren, den Volkshochschulen mehr Geld zu geben!

Deswegen bringen meine Kollegin Anger-Koch, meine Kollegin GRin Monika Riha und ich einen Antrag ein, einen Beschlussantrag, dass die zuständige amtsführende Stadträtin dafür sorgen soll, dass das Budget der Wiener Volksbildung um 12 Millionen EUR angehoben wird - denn die Finanzierungslücke ist ja schon über viele Jahre bestehen bleibend -, dass es auch eine Zusammenarbeit verschiedener Träger der Erwachsenenbildung gibt und auch das verstärkte Bestreben, zertifizierte Ausbildungen und Zeugnisse auszustellen. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zwei, drei Bemerkungen zum Vorredner. Das eine ist: In der Liebe zur Volksbildung wird uns die ÖVP schwer übertreffen. Denn wie Sie sich da zumindest in der Vergangenheit um Finanzierungen bemüht haben, was den Bund betrifft, war mehr als schwach. Wir haben das ja durchgetragen und auch das jetzige Budget mit dem Verband der Wiener Volksbildung abgestimmt. - Das ist nur das Erste. 

Das Zweite ist: Durch die Haftungserklärungen, die wir heute beschließen werden und worüber ich positiverweise gehört habe, dass Sie auch zustimmen werden, wird ja gerade die Möglichkeit gegeben, im Einzelfall dort, wo es notwendig ist, auf Rücklagen zuzugreifen, um Projekte auch zu finanzieren. Dadurch ist die Finanzierung jetzt wiederum sichergestellt. Daher ist es einfach nur billig zu sagen: Na gut, dann beschließen wir irgendeine Summe x, ohne genau zu wissen, wofür wir sie brauchen, einfach nur, um auch wieder mehr zu fordern. 

Alles andere, was Sie fordern, geschieht ja schon und brauchen wir deshalb auch nicht anzunehmen. Ich weiß, dass die Gremien jetzt darüber diskutieren, wie die zukünftigen Strukturen aufgebaut werden sollen. Aber man muss sagen - und Sie haben es ja auch erwähnt -, dass das unabhängige Vereine sind. Die ÖVP ist ja - oder Sie sind ja - ein Freund von allen möglichen Entwicklungsplänen, auch hier soll wieder einer kommen. Es wird also diskutiert, aber parallel dazu haben sich die unabhängigen Vereinsvorstände damit auseinandergesetzt.

Die Kooperationen gibt es natürlich! Ich sage nur: „University Meets Public." Also hier gibt es an universitären Forschungseinrichtungen auch Zusammenarbeit, mit der MA 17 bei den Sprachkursen. Da sind wir auch schon bei den Zertifikaten. Auch diese Zertifikate finden ja statt bei Sprachen, sie finden statt im EDV-Bereich, sie finden statt bei Soft Skills und eben auch bei der MA 17.

Weil Sie sagen, das wäre europaweit zu machen, muss ich sagen: Wir sind europaweit einzigartig, wenn man sich anschaut, welche Stadt wie viel für die eigene Volksbildung als Stadt, als Kommune und als Land bezahlt. In der Beziehung brauchen wir uns wirklich nicht zu genieren.

Alles in allem fordert der Antrag also Dinge, die zu einem großen Teil schon geschehen oder einfach lizitatorisch sind, und ist daher abzulehnen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort, wir können gleich abstimmen. 

Wer für die Postnummer 27 ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Es kommt nun der Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Aufstockung des Budgets für Volksbildung zur Abstimmung. In formeller Hinsicht ist sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, gegen Freiheitliche und SPÖ.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Dr Tschirf, Dkfm Dr Aichinger und Mag Feldmann eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Schließung der Landstraßer Markthalle - Anschlag auf die Nahversorgung und das Kleinunternehmertum" von den Fragestellern begründet wird und auch eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wird verzichtet. - Danke schön. 

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage gibt es eine Redezeit von 20 Minuten. Herr Klubobmann Dr Tschirf wird sie begründen. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wie sollen wir das hinaufgeben? (Der Redner stellt einen Stapel von Schriftstücken aufs Rednerpult. - GR Godwin Schuster: O je!)
Herr Bürgermeister! (GR Harry Kopietz: Ja, bitte! - Heiterkeit bei der SPÖ.) Bevor ich die heutige Presseaussendung von Ihnen gesehen habe, habe ich noch eine Hoffnung gehabt, nämlich die Hoffnung, dass auch dem Wiener Bürgermeister, dem immer Volksnähe nachgesagt wird, Einrichtungen, die für die Nahversorgung nicht nur eines Bezirks oder eines Teils eine besondere Rolle spielen, ein Anliegen wären. Ich habe die Hoffnung gehabt und ich werde dann einige - einen Teil nur - der Unterschriften hierher geben. Das ist das, was die Menschen dort empfinden! Und das sind nicht irgendwelche; immerhin handelt es sich dort um 70 Stände - davon sind rund 50, 55 tatsächlich als Stände genutzt - und 300 Arbeitsplätze, um die es hier geht. 

Wer wie ich in den letzten Tagen und Wochen viele, viele Gespräche am Landstraßer Markt geführt hat, weiß, dass das mehr ist als nur eine gute Tradition; ich füge hinzu: europäische Tradition. Es ist bei einem anderen Tagesordnungspunkt heute um die Mittagszeit schon darüber gesprochen worden, dass Märkte etwas typisch Europäisches sind und dass das eben eine andere Kultur ist als riesige Einkaufszentren möglichst am Stadtrand, die man nur mit dem Auto anfahren kann. Dieser Landstraßer Markt ist einer der am besten mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossenen: U-Bahn-Linien, Schnellbahn, es ist aber auch die Anbindung an ein Hochleistungsverkehrsmittel, den CAT, vorhanden, eben die Verbindung bis zum Flughafen, auch Individualverkehr und Ähnliches. Und das Angebot dort, das Angebot eines Marktes, ist eben ein anderes, als wenn ich in ein Geschäft gehe und dort nur Waren vorfinde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist für uns traurig und es kann doch nicht sein, dass eine 150-jährige Tradition - denn seit 1865 gibt es in diesem Bereich einen Markt, und ich selbst und wahrscheinlich geht es auch anderen Gemeinderäten hier so, die aus der Landstraße stammen, habe Erinnerungen aus alter Zeit, wie dieser Markt sich entwickelt hat – aufgegeben wird, weil die Stadt auf diesen Markt in den letzten zehn, fünfzehn Jahren vergessen hat! Denn anders ist es nicht zu verstehen, in welchem Zustand die Böden sind, in welchem Zustand überhaupt dieser Markt ist. Aber er wird trotzdem angenommen, und er hat noch immer ein interessantes Sortiment in den unterschiedlichsten Bereichen - ob das jetzt Fleisch ist, ob das Früchte, Gemüse, Bäckerei und Ähnliches sind -, also etwas, was ich woanders nur durch langes Suchen finden kann, wo ich Qualität und Preis vergleichen kann. Und das soll jetzt einfach geschlossen werden - zugesperrt, zugedreht, aus? Das kann doch nicht die Politik der Stadtregierung von Wien sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn es in dieser Aussendung des Bgm Häupl heißt, dass es ohnehin den Rochusmarkt gibt, dann kann ich auch nur sagen: Die Gegend ist offensichtlich dem Wiener Bürgermeister nicht bekannt. Der Rochusmarkt hat eine völlig andere Struktur als dieser gewachsene Landstraßer Markt. Ich verstehe schon, dass der Herr Planungsstadtrat - der selbst von der Landstraße stammt - jetzt lieber die Zeitung liest, weil er es viel besser weiß. Und er weiß (Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Ich kenne das ja, was du erzählst! Im Unterschied zu dir! Schon lange!), was es bedeutet, wenn es diesen Landstraßer Markt nicht mehr gibt. 

Ich weiß auch, dass das für verschiedene, gerade auch in der SPÖ, unverständlich ist, wie hier offensichtlich nach rein bürokratischen Gesichtspunkten - wobei ja schon das Wort Marktamt irgendwo in sich ein Gegensatz ist - das Amt den Markt überwiegt. Es ist also nicht so wie dort, wo Märkte - und noch einmal zurückgewiesen auf das, was Märkte ausmacht - sich oft selbst organisieren. In anderen Städten ist das auch viel mehr in diese Richtung organisiert, während das hier in Wien einfach verordnet ist, und dann wird irgendwann einmal gesagt: Jetzt wird zugesperrt!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist etwas, was wir als Wiener Volkspartei sicherlich nicht so zur Kenntnis nehmen. Ich möchte nur einen Teil der Unterschriften, die ich gesammelt habe, an dieser Stelle dem Herrn Bürgermeister als einen Stoß übergeben: Es sind 1 200. (Beifall bei der ÖVP. - Der Redner begibt sich zu Bgm Dr Michael Häupl und überreicht ihm den eingangs auf dem Rednerpult abgestellten Stapel von Schriftstücken. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es wäre gut gewesen, wenn er den Bericht hätte erstatten können, dass eine andere Politik gemacht wird als die, die jetzt hier geschieht. (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Ja, ja ...!) Das wäre gut! Mich wundert ja nur, dass keine und keiner der Landstraßer Mandatarinnen und Mandatare der SPÖ hier herausgeht. Übrigens genauso bei den Freiheitlichen, aber auf die gehe ich sicher nicht ein, da tut es mir leid um die Zeit. Ich verstehe nicht, warum ... (GR Dr Herbert Madejski: Schon wieder die Untergriffe! Und dann wunderst du dich, dass ich mich zum Wort melde, wenn du mich provozierst!)
Ich verstehe nicht, warum eigentlich dieser Landstraßer Markt, dieses Stück Lebensqualität, geopfert werden sollte. Wir haben daher einige ganz konkrete Fragen gestellt. Es ist irgendwo traurig, dass es, noch ehe man die Möglichkeit zu einem Gespräch, zu einer Antwort gehabt hat, mit APA-Aussendung heißt: Es wird geschlossen, gleichgültig, wie gesagt, was mit den 300 Arbeitsplätzen, mit den Ständen geschieht. 

Wir haben diese Dringliche Anfrage gestellt als einen Aufschrei der Bürgerinnen und Bürger, nicht nur in diesem Gebiet. Ich weiß, dass das ja gerade durch die U-Bahn-Anbindung ein Markt ist, der über den Bezirk hinaus wirkt. Es ist ein Aufschrei, dass die Politik der Stadt nicht so sein darf, dass man einen Markt jahrelang verkommen lässt, um dann eine Begründung dafür zu haben, ihn tatsächlich zuzusperren. Diese Dringliche Anfrage ist ein Aufschrei dafür, dass das geschehen sollte, was sich die Bürgerinnen und Bürger, die Kundinnen und Kunden des Landstraßer Marktes erwarten würden, nämlich eine Sanierung und einen Erhalt der Landstraßer Markthalle. Es ist ein Aufschrei überhaupt gegen die Marktpolitik, und meine Kollegin Barbara Feldmann wird dann noch auf einige Aspekte eingehen, weil es ja auch bei anderen Märkten nicht so ist, wie es sein sollte. Es ist ein Aufschrei dagegen, dass hier einfach drübergefahren wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor allem: Herr Bürgermeister! Denken Sie noch einmal um! Denken Sie daran, dass es auch um die Kleinen in dieser Stadt geht, um die vielen kleinen Unternehmer, die eben nicht Möglichkeiten wie Herr Stronach haben, sondern die tagtäglich durch ihre Qualität der dargebotenen Leistungen, durch das, was sie an Produkten verkaufen, in Erscheinung treten. Wo es keine große Lobby gibt, aber wo es darum geht, ob Konsumentinnen und Konsumenten zufriedengestellt werden. Wo es eben nicht mehr so weite Wege gibt, sondern wo es darum geht, einen Markt zu erhalten und nicht riesige Einkaufszentren irgendwo auf der grünen Wiese zu schaffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Bürgermeister! Wir haben noch immer die Hoffnung, dass man umdenkt! Umdenkt und nicht aus irgendwelchen bürokratischen Überlegungen schnell etwas zusperrt, etwas für immer verschwinden lässt, was gewachsen ist und was sich auch gut entwickelt hat, was hätte verbessert werden sollen und nicht verbessert wurde! Es kann nicht die Antwort darauf sein, dass die Stadt viele Jahre einfach zugeschaut hat, dass das zugesperrt wird. Das wird nicht dem gerecht, was sich die Wirtschaft dieser Stadt, vor allem die kleinen Unternehmer, was sich vor allem die Kundinnen und Kunden, was sich die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt erwarten. 

Ein Umdenken ist angesagt! Und die Beantwortung, die wir hören, ist eine Chance, eine Chance für die Wienerinnen und Wiener, für die Kundinnen und Kunden, für die Unternehmerinnen und Unternehmer dieser Stadt - und vor allem für den Landstraßer Markt als eine wichtige Einrichtung der Nahversorgung dieser Stadt und dieses Bezirks. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!

Da das mit Sicherheit nicht die erste Diskussion ist, die zu dem Thema geführt wurde, und nachdem dieses Thema in der Öffentlichkeit in großer Breite abgehandelt wurde, es über geraume Zeit im Bezirk eine hochinteressante Diskussion dazu gegeben hat - samt einer Abstimmung in der Bezirksvertretung, in der Sie bedauerlicherweise in der Minderheit geblieben sind -, nachdem man also mit Sicherheit sagen kann, dass der News-Wert gering ist, wäre die einzige Frage, die ich noch hätte, die: Warum soll das dringlich sein? (Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.)
Ich darf Ihnen versichern, Herr Klubobmann, dass Sie nicht der Einzige sind, der auf Märkte geht, dass Sie nicht der Einzige sind, der sich um kleine Unternehmen in vielfältigster Form sorgt, und dass Sie mit Sicherheit nicht der Einzige sind, der daran interessiert ist, dass gerade auch die Nahversorgung gesichert ist und dass man sich um den kleinen Unternehmer in dieser Stadt kümmert. Die Zusammenarbeit gerade zwischen der Wirtschaftskammer und der Stadt Wien in den Bereichen der Nahversorgung, der Nahversorgungssicherung ist der tägliche Beweis dafür, wie sehr wir uns hier auch gemeinsam bemühen um eine Falsifizierung Ihrer These, auch wenn sie hier mit großer Pathetik vorgetragen wurde. 

Diese Anmerkungen wollte ich zu Beginn gemacht haben, in aller persönlichen Verbundenheit und Freundschaft. Denn ich glaube nicht, dass es angebracht ist, hier festzustellen: Uns sind die Unternehmer, generell gesehen, wurscht. Aber jeder, der einigermaßen unternehmerisch denkt, wird nicht von Bürokratie reden, wenn er diese Situation beurteilt, sondern von unternehmerischem Denken! Daher glaube ich, wer sich die Zahlen anschaut, was die Kosten betrifft und was, in der Folge gesehen, auch die Frage des Nutzens ist, der wird zu einer sehr einfachen Erkenntnis kommen. (Beifall bei der SPÖ.)

Lassen Sie mich in der notwendigen Kompaktheit und mit dem Versuch, Wiederholungen zu vermeiden, Ihnen zu den einzelnen Punkten antworten.

Zu Punkt 1: Da sich an den für die Stadt Wien ungünstigen betriebswirtschaftlichen Voraussetzungen nichts geändert hat, gehe ich davon aus, dass - auch gemäß dem Beschluss der Bezirksvertretung - an der Schließung des Landstraßer Marktes festgehalten wird.

Zu Punkt 2: Als Bürgermeister - ich versichere Ihnen: auch persönlich - bedauere ich die Schließung jedes Marktes, habe diese aber aufgrund der wirtschaftlichen Situation - und nicht der bürokratischen - zur Kenntnis zu nehmen. Wichtig ist mir jedoch die Feststellung, dass auch in Zukunft die Nahversorgung sichergestellt sein wird und dass die Stadt Wien - ich gehe davon aus, gemeinsam mit der Wiener Wirtschaftskammer - dafür Sorge tragen wird, dass faire Ablöseverhandlungen geführt werden.

Zu Punkt 3a: Die Landstraßer Markthalle wurde am 22. März 1979 eröffnet, sie ist somit bereits 28 Jahre alt. Dies entspricht der durchschnittlichen Lebensdauer derartiger Nutzbauten, was zur Folge hat, dass die Halle trotz laufender Instandhaltungs-, Reparatur- und Sanierungsarbeiten - in den Jahren 1998 bis 2006 entstanden dadurch Kosten in der Höhe von insgesamt zirka 1,7 Millionen EUR - in einem schlechten baulichen und technischen Zustand ist. Ersatzteile für defekte technische Einrichtungen sind teilweise nicht mehr erhältlich, sondern müssten einzeln angefertigt werden. 

Der jährliche Abgang der Stadt Wien für die Markthalle beträgt rund 1,4 Millionen EUR. Eine von den zuständigen Dienststellen der Stadt Wien in Auftrag gegebene Studie enthält eine Kostenschätzung der baulichen, technischen und hygienischen Sanierung des Marktes - ohne zusätzliche Investitionen in eine verkaufstechnische Neugestaltung der Halle - in der Höhe von 10 Millionen EUR. Eine verkaufstechnisch attraktive Neugestaltung der Markthalle entsprechend zeitgemäßen Standards würde sich auf rund 20 Millionen EUR belaufen. 

Eine Sanierung der Markthalle würde eine Aussiedlung der Standbetreiberinnen und Standbetreiber während der Bauarbeiten in mehreren Etappen über mehrere Monate und eine Unterbringung an kaum vorhandenen Ersatzstandorten bedeuten. Die Verkaufstätigkeit der übrigen Unternehmerinnen und Unternehmer wäre durch Baulärm und Schmutz stark eingeschränkt. Es ist davon auszugehen, dass schon während der Renovierungsarbeiten ein weiterer Teil des Kundinnen- und Kundenstocks abhanden kommen würde. Der weitere Betrieb der Landstraßer Markthalle ist daher wirtschaftlich - und nicht bürokratisch - nicht vertretbar. 

Zu Punkt 3b: An einen neuen Markt im Sinne der Marktordnung ist nicht gedacht. Es ist aber durchaus denkbar, dass Marktstandbetreiber und ‑betreiberinnen Geschäftslokale im Einkaufszentrum des Projekts Wien-Mitte erhalten. Außerdem möchte ich auf den nur 10 Gehminuten entfernten Rochusmarkt mit seinem vielfältigen Warenangebot hinweisen. 

Zu Punkt 4: Ihre Frage geht dahin gehend ins Leere, da nicht die wirtschaftlichen Probleme der Vergangenheit im Vordergrund standen - zumal die notwendigen Instandhaltungs-, Reparatur- und Sanierungsmaßnahmen ja laufend durchgeführt wurden -, sondern die Frage, ob es wirtschaftlich vertretbar gewesen wäre, 20 Mil-
lionen EUR für eine Generalsanierung der Halle mit ungewisser Zukunft aufzuwenden. 

Zu Punkt 5: Die Entscheidung dazu wurde Anfang Februar 2007 getroffen. 

Zu Punkt 6: Der Bezirksvorsteher der Landstraße wurde seitens der MA 59 über die aktuellen Entwicklungen informiert. 

Zu den Punkten 7 und 8: Da Sie in Ihrer Anfrage die Beschlusslage des Bezirkes zitieren, dürfte Ihnen diese bekannt sein. Zuletzt wurde in der Sitzung der Bezirksvertretung Landstraße am 22. Februar 2007 ein Antrag beschlossen, in dem eine für alle tragbare Lösung gefordert wurde. 

Zu Punkt 9: Verbesserungen konnten aufgrund der Eigentümerstruktur nur im Einvernehmen mit der EKAZENT vorgenommen werden. In den Jahren 1998 bis 2006 wurden an laufenden Instandhaltungs-, Reparatur- und Sanierungsarbeiten - ich wiederhole mich - zirka 1,7 Millionen EUR investiert. 

Zu Punkt 10: Das Gebäude, in dem sich die Landstraßer Markthalle befindet, steht nicht im Eigentum der Stadt Wien. Eigentümerin ist die EKAZENT, die einen Baurechtsvertrag mit dem Liegenschaftseigentümer, der Stadt Wien, hat. Hinsichtlich der Liegenschaft sind Verkaufsverhandlungen mit der Errichterin des Projektes Wien-Mitte, der „Salima" Wien-Mitte Projektentwicklungs-GmbH, im Gange. 

Zu den Punkten 11 und 12: Diese von Ihnen zitierte Vereinbarung ist mir nicht bekannt. Der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan wurde vom Gemeinderat am 17. Dezember 2004 einstimmig - und somit auch mit den Stimmen der ÖVP - beschlossen. Er bildet die rechtliche Grundlage für das Areal Wien-Mitte. Darin ist eine höchstzulässige Fläche für Einkaufszentren nach den Bestimmungen des § 7c Abs 1 der Bauordnung für Wien mit 31 900 m² festgesetzt. Zum damaligen Zeitpunkt war Ihre Fraktion anscheinend doch der Ansicht, dass ein Einkaufszentrum dieser Größenordnung sehr wohl Sinn macht.

Zu Punkt 13: Die Frage der Verwendung obliegt dem Eigentümer. In den aktuellen Planungsunterlagen für das Baubewilligungsverfahren ist das Areal noch nicht berücksichtigt, sodass darüber keine Aussage getroffen werden kann. Ich darf Ihnen aber versichern, dass wir uns allergrößte Mühe geben, in den Verhandlungen mit den Marktstandlern zu einem konsensualen Erfolg zu kommen und auf die Marktstandler entsprechend aufzupassen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister, für die Beantwortung. - Frau GRin Mag Feldmann hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Meine Damen und Herren!

Die Schließung der Markthalle bei Wien-Mitte sorgt für Verzweiflung bei den Marktstandlern und für Unruhe und Unmut bei den Konsumenten. Wenn man einen länger gefassten Rückblick nimmt, dann hat sich die Stadt Wien wahrlich keinen „Haxen“ ausgerissen, wenn es darum ging, die Märkte zu attraktivieren oder die Standorte zu stärken. Der Fall der Markthalle ist ein weiterer Beweis für den lieblosen Umgang der Stadtregierung mit den Märkten, den Marktstandlern, den Konsumenten und der Marktkultur, die eigentlich zu jedem urbanen Ballungsraum gehört. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die schlechte Umgangsweise mit den Märkten hat Tradition. Das beginnt mit dem Naschmarkt-Beispiel, wo es in den 70er Jahren sogar den Plan gab, den Markt zu schleifen und eine vierspurige Autobahn in das Stadtzentrum einzuleiten.

Beim Meiselmarkt, einem Markt, der eine fast 100-jährige Tradition hat, wurde der Niedergang von der Stadtpolitik Anfang der 90er Jahre eingeleitet. Mit dem Bau der U-Bahn und eines Bürokomplexes bei der Hütteldorfer Straße wurde der Markt von den Baustellen eingekreist, die Standler wurden von ihrer Kundschaft abgeschnitten. Als sie dann in die neue U-Bahn-Halle übersiedelt wurden, wurden die Mieten derart drastisch erhöht, dass viele Standler nicht mehr die Chance auf ein Weitermachen hatten. Nach 1995 wurden keine weiteren Initiativen gesetzt, um den Standort attraktiv zu machen. 

Der Floridsdorfer Markt - eine kurze Zustandsbeschreibung: Die Gebäude verfallen, die Kunden werden immer weniger, weil es keine Parkplätze gibt, die 
U-Bahn-Endstelle Floridsdorf ist zirka 10 Minuten zu Fuß entfernt, und die Standler geben dem Markt selber maximal drei Jahre Lebenszeit. Und der Bezirk - die SPÖ - ist nicht willens, etwas zu unternehmen. Ganz im Gegenteil, es besteht wieder der Eindruck, dass man den Markt langsam sterben lässt und vielleicht das Grundstück wieder anders verwerten kann. Sämtliche ÖVP-Anträge für die Revitalisierung des Marktes haben bis dato keinen Erfolg gezeigt.

Der Brunnenmarkt, der mit viel medialem Aufwand für die Revitalisierung beworben wurde: Dort sind die Marktstandler vom Marktamt verpflichtet worden, um 20 000 EUR neue Stände zu erwerben; das konnten die Marktstandler aus finanziellen Gründen nicht, und sie wollten es auch nicht. 

Jetzt haben wir das Beispiel der Markthalle Wien-Mitte. Über viele Jahre hinweg hat sich die Stadt Wien mit dem Verweis auf den Gesamtumbau des Bahnhofs Wien-Mitte geweigert, dort die notwendigsten Investitionen vorzunehmen. Aus jetziger Sicht kann man sagen: Das war ein Vorwand für die Schließung, der quasi aufgebaut wurde. Und jetzt, da man den Markt schließen möchte, bringt man die Marktstandler um die Existenz - für die Interessen einiger Großinvestoren! Die SPÖ, die immer für das Kleinstunternehmertum eingetreten ist, tritt dieses nun mit Füßen.

Herr Bürgermeister! Sie haben gefragt, warum diese Anfrage eine dringliche ist. Ich sage Ihnen, warum sie dringlich ist: Viele Familien werden ohne Brot sein!

In einem „Standard"-Artikel sagt ein 60-jähriger Fleischhauer, der seit 1972 einen kleinen Stand betreibt, dass er keine Chancen mehr haben wird, noch Arbeit zu finden. Er weiß nicht, wie er sein Haus abbezahlen soll, und als Selbstständiger bekommt er keine Arbeitslose. 

Ein Obst- und Gemüsehändler, der seit 20 Jahren tätig ist, hat sich dort drei Stände aufgebaut und hat vier Angestellte. Er sagt - er ist Vater von drei Kindern -: „Wer zahlt die Schulden? Ich zittere vor Angst.“ - Seine Frau sagt: „Ich finde die Vorgangsweise zum Kotzen.“ - Und sie drückt aus, was sich eigentlich alle denken. 

Bis vor Kurzem war es für die Leute fix, dass dieser Markt modernisiert wird und im Gesamtprojekt seinen Platz findet. Da wir alle wissen, dass ein Markt auch ein integrationspolitisches Instrument ist, ist es besonders fragwürdig, warum Sie als Integrationspolitikerin einen Markt schließen lassen. Die Leute fühlen sich allein gelassen, und sie haben keinen Ansprechpartner. Es werden zusätzlich 300 Arbeitsplätze vernichtet. Das ist eine Täuschung der Leute gewesen, und die Vorgangsweise war und ist unmenschlich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wiener Stadtregierung sollte einen Blick in die Geschichtsbücher machen. Die Märkte waren und sind Kristallisationspunkte, sie haben zur Entwicklung von Städten wesentlich beigetragen, sie sind kulturelle Orte, wirtschaftliche Orte und soziale Orte. Schauen Sie in diesem Zusammenhang in andere Metropolen, von Paris bis Barcelona, welchen Wert sie für eine Stadt haben, auch für den Tourismus, und wie Marktentwicklungskonzepte ausschauen, was für einen Markt getan werden kann. Die Wiener Stadtregierung bringt die Stadt um einen Teil ihrer Kultur, und diesem Marktzerstörungsprozess muss Einhalt geboten werden. 

Wir bringen hier zwei Anträge dazu ein. Der erste ist folgender Beschlussantrag von Dr Tschirf, Dr Aichinger und mir:

„Die amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfrauen und Konsumentenschutz möge den Erhalt des Marktes bei Wien-Mitte, der Landstraßer Markthalle, sicherstellen und die für die Erneuerung und Attraktivierung des Standortes erforderlichen finanziellen Mittel ehestmöglich bereitstellen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann stellen wir einen weiteren Beschlussantrag, gemeinsam mit Dr Wolfgang Ulm, Mag Ekici und Monika Riha, betreffend Sofort-Investition in Wiener Märkte, Landstraßer Markthalle. Insgesamt 920 000 EUR sind ursprünglich noch 2006 für Investitionen in die Wiener Märkte vorgesehen gewesen, sie sollen nun einer Rücklage zugeführt werden. Im Hinblick auf die derzeitigen Probleme der Märkte, zum Beispiel Markthalle bei Wien-Mitte oder Meiselmarkt, ist es unverständlich, dass eine solch enorme Summe übrig geblieben ist und nicht gleichzeitig für die Sanierung von Märkten verwendet wurde, wo das mehr als dringend notwendig ist. Denn die Erhaltung, Sanierungen und Erneuerung ist ja wohl eine der zentralen Aufgaben der Wiener Stadtverwaltung.

Wir stellen folgenden Beschlussantrag. 

„Die amtsführende Stadträtin möge die 920 000 EUR, die im Budget 2006 für Investitionen vorgesehen waren und die nun einer Rücklage zugeführt werden, 2007 für Sofort-Investitionen in die Wiener Märkte, vor allem in die Landstraßer Markthalle, bereit stellen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)
Wir werden alles tun, um zu versuchen, die Rettung der Halle dennoch zu erreichen. Unsere zentrale Forderung ist und bleibt die Sanierung und Erhaltung der Markthalle. Denn manchmal, Herr Bürgermeister, geht es nicht nur um unternehmerisches Denken, vor allem nicht, wenn man Stadtregierung ist und auch eine kulturelle und arbeitsmarktpolitische Verpflichtung hat. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Diese Dringliche Anfrage gibt sicher dazu Gelegenheit, jetzt - wenn auch zu vorgerückter Stunde - nicht nur ganz speziell über das Problem des Landstraßer Marktes, sondern vielleicht auch generell zur Situation der Märkte in Wien, aber auch zur Situation der Nahversorgung oder Geschäftsstraßen, ein paar Worte zu sagen. 

Wenn man sich die aktuelle Situation - jetzt mit oder ohne Landstraßer Markt - der Märkte in Wien anschaut, muss man schon feststellen, dass sie ja so problemlos nicht ist. Letztes Beispiel war etwa der Brunnenmarkt, wo man sich ein neues Konzept vorgestellt hat, das in vielen Bereichen doch an den Interessen der Betreiber, aber auch, wenn man mit den Einkaufenden auf diesem Markt spricht, an deren Interessen vorbeigeht. Wenn man sich die zuletzt sanierten Märkte in Wien anschaut, dann muss man feststellen, dass dieses Marktkonzept in die Richtung geht, dass man eine Normierung der Märkte, ein Einheitsbild, eine Einheitsbudenart, die teuer ist, aber auch steril wirkt, der Bevölkerung vorsetzt oder vorsetzen will. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, ein ganz wesentlicher Punkt, von dem ein Markt lebt, ist auch sein Flair. Das heißt nicht, dass man unhygienischen Umständen das Wort redet, aber ich glaube, man muss eben eines auch ganz deutlich unterscheiden: Haben wir einen temporären oder einen permanenten Markt vor uns? Handelt es sich um eine Markthalle? Oder haben wir es mit einem offenen Markt zu tun, haben wir es mit einem Straßenmarkt zu tun? Ich glaube, dass man die Märkte an sich nicht über einen Kamm scheren kann, sondern dass man bei einer Revitalisierung und Sanierung auch sehr genau auf die vorhandenen Gegebenheiten Rücksicht zu nehmen hat. 

Wenn wir das in den Gesamtkontext der Wiener Nahversorgung oder auch der Entwicklung der Geschäftstraßen stellen, dann kommt es mir schon ein bisschen so vor - und diese Kritik muss ich hier anbringen -, dass man auf der einen Seite die Geschäftsstraßen eher markt- oder basarartig verwandelt, indem riesige Ausräumungen auf den Straßen stattfinden dürfen. Ich kann mich erinnern, ich bin jetzt auch schon relativ lange in der Kommunalpolitik, und als ich 1987 als kleine Bezirksrätin in Hernals begonnen habe und bei der einen oder anderen Ortsbegehung mit dabei war, da hat man den Geschäftsleuten aber sehr genau vorgeschrieben, wie ihre Ausräumungen auszuschauen haben und in welcher Größe sich vielleicht auch noch ein kleines Bäumchen vor dem Geschäft befinden darf.

Heute wird auf diese Dinge offensichtlich überhaupt keine Rücksicht mehr genommen. Wir haben vor allem in den Bezirken 15, 16, 17, aber auch im 20. oder zum Teil im 12. Bezirk Ausräumungen, basarähnliche Zustände auf den Geschäftsstraßen, und diese sind dann noch gekoppelt mit einer Reihe von mehr oder weniger dort nicht hinpassenden Imbissbuden, wie etwa das letzte Beispiel auf der Alserstraße zeigt, wo der Gehsteig durch eine Kebap-Bude wirklich massiv beschränkt worden ist und die umliegenden Geschäftsleute gestört worden sind. 

So schaut im Moment die Entwicklung der Nahversorgung in Wien aus - man kann das ja nicht ganz auseinanderhalten und trennen -, die Entwicklung der Geschäftsstraßen, wo zunehmend Spielsalons, Telefon- und Internet-Shops, Videoverleihe und Fetzengeschäfte leider das Straßenbild prägen, in der Form, wie ich es vorhin skizziert habe. 

Im Gegensatz dazu fängt man an, Straßenmärkte, die nicht ganz gleichförmig sind und die vielleicht zum Teil ein bisschen schäbigere Verkaufsbuden haben - aber das gehört ja durchaus auch zum Bild, solange die Hygiene gewahrt bleibt, und da schaut der Kunde schon darauf, sehr geehrte Damen und Herren! -, in gleichförmige und sterile Zeilen umzuwandeln. Ich glaube, dass das nicht der richtige Weg ist.

Wenn wir über die Grenzen hinausschauen: Ich glaube, es gibt keine Stadt - nicht nur in Europa, sondern in der ganzen Welt -, die nicht durch ihre Märkte geprägt ist, durch ihre ganz unterschiedlichen Märkte, temporär oder permanent, in Hallen untergebracht, je nach Witterungslage, oder ganz im Freien. Wenn man nach Paris schaut, auf den Markt bei der Bastille, nach Amsterdam, auf den Münchner Viktualienmarkt: Diese Märkte leben nicht davon, dass sie gleichförmig und steril sind, sondern davon, dass sich dort buntes Leben entfaltet und ein Flair gibt und ein bisschen durchaus auch etwas Nostalgisches mit sich trägt, was ja ein Markt ist. Denn das ist ja die älteste Verkaufsform, wie wir sicher alle wissen. 

Der Kunde erwartet dort neben einem ausreichenden Angebot an Frischware und einem kostengünstigen Angebot natürlich auch dieses Flair und diese Umgebung. Ich wage zu behaupten, dass viele, die auf dem Markt einkaufen, es nicht nur deshalb tun, weil der Preis und das Angebot stimmen, sondern weil sie sich beim Einkaufen einfach wohl fühlen und das alles nicht unbedingt aus dem sterilen Supermarkt einkaufen wollen.

Wenn wir zurückblicken - und ich muss jetzt einmal um zirka 20 Jahre zurückgehen -, ist in meinem Wohnbezirk, in dem ich auch politisch tätig bin, Folgendes geschehen: Da gab es einen kleinen Markt - er war nicht mehr ganz auf der Höhe seiner Zeit -, das war der Dornermarkt. Den hat man in der Erwartung, dort ein Einkaufszentrum - mit Wasserwand und was weiß ich sonst noch - hinstellen zu können, einfach weggewidmet. 

Es ist jetzt erfreulich, dass da bei der ÖVP ein Umdenken stattgefunden hat. Denn es war zwar damals der sozialistische Bezirksvorsteher, dessen Wunsch es war, diesen Dornermarkt nicht in Form eines Marktes zu erhalten, aber die SPÖ wurde damals kräftig unterstützt von der Österreichischen Volkspartei. Daran kann ich mich noch sehr gut erinnern. 

Wir Freiheitliche waren als einzige Partei dagegen, dass man einen Markt nicht revitalisiert, sanft revitalisiert, in einem relativ armen Gebiet, wenn man das so sagen kann, dem Kalvarienbergviertel, mit weniger potenten Kunden, in einem Gebiet, wo viele alte Leute leben und wo der Ausländeranteil damals schon recht hoch war, also alles wirklich gezielte Marktkunden. Diesen Markt hat man - wupps, wupps - weggewidmet. 

Das Projekt EKZ - mit Wasserwand und Sonstigem - ist dort niemals aufgegangen, war niemals realisierbar, und die Anrainer wurden zehn Jahre lang mit einer Baugrube vor der Nase belästigt. Heute ist dort ein einfacher Platz, und es hat sich keine Geschäftsstruktur mehr entwickeln können. - So viel zu den Märkten in Wien. 

Der Brunnenmarkt ist ja in letzter Zeit auch im Fokus derer, die sich für diesen Markt interessieren. Auch hier, glaube ich, sei dies den Politikern mitgegeben: Man soll sich schon auf die Wünsche der Standler und vor allem auch auf die Wünsche der Kunden einstellen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Der Fall Landstraßer Markt ist in Wirklichkeit viel zu spät in der Diskussion. Wie ich mich erinnern kann - und ich hatte damals in der Gegend, obwohl ich aus einer ganz anderen komme, relativ oft zu tun -, war diese Markthalle doch schon in den 70er Jahren schäbig. Ich kann mich erinnern, ich bin damals dort nicht gerne durchgegangen, es war unhygienisch und es war grauslich. Es war allerdings - das war mir damals wurscht, aber ich wusste es - das Warenangebot, so wie heute, ein interessantes für die Kunden.

Ich glaube auch, dass es versäumt worden ist, diese Halle als Markthalle, so wie sie sich heute darstellt, zu sanieren. Das hätte man wahrscheinlich in den frühen Siebzigern in Angriff nehmen müssen, damit wirklich etwas daraus geworden wäre und damit es auch von einer wirtschaftlichen Überlegung getragen wäre. (GR Christian Hursky: Den gibt es erst seit 1979!) Dort war immer schon so ein ... Das stimmt ja nicht!

Wozu wir aber, meine ich, aufgerufen sind, ist, dass wir natürlich vor Ort das entsprechende Angebot an Nahversorgung erhalten müssen. Denn das ist gut und beliebt, und es kann sich keiner wünschen, dass dort dann wieder ausnahmslos die Geschäfte großer Ketten hineinkommen, in gleichförmige Art und Weise, wie uns eben viele EKZ, vor allem an Verkehrsknotenpunkten, präsentiert werden. 

Deshalb werden wir heute auch gerne einen Antrag mittragen, der sich damit befasst, dass wir die notwendigen Schritte unterstützen, um eben die zuständige Stadträtin zu ersuchen, entsprechende Verhandlungen einzuleiten, um dieses Angebot an Frischware, an kostengünstiger Frischware, dieses Angebot, das die Kunden gewöhnt sind, aber natürlich auch den Erhalt von Einzelhandel an diesem Standort, wenn möglich, zu sichern.

Sehr geehrte Damen und Herren! Märkte in einer Stadt sind wichtig und notwendig. Sie prägen die Stadt, sie sind Dreh- und Angelpunkte, sie sind ein wichtiger Teil der Nahversorgung. In weiten Bereichen von Wien ist die Nahversorgung leider schon ziemlich reduziert und wurden sozusagen mehrere Anschläge auf Geschäftsleute, auf Geschäftsstraßen durch die Politik, die in Wien seit Jahrzehnten so stattfindet, gemacht.

Wir ersuchen Sie daher, wirklich alles Mögliche zu unternehmen, dass an diesem Standort die Nahversorgung - allerdings in einer tragbaren Umgebung - für die Bevölkerung erhalten bleibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. Ich erteile es ihr.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im letzten Jahr hat erfreulicherweise Frau StRin Wehsely einen Arbeitskreis gehabt und sich wirklich dafür eingesetzt, dass die Marktordnung verbessert worden ist. An diesem Arbeitskreis waren auch die Fraktionen beteiligt. Sie sagte damals: Dies ist nur ein erster Schritt; wir werden weiterarbeiten, wir werden ein neues Marktkonzept erstellen, wir werden schauen, dass die Märkte auch eine gemeinsame Werbelinie bekommen. 

In einem dieser Arbeitskreise wurde auch der Landstraßer Markt angesprochen. Ich erinnere mich, ich glaube, es war die Marktamtschefin, die sagte: Im Zuge des Umbaus des Bahnhofs wird auch die Markthalle saniert, und dann erhalten wir auch eine wunderschöne, moderne Markthalle. 

Die APA-Aussendung des Herrn Bgm Häupl heute, muss ich sagen, hat mich wirklich entsetzt, weil sie eigentlich jede Diskussion abwürgt und fast verlangt, jede Hoffnung aufzugeben, an diesem Projekt weiterzuarbeiten. Wenn der Herr Bürgermeister sagt, wir wissen aus Umfragen, dass solche Hallen wenig beliebt sind, dann sage ich Ihnen, Herr Bürgermeister: Natürlich, solche Hallen sind wenig beliebt - Hallen, die man seit Jahren hat vergammeln lassen, eine Halle, die seit Jahren darauf wartet, dass man sie saniert! Aber das Warenangebot, das es in dieser Halle gegeben hat oder gibt, sollte man nicht aufgeben.

Ich denke allein an die Wiener Gastronomie, an die Wiener Küche. Wo bekommen Sie heute in Wien so eine Auswahl an Innereien? Viele von Ihnen essen sicher auch gerne ein Beuschel oder Leber, und gerade das war das Schöne, dort hinzugehen und einen Metzger neben dem anderen zu haben, auswählen zu können. In allen Städten haben wir solche Hallen. Warum wollen Sie diese Markthalle aufgeben? 

Aber es ist nicht allein das große Warenangebot, es ist auch die Verkehrsanbindung. Es spricht alles für diese Markthalle. Ich habe jetzt leider den Eindruck, dass es ziemlich bewusst passiert ist, dass man sie vernachlässigt hat, um dann herzugehen und zu sagen: Jetzt wird sie zugesperrt!

Wir werden heute dem Antrag der ÖVP zustimmen. Dem Antrag von SPÖ und FPÖ können wir nicht zustimmen, denn wenn ich hier lese: Erhaltung der Warenvielfalt, dann höre ich schon, wie es in drei Jahren, wenn umgebaut ist, heißen wird, man wird dort einen Branchen-Mix hineinbringen, man wird schauen, welcher Branchen-Mix notwendig ist. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich kann das Wort Branchen-Mix in Wien schon gar nicht mehr hören! Überall ist der gleiche Branchen-Mix, das sind dann Billa und Mann und H&M und wie sie alle heißen, und überall ist es dasselbe! Die Einmaligkeit dieses Marktes geht für immer und ewig verloren.

Wir werden jede Initiative unterstützen, und wir werden uns selbst noch sehr, sehr dafür engagieren, dass Sie umdenken und dass es noch gelingt, diese Markthalle zu retten, im Sinne der WienerInnen, im Sinne von vielen Touristen, die auch am Landstraßer U-Bahnhof ankommen. (GRin Nurten Yilmaz: Es gibt keinen einzigen Touristen dort!) Auch die kommen in schöne Markthallen. Ich muss Ihnen ehrlich sagen, ich weiß, dass in Brüssel, in Paris … (GRin Nurten Yilmaz: Aber diese Halle ist leider nicht schön!) 

Nein, die ist leider nicht schön, da gebe ich Ihnen recht. Aber genau deshalb sollen Sie sie auch sanieren! Selbst die Firma Salima hat angeboten, sie zu sanieren, wenn der politische Wille da ist, wieder eine Markthalle hineinzutun. 

Wenn ich heute sehe, dass die Firma Salima bereit ist, für Interspar einen Container für die nächsten drei Jahre aufzustellen, und die Wiener Regierung nicht fähig ist, für die Marktstandler einen Standort für diese drei Jahre zu schaffen, damit die Kunden nicht abhanden kommen und damit dann alle wieder in eine schön sanierte Halle zurückkehren, dann ist das wirklich ein trauriges Ergebnis dieser Regierung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

„Die SPÖ hat sich von einigen Wirtschaftsbossen weichklopfen lassen, die auf die frei werdenden Flächen spitz sind. Die Nahversorgung wird bewusst geschädigt.", wirft uns Herr Klubobmann Tschirf vor. Es hat schon einen Grund, dass er diese Wirtschaftsbosse nicht genau spezifiziert, denn was die ÖVP hier aufführt, ist eine Wirtschaftsposse! Die Gralshüterin der Privatisierung und des ökonomischen Wirtschaftens verliert sich hier im selbst gepflanzten Labyrinth von Halbwahrheiten und Unterstellungen. 

Wie sehen die Fakten aus? Im Herbst 2003 wurde durch die Stadt Wien ein städtebaulicher Wettbewerb, betreffend das Gesamtprojekt Wien-Mitte, mit insgesamt sechs TeilnehmerInnen abgehalten. Und: Eine Schätzung der MA 34, in Auftrag gegeben von der MA 59, ergab Neugestaltungskosten für die Markthalle in der Höhe 20 Millionen EUR. 

Diese 20 Millionen EUR sind einfach zu viel! Und die 1,4 Millionen EUR Defizit, die die Markthalle jedes Jahr die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler kostet, sind auf Dauer untragbar. Drei Viertel der Betriebskosten müssen aus Steuergeldern aufgebracht werden, meine Damen und Herren! 

Ich frage die Damen und Herren von der ÖVP: Ist das Ihre Grundüberzeugung von Unternehmertum und Wirtschaften, dass jede Banane und jeder Deka Faschiertes mit Steuergeldern zusätzlich subventioniert wird, nur damit er in der Landstraßer Markthalle seinen Käufer findet? Wenn das so ist - und ich kann das angesichts Ihrer Argumentation gar nicht abstreiten -, dann lautet Ihr Verständnis von Marktwirtschaft: dauerhaft sinnlos, subventioniert auf Kosten der SteuerzahlerInnen! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist unglaublich!) Sie verlangen für jede verkaufte Banane oder Gurke oder Fleisch, was auch immer, noch eine Markthallenabgabe in der Höhe von 1,4 Millionen EUR jährlich!

Markthallen benötigen, wie schon erwähnt, nach zirka 30 Jahren Nutzungszeit eine intensive bauliche und technische Sanierung. Selbst ohne zusätzliche Investitionen in eine neue verkaufstechnische Gestaltung der Halle würden sich die Kosten für eine solche Sanierung auf rund 10 Millionen EUR belaufen. Manche Bestandteile - das wurde auch schon erwähnt -, beispielsweise Kühlanlagen und Aufzüge, müssten maßgefertigt werden. Wollen Sie das? 

Ich meine, es gibt ja wirklich auch diverse Vorbilder. Auch die Ruine in Schönbrunn wurde umfassend saniert, damit sie wieder wie eine Ruine aussieht. Allerdings steht dieses Bauwerk unter Denkmalschutz. 

Ab dem Frühsommer - es wurde ebenfalls schon erwähnt - werden Ablöseverhandlungen beginnen. Von Seiten der Stadt haben bereits Gespräche von StRin Sandra Frauenberger mit der Präsidentin der Wirtschaftskammer Wien, Frau Kommerzialrätin Jank, hinsichtlich möglicher Ersatzobjekte stattgefunden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich den bereits angekündigten Beschlussantrag meiner Kollegin Silvia Rubik, der Frau GRin Matiasek und des Herrn GR Madejski einbringen. Er lautet:

„Die Stadt Wien ist in vielen internationalen Studien über die Lebensqualität stets an den vorderen Plätzen zu finden. Einer der Gründe für diesen hohen Standard ist die umfassende Nahversorgung der Konsumentinnen und Konsumenten mit qualitativ hochwertigen Lebensmitteln. Auch die Unternehmer der Landstraßer Markthalle haben in den vergangenen Jahren einen wertvollen Beitrag dazu geleistet. 

Die Bausubstanz und die technische Infrastruktur der 1979 eröffneten Markthalle ist jedoch aufgrund der langen und intensiven Nutzung in einem derart überalterten Zustand, dass der Fortbestand unter den gegebenen Umständen wirtschaftlich nicht mehr vertretbar ist. Die Stadt Wien wird aber bei den bevorstehenden Verhandlungen ihre Verantwortung und Wirtschaftskompetenz wahrnehmen, um für alle Beteiligten ein zufriedenstellendes Ergebnis zu erzielen. Darüber hinaus ist es ein vordringliches Anliegen, die hohe Qualität und Warenvielfalt auch für die Zukunft zu sichern. 

Die Stadträtin für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal, Sandra Frauenberger, und die MA 59 werden ersucht, mit dem neuen Eigentümer der Immobilie Wien-Mitte, der ‚Salima’ Wien-Mitte Projektentwicklung, Gespräche zu führen, um eine faire und tragbare Lösung für alle am Landstraßer Markt angesiedelten Unternehmer herbeizuführen und den Konsumentinnen und Konsumenten weiterhin ein kostengünstiges und umfangreiches Angebot an Frischwaren zu sichern. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren, vor allem von der Opposition! Sie tun ja so, als wenn wir hier einen blühenden Markt schließen würden. (GR Dr Matthias Tschirf: Waren Sie dort?) Selbstverständlich war ich dort! Ich kenne den Erstzustand, ich bin im 3. Bezirk aufgewachsen. Gehen Sie jetzt einmal hin! (GR Dr Matthias Tschirf: Ich kenne den Markt!) 

Kollegin Feldmann hat von 300 Arbeitsplätzen erzählt - stimmt nicht! (GR Dr Matthias Tschirf: O ja!) Es sind 175 Arbeitsplätze, maximal 200 Arbeitsplätze. Sie hat aber auch nicht von den Standlern erzählt, die bereits zwischen eins und zwei zusperren, weil die Leute nicht kommen. Das ist die Wahrheit: Attraktiv ist es nicht! (GR Dr Matthias Tschirf: Gehen wir gemeinsam hin auf den Markt!) Ich kenne den Markt wirklich gut: Dorthin verirren sich keine Touristen. 

Wir haben wunderschöne Märkte! Wir schauen auch darauf, es ist uns ein wichtiges Anliegen. (GR Dr Matthias Tschirf: Kann ich mir nicht vorstellen!) Schauen Sie, es wird zum Schutze der Konsumenten, zur Zufriedenheit der Konsumenten und zum Schutze der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler Lösungen geben. Es werden zum Schluss alle zufrieden sein, davon bin ich überzeugt. 

Ich frage mich, wessen Interessen die ÖVP eigentlich vertritt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wenn diese Marktwirtschaft, die Sie bei der Landstraßer Markthalle betreiben, Ihr marktwirtschaftliches Denken und Handeln widerspiegelt - na, dann ist das sicherlich keine soziale Marktwirtschaft! Es ist die Frage, ob es sich überhaupt um Marktwirtschaft handelt. 

Im Lexikon steht über Marktwirtschaft - hören wir uns das vielleicht an -: „Die Marktwirtschaft bezeichnet eine arbeitsteilig organisierte Wirtschaftsordnung, in der die Koordination von Produktion und Konsumation über das Zusammentreffen von Angebot und Nachfrage auf Märkten erfolgt." (GR Dr Matthias Tschirf: Wie würden Sie das ...?) So steht es im Lexikon. (GR Dr Matthias Tschirf: Im Lexikon! Die Realität ist: Zugesperrt wird!) Die Betonung liegt auf Angebot und Nachfrage, nicht auf Subventionierung und auch nicht auf Verschwendung von Steuergeldern! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Gehen wir gemeinsam hin!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Uns liegen die Wiener Märkte wirklich am Herzen. (GR Dr Matthias Tschirf: Das kann man nicht sagen!) Das lassen wir uns wirklich nicht nehmen. Wir haben ein umfangreiches Investitionsprogramm laufen, das die Stätten der Begegnung und des prallen Lebens auf den neuesten Stand bringt. Erst im Oktober ist der Meidlinger Markt in neuem Glanz präsentiert worden, insgesamt 2,4 Millionen EUR wurden in diesen beliebten Markt investiert. Der Brunnenmarkt, der längste Straßenmarkt Europas, wird umfassend saniert, erneuert und belebt, noch mehr belebt, als er jetzt schon ist. 

Seit dem letzten Sommer können die Wiener Märkte länger offen halten. Grundsätzlich dürfen alle Handelsstände während der Woche zwischen 6 und 19.30 Uhr geöffnet haben, am Samstag zwischen 6 und17 Uhr. Die Gastronomiezeiten sind ebenfalls verlängert worden. Die Marktkampagne in den letzten Jahren hat Zigtausenden Menschen die Bedeutung unserer Märkte vor Augen geführt und sie informiert. Wir machen mit diesen Investitionen und mit unseren Konzepten die Wiener Märkte reif für die kommenden Jahrzehnte. Aber das muss immer im Verhältnis zum Aufwand stehen. 

Wenn Wien-Mitte - die „Rattenburg", wie sie heute genannt wird -, wenn diese Bauruine durch ein modernes, zukunftsorientiertes Projekt ersetzt wird, das nach vielen Mühen und Plagen endlich realisiert wird, dann wirkt das Beharren der ÖVP auf die sanierungsbedürftige Markthalle umso absurder. Natürlich bedauern wir jede Schließung eines Marktes, wir haben aber auch die wirtschaftliche Situation zur Kenntnis zu nehmen. Jedenfalls wird auch in Zukunft die Nahversorgung sichergestellt werden, und die Stadt Wien wird dafür Sorge tragen, dass faire Ablöseverhandlungen geführt werden. Der weitere Betrieb der Landstraßer Markthalle war daher im Sinne eines verantwortungsbewussten Umganges mit Steuergeldern nicht mehr vertretbar. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Opposition! Ich würde vorschlagen: Bringen Sie uns einen Sponsor, und wir fangen sofort mit der Sanierung an! (GR Dr Matthias Tschirf: Wenn wir die Stadt regieren würden, würde sie nicht ...!) Aber solange dieser Sponsor die Steuerzahlerin und der Steuerzahler ist, gibt es keine Zustimmung der SPÖ. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Madejski hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GRin Nurten Yilmaz: Ich wollte einmal die Letzte sein! - GR Dr Herbert Madejski, auf dem Weg zum Rednerpult: Das ist Pech!)
GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Tschirf hat mich an sich wirklich dazu provoziert, hier noch einmal das Wort zu ergreifen. Es dürfte nämlich der Österreichischen Volkspartei entgangen sein, dass ich bereits im Jahr 2004 eine Anfrage gestellt habe - nach vielen Gesprächen, auch mit den damaligen Verantwortlichen der Stadt und natürlich auch mit den Marktstandlern und den Konsumenten -, in der ich genau auf diese Problematik, die Sie jetzt auch teilweise in Ihrer Anfrage haben, eingegangen bin. Schon damals war die Antwort eigentlich vollkommen klar, und daher verstehe ich jetzt diesen Inhalt Ihrer Dringlichen Anfrage und Ihrer Anträge nicht ganz.

Das war damals vollkommen klar, und alle haben es gewusst. Es war darauf hingewiesen worden, dass bei der Neuplanung von Wien-Mitte ein Konzept entworfen wird und dass die alte Markthalle, die ja wirklich kein Aushängeschild im 3. Bezirk ist, nicht in dieser Form erhalten bleiben wird.

Kollege Tschirf! Ich komme jetzt wieder auf meine Vormittagsrede zurück: Sie haben gemeinsam mit uns allen hier im Jahr 2004 einstimmig eine Flächenwidmung für ein Einkaufszentrum mit einer Fläche von zirka 32 000 m² mit beschlossen. Ist Ihnen damals nicht aufgefallen, dass da ein Einkaufszentrum in der Umgebung der Landstraßer Hauptstraße entsteht, das eine Konkurrenz für die Einzelhändler und die Nahversorgung in Ihrem Sinne war? Damals haben Sie mitgestimmt. Offenbar haben Sie aber jetzt wieder die Nahversorgung entdeckt! – Sie haben mich jetzt provoziert, das hier sagen zu müssen. Ich verstehe das nicht ganz!

Der Vorwurf an die SPÖ und die verantwortlichen Stadträte ist: Hätte man vor 20, 18 oder 15 Jahren gewisse Dinge saniert, wie es die Oppositionsparteien immer gefordert haben, dann wäre es unter Umständen möglich gewesen, diese alte Markthalle in ein neues Konzept architektonisch mit einzuplanen. Es ist vielleicht nicht ganz der richtige Vergleich, aber architektonisch können auch die devastierten und zerstörten Sofiensäle in ein neues Projekt eingeplant werden. – Hätte man damals saniert, dann wäre das möglich gewesen! Das ist der Vorwurf, der an die SPÖ und an die Mehrheitsfraktion zu machen ist.

Entscheidend ist allerdings nicht – und daher werden wir dem Antrag nicht zustimmen –, dass das Bauwerk der alten Markthalle bestehen bleibt, sondern entscheidend ist, das die Händler, die Konsumenten und alle, die dorthin gehen, um Frischware zu kaufen, ein gewisses Flair vorfinden. Dieses hätte man bei der Planung der Architektur in diesem neuen Komplex Wien-Mitte quasi mitnehmen können. Die Leute könnten ihre Geschäfte kostengünstig weiterführen, man könnte ihnen mit Subventionen und Krediten helfen, und letztlich wären auch die Kunden zufrieden.

Genau darum geht es uns in unserem gemeinsamen Antrag, den wir nicht nur hier im Rathaus stellen, sondern der schon, übrigens gemeinsam mit Teilen der Grünen Fraktion, im Bezirk mitbeschlossen wurde. 

Herr Kollege Tschirf! Dem zweiten Antrag hätten wir gerne zugestimmt: Ich war aber ganz überrascht, dass Frau Kollegin Feldmann dann einen anderen Text vorgelesen hat, den ich nicht hatte. Der ursprüngliche Text war nämlich, dass die 920 000 EUR im Budget nicht in die Rücklage zu führen, sondern für Sofortinvestitionen für die Wiener Märkte bereitzustellen sind. Da wären wir gerne mitgegangen. Ich habe jetzt aber vernommen – vielleicht habe ich mich verhört –, dass Sie jetzt noch einen Zusatz gemacht haben, in welchem von den Wiener Märkten „und insbesondere der Halle“ die Rede ist. – Dazu können wir die Zustimmung nicht geben, denn es wäre wirtschaftlich vollkommen sinnwidrig, die Investitionen jetzt in die Halle zu stecken, weil wir uns – wie alle wissen – auf Grund eines gemeinsam erstellten Flächenwidmungsplanes vor drei Jahren anders entschieden haben.

Entscheidend sind Flair, Markt und Frische. Die Konsumenten müssen sich wohl fühlen, und zwar anders als im Billa-Supermarkt. Das muss man garantieren können, und ich erwarte von der neuen Stadträtin, dass sie mit den Investoren redet. Dann sind wir alle zufrieden. Ihren Anträgen können wir aber leider nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Tschirf hat sich zu Wort gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte kurz ein paar Anmerkungen machen.

Zu meinem Vorredner möchte ich sagen: Einkaufszentrum und Markt sind zwei verschiedene Paar Schuhe. Für uns ist die Erhaltung des Marktes von Bedeutung, und ich möchte darauf hinweisen, dass die Landstraßer Bezirksvertretung bereits im September 2004 folgenden Antrag betreffend die Adaptierung der Markthalle einstimmig beschlossen hat. Da heißt es: „Die Markthalle bedarf entweder einer Generalrenovierung oder eines Neubaus. Der Nahversorgungsstandort ist jedenfalls zu sichern.“ Und weiter heißt es dann „Der Bezirksvorsteher von Wien Landstraße wird ersucht, sich im Zuge des Neubaus des Bahnhofskomplexes in Wien-Mitte für eine umfassende Sanierung der im Gebäude untergebrachten Markthalle einzusetzen.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das war die Sprachregelung, die von der SPÖ gewählt wurde, und das war zum Teil der Grund, warum wir dieser Flächenwidmung in diesem Haus letztlich zugestimmt haben. Klammheimlich hat man dann aber anderes geplant, und der Beantwortung, die der Herr Bürgermeister heute gegeben hat, kann man entnehmen, dass das offensichtlich schon länger geplant war. Möglicherweise wurde der Bezirksvorsteher informiert, sonst wurde aber niemand informiert. Die Parteien in der Bezirksvertretung 

konnten von der Beschlusslage des Jahres 2004 ausgehen, und nach dieser Beschlusslage war die Erhaltung des Landstraßer Marktes eine der Nebenabreden. Diese Lage wurde mit dem Beschluss von letzter Woche in der Bezirksvertretung abgeändert. Mehr als zwei Jahre hindurch war aber davon auszugehen gewesen, dass die Stadt Wien sehr wohl ein Interesse an der Landstraßer Markthalle hat, natürlich in einer neuen und modernisierten Art und Weise. Es war aber nicht davon die Rede, dass zugesperrt wird.

Vielleicht werden jetzt zwei, drei Standler irgendwo versorgt werden, aber in Wirklichkeit wird damit 150 Jahre Landstraßer Marktkultur zur Grabe getragen. Das haben Sie zu verantworten, und wir werden den Bürgern sicherlich sagen, wer da verantwortlich ist! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Dringliche Anfrage wurde beantwortet und die Debatte ist somit beendet.

Wir kommen gleich zur Abstimmung über die drei Beschluss- und Resolutionsanträge.

Ich komme zuerst zum Antrag der ÖVP bezüglich Erhaltung des Marktes bei Wien-Mitte, für den in formeller Hinsicht sofortige Abstimmung verlangt ist.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Der Antrag hat gegen Sozialdemokraten und FPÖ nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Antrag ist ebenfalls von der ÖVP und betrifft Sofortinvestitionen in Wiener Märkte – Landstraßer Markthalle.

Es ist sofortige Abstimmung beantragt.

Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Ich stelle das gleiche Abstimmungsergebnis fest: Der Antrag findet keine Mehrheit gegen SPÖ und FPÖ. 

Der letzte Antrag ist ein Beschluss- und Resolutionsantrag von der SPÖ und den Freiheitlichen betreffend ökonomisch sinnvolle Erhaltung der Warenvielfalt.

Auch hier bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat die Mehrheit gegen Volkspartei und GRÜNE gefunden. 

Meine Damen und Herren!

Die öffentliche Sitzung ist somit beendet.

(Schluss um 20.08 Uhr.)
